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Erſte Sitzung

verhandlungen
Die Landesſynode hat ihre Verhandlungen durch die von ihr beſtellten Schriftführer und durch Stenographen aufzeichnen

laſſen . Außerdem wurden die Anſprachen der Plenarſitzungen auf Tonband aufgenommen . Hiernach erfolgte die nach⸗

ſtehende Bearbeitung der Verhandlungen .

l ie Landesſynode tagte in der „ Käthe⸗Luther⸗Schule “ in Herrenalb . Der Eröffnungsgottesdienſt fand am 4. Januar

1953 in der Kirche in Herrenalb ſtatt . Die Predigt hielt der Herr Landesbiſchof .

Erſte öffentliche Sitzung

Herrenalb , Samstag ,

Tagesordnung

8

Eröffnung durch den Präſidenten .

II .

Bekanntgabe der Entſchuldigungen .

III .

Bekanntgabe der Vorlagen und Eingänge und Verteilung

an die Ausſchüſſe und zuſtändigen Stellen .

1

Ausſprache über den Termin der Einberufung der Landes⸗

ſynode .
*

4.

Präſident Dr . Umhauer eröffnet die Sitzung .
Kreisdekan Prof . D. Hof ſpricht das Eingangsgebet .

Durch Namensaufruf wird die Anweſenheit der Mitglieder
der Synode feſtgeſtellt ( 40) und eine Anweſenheitsliſte in

Umlauf geſetzt .

Präſident Dr . Umhauer : Sehr verehrte Konſynodale ! Ich

habe vorhin ſchon Gelegenheit gehabt , Sie zu begrüßen und

Ihnen meine herzlichſten Segenswünſche zum neuen Jahr

auszuſprechen . Ich darf deshalb jetzt davon abſehen , weitere

Ausführungen hierzu zu machen . Ich möchte nur noch um

Entſchuldigung bitten wegen des ungewöhnlichen Zeitpunk⸗
tes , der für dieſe Synode gewählt wurde . Eigentlich war ſie

ja im Oktober fällig . Aber bis dahin war es nicht möglich ,

den Hauptgegenſtand unſerer Beratungen , nämlich das Ge⸗

ſetz über die Leitung der Evang . ⸗proteſtantiſchen Landes⸗

kirche , fertigzuſtellen . Der von Ihnen gewählte Kleine Verf . ⸗

Ausſchuß iſt zwar ein volles Jahr mit dieſer Arbeit beſchäf⸗

tigt geweſen . Er war auch im Sommer d. J . mit ſeinen vor⸗

bereitenden Arbeiten zu Ende gekommen . Aber im Evang .

Oberkirchenrat und im Erweiterten Evang . Oberkirchenrat

fehlten noch die abſchließenden Beratungen , ſo daß die Frage

auftauchte , ob man die Spätjahrstagung ausfallen und die
ganze Arbeit , die für die Spätjahrstagung und für die Früh⸗
jahrstagung in Frage kam , auf die im kommenden Frühjahr

ſtattfindende Tagung zuſammenlegen ſollte . Man iſt hier⸗
von abgekommen , weil man der Überzeugung war , daß das

dann ein ſo gerüttelt Maß von Arbeit ſein würde , daß die

den z3. JFanuar 1953 , 20 Uhs

zur Verfügung ſtehenden vier oder ſünf Tage — mehr kann

man ja den Herren , die im Beruf ſtehen , nicht zumuten —

nicht ausreichen würden . Wir werden ja im Frühjahr die

Kirchengeſchichte und den Haushaltsplan zu beraten haben ,
und dazu dann noch ein ſo wichtiges Geſetz wie das Leitungs⸗

geſetz zu nehmen , das ſchien nicht anzugehen . Man hat des⸗

halb beſchloſſen , die Spätjahrstagung etwas weiter hinaus⸗

zurücken und jetzt in den Ferientagen zwiſchen Weihnachten
und Neujahr abzuhalten . Das war aber insbeſondere für die

Herren Pfarrer unter uns eine ſchwere Belaſtung . Ich bin

der Letzte , der das nicht anerkennen wollte , und ich verſtehe

durchaus , daß ich von verſchiedenen Seiten Notrufe zu hören

bekam , ob man denn nicht wiſſe , daß der Pfarrer an Weih⸗
nachten außerordentlich ſtark belaſtet ſei und daß nach dem

Dreikönigstag wieder die Schule beginne , ob man ihm denn

dieſe paar Tage der Ruhe und Erholung nicht gönnen möge .

Ich mußte darauf antworten : jawohl , wir haben das wohl

bedacht , ſind aber zu unſerem lebhaften Bedauern außer⸗

ſtande geweſen , darauf weiter Rückſicht zu nehmen , als daß
wir den Beginn der Tagung auf 3. Januar verlegten . Ich

perſönlich knüpfte daran die Hoffnung , daß die anders ge⸗
artete Tätigkeit , die hier zu entfalten iſt , die ſchöne Natur

und das Zuſammenſein eine gewiſſe Abwechſlung bringen
und auch wieder eine gewiſſe Erholung , ſo daß ſchließlich

zwiſchen der Berufsarbeit an Weihnachten und der Berufs⸗
arbeit nach Dreikönig doch eine kleine Atempauſe ſein werde .

Es ſind ja nicht alle von uns in gleichem Maße belaſtet . Ich

habe volles Verſtändnis für die ſchwere Arbeit , die unſeren

Vorſitzenden der Ausſchüſſe , ſoweit ſie befaßt werden , be⸗

vorſteht . Ich habe auch volles Verſtändnis für die ſchwere

Arbeit , die man den Berichterſtattern zumutet . Aber ich

glaube , daß das , was wir andern noch ſo dazu beitragen ,

mehr zu einer Erhebung geeignet iſt , als daß es als Arbeit

anzuſehen wäre . Ich bitte Sie alſo um Ihr freundliches Ver⸗

ſtändnis dafür , daß wir dieſe ungewöhnliche Zeit für unſere

Tagung vorgeſehen haben .

Wir haben die Hoffnung , im April oder Mai —ich hoffe
Ende April —, wenn wir zur Frühjahrstagung zuſammen⸗

kommen , dann in unſeren neuen eigenen Räumen tagen zu

können , die uns Konſynodale Dr. Schmechel in hervorragen⸗
der Weiſe geſtaltet hat . Ich war ſelbſt an Neujahr dort und

bin durch alle Räume gegangen und muß ſagen , ich war der

Bewunderung voll für das , was er geleiſtet hat . Ich kann

mir vorſtellen , wie das alles , wenn es fertiggeſtellt iſt , wirken
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wird , und ich darf ihm jetzt ſchon hier meine perſönliche An⸗
erkennung und den Glückwünſch der Synode zum Erfolg

ſeiner Arbeit ausſprechen .
Dem Landesverein für Innere Miſſion und der Käthe⸗

Luther⸗Schule insbeſondere , in deren Räumen wir heute
tagen dürfen , ſoll unſer beſonderer Dank gewidmet ſein . Wir

wiſſen , welch große Belaſtung es für die Innere Miſſion und

für die Schule bedeutet , daß in den Tagen , in denen ſonſt
Ruhe herrſcht und die Möglichkeit gegeben iſt , eine General⸗

reinigung vorzunehmen , wir mit unſeren Stiefeln kommen
und die Ruhe ſtören . Um ſo mehr ſind wir dem Hauſe und

ſeiner Leitung , inſonderheit dem Herrn Kirchenrat Huß als
dem erſten Vorſitzenden des Bad . Landesvereins für Innere

Miſſion und den leitenden Schweſtern herzlich dankbar dafür ,
daß ſie uns hier beherbergen .

II .

Entſchuldigt haben ſich für die ganze Tagung die Syno⸗
dalen Frhr . von Gemmingen , Oberſtudiendirektor Dr . Lampp ,
Steuerberater Lindenbach , Buchbindermeiſter Popp und

Prof . D. Dr . Ritter , außerdem Prof . D. Hupfeld ; zu einem

ſpäteren Zeitpunkt können erſt eintreffen die Synodalen Prof .
Dr . Hahn und Dekan Hauß .

III .
Der Präſident gibt die Vorlagen und Eingänge

bekannt , die den einzelnen Ausſchüſſen überwieſen werden .
Präſident Dr . Umhauer : Ein Schreiben des Herrn Pfarrer

Frank⸗Tonaueſchingen , das ſich mit dem Zeitpunkt der Sy⸗
node befaßt . Ich habe ihm , wie vorhin ſchon ausgeführt ,
entſprechend geantwortet und um Entſchuldigung gebeten ,
daß wir keine größere Rückſicht nehmen können .

Dann hat der Evang . Pfarrverein in Baden durch den
Vorſitzenden , Herrn Dekan Schühle , mich als Präſident der
Synode eingeladen , an dem Bad . Pfarrertag , der mit dem
60jährigen Jubiläum des Pfarrvereins verbunden ſei , teil⸗
zunehmen . Ich war zu meinem lebhaften Bedauern beruflich
verhindert , am 29. und 30. 6. zu erſcheinen , und habe deshalb
meinen Vertreter , meinen erſten Vertreter , Herrn Dekan
Hauß , gebeten , die Vertretung der Synode zu übernehmen .

Weiter machte der Präſident Mitteilung von einem Brief⸗
wechſel , den er in Zuſammenhang mit der Wahl von Prof .
DPr. Hahn zum Biſchof in Oldenburg mit dem Präſidenten
der Synode der Evanglutheriſchen Kirche in Oldenburg ge⸗
führt hat , und fuhr dann fort :

Der Württembergiſche Evang . Landeskirchentag hat uns
wieder eingeladen , an der Tagung vom 12 . —14 . November
teilzunehmen . Ich habe Herrn Pfarrer Specht gebeten ,
namens der Synode wie ſchon einmal teilzunehmen . Herr
Pfarrer Specht hat ſich bereit erklärt und hat auch an der
Tagung teilgenommen . Er wird ſicherlich , wenn ſich Zeit
findet , gern uns über das , was er dort miterlebt hat , er⸗
zählen .

Zu dem „ Entwurf eines kirchlichen Geſetzes , die Leitung
der Landeskirche betr . “ ſind mir eine Reihe von Eingaben
zugegangen . In erſter Linie ein Telegramm des Pfarrkon⸗
vents in Heidelberg , das lautet :

„ „ Der Pfarrkonvent des Kirchenbezirks Heidelberg prote⸗
ſtiert einſtimmig dagegen , daß ein ſo entſcheidend wich⸗
tiges Geſetz wie das die Leitung der Landeskirche betr . von
der Landesſynode beſchloſſen werden ſoll , ohne daß den
Gemeinden vorher genügend Zeit gegeben iſt , ſich mit ihren
Synodalen darüber eingehend zu beſprechen . Wir bitten
daher , die Beſchlußfaſſung über dieſes Geſetz zu vertagen .

Im Auftrag des Pfarrkonvents : Hauß. “
Außerdem iſt mir zugegangen ein Schreiben des Evang.Dekanats Mannheim , unterzeichnet von Herrn Kirchenrat

Dekan Joeſt , das folgenden Wortlaut hat :
Abg. Schweikhart lieſt :

„ Mit großer Beſorgnis wenden ſich die Pfarrer des
Kirchenbezirks Mannheim an den Herrn Präſidenten der

Landesſynode der Vereinigten Evang . ⸗prot . Landeskirche
Badens und bitten um Vertagung der Beſchlußfaſſung
über den Entwurf eines Kirchengeſetzes die Leitung der
Landeskirche betreffend .

Wir vergeſſen nicht , daß wir in Fürbitte der Leitung
unſerer Kirche gedenken und bekennen uns zu der not⸗

wendigen Ehrfurcht gegenüber den geſetzten Amtern des

Biſchofs und des Oberkirchenrats , aber wir bedauern , daß
es den Synodalen wegen der verſpäteten Zuſtellung nicht
möglich war , den Entwurf uns rechtzeitig zur Kenntnis

zu geben und mit uns zu beraten .

Schon nach der erſten Durcharbeitung ergeben ſich ernſte
Bedenken , ob nicht das Geſetz im Widerſpruch ſteht mit
dem Geiſt der Bad . Unionsurkunde , der Verfaſſung der

Landeskirche , der Barmer Erklärung und geſetzliche und

geiſtliche Aufgaben unterſchiedslos nur vom geſetzlichen
Geſichtspunkt aus regeln will .

Es iſt uns ein Anliegen , daß das Vertrauen zwiſchen
Kirchengemeinden , Pfarrerſchaft und Kirchenleitung durch
dieſe geſetzliche Regelung nicht ernſtlich gefährdet wird
und wir legen uns die Frage vor , ob hier nicht geiſtliche
Vollmacht durch ein Ermächtigungsgeſetz erſetzt wird .

Wir bitten die Synode durch ihren Präſidenten deshalb
um Vertagung der Beſchlußfaſſung über dieſes Geſetz , bis
die ganze Tragweite des Geſetzes überſchaut werden kann .

Dieſer Antrag wurde auf der Pfarrkonferenz des Kir⸗

chenbezirks Mannheim am Montag , den 29. Dezember
1952 mit 31 Stimmen angenommen . Es erhob ſich keine
Gegenſtimme . Ein Pfarrer enthielt ſich der Stimme .

Gleichzeitig wurde beſchloſſen , dieſen Antrag dem Evan⸗

geliſchen Oberkirchenrat über das Dekanat Mannheim zu⸗
zuleiten mit der Bitte um wohlwollende Prüfung , ob nicht
die Vorlage noch vor der nächſten Tagung der Synode
zurückgezogen werden kann . gez. Joeſt , Dekan . “
In ähnlicher Weiſe lautet eine Eingabe , die der Vor⸗

ſitzende des Landesbruderrats der Bad . Bekenntnisgemein⸗
ſchaft , Herr Dekan Dr . Köhnlein , am 2. 1. mir hat zukommen
laſſen .

Abg . Schweikhart lieſt :
„ Der heute in Karlsruhe zu einer erweiterten Sitzung

verſammelte Landesbruderrat der Bad . Bekenntnisgemein⸗
ſchaft bittet die Synode , in der bevorſtehenden Sitzung
über die Vorlage des Erweiterten Oberkirchenrats , das

Geſetz über die Leitung der Landeskirche betr . , nicht zu be⸗

ſchließen , ſondern lediglich zu beraten .
Wir ſind der Überzeugung , daß das Leitungsgeſetz von

ſo großer Bedeutung für die Zukunft unſerer Kirche iſt ,
daß wir es nicht für vertretbar halten , darüber endgültig
zu beſchließen , bevor nicht auch den Amtsbrüdern , evtl .
auch den Bezirksſynoden , Gelegenheit gegeben iſt , ſich dazu
zu äußern .

Wir ſtellen dieſen Antrag , obwohl wir wiſſen , daß nach
dem geltenden Geſetz die Anhörung der Bezirksſynoden
nicht gefordert werden kann . gez. Dr . Köhnlein . “
Schließlich iſt eine Eingabe des Freiburger Arbeitskreiſes ,

unterzeichnet von Dr . Erwin Hegel und Otto Katz , Pfarrer ,
Opfingen , vom 30. 12. zu verleſen .

Abg . Schweikhart lieſt :
„ Nach eingehender Beratung der Geſetzesvorlage des

Erweiterten Oberkirchenrats Die Leitung der Landes⸗
kirche betreffend ' . , und nach brüderlicher Ausſprache im
erweiterten Konvent des Freiburger und Müllheimer
Kirchenbezirks beehrt ſich der Freiburger Arbeitskreis , dem
vierzig Pfarrer unſerer Badiſchen Landeskiche angehören ,
Ihnen folgendes vorzutragen :

Obgleich wir die Intention und vor allen Dingen die
Sorge der in die Verantwortung für unſere Landeskirche
gerufenen Männer verſtehen , durch ein Geſetz zur Leitung
unſerer Landeskirche einen feſten , geſetzlich verankerten
Zuſtand herbeizuführen , und ſo ſehr wir es begrüßen , daß



— wie in § 1 , Abſatz 3 es ausgedrückt wird — die Leitung
der Landeskirche in ihren Entſcheidungen ſich von der geiſt⸗
lichen Mitte leiten und beſtimmen laſſen möchte , ſo haben
wir doch im Blick auf das Ganze und die Einzelheiten der

Geſetzesvorlage erhebliche Bedenken gegen eine Erhebung
dieſer Geſetzesvorlage zum Geſetz . Folgende Gründe ſind
es, die unſere kritiſche Stellungnahme beſtimmen :

1. Der Geſetzesvorlage fehlt eine eindeutige theologiſche
Präambel , aus der hervorgeht , in welcher Zuordnung das

geiſtliche Recht , auf Grund deſſen kirchenregimentliche Ent⸗

ſcheidungen getroffen werden , zum Evangelium geſehen
wird . Es müßte deutlich werden , worin der Unterſchied
evangeliſch - geiſtlichen Rechtes gegenüber dem katholiſchen
geiſtlichen Recht geſehen wird . Dieſe Frage führt ſchließ⸗
lich zu einer Beſinnung über die Interpretation der
Unionsurkunde und den entſcheidenden Satz in der Unions⸗

urkunde , wonach die EA. nur inſofern und inſoweit nor⸗
mative Bedeutung hat , als in ihr das Prinzip der freien
Forſchung der Heiligen Schrift als der alleinigen Grund —

lage unſeres Glaubens zum Ausdruck kommt . Die der

Geſetzesvorlage beigegebene Begründung , in der der Ver⸗

ſuch gemacht wird , aus einigen Artikeln der CA. , vor
allen Dingen dem 28. Artikel , eine Begründung evangeliſch⸗
geiſtlichen Rechtes abzuleiten , ſcheint uns das Verhältnis
von Bekenntis und Heiliger Schrift zu verſchieben . Die

Begründung läßt eine überzeugende Beweisführung eines

geiſtlichen Rechtes aus der Heiligen Schrift vermiſſen .
Damit fehlt den einzelnen Beſtimmungen der Geſetzes⸗
vorlage die notwendige Beziehung zum Schriftgrund , d. h.
es wird nicht deutlich , inwiefern gerade dieſe Geſetzesvor⸗
lage die Leitung der Landeskirche als geiſtlich und recht⸗
lich unaufgebbare Einheit “ konkret macht .

2. Zu einzelnen Paragraphen der Geſetzesvorlage bitten
wir folgende Bedenken vortragen zu dürfen :

Die in Abſchnitt U zum Ausdruck kommende Auffaſſung ,
wonach die Landesſynode keine Beſchwerdeinſtanz iſt , ſtellt
eine Einſchränkung des ſynodalen Charakters unſerer
Landeskirche dar . Dieſe Einſchränkung wird dadurch nicht

aufgehoben , daß dem Erweiterten Oberkirchenrat als der

künftigen Beſchwerdeinſtanz gegen Verfügungen des Ober⸗

kirchenrats fünf bzw. ſechs Synodale beigeſellt werden .

Vielmehr zeigt die Zuſammenſetzung des Erweiterten

Oberkirchenrats , daß das ſynodale Element rein zahlen⸗
mäßig immer in der Minderheit ſein wird , abgeſehen von
der juriſtiſch höchſt fragwürdigen Situation , wonach die

Stelle , gegen die unter Umſtänden Beſchwerde geführt
werden ſoll und kann , zugleich Beſchwerdeinſtanz iſt . Im

Zuſammenhang mit der Landesſynode haben wir Beden⸗
ken gegenüber einer Erhöhung der vom Landesbiſchof

zu berufenden Synodalen von zehn auf vierzehn . Auf
jeden Fall iſt uns die dafür gegebene Begründung un⸗

durchſichtig . Daß wir einer Erweiterung der Synode durch—⸗
aus poſitiv gegenüber ſtehen , wird mit dieſem Einwand

nicht berührt . Es gibt andere Wege zu einer ſolchen Er⸗

weiterung .
Im Blick auf die Darſtellung der Leitungsfunktionen

des Landesbiſchofs haben wir Bedenken gegen Abſchnitt e) ,
in dem geſagt wird , daß dem Landesbiſchof das Wächteramt
über Glauben und Lehre der Kirche übertragen ſei . Dieſes
Wort ſcheint uns in mehrfacher Hinſicht Mißdeutungen
ausgeſetzt zu ſein . Es könnte als Anſatz einer ſpäteren

Entwicklung zu einer Art Lehramt gebraucht werden . Wir

bitten , eine andere Umſchreibung dieſer notwendigen
Funktion der Leitungsaufgaben des Biſchofs zu ſuchen .

Dieſe Hinweiſe auf einzelne konkrete Beſtimmungen in

der Geſetzesvorlage ſollen genügen , um das Anliegen un⸗

ſeres Schreibens deutlich zu machen . Wir halten den vor⸗

liegenden Geſetzesentwurf ſowohl in der theologiſchen Be —

gründung , wie auch in entſcheidenden Einzelbeſtimmungen
noch nicht für ſo ausgereift , daß die Geſetzesvorlage zum
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Geſetz erhoben werden kann . Wir haben daher die Syno⸗
dalen des Freiburg - Müllheimer Bezirkes gebeten , in der

Synode dahin zu wirken , daß die Geſetzesvorlage zu einer

neuerlichen Beratung dem Rechtsausſchuß zurückverwieſen
wird , um einer ſpäteren Synode wieder vorgelegt zu wer⸗
den . Der Unterzeichnete bittet Sie , hochverehrter Herr
Präſident , dieſes Schreiben bei der Diskuſſion um die

Geſetzesvorlage der Synode zur Kenntnis zu bringen . Wir

glauben , daß die Synode und die in die Verantwortung
der kirchlichen Leitung gerufenen Männer alles Intereſſe
daran haben , die Reaktion zu hören , die dieſe Geſetzes⸗
vorlage bei ihrer Bekanntwerdung ausgelöſt hat .

gez. Dr . Erwin Hegel , Pfarrer ; gez. Otto Katz , Pfarrer . “

Von dieſen Eingaben ſind die beiden erſt verleſenen , näm⸗

lich das Telegramm des Pfarrkonvents Heidelberg und die

Reſolution der Pfarrkonferenz in Mannheim , mir am Abend
des 30. bzw. am 31. Dezember zugegangen , ſo daß ich die

Möglichkeit hatte , am Morgen des 31. Dezember mit dem

Herrn Landesbiſchof und den damals in Karlsruhe anweſen⸗
den Herren Mitgliedern des Oberkirchenrats hierwegen Füh⸗
lung zu nehmen . Es wurde die Auffaſſung vertreten , daß
eine Zurückziehung der Vorlage ſchon um deswillen nicht
in Frage komme , weil das Aufgabe des Erweiterten Evang .
Oberkirchenrats wäre , der ja nicht greifbar war . Aber auch

ſonſt war man der Auffaſſung , daß die Vorlage nicht zurück⸗
gezogen werden ſollte , ſondern daß ſie hier der Landesſynode
zur Bearbeitung in dem zuſtändigen Ausſchuß übergeben
werden ſolle , wobei es dann der Landesſynode überlaſſen
bleibe , zu beſtimmen , ob ſie beſchließen wolle , oder ob ſie
nach ausgiebiger Beratung der Grundtendenz und der ein⸗

zelnen vorliegenden Beſtimmungen die Beſchlußfaſſung bis

zur Frühjahrtstagung zurückſtellen wolle , in welchem Fall
dann die Opponenten reichlich Gelegenheit hätten , ihre Mei⸗

nung ſchriftlich oder durch Mitglieder der Synode zur
Sprache zu bringen . Im übrigen iſt ſowohl der Kleine Ver⸗

faſſungsausſchuß als auch der Oberkirchenrat und der Er⸗

weiterte Evang . Oberkirchenrat ſich keiner Schuld bewußt
etwa in der Richtung , daß die Vorlage zu ſpät fertiggeſtellt
und zu ſpät hinausgegeben worden ſei . Ich habe vorhin ſchon

geſagt , daß der Kleine Verfaſſungsausſchuß ſchon im Sommer

mit ſeinen Beratungen fertig war und daß im Oberkirchen⸗
rat eine ſehr eingehende Beratung Zeit erforderte , und daß
er —dies ſei zum Lobe des Oberkirchenrats geſagt —nicht

einfach mit beiden Füßen auf den Boden der Vorlage des

Kleinen Verfaſſungsausſchuſſes geſprungen iſt , ſondern erſt
eine eingehende Prüfung hat ſtattfinden laſſen , und daß im

Erweiterten Evang . Oberkirchenrat gleichfalls eine Prüfung

ſtattfand . Aber immerhin ſo, daß am 3. Dezember , alſo ge⸗
nau vor einem Monat , die Vorlage von Karlsruhe hat

hinausgehen können . Wenn ſie dann erſt 14 Tage ſpäter , wie

von einigen Herren hier erklärt wird , in die Hände der

Pfarrer gekommen iſt , iſt das jedenfalls nicht Schuld des

Oberkirchenrats .
Ich ſelbſt habe den beiden Unterzeichnern des Telegramms

und der Eingabe , der Reſolution der Mannheimer Pfarr⸗
konferenz , die mir noch ſo zeitig zukamen , daß ich antworten

konnte , durch Telegramm folgendes geantwortet :

An Herrn Dekan Hauß⸗Heidelberg :
„ Antrag des Pfarrkonvents Heidelberg wird der Landes⸗

ſynode zur Beſchlußfaſſung vorgelegt . Oberkirchenrat iſt
verſtändigt . “

Und an Herrn Dekan Joeſt⸗Mannheim habe ich ge⸗
antwortet :

„ Reſolution der Pfarrkonferenz wird der Landesſynode

zur Beſchlußfaſſung vorgelegt . Oberkirchenrat iſt verſtän⸗
digt . Zurückziehung der Vorlage vor der Synode war un⸗

möglich . “
Das wäre , was hierzu rein formell und geſchäftsordnungs⸗

mäßig zu bemerken iſt .



Abgeordneter Bernlehr : Zu demSchreiben des Freiburger
Arbeitskreiſes fühle ich mich gedrängt , ein Wort zur Klar⸗
ſtellung zu ſagen : Ich möchte zum Ausdruck bringen , daß
dieſe Auffaſſung die Meinung und Stellungnahme des Frei⸗
burger Arbeitskreiſes iſt und nicht die einhellige Stellung⸗
nahme etwa des Freiburger und Müllheimer Konvents , wie
es vielleicht nach der Faſſung des erſten Abſchnittes aus⸗
ſehen könnte . Ich halte dieſes Wort zur Klarſtellung nötig .

Die Synode erklärt ſich — bei 1 Stimmenthaltung —

einſtimmig damit einverſtanden , daß die Vorlage 1 dem
Verfaſſungsausſchuß überwieſen wird und daß in Abwei⸗
chung von der üblichen Geſchäftsordnung jeder Synodale,
gleich ob er Mitglied des Ausſchuſſes iſt oder nicht , die Mög⸗
lichkeit hat , in dieſer Ausſchußſitzung das Wort zu ergreifen .

Zu den anonymen Eingaben , die allen Mitgliedern der
Synode zugeſandt wurden , beſchloß die Landesſynode , ſie
offiziell nicht zu bearbeiten .

Zu der Eingabe des Inhabers der Firma Joh . Ph . Gruberin Karlsruhe , der ſich darüber beſchwert , daß die Umzüge
von Pfarrern faſt ausſchließlich von der Firma Hannich
in Bretten durchgeführt werden , gibt der Präſident be⸗
kannt , daß er dem Oberkirchenrat von dieſer Eingabe Kennt⸗
nis gegeben hat . Nach Verleſung der Stellungnahme des
Oberkirchenrats und der Antwort des Präſidenten an die
Firma Gruber beſchließt die Synode , dieſe Angelegenheit als
erledigt zu betrachten .

Präſident Pr . Umhauer : Die Pfarrer der Lutherkirche in
Mannheim haben folgende Eingabe an die Landesſynode
gerichtet :

Abgeordneter Schweikhart lieſt :
„ Noch unter dem Eindruck einer Silveſternacht voll

ſinnloſer Knallerei , hemmungsloſer Vergnügungsſucht und
widerlicher Trunkenheit richten wir die Aufmerkſamkeit
der Synode auf die Tatſache , daß die ungeſtörte Verkündi⸗
gung an unſeren Gottesdienſtſtätten am Silveſterabend
nicht mehr gewährleiſtet iſt . Der auf 20 Uhr in der Luther⸗
kirche angeſetzte Gottesdienſt mit anſchließender Feier des
Hl. Abendmahls wurde durch Donnerſchläge unmittelbar
um die Kirche während der ganzen Dauer empſindlich ge⸗
ſtört . Eine Vorverlegung auf 18 Uhr hätte zur gleichen
Störung geführt , da vereinzelt ſchon in der Adventszeit ,
erſt recht aber in den Tagen nach Weihnachten die Knal⸗
lerei bei Einbruch der Dunkelheit überhand nahm . Selbſt
der Neujahrsgottesdienſt früh litt noch unter Knallerei .
In anderen Gemeinden , auch anderer Städte ( Providenz⸗
kirche Heidelberg ) wurden ähnliche Erfahrungen gemacht .
Es erſcheint uns ein Wort der Synode an die Amter für
öffentliche Ordnung in den Städten oder an zentrale
Stellen in Stuttgart oder Bonn dringend nötig , da ſonſt
Gottesdienſte an Altjahrsabenden künftig nicht mehr ge⸗
halten werden könnten .

Die drei Pfarrer der Lutherkirche in Mannheim :
gez. Lehmann , gez. Simon , gez. Heinzelmann . “

Es wird ſich die Frage erheben , ob wir dieſe Eingabe nicht
unmittelbar an den Oberkirchenrat zur weiteren zuſtändigen
Veranlaſſung überweiſen . Ich glaube nicht , daß ein Wort
der Synode an die Polizeipräſidien angebracht iſt .

Abgeordneter Schneider : Ich bin damit einverſtanden ,
möchte nur in dieſem Zuſammenhang noch erwähnen , daßwir im neuen Bundesland vorausſichtlich dieſen Frühſom⸗
mer ein Feiertagsgeſetz bearbeiten werden , weil ja in den
drei Länderteilen die Geſetzgebung in dieſem Punkt differiertund auf einen einheitlichen Nenner gebracht werden muß .
Ich würde alſo ſehr empfehlen , wenn der Oberkirchenrat ſichan die zuſtändigen Landesbehörden oder an die Regierungs⸗
präſidien , die die Polizeigewalt haben — das iſt eine polizei⸗
liche Angelegenheit — wenden würde , gleichzeitig aber auch
an die Zentralregierung in Stuttgart ſelbſt . U. U. möge
ſeinerzeit auch uns Abgeordneten eine Abſchrift des Schrittes
zugehen , daß bei der Beratung des Feiertagsgeſetzes im
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Landtag , da ja grundſätzlich in allen bisherigen Geſetzen die
Gottesdienſte vor Störungen geſchützt werden ſollen durch
die Beſtimmung , daß bis vormittags 11 Uhr keinerlei Ver⸗
anſtaltungen in der näheren Umgebung der Kirchen ſein
dürften , auch der 24. Dezember abends und der Silveſter⸗
gottesdienſt in das Geſetz hineinkommen . Ich nehme an, daß
das möglich ſein wird . Ich wollte nur auf dieſe Möglichkeit
der Einwirkung hinweiſen .

Präſident Dr . Umhauer : Widerſpruch wird nicht erhoben .
Ich darf annehmen , daß wir dieſe Eingabe an den Ober⸗
kirchenrat zur zuſtändigen Weiterveranlaſſung mit der Maß⸗
gabe , die eben Herr Bürgermeiſter Schneider ausgeſprochen
hat , überweiſen .

Es liegt noch eine Eingabe des Dekanats Karlsruhe - Stadt
folgenden Inhalts vor :

Abgeordneter Schweikhart lieſt :
„ Die ordentliche Bezirksſynode des Kirchenbezirks Karls⸗

ruhe - Stadt richtet auf Grund eines am 15. Oktober 1952
einmütig gefaßten Beſchluſſes folgenden Antrag an die
Landesſynode :

Wir beantragen , daß vor Beginn der neuen Legislatur⸗
periode der alte Kirchenbezirk Baden - Baden wieder her⸗
geſtellt wird .

Begründung :
Die in Frage kommenden Kirchengemeinden bilden nicht

nur geographiſch und landſchaftlich , ſondern auch ihrer
inneren Struktur nach eine gewiſſe Einheit . Während die
Karlsruher Gemeinden ſtädtiſchen Charakter tragen , ſind
die Gemeinden des ſüdlichen Bezirks geprägt durch ihre
Lage in der Diaſpora . Die Pfarrer dieſer Gemeinden
können aus zeitlichen und finanziellen Gründen nicht teil⸗
nehmen an den regelmäßigen Zuſammenkünften der
Karlsruher Pfarrbruderſchaft . Sie kommen nach wie vorim alten Baden⸗Badener Bezirk zuſammen , nicht nur aus
Tradition , ſondern weil das Bewußtſein der Zuſammen⸗
gehörigkeit lebendig erhalten wird durch die gemeinſamen
Aufgaben , Fragen und Nöte , die durch den Diaſpora⸗
charakter der Gemeinden bedingt ſind .

In letzter Zeit ſind zu den bereits beſtehenden zuhl⸗
reiche neue Unterrichtsſtationen in Baden⸗Oos , Durmers⸗
heim , Raſtatt , Gernsbach - Forbach und Bühl errichtet wor⸗
den . Es iſt nicht möglich , von Karlsruhe aus den in der
Diaſpora beſonders wichtigen Beſuchsdienſt in den Ge⸗meinden wahrzunehmen und die vielen Religionsprü⸗
fungen in den Schulen regelmäßig durchzuführen .

Bereits im Jahre 1949 wurde von den Kirchen⸗
gemeinderäten der in der franzöſiſchen Zone gelegenen
Gemeinden die Wiedererrichtung des Kirchenbezirks Baden⸗
Baden beim Oberkirchenrat beantragt . Sie iſt heute nach
einmütiger Überzeugung der Bezirksſynode Karlsruhe⸗
Stadt eine dringende Notwendigkeit geworden .

gez. Dr . Köhnlein . “
Ich habe dieſe Eingabe , die bei mir ſchon am 4. November

eingegangen iſt , an den Evang . Oberkirchenrat gegeben zur
einſtweiligen Kenntnisnahme , und der Evang . Oberkirchen⸗
rat hat mir folgendes geantwortet :

Abgeordneter Schweikhart lieſt :
„ Wir haben die in Frage kommenden Gemeinden auf⸗

gefordert , ſich zu dem Antrag der Bezirksſynode Karls⸗
ruhe⸗Stadt auf Errichtung des Kirchenbezirks Baden⸗
Baden gemäß § 74 der KV zu äußern . Eine entſprechende
Bitte iſt auch an den Kirchenbezirk Rheinbiſchofsheim er⸗
gangen . Den Bezirkskirchenrat Karlsruhe - Stadt glauben
wir nicht mehr hören zu müſſen , da deſſen Zuſtimmung
in dem einſtimmigen Beſchluß der Bezirksſynode Karls⸗
ruhe⸗Stadt zum Ausdruck gekommen iſt . Falls die Auße⸗
rung der Gemeinden und des Dekanats Rheinbiſchofsheim

rechtzeitig eingehen , werden wir den Geſetzentwurf noch
bei der Tagung der Landesſynode 1952 einbringen , andern⸗



falls geſchieht dies bei der Tagung , die im Frühjahr 1953
ſtattfinden ſoll .

Das Geſetz wird erſt in Kraft treten mit Beginn der
neuen Legislaturperiode . “
Die Synode beſchließt , die Eingabe des Dekanats Karls —

ruhe⸗Stadt als durch die Außerung des Oberkirchenrats einſt⸗
weilen erledigt anzuſehen .

V

Abgeordneter Frank : Zur Geſchäftsordnung ! Ich möchte
ein Anliegen vorbringen , das nicht nur mich bewegt hat und

noch bewegt , ſondern von dem ich weiß , daß eine ganze Reihe
von Synodalen auch bewegt ſind . Wir haben gehört , daß
für morgen Nachmittag eine Ausſchußſitzung vorgeſehen iſt ,
und ich möchte die Frage ſtellen , ob es rechtens iſt , daß wir
in der Synode am morgigen Sonntag eine Ausſchußſitzung
abhalten . Die Frage der Sonntagsheiligung hat uns ja nicht
nur immer auf der Synode beſchäftigt , ſondern beſchäftigt
jede Kirchenviſitation immer wieder aufs Neue . Und darum

möchte ich bitten , daß hierüber Klarheit geſchaffen wird , ob
die Synode damit einverſtanden iſt , daß morgen am Sonn⸗

tag eine Ausſchußſitzung gehalten wird . Begründet werden
kann meiner Anſicht nach die Sache nicht damit , daß man

ſagt , es läge ein Notſtand vor , oder es dränge die Zeit oder
die Räume ſtünden uns hier nur kurz zur Verfügung . Denn
wenn der Synode eine Bedeutung zukommt , dann hat ſie
auch das Recht , über den Dienstag hinaus zu tagen .

Landesbiſchof D. Bender : Es iſt dieſes Anliegen auch dem

Oberkirchenrat bekannt geworden , und wir haben noch einmal
uns die Frage vorgelegt , ob es wirklich an dem iſt , daß wir ,
wenn wir den morgigen Tag ſo verbringen , wie er jetzt an⸗

geſetzt iſt , gegen Gottes Gebot verſtoßen und alſo damit un⸗

ſerer Kirche ein ſchlechtes Vorbild als Synode geben würden .
Aber wenn ich Gottes Wort recht verſtehe , dann iſt das Ende ,
das Ziel , die Abſicht aller Gebote die , daß wir unſere Dinge in
der Liebe und aus der Liebe geſchehen laſſen . Ich kann in

der Arbeit , die morgen mittag unſere Synode beſchäftigt ,
keinen grundſätzlichen Unterſchied gegenüber einer Alteſten⸗

tagung oder Bezirkstagung ſehen , bei denen die Teilnehmer
am Sonntag noch eine Reiſe machen müſſen . Es iſt mir nicht
ein einziges Mal begegnet , daß hier bei einem der vielen Teil⸗

nehmer auch nur der Gedanke gekommen wäre , hier würde

gegen Gottes Wort und gegen Gottes Abſichten mit ſeinem
Gebot verfügt . Und in dieſer ja —Einfalt glaube ich, können
und dürfen wir das , was uns morgen zu beſchäftigen hat , mit

gutem Gewiſſen tun , und ich glaube nicht , daß Gott das tadelt .

Abgeordneter Schneider : Ich bin dankbar für das Wort ,
das eben der Herr Landesbiſchof geſagt hat ; denn es iſt doch
eine ernſte Frage , die wir hier behandeln . Ich nehme das , was
er geſagt hat , durchaus an bis auf den einen Vergleich mit
einer Alteſtentagung am Sonntag , die man etwa in mehreren
Gemeinden zuſammen oder in einem Kirchenbezirk macht .
Dort iſt es doch ſo, daß hier zu einer eintägigen Tagung Leute

kommen , die nun einfach aus ihrem Berufsleben heraus nur

an dieſem Tag da ſein können , und wo es weniger um die

Arbeit geht als um —ich möchte doch ſagen — auch um die

Gemeinſchaft , von der ſie ſelber etwas mitnehmen . Wir haben
Tagungen von mehreren Tagen , wir machen uns dafür ge⸗
ſchloſſen frei , und deshalb iſt , glaube ich, der Vergleich nicht

ganz gegeben . Aber ich möchte auf ein anderes Moment hin —
weiſen : Es iſt doch eine Not der Zeit , und man leidet darunter ,
daß buchſtäblich bald jedes Wochenende irgendein Verein oder
eine Vereinigung ihre Leute zuſammenruft und man faſt von

Wochenende zu Wochenende gehetzt wird . Es könnte als ein
—ich will einmal ſagen — ſchwankendes Beiſpiel angeſehen
werden , wenn die Synode bewußt ſich über die Sonntagsruhe

hinwegſetzt , trotz dieſer inneren Freiheit , die ich abſolut be⸗

jahe , wie ja der Herr Landesbiſchof geſagt hat . Ich verſtehe

es, daß wir dieſes Mal —ich möchte ſagen — in einem ge⸗

wiſſen Notſtand waren , wenn Bruder Frank dieſe Frage auf⸗

geworfen hat . Ich kann dies bejahen , einfach aus der Tat —
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ſache heraus , daß man dieſe Vorlage machen wollte und
glaubte , machen zu müſſen , und ich glaube auch und vertrete
es in der Synode , daß es zweckmäßig war , ſie nicht erſt in der
Frühjahrſynode zu bringen , ſondern daß wir hier dieſe Vor⸗
bereitungsarbeit tun . Ich erkenne alſo den Notſtand an . Ich
möchte aber vorſchlagen , daß die Synode ihren Willen zum
Ausdruck bringt , daß in Zukunft bei unſeren normalen Ta⸗

gungen , die wir im Frühjahr und Herbſt haben werden , der

Sonntag nicht als Arbeitstag eingeſetzt werde . Das wäre
eine Möglichkeit , auf der wir uns treffen können .

Abgeordneter Dr . Kuhn : Ich kann mich den Ausführungen
des Herrn Bürgermeiſters Schneider , es läge hier ein Not⸗
ſtand vor , nicht anſchließen . Wir ſollen eine Materie morgen
bearbeiten , die ſehr wohl am Montag und am Dienstag auch
bearbeitet werden kann . Warum nun dieſe Eile ? Warum ſoll
der Sonntag dazu verwendet werden ? Wenn es wirklich etwas
ſo Dringendes und Eiliges wäre , dann hätte man ſchon im
Dezember zuſammentreten können , oder man hätte die Vor⸗
lage zurückgeſtellt und zwar gerade um ihrer Wichtigkeit
willen . Wichtige Dinge ſoll man nicht auf eine kurze Zeit zu⸗
ſammendrängen . Wichtige Dinge müſſen beſprochen werden ,
müſſen ausreifen . Und dazu wäre dann die Zeit zu kurz . Wir
haben die Eingaben von Heidelberg , Karlsruhe , Offenburg
und Mannheim gehört . Es wird vorgeſchlagen , dieſe Haupt⸗
vorlage nur zu beraten . Ich glaube , bei der Wichtigkeit , um
die es hier geht , iſt das der richtige Vorſchlag geweſen , nur zu
beraten . Aber dazu wird uns Montag und Dienstag aus⸗
reichen .

Abgeordneter D. Dr . v. Dietze : Ich kann nicht zuſtimmen ,
wenn hier Gewiſſensbedenken geäußert worden ſind , und ich
kann es auch nicht ganz verſtehen . Denn inwiefern mit einer

Erörterung , die der Kirche Jeſu Chriſti dienen ſoll , eine Ent⸗

heiligung des Feiertags verbunden ſein kann , ſolange wir

dieſe Erörterung als Dienſt an unſerer Kirche treiben , das
kann ich einfach nicht verſtehen . Ich verſtehe durchaus die Hal⸗
tung von Bruder Schneider und befürworte ſeinen Antrag .
Wir haben m. E. auch ſchon einmal — wenn ich nicht irre ,
an einem Himmelfahrtstag — als Synode getagt . Alſo es iſt
nicht das erſte Mal . Und das iſt , glaube ich, auch ein Grund

mehr , nicht von Gewiſſensbedenken zu ſprechen , die hätten da⸗
mals ſchon vorgebracht werden müſſen . Aber es iſt ein Grund

mehr , zu ſagen : Tagungen an Sonntagen und Feiertagen
ſind im allgemeinen unzweckmäßig . Aber ſollen wir den Tag

morgen nun ohne den Dienſt , den wir leiſten wollen , ver⸗

ſtreichen laſſen ? Wir wollen einen Dienſt leiſten mit der Aus⸗

ſprache , und wir wollen wahrſcheinlich ja doch — das ſcheint
doch ſchon aus vielem ſich herauszuſtellen — nicht darauf aus

ſein , noch am Montagabend das Geſetz zu verabſchieden . Aber
wir müſſen Vorbereitungsarbeit leiſten für die Frühjahrs⸗

tagung . Die wird ohnehin ihre eigene Arbeitslaſt haben . Und

deswegen halte ich es angeſichts der Situation für angebracht
und für ein Stück des Dienſtes , den wir leiſten wollen , wenn
wir morgen am Sonntagnachmittag in die geplante Aus⸗

ſprache über das Kirchenleitungsgeſetz eintreten .

Landesbiſchof D. Bender : Ich glaube , daß unſere Synodalen
ſich nicht leicht eine Vorſtellung davon machen , wie ſchwierig
es iſt , einen Termin für die Synode zu finden , der möglichſt
allen Synodalen die Teilnahme an der Tagung ermöglicht .
Urſprünglich wollten wir die Synode ſo halten : Anreiſe am

Nachmittag des Neujahrstages , Schluß am Samstagabend .
Es wurde uns dann wieder geſagt : Stellt euch die Pfarrer

vor , die jetzt die Weihnachtstage , Silveſter und Neujahr hinter

ſich haben und dann aus dieſer Arbeit heraus direkt in die

neue Arbeit hineingeſtellt werden . Wir konnten uns dem nicht

verſchließen . Auf der anderen Seite waren wir durch den Ter⸗
min feſtgelegt , daß am Mittwoch das Haus hier wieder ſeiner

Beſtimmung zugeführt werden muß . Und nun wußten wir

keinen anderen Weg , als dieſen Termin ſo zu beſtimmen . Da

ja keine Abſicht oder Fahrläſſigkeit vorliegt , liebe Brüder , und

weil ja mit dieſem Sonntagsdienſt kein Gewinn verbunden



5
Zweite

iſt — das iſt nämlich das , was die Sonntagsarbeit zu einer

Arbeit gegen Gottes Willen macht , daß man hier etwas ge

winnen will , anſtatt das zu gewinnen , was Gott an dieſem
Tag beſchert hat — ſo glaube ich, daß wir uns von einer Schuld

freiſprechen dürfen . Aber ich möchte auch ſagen , wir wollen

die Synodalarbeit möglichſt in die Tage der Woche legen.
Wenn ich nicht vorhin daran erinnert worden wäre , daß einmal
die Landesſynode an Himmelfahrt getagt hat, ſollte ich ſagen ,

ich kann mich nicht erinnern , daß wir ſchon einmal an einem

Sitzung

Sonntag gearbeitet haben . ( Zurufe : Aber angereiſtl ) Wenn
wir am Sonntag nicht reiſen , dann montags , und der ganze
Montag geht verloren . Es ſind ſo viele zeitliche Intereſſen
einigermaßen in Übereinſtimmung zu bringen , und das iſt
nicht ganz leicht .

Präſident Dr . Umhauer gibt nach kurzer Debatte bekannt,
daß die Ausſchußſitzung am Sonntagnachmittag um 3 Uhr
beginnt .

Pfarrer Specht ſpricht das Schlußgebet .

Zweite öffentliche Gitzung

Herrenalb , Dienstag ,6 . Januar 1953 , vormittags 9 Uhr .

Tagesordnung .

A. Bericht des Hauptausſchuſſes .

1. Antrag des Evang . Dekanats Hornberg :

Vereinheitlichung der Perikope in der Evangeliſchen

Kirche in Deutſchland betr .

Verichterſtatter : Abgeordneter Hammann .

2. Antrag der Bezirksſynode Karlsruhe⸗Stadt :
Einberufung ordinierter Pfarrer zum Wehrdienſt betr .

Berichterſtatter : Abgeordneter Hammann .

3. Eingabe Karlsruher Pfarrfrauen :
Trauung Geſchiedener betr .

Berichterſtatter : Abgeordneter Hammann .

4. Antrag der Theologiſchen Sozietät in Baden :

Aufhebung des Kirchlichen Geſetzes vom 26. 4. 1951

I die Auswirkung der Eheſcheidung bei Pfarrern
uſw .
Berichterſtatter : Abgeordneter Hammann .

5. Beſchwerde der Frau Mina Berggötz .
Berichterſtatter : Abgeordneter Hammann .

6. Vorlage des Erweiterten Evangeliſchen Oberkirchen⸗
rats Anlage 5:

5 Abordnung von Pfarrern auf andere Pfarrſtellen
etr .

Berichterſtatter : Abgeordneter Dürr .

B. Bericht des Finanzausſchuſſes .
13

Walſah
eines Geſetzes , Entſchädigung für

eilnahme an Bezirksſynoden und konferenze9 Pfarrkonferenzen

Berichterſtatter : Abgeordneter Schneider .
2.Bericht über den Erweiterungsbau „ Charlottenruhe “ .

Berichterſtatter : Abgeordneter Schneider .
3. 1 und Anträge zur Haushaltsgeſtaltung 1953

Berichterſtatter : Abgeordneter Schneider .
C. Bericht des Verfaſſungsausſchuſſes .

1. Entwürfe von Kirchengeſetzen über die Errichtung von
in Elzach und in Seelbach ( Anlage

Berichterſtatter : Abgeordneter Dr . Kuhn .
2. Eingabe des Induſtrie⸗ und Arbeiterrü i90 rbeit 8

Eutingen vom 15. 6. 1952 .
Berichterſtatter : Abgeordneter Rücklin .

3.Leitungsgeſetz ( Anlage 1) .
Berichterſtatter : Abg . D. Dr . v. Dietze und Abg. Kley

D. Schlußwort des Herrn Landesbiſchof.

*

Präſident Dr . Umhauer eröffnet die Sitzung .
Kreisdekan D. Maas ſpricht das Eingangsgebet .

A. 1.

Präſident Dr . Umhauer : Ich gebe das Wort dem Herrn
Berichterſtatter des Hauptausſchuſſes , Synodale Hammann,
zum Bericht über den Antrag des Dekanats Hornberg betr.

die Vereinheitlichung der Perikope in der

Evangeliſchen Kirche in Deutſchland .
Berichterſtatter Abgeordneter Hammann : Hohe Synodel

Die Pfarrbruderſchaft des Kirchenbezirks Hornberg ſtellte
den Antrag , die Landesſynode wolle beſchließen , unſere ba⸗

diſche Perikopenreihe zugunſten einer Vereinheitlichung det

Perikopen in der Evang . Kirche in Deutſchland aufzugeben
und die alten Evangelien - und Epiſtelreihen mit den Eiſen⸗

acher Perikopen zu übernehmen .
Es war die einmütige Auffaſſung des HA, daß die Be⸗

handlung dieſer Frage nicht ohne gründliche Vorbereitung
in Angriff genommen werden konnte . Deshalb mußte ſich

die Ausſprache auf einige grundſätzliche Bemerkungen und

auf einige Einzelhinweiſe beſchränken . 5
Folgendes wurde herausgeſtellt : An einer Periko⸗

penordnung ſoll unbedingt feſtgehalten werden. Vie⸗
weit aber das Bedürfnis nach Vereinheitlichung einet ſol⸗

chen Ordnung für dringlich und für eine geordnete Ver⸗

kündigung innerhalb der EKid als nötig bezeichnetwerden
kann , und inwieweit unſere bisherige badiſche Perilepen⸗
reihe des 1 —4 . Jahrganges dieſem Bedürfnisnicht neht

entſpricht , das zu prüfen iſt Aufgabe der liturgiſchen Kon⸗

miſſion .
Im einzelnen wurde ſchon feſtgeſtellt , daß manche bodiſhe

Perikopen , vielleicht auf Grund früherer dogmatiſher Be⸗
denken und Überlegungen , anſcheinend willkürlich im Zu⸗

ſammenhang des Textes abgeſchnitten worden ſind. Ah
paſſen manche Perikopen mit Wochenſpruch⸗ und W
lied nicht oder nur ſchwer zuſammen . Eine innere 1
einſtimmung von Perikopen , Wochenſpruch und Wochen 75
ſollte wenigſtens in Bälde für die beiden erſten Jahrgäng

der badiſchen Perikopenordnung bearbeitet werden.
Der HA ſchlägt deshalb der Synode einſtimmig 1 iits
dieſen Antrag der Pfarrbruderſchaft des Kirchen 910
Hornberg an die Liturgiſche Kommiſſion zu 11

mit dem Bemerken , daß dieſes Anliegen unter 5
ſichtigung der im HA gemachten Ausführungen 35
bearbeitet werde . j
Präſident Dr . Umhauer : Wird das Wort 511 10

wünſcht ? — Das iſt nicht der Fall . Ich ſchließe darorzun
die Mitglieder der Synode mit dem Vorſchlag des

ſchuſſes einverſtanden ſind .

K. 2. der
Wir gehen zu Punkt 2 der Tagesordnung : 0

Bezirksſynode Karlsruhe⸗Stadt : Einberufung
dinierter Pfarrer zum Wehrdienſt 3
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Berichterſtatter Abgeordneter Hammann : Die Bezirks⸗

ſynode des Kirchenbezirks Karlsruhe - Stadt hat mit 65

gegen 1 Stimme die Bitte an die Landesſynode und an den

Erweiterten Evang . Oberkirchenrat gerichtet , zuſammen
mit den hierfür zuſtändigen Stellen der EKid auf die Aus⸗

führungsbeſtimmungen des Wehrgeſetzes Einfluß zu neh⸗
men . Es ſollen nach Meinung der Antragſteller ſichergeſtellt
werden , daß das geiſtliche Amt der von der Kirche berufenen

Pfarrer in Friedens⸗ und in Kriegszeiten ſeinem beſon⸗
deren Charakter entſprechend gewertet wird . Die Geiſtlichen

ſollen in Notzeiten uneingeſchränkt für den kirchlichen Dienſt

zur Verfügung ſtehen .
Zur Begründung dieſes Antrages wurde geſchrieben , es

liege nicht in der Abſicht der Bezirksſynode , für die Perſon
des Pfarrers Sonderrechte zu erwirken oder ihm den Ge⸗

wiſſenskonflikt in der Frage der Kriegsdienſtverweigerung
zu erſparen . Aber der heute ſchon ſpürbare Pfarrermangel
könne ſich durch Einberufungen zum Wehrdienſt derart ſtei⸗

gern , daß vollends in Not⸗ und Kataſtrophenzeiten die geiſt⸗

liche Betreuung der Gemeinden in Frage geſtellt wäre . Die

Kirche habe zu allen Zeiten ihren eigentlichen Auftrag zu
erfüllen : daß das Evangelium gepredigt , die Sakramente

geſpendet und die Seelſorge geübt werde .
Der HA nahm die Mitteilung des Herrn Landesbiſchofs

entgegen , daß der Rat der EKid und die Kirchenkonferenz

ſich ſchon mit dieſem Anliegen befaßt haben und befaſſen .
Da ſomit dem Hauptanliegen der Antragſteller bereits

Rechnung getragen iſt , erachtet der HA es für genügend ,
der Bezirksſynode Karlsruhe⸗Stadt dieſe Mitteilung zu⸗

gehen zu laſſen .
Der HA empfiehlt der Synode , ſo vorzugehen .

Präſident Dr . Umhauer : Wünſcht jemand das Wort ? —

Das iſt nicht der Fall . Ich ſchließe daraus , daß das Plenum
mit der Annahme des Antrags einverſtanden iſt .

A. 3.

Dritter Punkt der Tagesordnung : Eingabe Karlsruher

Pfarrfrauen über die Trauung Geſchiedener .

Die Eingabe hat folgenden Wortlaut :

„ Eine Gruppe Karlsruher Pfarrfrauen hat ſich im Zu⸗

ſammenhang mit den Arbeitsthemen des diesjährigen

Kirchentages in einer Arbeitsgemeinſchaft insbeſondere
über die Frage der Ehe und der Eheſcheidung Gedanken

gemacht .
Wir ſind dabei auf das Problem der Trauung Ge⸗

ſchiedener geſtoßen . Wir können uns dem Eindruck nicht

entziehen , daß die kirchliche Praxis unſerer Tage dem

klaren und eindeutigen Worte der Heiligen Schrift wider⸗

ſpricht . Der Herr Chriſtus ſelbſt hat in Matth . 5, 32 ;

Matth . 19, 9 und in Mark . 10, 11 und 12 einen Geſchie⸗

denen , gleich ob Mann oder Frau , der wieder freit , als

Ehebrecher bezeichnet . Das gleiche Urteil trifft den , der

eine Geſchiedene heiratet . Im gleichen Sinne finden wir

die Frage der Wiederheirat Geſchiedener bei Paulus in

Röm . 7, 3 und 1. Kor . 7, 11 behandelt , wobei ſich Paulus
bei der letzten Stelle ausdrücklich auf ein Gebot des Herrn

beruft .
Wir fragen angeſichts dieſes eindeutigen Zeugniſſes

der Heiligen Schrift — es dürfte nicht möglich ſein , die

Eindeutigkeit von der Schrift her zu beſtreiten — ob die

Einſegnung der neuen Ehe eines Geſchiedenen nicht in

jedem einzelnen Fall einen ſchweren Verſtoß gegen Gottes

Wort bedeutet , ob dabei nicht dem Ehebruch der Segen
Gottes zugeſprochen wird ? Wir betonen ausdrücklich , daß

es ſich hierbei nicht um die Frage der Zuläſſigkeit einer

Eheſcheidung aus irgendeinem Grunde handelt , ſondern
allein um die Frage der Wiederheirat und im beſonderen
um die Frage der Trauung einer neuen Ehe durch die

Kirche .
Es hieße die Frage am falſchen Punkte anfaſſen , wollte
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man nach der Schuld bei einer Scheidung fragen und

davon die Gewährung der Trauung abhängig machen .

Abgeſehen davon , daß die Schuldfrage in keinem Fall

geklärt werden kann , hat für den rechtlich unſchuldig Ge⸗

ſchiedenen ebenſo wie für den Schuldigen vor Gott die

Ehe mit dem Spruch des Gerichts kein Ende gefunden .
Man kann die kirchliche Traupraxis auch nicht mit dem

Hinweis zu rechtfertigen ſuchen , daß die Summe des

Evangeliums die Verkündigung von der Vergebung der

Schuld ſei . Ganz gewiß kann dem bußfertigen Sünder die

Vergebung ſeiner Schuld , auch die des Ehebruchs , zu⸗

geſprochen werden . Aber mit der Vergebung der Schuld

iſt nicht einfach die Ehe ausgeſtrichen , in der ein Geſchie⸗
dener gelebt hat , und iſt ihm noch keineswegs der Weg

zur neuen Ehe freigegeben . Es wäre vielmehr gerade ein

Zeichen rechter Buße , wenn er im eheloſen Stande bliebe .

Endlich meinen wir , daß es nicht angeht , um der

„ Volkskirche “ willen an der bisher geübten Praxis feſt⸗

zuhalten . Wir haben dem Worte Gottes gehorſam zu ſein

ohne Rückſicht darauf , ob das der Volkskirche zuträglich

iſt oder nicht — oder wir ſind nicht mehr Kirche Chriſti .
Wir ſtellen hiermit den Antrag an die Landesſynode :

„ Die Landesſynode wolle ſich im Rahmen ihrer nächſten

Tagung im Januar 1953 mit der Frage der Trauung

Geſchiedener befaſſen , ſie wolle ein klares Wort dazu

ſagen , um vielen ihrer Pfarrer in einer ernſten Ge⸗

wiſſensnot zu helfen , und ſie wolle den Geiſtlichen zur

Pflicht machen ( wir ſind durchaus gegen jede unevange⸗

liſche Geſetzlichkeit ; hier aber fordert Gottes Wort die

klare Entſcheidung ) , in Zukunft jede Trauung Geſchie⸗
dener zu verweigern . “
Berichterſtatter Abgeordneter Hammann : Am 27. 11.

1952 hat eine Gruppe Karlsruher Pfarrfrauen einen An⸗

trag , verſehen mit neun Unterſchriften , geſtellt , die Landes⸗

ſynode ſolle ſich auf dieſer Sitzung mit der Frage der Trau⸗

ung Geſchiedener befaſſen und ein klares Wort dazu ſagen ,
um vielen Pfarrern in ernſten Gewiſſensnöten zu helfen ;

ſie ſolle es den Geiſtlichen zur Pflicht machen , in Zukunft

jede Trauung Geſchiedener zu verweigern .
Da dieſe Eingabe vervielfältigt Ihnen ausgehändigt

worden iſt , erlauben Sie mir , daß ich die dem Antrag bei⸗

gegebene , an Hand der Bibelſtellen Matth . 5, 32 ; 19, 9;
Mark . 10, 11 —12 ; Röm . 7, 3 und 1. Kor . 7, 11 ausgeführte

ausführliche Begründung hier weglaſſe .
Der HA erachtete es anhand des dankbar entgegenge⸗

nommenen Antrags wie in früheren Sitzungen auch dies⸗

mal für nötig und wertvoll , in eine längere Ausſprache

hierüber einzutreten .
I. Zum Grundſätzlichen .

Einmütig wurde die erſchütternde Notlage feſtgeſtellt , die

für die Pfarrer mit einer ſtändigen Gewiſſensbelaſtung
verbunden iſt . Wir können es deshalb nicht bei dem kurzen

Hinweis und der Erklärung früherer Sitzungen bewenden

laſſen , die bisher mehr an die Pfarrer gerichtet waren und

die ſich ja in den Sitzungsprotokollen nachleſen laſſen . Wir

müſſen einen Schritt weitergehen und vor dem Kirchenvolk
ein Zeichen aufrichten in der Richtung , daß die Trauung

Geſchiedener eine ſehr ernſte kirchliche Not iſt .

Anhand von bedrückenden Beiſpielen wurde die Situa⸗

tion erhärtet , in der ein Pfarrer ſich heute befindet . Solche

Paare , welche die Trauung begehren , ſind oft ſehr erſtaunt ,

ja geradezu gekränkt , wenn der Pfarrer ihnen klarmachen

will , daß auch die evangeliſche Kirche hier etwas zu ſagen

habe von Gottes Wort her . Sie empfinden ſolche Geſpräche

oft nur als eine Abſicht , ihrem Vorhaben Schwierigkeiten
bereiten zu wollen . Andererſeits wurde auch berichtet , wie

dieſe ſeelſorgerlichen Geſpräche den Blick für die eigentliche
Not und für die große Verantwortung bei den Paaren

ſchärfen konnten . Und vor allem konnte mehrfach dadurch

klargeſtellt werden , daß es nicht nur das Recht ſondern die
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Pflicht des in ſeinem Gewiſſen an die Heilige Schrift ge⸗

bundenen Pfarrers iſt , in jedem Fa
Ilein ſeelſore

⸗

liches Geſpräch zu führen . Deshalb könnte nach einmütiger

Auffaſſung des HA ein an die Gemeinden gerichtetes Wort
da und dort die Erkenntnis des Kirchenvolks wecken und

den Blick für dieſe große Not wieder ſchärfen . Deshalb

ſchlägt der HA die baldige Herausgabe eines ſolchen

Wortes an die Gemeinden durch den Ober⸗

kirchenrat vor .
II . Zu einzelnen Fragen .

Die Frage , die uns ſchon einmal lange beſchäftigt hat ,

trat auch diesmal bei der Ausſprache wieder in den Vor⸗
— 2

dergrund und wurde von beiden Seiten her beleuchtet:
Soll das Hauptgewicht der Verantwortung mehr auf der
Seite einet von der Synode gutgeheißenen und beſchloſſe⸗

nen , in der Lebensordnung zu veröffentlichenden feſtformu⸗

lierten Entſcheidung oder mehr auf Seiten des inzelnen

Pfarrers auf Grund der im ſeelſorgerlichen Geſpräch ge⸗

wonnenen Eindrücke liegen ?
Auf der einen Seite , ſo wurde geſagt , ſchreit dieſe er⸗

ſchütternde Not , die uns alle ja bedrängt , geradezu nach

Auftichtung eines Zeichens und nach klarer Abhilfe . Auf

der anderen Seite wurde aber wieder deutlich heraus⸗

geſtellt , man müſſe wohl einem ordinierten Pfarrer , der

vor die Entſcheidung eines ſolchen Traubegehrens geſtellt

iſt , die ſelbſtändige Freiheit der Gewiſſensentſcheidung im

einzelnen Fall zubilligen . Wenn es aber nur in das ſeel⸗

ſorgerliche Belieben des einzelnen Pfarrers geſtellt iſt , wie

zu entſcheiden iſt , wo bleibt dann die Kirchenzucht ? Wahr

ſcheinlich braucht manch ein Pfarrer eine Hilfe und Beſtäti

gung ſeiner Entſcheidung von der Geſamtkirche her ! Des

halb wäre es eine große Hilfe , wenn die Lebensord⸗

nung der Kirche baldigſt käme !

Dievon der Kommiſſion vorzulegende Lebensord

wird ja von der Synode beſchloſſen , und innerhalb di

Lebensordnung muß ja dieſes Anliegen behandelt wer
Da wir aber noch auf ſie warten , wurde es im HA al
mein für nötig und zweckmäßig gehalten , in einem

k

deren Wort, das einem Aufruf gleichkäme , auf dieſe

—9 auf die Liniender Heiligen Schrift hinzuweiſen . ſes

Wort 8125
ohne jede „geſetzliche “ Beſtimmung ſein , alſo

155
die Lebensordnung vorwegnehmen . Die Frage , ob

5
ſo vor der Herausgabe der Lebensordnung eine aut⸗
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5
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beſonder Eſon
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Sitzung

Eine beſondere Debatte ergab ſich anhand der im Antrog
der Gruppe Karlsruher Pfarrfrauen am Schluß gegebenen
Begründung , daß „ mit der Vergebung der Schuld nicht

infach die Ehe ausgeſtrichen “ ſei , in der ein Geſchiedener
t hat ; und damit ſei ihm noch keineswegs der Weg

zur neuen Ehe freigegeben . Es wäre vielmehr gerade ein
zeichen rechter Buße , wenn er im eheloſen Stand bliebe.

Ein
f

großer Teil der Mitglieder des HA vertrat die Auf⸗
ig, daß dieſem Verſtändnis des Neuen Teſtaments in
n Wort an die Gemeinden Ausdruck verliehen wer⸗

den ſollte . Denn weinhin beſtehe in der Offentlichkeit die

Meinung , daß mit einer Eheſcheidung der Weg zu einer

neuen Ehe ohne weiteres freigegeben ſei. Demgegenüber
wurde auch geſagt , daß dieſes Wort eine Hilfe werden müſfe
u ie augenblickliche Situation hinein , in der ſich

dene und ſchon wieder Verheiratete befinden
könnten Frage wurde aufgeworfen , ob die Kirche wirk⸗

lich verlangen könne , daß ſich nach der Eheſcheidung ein

Menſch nicht wieder verheirate , und worin beſtehe denn

die im Antrag genannte „rechte Buße “
Es war übereinſtimmende Auffaſſung des HA: man müſſe

unterſcheiden zwiſchen den Ausſagen über die Scheidung
und die Wiederverheiratung . Die Geſamtanſicht der Hei⸗

ligen Schrift über die Ehe iſt eindeutig darin , daß die Ehe

zwar zerbrechen kann und um der Herzen Härtigkeit willen

der Scheidebrief gegeben werden mag . Aber wir haben

keine eindeutige Ausſage der Schrift über die Wiederver⸗

heiratung Geſchiedener . Wir haben allerdings auch keine

wörtliche Ausſage über ihre Verſagung .

—

ſo viele G

III . Anregungen .

a) Gewünſcht wurde , daß über die Ehe mehr gepredigt

werde ; an Hand der Perikopenordnung wäte dazu aber

wohl Gelegenheit .
b) Gewünſcht wurde ferner , daß dieſe Eingabe im Wort⸗

laut der kirchlichen Preſſe übergeben werde . Dain dieſer

Eingabe zunächſt nur einer Meinung Ausdruck ver⸗

liehen wurde , al les aber einer kritiſchen Prüfung unter⸗

zogen werden muß , eine ſolche gewünſchte Veröffentlichung
im Einvernehmen mit der Synode aber eine ArtVotweg⸗

nahme der Lebensordnung bedeuten würde , ſah der HA nut

e Möglichkeit , daß von ſeiten des Evang . Preſperbandes
die Anfrage an die Gruppe der Karlsruher Pfartftauen
gerichtet werde , und mit deren Zuſtimmung dieſe Eingibe
als privater Artikel in der kirchlichen Preſſe erſcheinen

könnte .
IV . Veſchluß .

Der HA ſah ſich aus Zeitgründen außerſt

„ Wort an die Gemeinden “ zu entwerfen . Des
HA die Synode einſtimmig :

Die Synode wolle beſchließen :
Der Antrag der Gruppe Karlsruher P

nmen mit dem Vericht des HA dem Obe

ergeben als Material
r ein vom Oberkirchenrat zu erlaſſendes 5

die Gemeinden , um deren baldige Herausgobe 1 0
d und in welchem beſonders auf die Pfli t des

ſeelſorgerlichen Geſprächs hingewieſen werden ſol
bol

2. für die Arbeit an der Lebensordnung mit dekel

ger Vorlage ebenfalls gerechnet wird. 1
Abgeordneter Meyer : Die Frage der Trauung 10
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Laienmund zu hören und vor allen Dingen das Echo aus

unſerem Kirchenvolk zu vernehmen . And da muß ich ja

ſagen , daß wie in di rage auch in anderen Fragen

theologiſcher Natur unf k, auch das , was treu

zur Kirche hält , weitg is hat . Und ſo

fürchte ich auch , daß , w orgegangen wird ,
—alſo eindeutig ein G Verordnung heraus⸗
kommt , daß jede Trauung edener verboten iſt — dann

der Eindruck erweckt wir aß die Kirche letzten Endes

gar keinen Wert d gt, daß eine Ehe eben in der

Kirche geſchloſſen
ieſ

meiden . Der könnte
ſi

in auch 0
nicht geſchieden

f
a an dann ſagt , wenn die Kirche

ſelber keinen Wert darauf legt , daß die Paare getraut
werden , dann verzichten wir eben c kirchliche Trau⸗

ung . Dieſe nöchte
i

h bin der Mei⸗

nung —ich wa zuszuſprechen , da ich

ſelber die theologiſch g bis jetzt nicht richtig

verſtanden habe — u Buße zur Kirche
et, dem ſoll man
e. an den Herrn

den Sündern und

iſein Wort : „ Wer
toßen . “
Ausdruck geben ,

1 noch nicht geklärt
ien Pfarrers überlaſſen

mvornehmen will oder

Jeſus Chriſtus und ſe en z
Ehebrecherinnen , und ich denke auck

zu mir kommt , den werde ich nich

Ich möchte abſchli

daß es vorläufig , wo

bleibe , ob er

nicht .
Landesbiſchof D. Bender

ſchiedener , die uns b
f

nun nicht der Eindru

matiſche Frage . Wir

Frage völlig unproblen

Schwierigkeit beginnt .
Auch die Berufung auf Meinungs

den Theologen — worin wären ſie
uns nicht in der

Trauung Geſchied
Es geht nicht da
und ob Geſchi

Frage der Trauung Ge⸗
t gar ernſt , aber es darf

n, es ſei nur eine proble⸗
unterſcheiden , was in der

und klar iſt , und wo die

ſchiedenheiten unter

uch einig ? ! — kann

n, daß die Frage der

ner nicht vom G her entſchieden wird .

m, ob man ſich nicht ſcheiden laſſen darf
traut w dürfen , ſondern die

hriſti geht von der großen Gabe , die

Leuten auf Erden gibt , und durch die er

Eheleuten ermöglicht , trotz ihrer Mängel und Schwächen

beieinander zu bleiben . Wir glauben und hab
der ganzen Chriſtenheit etwas davon erfahren , daf

gibt , was er befiehlt . Ni 5„ Geſetz “ hält eine Chriſten⸗

ehe beieinander , ſondern ſeine Gnade , die uns immer wie⸗

der zu gegenſeiti veranlaßt . Das iſt keine

ſtverſtändlichkei immer neues Wunder .

Es iſt alſo das Er ud He ächlichſte , was angefoch⸗

tenen Eheleuten zu ſagen iſt : nicht , ihr dürft euch nicht

ſcheiden , ſondern : es gibt eine wirkliche Hilfe ; Gott ver⸗

läßt die Eheleute nicht , die miteinander in Schwierigkeiten

geraten ſind ; darum gilt : nicht aneinander herumkriti⸗

ſieren und korrigieren , ſondern Jeſus anrufen für ſich und

den Ehegatten .
Eheſchwierigkeiten gibt es auch in den Chriſtenehen , aber

es gibt auch eine ununterbrochene Hilfsſtellung Jeſu Chriſti .
Darum kommt eine Eheſcheidung für die Gemeinde Jeſu

Ehriſti nicht in Frage . DieSchwierigkeit aber beſteht da,

wo Eheleute den Zugang zu dieſem Helfer und ſeiner Hilfe

nicht kennen , wobei hier nicht unterſucht werden kann , wo⸗

her es kommt , daß ſie ungepanzert in dem Krieg ſtehen , der

alle Ehen auf Erden durchtobt . Hier erhebt ſich die ſchwere

Frage , ob die Kirche dieſen unbewehrten , hilfloſen Leuten

als Geſetz auflegen kann , was ſie ſelbſt nach ihrer Erfahrung
als reines Gnadengeſchenk Gottes empfangen hat .

Was aber iſt zu ſagen , wenn Eheleute , die nicht mehr

miteinander leben zu können meinen , der Kirche Unbarm⸗

denben
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herzigkeit vorwerfen , wenn ſie auf die Unlösbarkeit der Ehe

hinweiſt ? Hier meine ich, daß die echte Barmherzigkeit nicht
darin beſteht , zur Scheidung zu raten oder ſie zu billigen ,
ſondern die Gabe Jeſu Chriſti zu bezeugen und ihnen zu

ſagen , daß bei Gott auch unmöglich ſcheinende Dinge mög⸗

lich ſind . Wir wollen ihnen ruhig ſagen , daß das unſere

Erfahrung iſt , denn der Unterſchied zwiſchen uns und dieſen

ratloſen Eheleuten beſteht nicht darin , daß wir moraliſch

höher ſtehende und gefeſtigtere Menſchen ſind , ſondern daß
wir mit Gottes täglichem Beiſtand unſere Ehe führen dür⸗

fen , nicht als einen dauernden , mühſam aufrechterhaltenen

Notſtand , ſondern ſo, daß Gott uns in unſerer Ehe immer

wieder erquickt und zurechtbringt , was ſich verſchoben hat .

Das iſt die Hilfe , auf die die Kirche die Eheleute hin⸗

weiſen darf und ſoll , nicht aber ſoll ſie in ſcheinbarem Ver⸗

ſtändnis für die Ehenot einen Rat geben , der in Wirk⸗

lichkeit die Außerkraftſetzung des göttlichen Angebots an

die Eheleute darſtellt .
Es kann in der Kirche auch keine doppelte Praxis in dieſer

Sache geben , auch wenn man auf den volkskirchlichen Cha⸗
rakter unſerer Kirche hinweiſt . Wir haben nur einen

Gott , und dieſer Gott iſt allen Leuten gleich gnädig . Er

hat nicht ein paar Lieblinge , denen er eine ſolche Hilfe in

ihrer Eheführung gewährt . Darum meine ich, daß der Ehe⸗

ſcheidung in allen Fällen widerraten werden muß , aber

immer ſo, daß die betreffenden Eheleute auf die große

Barmherzigkeit Gottes hingewieſen werden .

Es wird gefragt : Was aber in dem Fall , wo zwei Ge⸗

ſchiedene in rechter Buße die Trauung begehren ? Dazu iſt

zu ſagen , daß in dem Augenblick , wo dem einen oder beiden

die Sünde ihres Ehebruchs und der nachfolgenden Ehe⸗

ſcheidung aufgegangen iſt , es dieſen Leuten von Gott un⸗

möglich gemacht wird , auf dem Grab ihrer erſten Ehe eine

neue Ehe im Namen Gottes zu beginnen .
Eine ganz andere Frage iſt , wie die Kirche ſich zur Hal⸗

tung des Staates in der Frage der Eheſcheidung verhält .
Der Staat muß Wege finden , Eheleuten , die nicht von der

Liebe Gottes leben , die Scheidung zu ermöglichen , um

größeres Unglück zu verhüten und die Verſorgung der Kin⸗

der in ſolchen Fällen rechtlich zu ordnen . Aber gerade dieſes

Verſtändnis für die Aufgabe des Staates kann uns nicht
beirren in der Gewißheit , daß in der Kirche die Scheidung

nicht erlaubt iſt , weil Gott hilft , die Treue zu halten , bis

Gott die Eheleute durch den Tod ſcheidet .

Oberkirchenrat Dürr : Verehrte Brüder ! Ich bin er⸗

ſchrocken über das Votum von Herrn Oberſtudiendirektor

Meyer . Wenn es wahr iſt , daß unter Pfarrern darüber keine

Klarheit beſteht , dann iſt das ein erſchreckendes und uns

zur Buße rufendes Zeugnis . Es gibt ſo eindeutige Worte

in der Schrift , die jeder Chriſt , der die Schrift lieſt und

kennt , wiſſen muß . Da iſt etwa ein Wort : „Alles , was ihr

tut , mit Worten oder mit Werken , das tut alles in dem

Namen des Herrn Chriſtus und danket Gott und dem Vater

durch ihn . “ Auf die Ehefrage angewendet wird jeder Chriſt ,
der als Chriſt ſeine Ehe führen will , daraus ſchließen , welche

Folgerungen er zu ziehen hat . Ich glaube nicht , daß ein

Ehriſt im Namen Jeſu Chriſti ſeine Ehe ſcheiden und das

durchmachen und bejahen kann , was bis zur Eheſcheidung

geführt hat . Damit , daß er Gott und dem Vater für alles

dankt , iſt vieles ausgeſchloſſen , was die Ehe zerrütten könnte .

Für die Führung eines chriſtlichen Eheſtandes aber iſt das

volle Angebot der Gnade und Hilfe Gottes gegeben .

Ich bin auch der Meinung , daß in der Tat die Geſetz⸗

gebung des Staates und die Ordnung , die die chriſtliche
Gemeinde in dieſer Frage ſich gibt , verſchieden ſein werden

und müſſen . Ich komme nicht über das Wort Jeſu , das klar

bezeugte Wort , hinweg , daß Jeſus für ſeine Jünger jeden⸗

falls die Eheſcheidung verbietet . Das haben ſeine Jünger

ſo deutlich verſtanden , daß ſie erſchrocken ſagten : Ja , wenn

die Sache ſo ſteht , wäre es beſſer nicht zu heiraten . Nun
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wird geſagt , die Leute wollen den Segen der Kirche . —

Vielleicht müſſen wir korrigieren : die Kirche hat keinen

Segen , ſondern es handelt ſich um den Segen Gottes , und ,
meine Brüder , über den Segen Gottes verfügt nicht die

Kirche und verfügt auch nicht der Pfarrer , ſondern Gottes
Segen ſoll und darf ausgeſprochen werden über die , die im

Glauben dieſen Segen begehren , in einem Glauben , der

in den Wegen Gottes gehen will . And darüber müßte —

da glaube ich, hat der Ausſchuß richtig empfunden — noch

viel deutlicher in den Gemeinden geſprochen werden .

Am Altjahrsabend ſprach ich mit einem Pfarrer , der mir

von der Not ſagte , die ihm in jenen Tagen die verlangte

Trauung einer geſchiedenen Ehe bereitete . Das ſeelſorger⸗

liche Geſpräch hatte es nicht vermocht , der Frau , die drei

Jahre mit dem Mann , mit dem ſie jetzt getraut werden

wollte , zuſammengelebt hat , bis die Ehe dieſes Mannes

hat geſchieden werden können , klar zu machen , daß das nicht

geht . Was heißt denn kirchliche Trauung ? Wir müſſen uns

doch einfach das , was wir auf Grund der Agende einem

ſolchen Ehepaar als Frage vorlegen müſſen , vergegen⸗

wärtigen : „ Ich frage dich im Namen Gottes : Willſt du

mit der hier gegenwärtigen uſw . als mit deiner Ehe⸗

frau nach Gottes Befehl leben , Glück und Anglück in Gottes⸗

furcht mit ihr tragen und alle Liebe und Treue ihr er⸗

weiſen , bis Gott durch den Tod euch ſcheidet , ſo antworte :
Ja ! “ Wenn ſie das beſtätigt haben , erklärt der Pfarrer :
„Dieſes euer Jawort , das ihr vor dem Angeſichte Gottes

euch gegeben habt , nehme ich kraft meines Amtes als Ge⸗
löbnis einer chriſtlichen Eheführung hin und ſegne euern
Ehebund im Namen Gottes des Vaters und des Sohnes
und des Heiligen Geiſtes . “ Ich erſchrecke über die Verſündi⸗

gung , die man uns , den Pfarrern , zumutet , und zu der ſich

nicht wenige Pfarrer verleiten laſſen , dieſen Segen Gottes ,
über den wir nicht verfügen , auszuſprechen über einen Bund ,
der nach unſerer Erkenntnis nicht unter dem Ja Gottes

ſteht . Dazu ein deutliches Wort zu ſagen , wäre ein Gebot
der Liebe . Das ſoll nicht heißen , daß die Kirche Leuten , die
nicht unter dem Gnadenangebot des Herrn und ſeinen
Gaben leben , ein Gebot auferlegt , das der Herr Jeſus
ſeinen Jüngern geſagt hat . Aber in der Frage der Trau⸗
ung von Geſchiedenen müßte die Kirche ſich allmählich auf⸗
raffen . Wir dürfen die Liebe und das Erbarmen des
Pfarrers nicht darin ſehen , daß er hier etwas tut , was er ,
wenn er das ſo geſehen hat , wie ich das vorgetragen habe,
nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen einfach nicht tun darf , ohne
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Es ſollte ein Wort gefunden werden für die Hand unſerer
Amtsbrüder , damit etwas Fruchtbares und Geſegnetes bei
der Anmeldung herauskäme . Dies könnte vom Oberkirchen⸗
rat oder auch von der Landesſynode ausgearbeitet und den
jüngeren Theologen in die Hand gegeben oder an jedes
Pfarramt geleitet werden .

Ich habe mit jedem Paar eine längere Ausſprache über all
die großen und ſchwierigen Probleme der Ehe. Daß dies in
unſerer Zeit doppelt nötig iſt , braucht nicht erſt hervor⸗
gehoben zu werden . Es wird ja einem älteren Seelſorget
oft ſehr ſchwer , in den vielen Fällen , das richtige Wort zu
finden . Ich weiß , daß es auf dieſem Gebiet ſchon eine
Literatur gibt , vielleicht dürfte aber hier aufs neue wieder
einmal hingewieſen werden . Der junge Seelſorger muß
wiſſen , was er zu ſagen hat und was geſagt werden muß.
Jedes Paar muß wiſſen , wie ſie in die Ehe treten ſollen,
ſie müſſen auf die große Verantwortung hingewieſen wer⸗

den , wie die Ehe geführt werden ſoll , was die Ehe iſt und

dies alles ehe die Trauung vollzogen wird . Da ſie bei det

Trauung ſelbſt kaum fähig ſind , aufzunehmen , was ihnen

geſagt wird , muß dies alles vorher beſprochen werden Hier

haben wir unſern jüngeren Amtsbrüdern eine Hilfe zu

leiſten , daß nicht willkürlich gehandelt wird . Ich darf ja

annehmen , daß dies Thema auf unſern Hochſchulen wohl

behandelt wird , daß Herr Prof . Dr. Hahn die Kandidaten

darauf hinweiſt , ſtehen ſie aber einmal in der Praxis mit

den großen Anforderungen , wo ſie ſich kaum mehr zurecht

finden können , ſollten ſie etwas in Händen haben , um ſih

fortwährend neu zu informieren und auch in den einzelnen

Fällen zurecht zu finden , um durchzukommen , ſich zu ſtärken

für dieſes ſchwere Amt . Eine Anregung oder Unterlage
wäre eine große Hilfe .

Abgeordneter Frank : Ich möchte die weitere kutze An
regung geben , daß auf den Pfarrerfreizeiten , die von Zeit

zu Zeit durchgeführt werden , einmal dieſe Fragen zut

Grundlage einer Beſprechung gemacht werden , daß auf

dieſen Tagungen nicht nur hoch wiſſenſchaftliche Themen

behandelt werden , ſondern gerade ſolche Fragen aus dem

praktiſch⸗theologiſchen Gebiet mit den Amtsbrüdern durch⸗

geſprochen werden , und dann auch die gegenſeitigen Et⸗
fahrungen ausgetauſcht werden . Und ich könnte mir denken,

daß gerade aus ſolchen Geſprächen auch manchen Amts—

brüdern eine große Hilfe erwachſen könnte . 5
Abgeordneter Dr . Köhnlein : Ich habe den Eindruck, daß

unſer HA, der ſich mit der Sache befaßt hat , doch zu einem
ganz anderen Ergebnis gekommen war , als es ietzt bisher
in unſerer Ausſprache hier in Erſcheinung getreten iſt der
HA war der Überzeugung , daß man es der perſönlichen
Verantwortung des Seelſorgers überlaſſen müſſe,

ob eine

geſchiedene Ehe wieder getraut werden kann , während 15
Voten , die wir bis jetzt hier im Plenum gehört haben,
darauf hinausliefen , daß es von vornherein ganzklat 0
daß die Kirche Geſchiedene nicht trauen kann . Ich glau
daß wir dieſe Gegenſätze einmal herausſtellenmüſſen,
zu zeigen , daß wir heute nicht in der Lage ſind , darüber;
irgendeinem Veſchluß oder zu irgendeinem Wort zu kommen.

Die Dinge liegen in der Tat ſehr ſchwierig.And %ů
notwendig ſein , daß wir darüber ganz gründlich W
und daß in dieſer Arbeit Theologen , Arzte und W
zuſammenwirken . Ich möchte nur darum bitten , daß 5
nicht vorſchnell ein Wort an die Gemeinden eihheahe
dieſes Wort iſt ja beantragt — das wir vielleicht nchner
wieder in der Lebensordnung weitgehend zurückne

müſſen .
9

Oberkirchenrat Dr . Heidland : Ich möchte nur

weiſen , daß die 99115 Akademie bereits das von Wi
Günther gewünſchte Büchlein als Handreichung öun
Seelſorgearbeit des Pfarrers in Ehefragen herausge 1
hat . Dieſes Buch iſt eine Zuſammenſtellung 10ſeinel
legungen , die auf einer Rüſtzeit in Friedrichsfel

arauf hin⸗



zeit etwa vor 2 oder 3 Jahren angeſtellt wurden , an der
Arzte und Pfarrer und Juriſten teilgenommen haben . Dieſe
Schrift iſt für 0,80 DM zu beziehen beim Preßverband . Sie
wurde ſeinerzeit ſämtlichen Pfarrern in Baden angeboten ,
wenige nur haben ſie beſtellt . Außerhalb Badens hat ſie
ein großes Echo gefunden bis in die Schweiz und gilt nach
Anſicht unſerer hauptberuflichen Eheberater , die wir im

Rheinland und auch in der Schweiz haben , für das Beſte ,
was im Augenblick auf dieſem Gebiet vorliegt . Der Prophet
ſoll hier in der Tat etwas in ſeinem Vaterland gelten !

Präſident Dr . Umhauer : Wird ein Abänderungsantrag
geſtellt gegenüber dem Antrag des Ausſchuſſes ?

Abgeordneter Dr . Köhnlein : Nein , ich bin nur dafür ,
daß es nicht ſchnell verfaßt wird und nachher durch die

Lebensordnung wieder zurückgenommen werden muß .
Präſident Dr . Umhauer : Daß es ſorgfältig überlegt

wird . — Wortmeldungen liegen nicht mehr vor . Dann darf
ich den Herrn Berichterſtatter bitten , ſeinen Antrag noch⸗
mals zu verleſen .

Berichterſtatter Abgeordneter Hammann : Die Synode
wolle beſchließen :

Der Antrag der Gruppe Karlsruher Pfarrfrauen wird
zuſammen mit dem Bericht des Hauptausſchuſſes dem
Oberkirchenrat übergeben als Material
1. für ein vom Oberkirchenrat zu erlaſſendes Wort an die

Gemeinden , um deſſen baldige Herausgabe gebeten
wird und in welchem beſonders auf die Pflicht des

ſeelſorgerlichen Geſprächs hingewieſen werden ſoll , und
2. für die Arbeit an der Lebensordnung , um deren bal⸗

dige Vorlage ebenfalls erſucht wird .

Der Antrag wird einſtimmig angenommen .

A. 4.

Präſident Dr . Umhauer : Nun kommen wir zu Punkt 4
der Tagesordnung : Antrag der Theologiſchen Sozietät in
Baden : Aufhebung des Kirchlichen Geſetzes vom 26. 4. 1951
betr . Auswirkung der Eheſcheidung bei

Pfarrern uſw .

Berichterſtatter Abgeordneter Hammann : Die Theolo⸗
giſche Sozietät in Baden hat unterm 16. Dezember 1952 den
Antrag geſtellt :

„ Die Synode wolle das Kirchliche Geſetz vom 26. 4. 1951 ,
die Auswirkung der Eheſcheidung bei Pfarrern und an⸗
deren kirchlichen Dienern betr . , aufheben . “
Zur Begründung dieſes Antrags wurde ein im Kreiſe

der Sozietät erarbeiteter Conſenſus in Abſchrift beigefügt ,
die ſich vervielfältigt in Ihrer aller Hände befindet .

Der HA war einmütig der Auffaſſung , daß die Behand⸗
lung dieſes Antrags eine umfaſſende Vorbereitung theo⸗
logiſcher Ausführungen und Beurteilungen ſowohl über
das Geſetz vom 26. 4. 1951 wie auch über den vorgelegten
Conſenſus der Sozietät zur Vorausſetzung habe . Hierzu
aber iſt weder dem HA noch der Synode in dieſen Tagen
Zeit gegeben . Deshalb ſah ſich der HA nicht in der Lage ,
ſich damit zu befaſſen .

Er ſchlägt deshalb der Synode vor , ſich in dieſer Sitzung
mangels Zeit nicht mit dem Antrag zu befaſſen , ſondern
ihn einer ſpäteren Behandlung vorzubehalten .

Landesbiſchof D. Bender : Es tut mir ſehr leid , daß der

damalige Beſchluß der Synode , der von der Sozietät nicht
gutgehalten wird , nun der Synode ſelber fragwürdig zu
werden droht . Das würde bedeuten , daß die Synode die

Überzeugung , die ſie damals haben mußte , wenn ſie das

Geſetz mit gutem Gewiſſen geſchaffen hat , verloren hätte .
Das würde von der Synode geſagt , wenn ſie die eben vor⸗

geſchlagene Formulierung annehmen würde .

Ich kann nur darum beten , daß wir nicht ſture Leute

werden , die , weil ſie einmal ein Wort geſagt haben , ſi
über dieſem Wort lieber totſchlagen laſſen als zuzugeben ,
daß ſie ſich mit dieſem Wort geirrt haben . Aber ebenſo bete
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ich darum , daß wir uns nicht durch jeden Einwand auf der

ganzen Linie des geiſtlichen Lebens und der geiſtlichen Ein⸗

ſicht unſicher machen laſſen . Ich möchte die Synode fragen ,
ob ſie angeſichts des Einwandes der Sozietät nocheinmal in
eine Generaldebatte eintreten will , oder ob ſie nicht ein⸗

fach einige Synodale beauftragen ſollte , der Sozietät zu
ſagen , daß die Synode und warum die Synode von ihrer
eingenommenen Stellung in der Frage der Behandlung
geſchiedener Pfarrer nicht weichen kann .

Berichterſtatter Abgeordneter Haämmann : Wir werden
wohl alle das eben Geſagte begreifen können . Aber ich darf
einige Worte hinzufügen , die vielleicht klären könnten .

Es ging uns gerade darum , daß wir nicht als Synode
eine Erklärung heute abfaſſen , über deren Vorbereitung
wir uns noch nicht einmal ſelber genügend Rechenſchaft
haben geben können . Wir haben im HA die Auffaſſung ver⸗
treten , wenn wir zu dem vom Herrn Landesbiſchof eben

ausgedrückten Vorſchlag kommen wollten , ſo ſei es eine

ſelbſtverſtändliche Vorausſetzung , daß wir im HA und dar⸗

nach auch die geſamte Synode uns mit der Eingabe gründ⸗
lich befaſſen ſollten . Wenn uns nachträglich die Frage von
der Sozietät entgegengehalten wird , was ſagt ihr zu un⸗
ſeren theologiſchen Ausführungen , wie ſeid ihr zu eurem

Ergebnis auf Grund unſerer Vorlage gekommen , ſo iſt doch
die Vorausſetzung , daß wir uns darüber ausgeſprochen
haben . Wir ſahen dazu keine zeitliche Möglichkeit . Wenn
wir alſo kurzer Hand erklären , daß wir überhaupt dieſen
Einwand als — faſt möchte ich ſagen — gar nicht geſchehen
annehmen und es bei unſerem Geſetz von damals bleiben

ſoll , ſo werden wir uns den Vorwurf nicht erſparen können ,
daß wir noch nicht einmal dieſe Bruderſtimme innerhalb
unſerer Kirche ernſthaft auch nachträglich gehört haben . Wir

haben , wenn ich ſo ſagen darf , noch eine Vorfrage für
wichtig gehalten , die Frage , können wir überhaupt ohne
gründliche Prüfung uns dazu äußern . Der HA ſah ſich dazu
nicht in der Lage .

Präſident Dr . Umhauer : Ich darf vielleicht vorſchlagen ,
die Begründung etwas zu kürzen . Es iſt , glaube ich, nicht
notwendig , daß man da ſagt , es ſollen noch umfangreiche
Vorbereitungen und Erwägungen angeſtellt werden , ſon⸗
dern einfach ſagt :

„ Die Synode iſt durch anderweitige wichtige Ange⸗
legenheiten ſo in Anſpruch genommen , daß es leider nicht
möglich iſt , dieſe Eingabe auf der gegenwärtigen Tagung
zu behandeln . Sie wird auf die nächſte zurückgeſtellt . “

Abgeordneter Dr . Barner : Ich bin mit dem Gang der

Dinge einverſtanden . Ich hätte mich aber dagegen wenden

müſſen , wenn in der Erklärung des Hauptausſchuſſes geſagt
worden wäre , man hätte auf dieſer Tagung nicht genügend
Zeit , um das Eheſcheidungsgeſetz ſelbſt und nicht nur die
neu oder wieder vorgebrachten theologiſchen Einwände

gegen dieſes Geſetz zu überprüfen . Denn wenn wir auch das

Eheſcheidungsgeſetz einer neuen Überprüfung unterziehen
wollten , dann würden wir damit irgendwie zugeben , daß
wir das Geſetz damals , als wir es abgefaßt und beſchloſſen
haben , vor allem in ſeinen theologiſchen Vorausſetzungen
nicht genügend durchdacht , ſondern gleichſam über den
Daumen gepeilt hätten . Ich muß als damaliger Bericht⸗
erſtatter des VA über das genannte Geſetz auch hier noch⸗
mals zum Ausdruck bringen , daß bei ſeiner Abfaſſung und

Verabſchiedung für uns drei wichtige Geſichtspunkte im

Vordergrund geſtanden haben . Erſtens wollten wir die Be⸗

handlung von Eheſcheidungsfällen aus dem Bereich des

Diſziplinarverfahrens herausnehmen . Zweitens wollten

wir , wenn auch innerhalb eines rechtlich - geſetzlichen Rah⸗
mens , einen ſeelſorgerlichen Weg aufzeigen , auf dem ſolche
ſchwierigen Dinge behandelt werden könnten und ſollten .
Und ſchließlich wollten wir damit unſern Pfarrbrüdern

für die Führung und Erhaltung ihrer Ehe eine Hilfe an

die Hand geben .
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Prüſident Dr . Umhauer : Mir ſcheint weitgehend Aber⸗

einſtimmung darüber zu herrſchen, daß wir den Antrag des
Ausſchuſſes etwas vereinfachen . Ich darf vielleicht Herrn
Hammann bitten , das zu tun , damit wir den Ausſchuß⸗

antrag dann zur Abſtimmung bringen können .
Berichterſtatter Abgeordneter Hammann : Es würde der

1. Abſath des Ausſchufßberichts geſtrichen und geſagt werden :
Der HA ſah ſich mangels Zeit nicht in der Lage , ſich

mit dem vorgelegten Antrag und den Ausführungen im

Conſenſus zuu befaſſen . Er ſchlägt deshalb der Synode

vor , ſich im dieſer Sitzung nicht mit dem Antrag zu be⸗

faſſen , ſondern ihn mangels Zeit — ( Zuruf ) .

Präſident Dr . Umhauer : Er ſchlägt deshalb der Synode

vor , die Angelegenheit auf eine ſpätere Tagung zu ver⸗

ſchieben . — Ich bitte diejenigen , die für dieſe Form des
Antrages ſind , die Hand zu erheben . Der Antrag iſt ein⸗

ſtimmig angenommen⸗
A. 5.

Es klommt Ziff . A. 5: Beſchwerde
Mina Berggötz .

Berichterſtatter Abgeordneter Hammann : Dem Herrn
Präſidenten der Synode ging unterm 31. 12. 1952 ein Be⸗

ſchwerdebrief der Frau Mina Berggötz aus Karlsruhe⸗
Durlach zu, des Inhalts , die Synode ſolle die Maßnahme
überprüfen , die von ſeiten des Oberkirchenrats gegenüber
ihrer Tochter Fräulein Martha Berggötz nach deren

zweitem theologiſchen Examen im Dienſt der Landeskirche
getroffen worden ſeien .

Da nicht die Synode , ſondern der Erweiterte Evang .
Oberkirchenrat die Beſchwerdeinſtanz iſt , ſo iſt die Synode
nach einmütiger Auffaſſung des HA an die vorhandene
Rechtsordnung gebunden und hat den vorgeſchriebenen
Inſtanzenweg einzuhalten . Deshalb bittet der HA die
Synode , die Beſchwerde ohne Debatte der hierfür allein
zuſtändigen Stelle , dem Erweiterten Evang . Oberkirchenrat ,
zuzuleiten .

Der Antrag wird einſtimmig angenommen .

A. 6.

Prãſident Dr . Umhauer : Vo rlage des Erweiterten Evang .
Oberkirchenrats Anlage 5: Die Abordnun g v on
Pfarrern auf andere Pfarrſtellen bett .
Berichterſtatter Abgeordneter Dürr : In einer General⸗

debatte werden zunächſt die gegen das Geſetz erhobenen
Bedenken zum Ausdruck gebracht : Auf der Abordnung eines

Pfarrers kann ein Segen nur liegen , wenn ſie freiwillig
übernommen wird . Es bedeutet ein Armutszeugnis für
unſere Kirche , wenn Pfarrer zu einer ſolchen Abordnung
nicht bereit wären . Der Pfarrer , der durch ein Geſetz ge⸗
zwungen werden müßte , wäre der ungeeignetſte Mann für

die Verſehung einer anderen Gemeinde , er könnte dort
ſeinen Dienſt nie im Segen tun und würde ſich auch ſicher

85
ſchwer dem Pfarrhaus der fremden Gemeinde anpaſſen .

ee
eine ſtarke Zumutung an die Familie

—5 3 netenPfarrers und unter Umſtänden auch an

3 0 der Gemeinde, in die er abgeordnet wird .

5 55 werden leicht nur die Härten geſehen , die

8 5 in ſich birgt . Es wäre gut geweſen , wenn

8
der Pfarrer hätte beſprochen werden

10 3 nnahme wäre ſicher dadurch erleichtert

— — 135 2 gefragt, ob alle Maßnahmen ergriffen

85 ſchliert , ie ein ſolches Geſetz hätten vermeiden laſſen .
Ob ſchließ ich nicht doch Abordnungen auf der Baſis der

genügt hätten . Auf dem Wege des Geſe

felſe nicht zu viel
vorweggenommen werden , ſolange auforgerlichem Wege eine Löſung möglich iſt„DerOberkirchenrat verkennt nicht die Schwierigkeite

die mit dem Geſetz gegeben ſind. Doch 80518 eles get - Doch muß leider der Frei⸗

ſein Beſehoehotken werden. Das Geſetz kann ſchon durchein Anſporn ſein zur Bereitwilligkeit , ſich

der Frau

tzes
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abordnen zu laſſen . Die immer wieder auftretenden Not⸗
ſtände , für die Beiſpiele angeführt werden , machen das
Geſetz nätig . Es will die Vorausſetzungen ſchaffen für die
Beweglichkeit der Kirche , ohme die der Dienſt an den Ge⸗
meinden nicht getan werden kann . Es muß auch um der
Gerechtigkeit willen erlaſſen werden , damit nicht die ver⸗
ſchont bleiben , die aus Bequemlichkeit einen Dienſt ab⸗
lehnen , der von anderen gern getan wird .

Das Geſetz ſoll nicht nur eine Belaſtung des Pfarrers
mit ſich bringen , ſondern auch eine Hilfe ſein , die dem
Pfarter den Entſchluß , ſich abordnen zu laſſen , erleichtert.
Es ſoll eine Hilfe ſein für den Pfarrer auch ſeiner Gemeinde

gegenüber , die ihn eher ziehen läßt , wenn ſie weiß, daß er
mit der Übernahme einer anderen Gemeinde einen Akt des

Gehorſams vollzieht . Zudem erhält der Pfarrer durch das

Geſetz eine Sicherung der ihm durch die Abordnung enk⸗

ſtehenden Rechte .
Die Bedenken gegen das Geſetz werden bei den Ausſchuß⸗

mitgliedern weithin zerſtreut durch den Hinweis darauf,

daß das Geſetz vor allem zum Wohle der Gemeinden er⸗

laſſen werden ſoll . Hinter deren Intereſſen haben die des

Pfarrers zurückzutreten . Die Gemeinde hat den Anſpruch

auf das Opfer des Pfarrers , der nicht nur für ſeine Ge⸗

meinde , ſondern auch für die Kirche als Ganzes die Ver⸗

antwortung mitträgt . 5
Es muß auch wohl bedacht werden , daß es ſich hier nicht

handelt um ein Geſetz , das tötet , ſondern um eine Ordnung,
ohne die Leben nicht möglich iſt .

Die Frage , ob § 52 der KW nicht genügt zur Rechtferti⸗
gung ſolcher Abordnungen , wird dahin beantwortet , daß es

ſich in dieſem Paragraphen nur handelt um überparochiale
Dienſte , die vom Pfarrer übernommen werden müſſen.

Es wird von ſeiten des Oberkirchenrats verſichert , daß

das Geſetz nur in wirklichen Notfällen angewendet werden

ſoll nach eingehender Rückſprache mit dem Pfarret und
unter Berückſichtigung ſeiner Familienverhältniſſe , ſeines
Geſundheitszuſtandes und der Verhältniſſe ſeiner Gemeinde .

Um die bei Pfarrern und Gemeinden beſtehenden Be:

denken zu zerſtreuen , ſchlägt der Ausſchuß vor , dem Geſetz
eine Erläuterung einzufügen .

In der Einzelberatung der Paragraphen des Geſetes
wird in Abänderung des Entwurfs der 5 1 folgendermaßen

formuliert :
Ein auf einer Pfarrei ſtändig angeſtelltet

kann auf die Dauer von höchſtens 8 Monaten zur 15
ſehung des Pfarrdienſtes einer oder mehrerer Gemein 0
auf eine andere Pfarrſtelle abgeordnet werden , 655
dieſe Pfarrſtelle nicht auf eine andere Weiſe ſeine Pfart⸗

ſtelle dagegen nachbarlich verſehen werden kann.

§ 2 bleibt unverändert .
§ 3 ſoll lauten :

5 die Zeit der Abordnung erhält der Pfarrer 1
angemeſſene Trennungsentſchädigung als Erſatz 1
erhöhten Aufwendungen . Der Kürchengemeindez. 95
zu verſehenden Gemeinde iſt verpflichtet , die für 15
terbtingung und Dienſtführung des abzuordner zun
Pfarrers erforderlichen Räume nebſt Siei
Verfügung zu ſtellen . Dem nachbarlich verſe

fehen
Pfarrer muß ein Dienſtzimmer zur Verfügung 15 710
( Später wird hinzugefügt , da hier vergeſen te n nicht
Einigung in dieſen Fragen zwiſchen denBetei ig

5
erzielt wird , entſcheidet verbindlich der Evang .

kirchenrat . 5
Um der Befürchtung zu begegnen , das Geſetz t werden,

Hand einer anderen Kirchenleitung mißbrauch Geſetes
ſchlägt der Ausſchuß eine zeitliche Beftriftung dert!
vor , die in den § 4 eingefügt wird , der dann 13 Dauer

„ Dieſes Geſetz tritt am 1. Februar 1953 für

von 5 Jahren in Kraft . “ omm
Mit den genannten Abänderungen wurde das Geſetz v

tönnte in der

........



Hauptausſchuß einſtimmig angenommen und wird der

Synode zur Annahme empfohlen .
Abgeordneter Specht : Liebe Brüder ! Wenn man ein

ſolches Geſetz wie das vorliegende zum erſten Male zu Ge⸗

ſicht bekommt , iſt die erſte Reaktion zumeiſt eine negative .
Wir haben es in dieſen Tagen reichlich erlebt . Vielleicht
kommt die Ablehnung aus der Sorge , ſelbſt einmal in das

Gehege dieſer ſtacheligen Paragraphen hineingezogen zu
werden . Wenn man ſich trotzdem näher und ernſtlich mit

dieſer Sache befaßt , das Warum und Wozu überlegt , dann
kommen auf einmal ſo viel lichte , gute und zweckmäßige
Seiten eines ſolchen Geſetzes zum Vorſchein , daß man all⸗

mählich erkennt , ach, dieſe Paragraphen ſind ja gar nicht
die böſen Buben , die man dahinter vermutete , ſondern
wollen nichts anderes ſein , als gute , freundliche Helfer . So

iſt es mir ergangen und ebenſo auch allen Mitgliedern des

Hauptausſchuſſes , die bei der Beratung bis zuletzt dabei

geweſen ſind . Wir haben erkannt , daß hier ein guter Weg

iſt , einmal um großen Gemeinden , die durch den Verluſt

ihres Pfarrers in Not geraten ſind und nachbarlich nicht

verſehen werden können , eine raſche und wirkſame Hilfe zu
geben ; zum andern aber auch dem Pfarrer , der helfen ſoll ,

ſeine Entſcheidung ganz weſentlich zu erleichtern . Nach

Annahme dieſes Geſetzes braucht er die Verantwortung für
ein zeitlich begrenztes Weggehen von ſeiner Gemeinde und

von ſeiner Familie nicht mehr allein zu tragen . Er kann

ſeiner Gemeinde und ſeiner Familie mit gutem Gewiſſen

ſagen : Es fällt mir ſchwer , euch eine Zeitlang allein zu

laſſen , aber hier iſt eine von der Landesſynode beſchloſſene
Ordnung der Kirche , deren Diener ich bin , und dieſer Ord⸗

nung füge ich mich . Aus ſolchen Erwägungen heraus ſind
wir zu einer einſtimmigen Annahme der Geſetzesvorlage ge⸗
kommen . Und nun meine ich, wir würden dem Geſetz zu
einem guten Eingang in unſeren Gemeinden und auch zu
einer leichteren Aufnahme bei unſeren Amtsbrüdern ver⸗

helfen , wenn wir es mit der einmütigen Zuſtimmung aller

Synodalen auf die Reiſe ſchicken könnten . Abänderungs⸗

anträge können ſelbſtverſtändlich noch geſtellt werden , aber

als Endergebnis ſollte doch herauskommen , daß ſich die

Synode einmütig hinter dieſes Geſetz ſtellt . Ich bin feſt
davon überzeugt , daß eine ſolche Entſcheidung der Sache ,
um die es geht , mehr nützen würde , als wenn die Frage , ob

Annahme oder Ablehnung des Geſetzes , noch einige Monate

offen und weiterhin dem Widerſtreit der Meinungen aus⸗

geſetzt bliebe .
Darum iſt es meine herzliche Bitte : Haben Sie den Mut

zu einer Entſcheidung und ſtimmen Sie dieſem Geſetz zu !
Es wird für unſere Gemeinden und Pfarrern eine Hilfe
ſein , wenn ſie dieſe Einmütigkeit der Synode ſpüren .

Wir ſind nicht der Meinung , daß mit dieſem Geſetz nun
alles getan ſei , was nötig iſt , um den beſtehenden Notſtand
einer ungenügenden Verſorgung unſerer Gemeinden zu

beſeitigen . Es müſſen noch andere Mittel und Wege geſucht
werden . Ich möchte kurz auf das hinweiſen , was unſere

württembergiſche Nachbarkirche zu tun gedenkt . Bei der

letzten Tagung ihres Landeskirchentages wurde vom Aus⸗

ſchuß für Jugend und Unterricht folgender Antrag ein⸗

gebracht :
Der Landeskirchentag wolle beſchließen , der Kirchen⸗

leitung folgende Bitten zu möglichſter Berückſichtigung

vorzulegen :
1. Der Landeskirchentag begrüßte es dankbar , wenn von

den ſtaatlichen Kräften , neben den Pfarrern und an⸗

deren Mitarbeitern aus den Gemeinden beſonders

ausgebildete hauptberufliche Katecheten und Kateche⸗
tinnen in ausreichender Zahl eingeſetzt werden . Der

Landeskirchentag bittet daher die Kirchenleitung , für
die Ausbildung der notwendigen Zahl hauptberuflicher
Katecheten Sorge zu tragen und dieſe in zentraler

Planung und Lenkung in den Gemeinden einzuſetzen .
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2. Der Landeskirchentag bittet die Kirchenleitung , dem

Landeskirchentag Vorſchläge zu unterbreiten .
3. Der Landeskirchentag bittet die Kirchenleitung , die

Gehaltsverhältniſſe der Katecheten und Katechetinnen
ſo zu ordnen und zu geſtalten , daß ihre Vergütung in
einem tragbaren Verhältnis zu der der ſtaatlichen
Lehrkräfte ſteht .

4. Der Landeskirchentag bittet die Kirchenleitung dafür
zu ſorgen , daß die Katecheten auch nach ihrer Anſtellung
weitergebildet werden und bei Bewährung Vor⸗

rückungsmöglichkeiten haben .

Ich weiß nicht , ob ſich unſere badiſche Kirchenleitung zu
einem ähnlichen Vorgehen entſchließen kann , aber ich bin

überzeugt , wenn wir eine Anzahl guter Katecheten und

Katechetinnen hätten , würde der unmögliche Zuſtand bald

beſeitigt werden können , daß Pfarrer fünfzehn bis zwanzig
Religionsſtunden in der Woche zu erteilen haben und da⸗

durch ihre Kraft und ihre Arbeit ſo ausgenützt wird , daß für
die eigentliche Pfarramtstätigkeit wenig mehr übrig bleibt .

Landesbiſchof D. Bender : Es muß ja wohl der Ober⸗

kirchenrat doch hier vor dem Plenum auch noch einmal

Rechenſchaft geben darüber , wie er zur Anregung einer

ſolchen Vorlage gekommen iſt .
Der Notſtand , auf den ſich die Vorlage bezieht , iſt unbe⸗

zweifelbar . Es ſind dauernd etwa 20 Pfarreien unbeſetzt ,
wenn ſich die Laſt der Unverſorgtheit auch inſofern verteilt ,
daß von den heute unbeſetzten Pfarreien morgen einige be⸗

ſetzt werden ; aber die Pfarrer , die in ſolche vakante

Pfarreien einrücken , hinterlaſſen ihrerſeits eine für kürzere
oder längere Zeit unbeſetzte Pfarrei . Der Sinn der Vor⸗

lage iſt , dem Oberkirchenrat die Möglichkeit zu geben , in

beſonders dringenden Notfällen , wo eine nachbarliche Ver⸗

ſorgung nicht gut möglich iſt , Abhilfe zu ſchaffen . Es ſei das

an einem Beiſpiel erläutert :

Durch den Wegzug eines Pfarrers in eine andere Landes⸗

kirche iſt eine große Mannheimer Pfarrei vakant geworden .
Dieſe Pfarrei mit ca. 4000 Seelen konnte nachbarlich nicht
verſorgt werden . Es wurde bei zwei Pfarrern an kleinen
Gemeinden angefragt , ob ſie bereit wären , bis zur Be⸗

ſetzung die vakante Mannheimer Pfarrei zu verſehen . Beide

lehnten ab , der eine aus verſtändlichen Gründen der Ge⸗

ſundheit , der andere aus weniger verſtändlichen Gründen .
Ein dritter Pfarrer , den wir fragten , hat ſich zu der Ver⸗

tretung in Mannheim bereit erklärt .

Dieſe Erfahrung hat die Frage erweckt , ob eine ſolche
notwendige Vertretung ganz auf die Freiwilligkeit ab⸗

geſtellt werden darf . Es iſt zu hoffen , daß ſich in ſolchen
Notfällen , wie dem angeführten in Mannheim , freiwillige
Vertreter finden , aber die Verſorgung einer ſo großen
Gemeinde darf nicht daran ſcheitern , daß ſich kein jüngerer
Pfarrer zu dem Vertretungsdienſt aus freien Stücken bereit
erklärt .

Ich meine , daß die Sorge vor einem Eingriff in die Rechte
des Pfarrers zurücktreten muß vor der Notwendigkeit der

Verſorgung der Gemeinden . Die Pfarrer ſind um der Ge⸗
meinden willen da und nicht die Gemeinden um der Pfarrer
willen . Wir Pfarrer ſind doch , wenn wir unſer Amt recht
verſtehen , Diener Jeſu Chriſti an ſeiner Gemeinde ; im
Neuen Teſtament hat das Wort „ Diener “ noch einen be⸗

ſonders ernſten Klang : es bedeutet „ Sklaven Jeſu Chriſti “ ,
d. h. ein Pfarrer iſt kein ſelbſtherrlicher und ſelbſtändiger
Diener , ſondern bereit , auch einen außerordentlichen Weg

zu gehen , wenn es die Not der Gemeinden erfordert .
Darum geht es in unſerer Vorlage , nicht aber um die Er⸗

mächtigung , willkürlich die Pfarrer zu verſetzen . Wenn da

und dort geſagt worden iſt , man hätte ein ſolches Geſetz
vorher mit den Pfarrern beraten ſollen , ſo erinnere ich

daran , daß eine ſolche Anordnung in unſerer Landeskirche

gar nicht neu iſt , ſondern ſchon zweimal in Kraft ſtand ,
wobei die Notſtände heute drückender ſind als damals . Im
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übrigen muß es für einen Pfarrer eine Selbſtverſtändlich⸗
keit ſein , in Notzeiten zur Verfügung zu ſtehen . 5

Daß die Kirchenleitung ein ſolches Geſetz mit aller Sorg⸗

falt anwenden und dabei vielerlei Geſichtspunkte beachten
muß , iſt ebenſo ſelbſtverſtändlich . Dann aber iſt das Geſetz
eine Hilfe für den jungen Pfarrer , der für einen Ver⸗

tretungsdienſt in Frage kommt . Übernimmt er auf die An⸗
frage der Kirchenleitung hin freiwillig die Vertretung , ſo

ſetzt er ſich bei ſeiner Gemeinde dem Vorwurf aus , daß ihm
der Dienſt etwa in einer großen Stadtgemeinde eben doch
verlockender erſcheine als der Dienſt in der kleinen Land⸗

gemeinde . Durch das Geſetz wird die Entſcheidung und Ver⸗

antwortung für eine ſolche Abordnung auf die Kirchen⸗
leitung gelegt , und das iſt recht ſo. Denn von einer ſolchen

notwendig gewordenen Abordnung wird nicht nur der in

Frage kommende Pfarrer und ſeine Familie , ſondern auch
ſeine Gemeinde betroffen . Auch ihr wird zugemutet , zu⸗
gunſten einer größeren Gemeinde eine Zeit lang auf ihren
Pfarrer zu verzichten . Das iſt nur möglich , wenn in unſeren
Gemeinden der Geiſt der Liebe lebendig iſt , die der andern

Laſt ſieht , erkennt , daß die Not dort noch größer iſt als die

eigene und zum freien Verzicht zugunſten der notleidenden
Gemeinde bereit iſt , nicht aber in unheiligem Egoismus
und unheiliger Empfindlichkeit meint : „ja , wir müſſen ' s
wieder einmal ausbaden ! “ Das Neue Teſtament zeigt uns
eine ſolche Gemeinde , die auf ihre zwei beſten Pfarrer frei⸗
willig verzichtet und ſie zum Miſſionsdienſt in ferne Gegen⸗
den geſchickt hat ; es war die Chriſtengemeinde in Antiochien ,
die ſich Paulus und Barnabas vom Herzen geriſſen und zur
Verkündigung des Evangeliums unter den Heiden ausge⸗
ſandt hat . Es iſt nicht leicht vorzuſtellen , daß unſere heutigen
Gemeinden von ſich aus auf einen ſolchen Gedanken kämen !

Es wurde auch gefragt , ob alle Möglichkeiten erwogen
worden wären , um auf andere Weiſe der Notlage unver⸗
ſorgter Gemeinden gerecht zu werden , und es wurde dabei
auf die Einſtellung von Diakonen hingewieſen . Auch das
haben wir bedacht , ſind aber zu der Einſicht gekommen , daß
mit Diakonen dem Notſtand für den das Geſetz Abhilfe
ſchaffen ſoll , nicht gedient iſt , und zwar aus zwei Gründen :

1. weil Diakone auch nicht in der genügenden Zahl vor⸗
handen ſind . Die Diakonenanſtalten ſind in einer ähn⸗
lichenNotlage wie die Kirche .

2 WeilDiakone den Anforderungen ſo großer Gemeinden ,
wie es die ſind , für die Pfarrer abgeordnet werden
ſollen , nicht entſprechen können . Gewiß bleibt das aller⸗
erſte und allerwichtigſte Erfordernis jedes Predigt⸗

dienſtes , daß der Prediger einfältig im Glauben lebt
und ſich an Gottes Wort hält , aber darüber darf nicht
überſehen werden , daß zur Ausrichtung des Predigt⸗
und Hirtenamtes in einer großen , vielſchichtigen Ge⸗
meindeauchnoch beſondere Gaben und Kenntniſſe not⸗
wendig ſind, über die ein Diakon nicht verfügen muß
und im allgemeinen auch nicht verfügt . Das iſt eine

Erfahrung, die unſere Flüchtlingsgemeinden im ſüd⸗lichen Schwarzwald zunehmend machen . Das iſt kein
abwertendes Arteil über die treue und aufreibende

Arbeit der dort eingeſetzten Diakone , ſondern einfach
eine Feſtſtellung, die dazu zwingt , unſere Diakone ihren
Vorausſetzungen gemäß zu verwenden und ſie nichtzu überfordern .Der Einſatz von Diakonen im Dienſtunſerer Landeskirche erweiſt ſich immer mehr als eine
unausweichliche Forderung . Nur wird mit dem Einſatz
von Diatonen die Frage der Verſorgung unſerer Ge⸗

Feigeeneer Adrebnnedre, 0 vr. ne
B eordneter Dürr : J „

mitzuteilen , daß der 195 b habe vergeſſen

„ „ Falls eine Einigung in dieſen Fra i
BVeteiligten nicht erzielb wind eſen Fragen zwiſchen den

900 Doe etirg ⸗
wird , entſcheidet verbindlich der

ſtehen bleiben ſoll .

Sitzung

Oberkirchenrat Dürr : Ich möchte das abſichtlich hier im
Plenum ſagen , damit es in die Sffentlichkeit unſeter Ge⸗
meinden kommt . Gerade im Blick auf die Eingaben , die zum
Teil wegen dieſes Geſetzes hierher gerichtet worden ſind.

Zu dem Beiſpiel , das der Herr Landesbiſchof eben mit⸗
geteilt hat , möchte ich ein zweites hinzufügen . Vielleicht
verſtehen Sie auch , daß wir im Oberkirchenrat bis in un⸗
ſere Seele hinein leiden unter dieſen unerträglichen Rot⸗
ſtänden . Durlach - Aue : Der Pfarrer von Durlach⸗Aue iſt guf
1. November vorigen Jahres als Pfarrer nach Handſchuhs⸗
heim⸗ „ lord gekommen . Wir haben uns bemüht , einen Ver⸗
treter dorthin zu ſchicken , weil die Wiederbeſetzung dieſer
Pfarrei mindeſtens fünf Monate dauern wird . Denn vor
Oſtern wird kein Pfarrer dorthin kommen können . Wiſſen
Sie , wie der Dienſt jetzt getan wird fünf Monate lang ? Ith
bin beinahe krank geworden , als der Dekan von Durlach
kam und mir erklärte , daß er nun 26 Stunden Religions⸗
unterricht gibt , und er hat ſelbſt eine Gemeinde von über
viertauſend Seelen und als Dekan die Verantwortung füt
den Kirchenbezirk Durlach . Iſt das zu verantworten ?] Ich
bitte Sie , wir haben z. Zt . einundzwanzig Pfarreien , die

nicht beſetzt ſind , mit denen es ſo geht , wie der Herr Landes⸗
biſchof geſagt hat , daß auf Jahre hinaus nur auf dem Wege
des Schiebeſyſtems immer wieder ein halbes Jahr zwanzig
andere Pfarreien drankommen , die keinen Pfarrer haben
und nachbarlich verſehen werden müſſen . Und wie ſieht es
mit der Beſetzung unſerer Vikariate aus ? Wir haben rund
150 Vikariatsſtellen , davon ſind 45 beſetzt . Unter den 110

nicht beſetzten Vikariatsſtellen ſind mindeſtens zwanzig,
mindeſtens zwanzig , die ſeit Jahren ſo vordringlich
auf der Liſte ſtehen , daß ich Ihnen nicht ſagen kann, wie viel

ich in dieſen Jahren ſchon unter der Tatſache gelitten habe,
daß ich keine Vikare dorthin ſchicken kann . Das iſt einfach

erſchütternd ; und unſere Gemeinden , auch die lieben klei⸗

neren Gemeinden , die einen Pfarrer haben , ſollten das
verſtehen . Es wird nach meiner Meinung ein Segen ſein,
wenn eine Gemeinde ihren Pfarrer willig für einige Mo⸗

nate hergibt . Wenn das nun gerade in den Wintermongten

ſein wird , wo die Arbeit in den Kreiſen auf dem Land
beſonders anläuft , ſo iſt das ein Opfer für den Pfarrer
und für die Gemeinde . Aber davon ſind wir überzeugt , daß

ein ſolches Opfer , mit Freude übernommen , einen beſon⸗
deren Segen von Gott bekommt . Das möchte ich mit allem

Nachdruck gt haben . Ich bin der Synode ſehr dankbar,

wenn ſie dieſes Geſetz verabſchiedet ; denn ich bin als Vikars⸗

vater mit der Hauptbetroffene , der bei jedem Notſtand ge⸗

fragt wird : Haben ſie nicht jemand , den man ſchicken känk.
Und ich ſage noch einmal , damit es die Pfarrer leſen ,wie
ſehr die Kirchenleitung darunter leidet , daß wir ſie Jahr

um Jahr ohne ausreichende Hilfe laſſen müſſen . Wit ſehen

es , wir leiden mit , und wir beten mit .

Abgeordneter Kühlewein : Es iſt mir ähnlich gegandee
wie dem Konſynodalen Specht von Pforzheim . Ich bin 1
ſehr großen Bedenken wegen dieſes Geſetzeshierher 65
kommen , ſehe aber nun ein , daß es tatſächlich in . 1f
eine große Hilfe iſt . und das , was der Hert Landesbiſch
und Sberkirchenrat Dürr geſagt haben , verſtehen wir Wo 5
Es iſt die erſte Sorge , die wir haben als Synode,daß 10
für die Gemeinden ſorgen , nicht etwa für die Iane
es zum Teil ſo hingeſtellt worden iſt , als ob hier 15 1
worbene Rechte der Pfarrer in Frage ſtehen, da ha 50
auch ſehr wenig Verſtändnis dafür . Das würde heißen, 10
die faulen und unwilligen Pfarrer geſchont werden 1
über denen , die fortwährend über iht Gebühr in Anſp

genommen werden .
Aber wenn ich mir nun praktiſch den Vollzugdes 8

überlege , dann kommt mir eine ſehr große Frage :
1die

vorhin ſchon geſagt worden , es kommen eigentlich nu bei
jungen Pfarrer in Frage für dieſe Abordnung , un

1
dieſen jungen wieder nur die , die in einer kleineren

01

0



meinde ſind , und von denen nur die , die geſundheitlich tat⸗
ſächlich dazu in der Lage ſind , und von denen beſonders auch
die , die die Gaben haben , daß ſie in einer großen Gemeinde
arbeiten können . Und wenn ich mir das praktiſch überlege ,
dann iſt das ja eine ganz kleine Anzahl von Pfarrern , die
tatſächlich nur in Frage kommen . Ich weiß nun nicht , ob es
gut und notwendig iſt , dafür ein beſonderes Geſetz zu machen ,
um aus dieſem ſehr kleinen Kreis nun einen in eine ſolche
Stelle abzuordnen . Es war mir doch wirklich tröſtlich zu
hören , daß in dem Falle von Mannheim tatſächlich einer
gefunden worden iſt , und zwar auf freiwilliger Grundlage .
Ich möchte meinen , daß , wenn es wirklich immer nur ein
ſo kleiner Kreis iſt , der in Frage kommt , dann auch gerade
unter dieſen jungen Pfarrern ein williger gefunden wird .
Es iſt etwas ſchmerzlich , daß da geſagt wird , es muß der
Freiwilligteit durch ein ſolches Geſetz nachgeholfen wer⸗
den . Ob wir alſo für eine ſo eng beſchränkte Zahl — nach
den Ausſagen der Mitglieder des Oberkirchenrats ſoll es
möglichſt überhaupt nicht angewandt werden —ein beſon⸗
deres kirchliches Geſetz machen ſollen , das iſt mir eine
ſchwere Frage .

Dann noch ein kurzes Wort zu dem , was die Aufgabe der
Gemeinde dabei iſt . Es iſt mir ſchon lange eine Frage , ob
das eigentlich geſund iſt , daß , wenn ein Pfarrer ausfällt
oder in Arlaub iſt , nun auf alle Fälle irgendein Nachbar⸗
pfarrer herzugezogen werden muß . Müßte nicht ein ge⸗
ſünderer Zuſtand darin beſtehen , daß aus der Gemeinde
ſelber der Pfarrer vertreten wird ? Es war doch wahr⸗
haftig nicht ſo ſchlecht , wenn im Kriege , wo es nicht anders

möglich war , verſchiedene Gemeindeglieder auch einmal den

Gottesdienſt gehalten haben . Und ich fände es viel ge⸗
ſünder und natürlicher für die Gemeinde , wenn ein Ge⸗

meindeglied den erkrankten Pfarrer an einem Sonntag
vertritt , als daß zu einer ganz unmöglichen Zeit der Gottes⸗

dienſt gehalten wird , nur daß man einen Pfarrer bekommen
kann . And dasſelbe gilt auch , wenn ein Pfarrer ſich ab⸗
ordnen läßt , daß die Arbeit ſeiner Gemeinde von ſolchen
Gemeindegliedern getragen und hindurchgetragen wird ,
auch wenn er eine Zeitlang einmal ausfällt . Ich kann nur

ſagen , daß es z. B. in der Stadtgemeinde ausgemacht iſt ,
daß das für viele Monate gehen kann , auch wenn der

Pfarrer einmal krank iſt .

Abgeordneter Meyer : Nach der ausführlichen Begrün⸗
dung des Geſetzes beſonders durch den Herrn Landesbiſchof
und durch die erſchütternde Mitteilung des Herrn Ober⸗
kirchenrat Dürr möchte ſich eigentlich eine weitere Begrün⸗
dung der Vorlage erübrigen . Ich will mich deshalb
kurz faſſen . Vor allen Dingen aber möchte ich nicht ver⸗
ſäumen , auf die Dinge beſonders aufmerkſam zu machen ,
die in den Worten des Herrn Oberkirchenrat Dürr an uns
gerichtet waren . Das Problem der Belaſtung unſerer
Pfarrer mit einer unmöglichen Anzahl von Religions⸗
ſtunden bewegt mich ſchon lange . Es ſteht ja nun hier nicht
eigentlich zur Frage , aber ich frage mich immer , warum
wäre das hier nicht auch möglich , daß es an den Höheren
Schulen z. B. Studienräte gibt , die neben der Facultas in
Latein und Deutſch auch die Facultas in Religion haben ,
wie das anderwärts der Fall iſt ?
Dann das Geſetz . Als ich es zuerſt las , kann ich nicht ſagen ,

daß ich von beſonderen Luſtgefühlen erfüllt war . Es hat
mich bewegt , und ich ſagte mir , muß denn alles , auch dieſe
Angelegenheit , in die Form des Geſetzes hineingepreßt
werdenꝰ Geht es nicht , oder könnte es nicht geſetzlos gemacht
werden ? Denn ein Geſetz iſt doch letzten Endes ein Zwang .
Geſetze ſind Zäune , über die man ſtolpert , Stacheldrähte ,
an denen man hängen bleibt , oder man ſich reißt oder was
für Bilder man gebrauchen will . Ideal wäre der Zuſtand
der Kongruenz von Willen und Geſetz . Aber nun ſcheint
das hier notwendig zu ſein , leider ! Abordnungen gibt es
auch auf dem zivilen Sektor . Die Beamten werden auch da
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und dorthin abgeordnet . Ich habe das ſelber am eigenen
Leib erfahren . Aber dafür iſt kein Geſetz notwendig geweſen ,
ſondern das gehört eben zu den Pflichten des Beamten .

Anderſeits glaubte ich in dem § 52 KW eine genügende
Unterlage zu ſehen für die Abordnung von Pfarrern . Es
wurde da allerdings in der Begründung geſagt , dieſer
Paragraph genüge nicht . Ich habe mich auch davon über⸗
zeugen laſſen , daß es tatſächlich der Fall iſt . Ich möchte nur
nicht , daß durch dieſes Geſetz draußen ein Schatten auf den
Pfarrerſtand falle , und es heiße : Seht mal , für den Pfarrer ,
da muß man ein Geſetz machen , der macht das nicht frei⸗
willig , was andere Beamten ſozuſagen ſelbſtverſtändlich
tun , wiewohl ich mir bewußt bin , daß man Pfarrer und
Beamte nicht gleichſetzen kann . Aber es iſt richtig , daß das
Geſetz nicht nur ein Zwang , ein notwendiges Übel , ſondern
daß es auch eine Hilfe ſein kann . Und dies iſt uns ja über⸗
zeugend nachgewieſen worden . Es kann eine Hilfe ſein nicht
nur für den Geſetzgeber , der nun ſeine Funktion leichter
hat , ſondern auch für den betroffenen Pfarrer und für die
Gemeinde ſelbſt . Das Geſetz in der urſprünglichen Form
wäre für mich nicht annehmbar geweſen . Aber in der jetzigen
Form , wie es der HA Ihnen vorgelegt hat , iſt es für mich
auch erträglich . Beſonders durch folgendes : 1. durch die
Befriſtung der Abordnung auf höchſtens acht Monate , und
2. durch die Anderung des § 3. Denn gerade in dieſem
Paragraphen ſah ich ſehr große Schwierigkeiten voraus ,
daß Eingriffe in das Familienleben des Pfarrers geſchehen
könnten . Dadurch , daß dieſer Paragraph nun ſo geändert
iſt , daß nicht der Inhaber der Pfarrwohnung , ſondern der

Kirchengemeinderat verpflichtet iſt , für die Unterbringung
des abzuordnenden Pfarrers Sorge zu tragen , — dadurch
mildert ſich dieſes Geſetz , und dadurch iſt es ſo, daß wir es
ruhig annehmen können . Dazu kommt noch die Befriſtung
des Geſetzes auf fünf Jahre . Wir haben ſicherlich alle ahne
Ausnahme in den Oberkirchenrat das größte Vertrauen ,
daß er dieſes Geſetz ſo handhaben wird , daß nicht eine Härte
für den betreffenden Pfarrer und die Gemeinde heraus⸗
komme , ſondern vielmehr , daß es zu einem Segen für beide
Teile werde . Und deshalb möchte ich meine Herren Kon⸗

ſynodalen bitten , dieſem Geſetz in der vorgeſchlagenen Weiſe
zuzuſtimmen .

Abgeordneter Dr . Kuhn : Hohe Synode ! Den Ausfüh⸗
rungen des Herrn Oberkirchenrat Dürr entnahmen wir , daß
Veranlaſſung zu dem uns vorliegenden Entwurf die Tat⸗
ſache iſt , daß ein außerordentlicher Mangel an Pfarrern ,
an Vikaren uſw . beſteht . Da wirft ſich für uns die Frage
auf , was geſchieht , um dieſem Mangel zu begegnen . Offen⸗
bar geſchieht im Augenblick nichts Durchgreifendes . Es

müßte hier aber etwas geſchehen , damit dieſer Mangel be⸗

hoben werde , und zwar etwas ſchnell über den bisherigen
Rahmen hinaus . Ich möchte jetzt nicht die Frage ſtellen ,
was bisher geſchehen iſt , und was hier noch weiter ge⸗
ſchehen könnte , ſondern ich bitte , meine jetzige Frage als
ein Monitum zu betrachten und daraufhin veranlaßt zu
ſein , dafür zu ſorgen , daß dieſer Mangel für die Zukunft
weitmöglichſt und beſtmöglichſt behoben werde .

Wir haben aus dem Munde des Herrn Synodalen Kühle⸗
wein entnommen , daß evtl . da und dort auftretende Mängel
dadurch behoben werden könnten , daß Laien an die Stelle
des Pfarrers treten . Da muß ich nun fragen : Was geſchieht
in dieſer Richtung , um es einem Laien zu ermöglichen , daß
er auch einmal einen Pfarrer vor dem Altar oder auf der

Kanzel vertreten kann . Denn ich glaube nicht , daß wir Laien
über die ſeelſorgerlichen und ſonſtigen Vorausſetzungen ohne
weiteres verfügen , um vor den Altar treten zu können , um

auf die Kanzel ſteigen zu können . Letzteres vielleicht wohl
eher , aber das erſtere wohl weniger . Ich glaube , auch hier
müßte etwas geſchehen , um die Laien dazu zu befähigen ,
dieſe Vertretung eines Pfarrers zu übernehmen .

Abgeordneter Dr . Barner : Es möchte mir zunächſt eine
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Zwiſchenbemerkung geſtattet ſein . Ich habe mich als Pfarrer

ſehr gefreut , daß ſoeben zwei Brüder aus den Reihen der

weltlichen Abgeordneten zu dieſer Geſetzesvorlage ge⸗

ſprochen haben . Denn wenn wir Pfarrer dazu ſprechen ,
könnte es den Anſchein erwecken , daß wir pro domo ſprechen
würden .

Sodann wurde vorhin geſagt , daß wenn dies Geſetz von

der Synode beſchloſſen werden ſollte , es zugleich mit Er⸗

läuterungen verkündigt werden würde , und zwar wohl in

dem Sinne , wie es die Verhandlungen im HA ergeben

haben . Ich hätte dazu noch eine Bitte an das Mitglied des

Oberkirchenrats , das die Erläuterungen abfaßt , daß es

auch die Gedanken , die zuletzt Herr Abgeordneter Kühle⸗
wein geäußert hat , darin aufnehmen möchte . Ich denke vor

allem an eine Antwort auf die wiederholt geſtellte Frage :
Könnte man nicht ohne dies Geſetz auskommen , zumal doch

nur ein kleiner Kreis von ihm erfaßt werden kann , wenn

bei ſeiner Anwendung in jedem Fall die Geſundheit , die

Familien⸗ und Gemeindeverhältniſſe des abzuordnenden

Pfarrers berückſichtigt werden müſſen ?

Abgeordneter Frank : Zu der Frage der Erläuterung ,
die dem Geſetz beigegeben werden ſoll , möchte ich auch noch
ein kurzes Wort ſagen : Ich könnte mir denken , daß dieſe

Erläuterung ſo abgefaßt iſt , in einem ſolchen Tenor ge⸗
halten iſt , daß den Amtsbrüdern draußen im Lande über⸗

haupt erſt einmal der ganze Notſtand aufgehellt wird , in
dem die Gemeinden der Landeskirche ſich befinden , in

welche Pfarrer abgeordnet werden ſollen . Dadurch könnte
bei den Brüdern im Lande der Gedanke Platz greifen , daß
die Liebe Chriſti uns dazu dringen ſollte und müßte , in

ſolchen Notſtänden aus einer inneren Freiwilligkeit heraus
einen ſolchen Dienſt für die begrenzte Zeit von 8 Monaten

zu übernehmen . Der erſte Paragraph dieſes Geſetzes
bräuchte dann gar nicht zwangsweiſe in Anwendung zu
kommen . Es kämen dann eigentlich nur die folgenden
Paragraphen , welche die dienſtliche Regelung betreffen ,
praktiſch in Frage .

Noch ein anderes in dieſem Zuſammenhang : Wenn die
beiden Faktoren , die eigene Familie und die zu verſehende
Gemeinde , in Frage geſtellt ſind , iſt meiner Meinung nach
der zu verſehenden Gemeinde der erſte Akzent zu geben ,
von beſonderen Notſtänden in einer Familie abgeſehen

Schließlich : Der Herr Landesbiſchof hat ein kurzes Wort
über den Dienſt der Pfarrdiakone draußen im Lande geſagt ,
der vor allem in den Diaſporagemeinden im Süden des
Landes geſchieht . Er hat davon geſprochen , daß die betref⸗
fenden Gemeinden mehr und mehr wünſchen , daß die Pre⸗
digt immer wieder einmal oder mehr und mehr von ſeiten
der Pfarrer geſchieht . In dieſem Zuſammenhang habe ich
die dringende und herzliche Bitte an die Kirchenleitung ,
dafür Sorge tragen zu wollen , daß die Diakone auch einmal
herausgezogen und zuſammengefaßt werden , nicht nur für
einen halben Tag , ſondern vielleicht vierzehn Tage oder
drei Wochen , in denen ihnen von Profeſſor Hahn oder von
anderer Seite ein großer Dienſt im Blick auf ihre Predigt⸗
tätigkeit getan werden könnte . Wir ſind der Anſicht , daß
von den Pfarrdiakonen etwas erwartet wird , was ſie nach
ihrem Ausbildungsgang einfach nicht leiſten können . Und
es könnte hier in dieſem Punkt doch auch etwas geſchehen ,
was weiterhilft .

Landesbiſchof D. Bender : Wir haben uns im Ober⸗
kirchenrat auch überlegt , ob ein ſolches Geſetz notwendig
iſt oder ob die entſtehenden Notſtände nicht auf der Baſis
der Freiwilligkeit gelöſt werden könnten , ſelbſt auf die
Gefahr hin , daß der Appell an die Freiwilligkeit zu keinem
poſitiven Ergebnis führt . Aber die Frage hat ja noch eine
andere Seite , auf die ich vorhin ſchon einmal hingewieſen
habe . Selbſt wenn der betreffende junge Pfarrer bereit iſt
eine zeitweilige Vertretung zu übernehmen , ſo bleibt immer
noch die Frage , ob die Gemeinde ſich mit der Entſcheidung
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ihrers Pfarrers zufrieden gibt . Eine ſolche Gemeinde könnte

die Kirchenleitung fragen , auf Grund welcher anerkannter

Ordnungen ihr der Pfarrer , wenn auch nur auf Zeit , ent⸗

zogen wird . Es würde dann das Schlimmſte paſſieren , was

einer Kirchenleitung paſſieren kann , daß ſie nämlich in den

erdacht willkürlichen , ungeſetzlichen Handelns geriete .
Synode , durch ihr Votum deutlich zu

ntkirche — nicht der Oberkirchenrat —

n Verzicht einer Gemeinde zu⸗

gunſten einer anderen für notwendig und geiſtlich richtig

erachtet .
Abgeordneter r : Wir waren ja auch während des

Krieges in großer age . Wenn ich an die Gemeinden

zur ke, die ve waren , es waren deren eine ganze

Reihe ohne die dreien , die ich ſtändig zu verwalten hatte ,
die Amtsbrüder ja eingezogen , wie konnten dieſe
Gemeinde werden ? Herr Dekan , Kirchenrat

Nerbel , hatte jeder Gemeinde mitgeteilt , es möchten ſich

aus den verſchiedenen Gemeinden Männer , Kirchen⸗

gemeinderäte oder ſonſt geeignete Kräfte aus den Gemein⸗

den zur Verfügung ſtellen , zu einem Kurs nicht nur für

einen Tag , ſondern in verſchiedenen Malen , die durch An⸗

leitung des Dekans hera ildet würden , als Lektoren

Leſegottesdienſte zu veranſtalten . Aus meiner Gemeinde

waren zwei Herren , Herr Kirchengemeinderat Monninger

und Herr Bürgermeiſter Ernſt einigemal in Sinsheim bei

dieſen Kurſen , wo ſie geſchult wurden und ausgebildet am

Dienſt am Altar und auf der Kanzel die Predigt zu leſen .

Sie wurden kritiſiert und auf Unebenheiten aufmerkſam

gemacht . Dieſe Anleitung hat ſich ſehr bewährt und in den

einzelnen Gemeinden zum großen Segen ausgewirkt . Dieſe
beiden Lektoren ſtehen heute noch ganz im kirchlichen Leben
meiner Gemeinde und ſind immer bereit , wenn ſie gerufen

werden , Leſegottesdienſte zu halten . Es darf feſtgeſtellt
werden , daß man ſie gerne hört in den einzelnen Gemein⸗

den . Die gegenwärtige Not wäre auf dieſe Weiſe zu be⸗

ſeitigen . Ich würde ſehr empfehlen , dieſe Anordnung wieder
einzuführen und zur Geltung zu bringen . Auch wäre es
ſehr zu begrüßen , wenn für dieſe Herren wieder Kurſe ein⸗
gelegt würden , um ſie weiterzuführen , ſie zu fördern . Die
Kirchenkaſſe des Bezirks könnte die Auslagen für den Be⸗
zirk beſtreiten .

Abgeordneter Ritz : Noch kurz einige Gedanken . Es iſt

mir noch in den letzten Augenblicken gekommen , daß unſere

Verlegenheiten Ge iheiten ſind . Wir haben in

den letzten Ausführungen unſerer Brüder geſehen , im

Blick auf die Gemeinde , wie auch Geiſtliche herauswachſen
und einen Dienſt vor gehend —für kurze Zeiten =

verſehen könnten . chte ich etwas eingehen . Der

Herr Landesbiſchof hat vorhin ein Beiſpiel aus Apoſtel⸗
geſchichte 13 gegeben ; es wurden zwei Brüder abgeordnet ,

fern in die Heidenwelt . Dieſe Gemeinde dort wurde be⸗

ſtimmt verſehen , und zwar nicht durch einen herzuge⸗

führten Pfarrer , ſondern jedenfalls aus der Gemeinde⸗
Im Kindergottesdienſt iſt ja auch ſchon ein Weg beſchritten

worden , Laien heranzuziehen . Es iſt in unſerem Bezirk

mehr oder weniger nötig , den Kindergottesdienſt anders

verſehen zu laſſen als durch den Pfarrer , und da wird

immer zurückgegriffen auf die Reſerve , die wir tatſächlich
noch haben . Wir ſehen jetzt den Mangel an Schweſtern ,
Diakonen und Pfarrern und haben reichlich gehört von

ieſem Mangel . Aber wir haben Reſerven . Und das ſind
idigen Glieder , die da und dort herausgezogen

werden könnten in der Gemeinde , die genötigt oder gefragt
werden ſollten , ob ſie vielleicht mitdienen könnten für
eine kurze oder eine längere Zeit . Doch gehört dazu eine

gewiſſe Vorbereitung . Der Vorſchlag von Pfarrer Günther ,

die Reſerven mobil zu machen für den Kindergottesdienſt ,
iſt ein guter Weg , und er hat ſich auch bewährt durch die

Kräfte , die man herausholt , daß ſie den geiſtlichen Dienſt
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würdig tun . Es iſt aber ein Unterſchied zu machen

zwiſchen lebendigen Gliedern der Gemeinde und ſolchen ,
die nur formell dazu gehören . Die Gemeinde Gottes trägt
Verantwortung für die kommende Zeit .

Es iſt ausgeſprochen worden , wir wollten nicht ein Loch
aufmachen und ein anderes zuſtopfen . Das iſt wohl kein

Weg . Ein Weg iſt , der vielleicht von der Urgemeinde her

gezeigt wird , nämlich daß der Herr Chriſtus in den

Verlegenheiten Gelegenheiten und Wege zeigt . Sehen wir

auf die Oſtzone und auf die Zeit , die wir durchgemacht
haben vor einigen Jahren , woes tatſächlich ſich gezeigt
hat , wie es Herr Pfarrer Günther ſagte , daß die Laien⸗

kräfte ſich bewährten . Und es könnte kommen in kürzerer
oder längerer Zeit , daß die Geiſtlichkeit einerſeits durch
Mangel , andererſeits durch politiſche Einwirkungen ein⸗

fach ſtillgelegt werden kann . Da wäre es ein Weg für die

Dauer , den das Wort Gottes aufzeigt , wenn dieſe Not
einmal kommen würde , die uns von der Oſtzone her wohl⸗
bekannt iſt . Wir haben dort ſchon Schwierigkeiten ſowohl
in der Nachbildung von neuen Kräften als auch in der
Arbeit . Manchmal iſt es denen aus der Gemeinde heraus
eher möglich , die Seelſorge zu betreiben durch einen ge⸗
wöhnlichen Mann aus dem Volke als durch einen ordi⸗
nierten Pfarrer oder einen ſpeziell eingeſetzten Reichs⸗
gottesarbeiter . Da müſſen wir in die Zukunft ſehen . Ich
freue mich , daß das Laienamt doch immer mehr Raum

gewinnt bei unſeren Geiſtlichen und beim Oberkirchenrat .
Im übrigen bin ich dankbar , daß mir heute Gelegenheit

gegeben war , meine innerſten Gedanken als Laie zum
Pfarrermangel und zur Pfarrerabordnung zum Ausdruck

zu bringen .

Abgeordneter Dürr : Aus den Erläuterungen zu dem

Geſetz konnte geſchloſſen werden , daß es ſich u. U. auch um

Abordnungen auf Religionslehrerſtellen handelt . Herr
Oberkirchenrat Katz hat verſichert , daß daran nicht gedacht
iſt . Es handelt ſich alſo nur um Verſehung von Gemeinden .

Wenn alle diejenigen , die da Bedenken gegen das

Geſetz geäußert haben , an unſerer Ausſprache hätten teil⸗
nehmen können , dann wären ihnen ja wohl wie uns allen
dieſe Bedenken zerſtreut worden . Deshalb hat ja der

Ausſchuß den Vorſchlag gemacht , dem Geſetz Erläuterungen

anzufügen , die das zum Ausdruck bringen , was jetzt in

unſerer Ausſprache geſagt worden iſt . Und dann wird
ſich ja wohl der Sturm legen , der ſcheinbar da und dort
entſtanden iſt .

Darf ich noch einmal die Formulierung der einzelnen
Paragraphen bekanntgeben , wie ſie der HA vorſchlägt ,
damit dann darüber abgeſtimmt werden kann .

Es würde alſo der §1 des Geſetzes lauten :
„ Ein auf einer Pfarrſtelle ſtändig angeſtellter Pfarrer

kann auf die Dauer von höchſtens acht Monaten zur
Verſehung des Pfarrdienſtes einer oder mehrerer Ge⸗
meinden auf eine andere Pfarrſtelle abgeordnet werden ,

wenn dieſe Pfarrſtelle nicht auf eine andere Weiſe , ſeine
Pfarrſtelle dagegen nachbarlich verſehen werden kann . “

§ 2 bleibt unverändert .

§ 3 ſoll lauten :

„ Für die Zeit der Abordnung erhält der Pfarrer

eine angemeſſene Trennungsentſchädigung als Erſatz
für ſeine erhöhten Aufwendungen . Der Kirchengemeinde⸗

rat der zu verſehenden Gemeinde iſt verpflichtet , die
für die Unterbringung und Dienſtführung des abzu⸗

ordnenden Pfarrers erforderlichen Räume nebſt Ein⸗

richtung zur Verfügung zu ſtellen . Dem nachbarlich

verſehenden Pfarrer muß ein Dienſtzimmer zur Ver⸗

fügung ſtehen . Falls eine Einigung in dieſen Fragen
zwiſchen den Beteiligten nicht erzielt wird , entſcheidet
verbindlich der Oberkirchenrat . “
§ 4 würde lauten :
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„ Dieſes Geſetz tritt am 1. Februar 1953 für die Dauer
von fünf Jahren in Kraft . “
In der Einzelberatung werden überſchrift und Ein⸗

leitung des Geſetzes einſtimmig gebilligt . §S 1 wird in der

Faſſung des Ausſchuſſes mit allen Stimmen bei vier Ent⸗

haltungen angenommen . § 2 wird in der Faſſung der

Vorlage des Erweiterten Oberkirchenrats mit allen Stim⸗
men bei zwei Enthaltungen angenommen . § 3 und §8 4
werden in der Faſſung des Ausſchuſſes mit allen Stimmen
bei jeweils vier Enthaltungen angenommen .

In der Geſamtabſtimmung wird das Geſetz mit allen
Stimmen bei vier Enthaltungen angenommen .

B. 1.

Präſident Dr . Umhauer : Wir hören jetzt die Berichte
des Finanz⸗Ausſchuſſes .

Der erſte Bericht : Entwurf eines kirchlichen Geſetzes ,
Entſchädigung für Teilnahme an Bezirks⸗
ſynoden und Pfarrkonferenzen betr . ( Anl . 2) .

Berichterſtatter Abgeordneter Schneider : Der FA hat
unter den Vorlagen des Erweiterten Evang . Oberkirchen⸗
rats nur eine Anlage 2 zu beraten gehabt , nämlich den

Entwurf eines kirchlichen Geſetzes über Entſchädigung
für Teilnahme an Bezirksſynoden und Pfarrkonferenzen
betr . Sie haben aber aus der Tagesordnung wohl ent⸗

nommen , daß der Finanzausſchuß von ſich aus noch ſich
mit weiteren finanziellen Dingen der Landeskirche be⸗

ſchäftigt hat . Er möchte ihnen Bericht geben und ein
Wort ſagen zum Erweiterungsbau der Charlottenruhe .
Er hat außerdem die Verpflichtung geſehen , der Synode
einen Bericht zu geben über die Haushaltsgeſtaltung
1953/1954 und damit verbunden einige Anträge zu ſtellen .
Es ſind alſo drei Punkte , die wir vom Finanzausſchuß
behandelt und jetzt hier vorzutragen haben .

Bei den Beratungen im Finanzausſchuß zu Anlage 2

ergaben ſich zunächſt in der Ausſprache folgende weſent⸗
liche Geſichtspunkte :

Ein Synodaler wies mit Recht darauf hin , daß wir

eigentlich auch die Tätigkeit der Bezirksſynoden und der

Pfarrkonferenzen als einen Dienſt an der Gemeinde an⸗

ſehen müßten , der ehrenamtlich zu tun ſei . Es wäre wohl
grundſätzlich abzulehnen , daß wir etwa das Diätenverfahren ,
wenn auch in einem verhältnismäßig begrenzten Umfang
einführen wollten . Auf dieſe Außerung hin wurde von
einem Mitſynodalen die Frage geſtellt : wie war es eigent⸗
lich früher ? Und wir konnten unter Verweis auf die

Begründung , die ja der Vorlage mit beigedruckt iſt , darauf
hinweiſen , daß früher nach kirchlichem Geſetz vom 25. 5.
1928 hier tatſächlich ein feſtes Tagesgeld von 5 Mark ,
alſo — ſagen wir — Diäten angeſetzt wurde , neben dem

Erſatz der Reiſeauslagen . Dieſer Anſatz mit 5 Mark iſt
dann wohl unter beſonders ſchwierigen finanziellen Ver⸗

hältniſſen der Kirche mit Wirkung vom 1. 4. 1932 , wie es

hier heißt , eingeſtellt worden . Das Übernachtungsgeld
wurde auf 4 Mark ermäßigt . Es iſt die Vorlage , wie uns

berichtet wurde , eigentlich von dem Gedanken ausgegangen ,
daß dieſe finanzielle Notlage nicht mehr vorliege , und es

wohl an der Zeit ſei , den Teilnehmern hier dieſes frühere

Recht und dieſe früheren Bezüge wieder einzuräumen . Es

war nun ſehr intereſſant , daß bei dieſem Geſpräch wir

auch über die Art der Durchführung der Bezirksſynoden

einiges zu hören bekamen . Wir ſahen , wie in einzelnen

Bezirken durch die Initiative des Dekans man ſchon

heute von der Form einer bloßen Sitzung zu einer Form
der Gemeinſchaft übergegangen iſt , indem man miteinan⸗

der ißt und auch miteinander in der Mittagszeit eben ſo,
wie wir es in der Synode auch haben , die Gemeinſchaft

pflegen kann . Es wurde auf der anderen Seite auch be⸗

hauptet und namentlich von ſtädtiſchen Bezirksſynoden ,
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daß eigentlich dort Mißſtände herrſchten in der Weiſe , daß
manche Mitglieder gar nicht kommen , manche zu ſpät

und manche willkürlich die Tagung verlaſſen , wie es

gerade den einzelnen hier zuſagt oder paßt . Wir kamen

durch freie Ausſprache auf den Gedanken , daß doch

eigentlich auch auf den Bezirksſynoden verſucht werden

ſollte , einen Umbau in der Weiſe vorzunehmen , wie wir

ihn beglückend auf unſerer Synode erlebt haben . Auch da

war damals vor 1933 der badiſche Landtag der Raum ,
in dem die Synode tagte , auch dort eine mehr oder minder

„ Sitzungsangelegenheit “ , auch dort Diäten . And wir

haben eine neue Form der Gemeinſchaft und Bruder⸗

ſchaft gefunden , die neben der inneren Veränderung , die

wir dankbar als Gemeinſchüft empfinden , doch weſentlich

auch mit beſtimmt iſt von der äußeren Haltung , die wir

hier haben durch das mehrtägige oder wenigſtens durch
das geſchloſſene haushaltmäßige Zuſammenſein hier .
Wir möchten vorſchlagen , daß doch auch auf der Ebene

der Bezirksſynoden dieſer Weg verſucht würde . Wir ſind
uns klar darüber , daß das nur möglich iſt , wenn ganz⸗
tägig getagt wird , und wir glauben auch , daß die Synoden

dazu Material genug haben .
Wir haben uns dann die Frage vorgelegt : wie wird

dann nun finanziell dieſer Umbau ſich geſtalten , daß wir

zwar bei einem Tagesgeld⸗Anſatz bleiben , aber nun dieſe
Gelder — wir ſchlugen nachher vor , nicht 5 ſondern nur
4 Mark zu gewähren —nicht an den einzelnen ausbe⸗

zahlt ſondern pauſchal auf Anfordern unter Nachweis der

Teilnehmer an das Dekanat geben , daß von dort aus in

dieſem Sinne die gemeinſchaftsbildende Geſtaltung der

Bezirksſynoden dann auch wirtſchaftlich fundiert werden
könne .

Wie hoch würde das nun kommen . Die Berechnung
ergibt folgendes :

Wir haben 26 Kirchenbezirke . Je nach der Größe werden
wir im Durchſchnitt 50 Teilnehmer haben . Im Durch⸗
ſchnitt ſage ich. Es iſt in den Verhandlungen geſagt wor⸗
den , Mannheim habe etwa 120, andere ländliche Bezirke
haben weſentlich unter dem Durchſchnitt von 50. Rechnen
wir alſo mit 50 Teilnehmern . Das wären insgeſamt
1300 Berechtigte , die zweimal im Jahr tagen . Das ergäbe
2600 , mit 4 DM gerechnet alſo 10 400 DM . Auf den Pfarr⸗
konferenzen wird man insgeſamt mit 700 Teilnehmern
im Durchſchnitt rechnen können , zweimal Tagungen gibt
1400 4 5600 DM , zuſammen 16 000 DM . Wenn wir
die Bezirksſynode vielleicht einmal im Jahr — und das iſt
von Laienſynodalen vorgeſchlagen worden — zweitägig
geſtalten würden , dann würde das einen weiteren Auf⸗
wand von 10 400 DM bedeuten .

Dieſe Gedanken ſind ſchön . Es kommt einem aber un⸗
willkürlich auf einer Finanzausſchußſitzung die Frage :
wer ſoll das bezahlen ? Die Vorlage ſieht in ihrem Artikel
2 eine Teilung der wirtſchaftlichen und finanziellen Un⸗
termauerung dieſer Tagungen vor , indem dort geſagt iſt ,
die aus der bevorſtehenden Gebührenregelung ſich ergeben⸗
den Aufwände für die Bezirksſynoden ſind von der Landes⸗
kirche , diejenigen der Pfarrkonferenzen von den Kirchen⸗
bezirken zu tragen . Wir waren uns gleich klar darüber
daß , wenn wir Tagungen und Pfarrkonferenzen in dem
vorgeſchlagenen gemeinſchaftsbildenden Stil und Art auf⸗
ziehen möchten, dann die Bezirkskirchenkaſſen nicht in der
Lage ſind , etwa die Summe von 5600 DM für die Pfarr⸗
konferenz aufzubringen .

Wir haben uns dann gefragt , worin liegt eigentli
die Berechtigung , daß man in einem Fall 5 5
zahltdie Landeskirche, im anderen , das bezahlt die Bezirks⸗
kirchenkaſſe und das heißt indirekt : die Gemeinden . Wir
ſind der Meinung , daß eigentlich kein innerer Grund
beſteht , weil beide Konferenzen demſelben Ziel dienen

Sitzung

und weſensähnlich ſind . Wir meinen deshalb darum

zu beantragen , daß die Koſten dieſer Tagungen , ſo⸗

wohl der Bezirksſynoden wie der Pfarrkonferenzen , die

Landeskirche tragen ſoll . Es iſt der Vorſchlag , den wir

machen , beſtimmt ein Verſuch , den wir aber nach unſerer

Auffaſſung wagen ſollten und wagen können , weil wir

auf der Synode ſelbſt dieſen neuen Weg und dieſe neue

Form erlebt haben und beglückend immer wieder empfin⸗
den . Wir glauben , daß , wenn wir dieſen Verſuch wagen ,
er ſicherlich zum Segen und inneren Gewinn für die

Alteſtenarbeit in der Gemeinde werden kann .

Um dieſen neuen Gedanken nun im Geſetz zum Ausdruck

kommen zu laſſen , mußte folgendes beſchloſſen werden ,
was wir als Antrag des Finanzausſchuſſes zur Anlage
2 ihnen nun unterbreiten .

Die Synode wolle beſchließen :
1. Im § 1 Abſ . 1 Zeile 1 —alſo oberſte Zeile von 8 1

Ziff . 1 — vor „ Verſammlungen “ das Wort „ganz⸗
tägig “ einfügen , ſo daß der erſte Satz lautet :

Die Teilnehmer an den ganztägigen Verſammlun⸗

gen der Bezirksſynoden und Pfarrkonferenzen er⸗

halten . . .
2. Der Betrag von 5, . — DM ewird in Abſatz 1 und Ab⸗

ſatz 2 durch 4, — DM erſetzt .
3 .§ 1 Abſ . 3, der von etwaigem Verdienſtausfallerſatz

ſpricht und bloß eine „ angemeſſene beſondere Ent⸗

ſchädigung “ vorſah , ſoll wie folgt lauten :

„ Den Teilnehmern an den Bezirksſynoden wird

für einen etwaigen Verdienſtausfall , der ihnen
durch die Teilnahme an den Tagungen entſteht ,

auf Antrag voller Erſatz gewährt . “
4. Der bisherige §S 2 wird § 3, der bisherige § 3 wird

§ 4. Dabei wird dem §2 jetzt neu in der 2. Zeile
nach dem Wort „ Bezirksſynoden “ eingefügt : „ und
Pfarrkonferenzen “ . Und es wird geſtrichen in der 4.

Zeile ab dem Wort „derjenige “ , „derjenige für die

Pfarrkonferenzen von den Kirchenbezirken ( Bezirks⸗
kirchenkaſſen ) “ — bis hierhin .

Nun der letzte Antrag :
Es wird ein neuer §2eingefügt , der wie folgt lautet .

„ Die Anforderung der in §1 feſtgelegten Gebühren
erfolgt durch die Dekanate entſprechend der nach⸗

gewieſenen Teilnehmerzahl . Der ſich daraus erge⸗
bende Vergütungsbetrag wird dem Dekanat pau⸗
ſchal überwieſen mit der Zweckbeſtimmung , damit
die Konferenzen als Gemeinſchaftstagung zu ge⸗
ſtalten . Die Vergütung wird jährlich für maximum
zwei Tagungen gewährt , von denen die eine zwei⸗
tägig ſein kann . “

Abgeordneter Dürr : Den Vorſchlag des FA begrüße
ich ſehr . Wir haben kürzlich in Heidelberg eine pädagogiſche
Arbeitsgemeinſchaft gehabt , die wir in dem gedachten
Rahmen durchgeführt haben , ſo daß wir auch zum Eſſen
zuſammengeblieben ſind , dann auch zum Kaffee . Und das
hat doch wirklich unter vielen Teilnehmern eine Gemein⸗
ſchaft geweckt , deren ſich alle , die daran teilgenommen
haben , wirklich gefreut haben . Die Auslagen , die dabei
entſtanden ſind , betrugen für die einzelnen Teilnehmer

neben den Fahrtauslagen nur 1,80 DM dadurch , daß das
Hilfswerk in Heidelberg die Verpflegung beſorgt hat . Es gab

ſchon morgens Brötchen und eine Taſſe Boullion , dann

Mittageſſen , nachmittags nochmals Kaffee , alles für 1. 80

DM. Wir haben auch ſchon bei den Bezirksſynoden
dieſe gemeinſamen Mahlzeiten durchgeführt , natürlich da⸗

mals ſo, daß jeder einzelne ſein Eſſen bezahlen mußte .
Aber es würde vollkommen genügen , wenn die tatſächlichen
Auslagen neben dem Fahrgeld vergütet würden , dazu
wären noch nicht einmal 4 . — DM nötig .

Abgeordneter Dr . Köhnlein : Ich halte es für ſehr er⸗



freulich , wenn nun dieſer Anfang gewagt werden ſoll .
Diejenigen , die ſchon vor dem Beſchluß der Synode mit
der Veranſtaltung ſolcher Gemeinſchaftstagungen begonnen
haben , können darüber nur gute und ermunternde Be⸗
richte geben . So denke ich mit beſonderer Freude an eine

ganze Anzahl von Pfarrkonferenzen und Bezirksſynoden ,
die wir im Diakoniſſenhaus Karlsruhe⸗Rüppurr bezw . im
Baden⸗Badener Miſſionsheim haben durchführen dürfen .

Das ſchwierige Problem war in der Tat dabei immer
die finanzielle Seite . Bei den religionspädagogiſchen Ar⸗
beitstagungen iſt es beſonders drückend empfunden worden ,
wenn wir die Lehrer um eine Gabe für die Finanzierung
des gemeinſamen Mittageſſens bitten mußten . Die Lehrer
wiſſen größtenteils noch , daß es früher auf Schulſynoden
Tagegelder gegeben hat . Für die Tagungen der religions⸗
pädagogiſchen Arbeitsgemeinſchaften iſt es beſonders wich⸗
tig , daß wir zu einer gemeinſchaftsbildenden Form des
Zuſammenſeins kommen , denn die Gemeinſchaft zwiſchen
Pfarrern und Lehrern iſt von beſonderer Bedeutung für
eine erfolgreiche Zuſammenarbeit im Religionsunterricht .
Vielleicht iſt es möglich , daß auch Herr Oberkirchenrat
Katz uns darüber noch ein Wort ſagt .

Oberkirchenrat Katz : Ich wollte nur den Antrag ſtellen ,
auch die religions⸗pädagogiſchen Arbeitsgemeinſchaften
hierbei aufzunehmen .

Abgeordneter Dr . Schlapper : Ich wundere mich eigent⸗
lich etwas , daß hier von einem neuen Weg geſprochen
wird , denn ich bin das nicht anders gewohnt , als daß
wir auf der Bezirksſynode in Neckargemünd erſt in den
Gottesdienſt gehen , dann iſt gemeinſame Sitzung , im
Anſchluß an die Beratung wird gegeſſen und nachmittags
geht die Beratung dann weiter . Aber ich halte den Weg ,
den Konſynodale Schneider vorſchlug , auch für ſehr richtig ,
daß man dem Dekanat die Gelder zur Verfügung ſtellt
und daß von dort dann in corpore das Mittageſſen und
der Kaffee bezahlt wird .

Ob die Möglichkeit , die Bezirksſynode zweitägig ab⸗

zuhalten , ſehr günſtig iſt , wage ich zu bezweifeln . Denn
ich glaube , daß man ſich viel eher in den meiſten Berufen
für einen Tag freimachen kann als für zwei Tage , und ich

glaube , daß die Koſten durch die Übernachtungsgelder
weſentlich erhöht würden .

Präſident Dr . Umhauer : Ich wäre dankbar , wenn der

Herr Berichterſtatter zu der Anregung des Herrn Ober —

kirchenrat Katz noch Stellung nehmen würde .

Berichterſtatter Abgeordneter Schneider : Ich habe es

befürchtet , daß , wenn man einen Antrag ſtellt , dann
das Ende nicht abzuſehen iſt . Wir haben bei der Beratung
wirklich nur daran gedacht , daß die geſetzlichen Organe
der Kirche , namentlich der Kirchenbezirke , hier bedacht
werden ſollen . Und ſo ſehr ich mich für die religions⸗
pädagogiſche Arbeitsgemeinſchaft einſetzen möchte , aus der

Erfahrung , die wir gerade im Kirchenbezirk Konſtanz
damit gemacht haben , wo wir von 24 Lehrern anfangs
nur ſieben hatten , die Religionsunterricht erteilten und

durch dieſe Arbeitsgemeinſchaften doch immerhin auf 18
oder 19 gekommen ſind , ſo möchte ich doch nicht einfach aus
dem Handgelenk jetzt , ohne zu wiſſen , welchen Umfang
dieſe Arbeit hat und welche Auslagen entſtehen , ein Ja

dazu ſagen . Bitte , ich glaube , Sie haben den Eindruck .

daß gerade durch den FA eine ſehr zielbewußte , ſorgfäl⸗
tige Finanzpolitik getrieben wird in ſchlechten wie — das

möchte ich hier ſagen — auch jetzt in etwas guten Zeiten .
Denn die Verpflichtung haben wir ja . Aus dieſer Ver⸗

antwortung heraus möchte ich aber bitten , daß wir dieſen
Antrag gerne zur Kenntnis nehmen und bei der Beratung
der Frühjahrsſynode , wo der FA auch ſonſt noch zu be⸗

ſchließen hat , was an zuſätzlichen Ausgaben im Haushalt
genehmigt werden ſoll , mit den entſprechenden Unter⸗
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lagen verſehen , welche die Auswirkung zeigen , dann die

Angelegenheit endgültig beraten .
Wenn ich bei der Gelegenheit gerade zu der bisherigen

Diskuſſion etwas ſagen darf als Berichterſtatter , dann

folgendes :
Ich möchte gegenüber dem Herrn Konſynodalen Dürr

ſagen : was wir jetzt planen , ſoll dafür Sorge tragen , daß
das Hilfswerk nicht mehr engagiert wird . Es gehört nun
m. E. , wenn eine kirchliche Ordnung erfolgt , nicht mehr in
den Bereich des Hilfswerks , und die dort gegebenen Mittel
ſollen ihrem eigentlichen Zweck zugeführt werden . Es ſoll
damit nicht ein Urteil geſprochen werden über das Bis⸗

herige ; das war eben ein Notbehelf , der ſeine Berech⸗
tigung hatte . Aber jetzt wollen wir das ordnen .

Die Frage über die Höhe des Betrages — na , — da

läßt ſich wohl darüber ſtreiten . Wir haben von 5 . — DM

auf 4 . — DM ermäßigt , waren aber der Meinung , wir
wollten zunächſt einmal für dieſes Jahr einen Anſatz
machen , der nun den Dekanaten jeweils Möglichkeiten
gibt . Wir haben das Vertrauen zu den Dekanaten , daß
ſie das , was ſie nicht brauchen , dann wohl als Überſchuß
behalten , vielleicht einmal für irgendeine beſondere Ver⸗

anſtaltung dieſer Bezirksſynode , und daß nicht abſolut
dieſe 4 . — DM everzehrt werden müſſen . Aber ſie ſollen die

Freiheit haben , nun einmal das zu geſtalten , in einer

Form , wie ſie das für richtig halten . Der neue Weg , der

hier beſchritten wird , Herr Konſynodale Schlapper , iſt
eben , glaube ich, der , daß wir hier die Bindung an eine

gemeinſchaftbildende Form der Konferenzen ausſprechen .
So ſchön es ſein mag , daß ſich das von ſelbſt da und dort

gegeben hat , wird vielleicht gerade für die größeren
Kirchenbezirke hier nun eine Möglichkeit neu aufgetan
werden .

Die Frage der zweitägigen Tagungen iſt ja völlig frei⸗
geſtellt . Sie iſt kein Muß , es ſoll aber dort , wo das Be⸗

dürfnis dafür vorhanden iſt , nun auch die Möglichkeit
dazu gegeben werden .

Abgeordneter Dr . Barner : Ich muß etwas richtigſtellen ,
was an den Ausführungen des Herrn Abgeordneten Dekan
Dürr mißverſtanden werden konnte und tatſächlich auch
von Herrn Abgeordneten Schneider mißverſtanden wurde .
Die Veranſtalter der religionspädagogiſchen Arbeitstagung
in Heidelberg hatten das Ev . Hilfswerk , das dort eine

Küche beſitzt , gebeten , die Verpflegung zu übernehmen .
Dabei ſind keine Hilfswerksmittel verwendet worden .
Der Küche wurde alles , was ſie geboten und geleiſtet
hatte , voll vergütet . Zum Abſchluß der Tagung hatte die

Lehrerſchaft von ſich aus uns eine Spende übergeben .
Auf Wunſch der Heidelberger Hilfswerkleute wollen wir
ſie insbeſondere zu ſchuliſchen Aufgaben , u. a. zur An⸗

ſchaffung von Religionslehrbüchern für Lehrer - Bibliothe⸗
ken verwenden .

Abgeordneter Hammann : Erlauben Sie mir einige
Worte als einem der Hausverwalter ſolcher Häuſer , in
denen ſolche Konferenzen und religions⸗pädagogiſchen Ta⸗

gungen ſtattfinden . Ich begrüße dieſes Geſetz ſehr , möchte
aber die Bitte des Herrn Oberkirchenrat Katz nicht in
Vergeſſenheit geraten laſſen . Ich komme gerade zu dieſer
Synode vom Gertelbachheim , wo ich am Samstag mit
Herrn Pfarrer Kopp auf einer Freizeit für Religions⸗
lehrer zu dienen hatte . Es iſt mir wiederum dies Anliegen
ſehr ans Herz gelegt worden . Ich begrüße dieſe Bitte des

Herrn Oberkirchenrats Katz , verſtehe andererſeits auch , daß
der FA natürlich nicht in der Lage ſein wird , jetzt in Bauſch
und Bogen etwa eine blanke Summe zu ſtellen , ohne
nicht zu wiſſen , wie ſie vielleicht im einzelnen aufgebracht
werden kann . Auf der anderen Seite aber ſteht doch viel⸗

leicht die Möglichkeit , daß man dieſen § 1 noch etwas

enger formulieren könnte etwa in der Richtung : Vorhin
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wurde einmal geſagt , daß man von dieſen vorgeſehenen

4, . — DM eTagesgelder etwas einſparen könnte . Nach dem

Wortlaut iſt es hier aber ſo, daß eigentlich jedem Teil⸗

nehmer an ganztägigen Verſammlungen dieſe Summe von

4, . — DM auszuzahlen iſt . ( Zuruf Abgeordneter Schneider :

Der neue § 2, den Sie nicht ſchriftlich vor ſich haben , be⸗

ſtimmt die Auszahlung an die Dekanate . ) — Wenn alſo

die Möglichkeit beſteht , bei dieſer Summe von 4, . — DM

noch etwas einzubehalten , ſo hätten wir da eine kleine

Hilfe . Vielleicht könnten die Dekanate dazu die Anweiſung
bekommen , daß das übrige Geld nicht für andere Zwecke ,

ſondern für die Finanzierung religions⸗pädagogiſcher

Tagungen einzuſetzen oder frei zu halten ſei . And wir

hätten bereits die Möglichkeit , für das laufende Jahr 1953

dieſen Tagungen einiges zuwenden zu laſſen , bis der FA
in einer kommenden Synode auch darüber eine Klärung

herbeigeführt haben könnte .

Präſident Dr . Umhauer : Ich darf vielleicht die Anregung

geben , den immerhin nicht zu verkennenden Widerſpruch
zwiſchen Wortlaut von §S 1 und § 2 dadurch zu beſeitigen ,
daß wir in §1 vielleicht ſagen :

„ Für die Teilnehmer an ganztägigen Verſammlun⸗
gen “ . . uſw . . . iſt eine Tagesgebühr von 4, — DM vor⸗

geſehen . “
Das iſt eine Rechnungsgröße , und wie ſie ausbezahlt

wird , das ergibt ſich aus § 2. Der Ausſchuß ſcheint ein⸗

verſtanden zu ſein ? ( Zuruf Abgeordneter Schneider : Jal ) .

Berichterſtatter Abgeordneter Schneider : Ich wollte nur

noch zum Letzten , was Synodale Hammann geſagt hat ,
folgendes ausführen :

Es wird ſich ja im Mai bereits der FA mit dem Antrag
befaſſen und wird dann ſehen , ob er die Möglichkeit hat ,
für die religions⸗pädagogiſche Arbeitsgemeinſchaft etwas
beſonderes zu tun . Ich würde aber keine Verquickung mit
dem , was wir jetzt beſtimmen , irgendwie eintreten laſſen .
Wenn ſich erweiſt , daß der Satz von 4, — DM bei dieſer
Art der Durchführung zu hoch iſt , dann werden wir ſelbſt
darauf achten , wo eine Anderung einſetzen muß .

Es iſt die zweitägige Tagung freiwillig , aber ſowohl
als auch gedacht , d. h. für die Bezirksſynoden als auch für
die Pfarrkonferenzen . Allerdings iſt im Ausſchuß uns ge⸗
ſagt worden , daß für die Pfarrkonferenzen dazu noch
weniger die Möglichkeit beſtünde als für die Bezirks⸗
ſynoden . Für andere Zwecke kann ein eventueller Über⸗
ſchuß von den Dekanaten nicht verwendet werden . Wir
haben ja ausdrücklich in unſerem Antrag feſtgeſtellt , daß
die Gelder zweckgebunden ſind , d. h. nur für Bezirks⸗
ſynoden , nur für Pfarrkonferenzen ausgegeben werden
dürfen .

Präſident Dr . Umhauer : Damit iſt die Ausſprache ge⸗
ſchloſſen , und wir kommen zur Abſtimmung .

Überſchrift und Einleitung werden einſtimmig ange⸗
nommen .

8 13
Für die Teilnehmer an den ganztägigen Verſamm⸗

lungen der Bezirksſynoden und Pfarrkonferenzen iſt
neben dem Erſatz der Reiſeauslagen eine feſte Tages⸗
gebühr von 4 . — DM pro Teilnehmer vorgeſehen .
Der nächſte Satz fällt weg .
Dieſe Faſſung wird einſtimmig angenommen .
Abſatz 2:

In denjenigen Fällen , in denen infolge allzu großer
Entfernung des Dienſtſitzes vom Tagungsort oder aus
anderen beſonderen durch die Teilnahme an der Ver⸗
ſammlung verurſachten Gründen die Rückkehr an den
Ort des Dienſtſitzes am gleichen Tag nicht mehr möglich
iſt , wird zu obiger Tagesgebühr von 4 . — DM ein über⸗
nachtungsgeld in gleicher Höhe vergütet .
Einſtimmig angenommen .

Abſatz 3:
Den Teilnehmern an den Bezirksſynoden wird für

einen etwaigen Verdienſtausfall , der ihnen durch die

Teilnahme an den Tagungen entſteht , auf Antrag voller

Erſatz geleiſtet .
Einſtimmig angenommen .

Nun kommt der neue § 2 nach der Formulierung des

Ausſchuſſes . Er lautet :
Die Anforderung der in §1 feſtgelegten Gebühr er⸗

folgt durch die Dekanate entſprechend der nachgewieſenen

Teilnehmerzahl . Der ſich daraus ergebende Vergütungs⸗

betrag wird dem Dekanat pauſchal überwieſen mit

der Zweckbeſtimmung , damit die Konferenzen als Ge⸗

meinſchaftstagung zu geſtalten . Die Vergütung wird

für alljährlich maximal zwei Tagungen gewährt , von

denen die eine zweitägig ſein kann .

Einſtimmig angenommen . ( Zuruf Dr . Köhnlein : Je zwei

Tagungen : Pfarrkonferenzen und Bezirksſynoden ) .

Ich verſtehe nicht recht , es ſteht ganz allgemein hier von

jährlich maximal zwei Tagungen . ( Abgeordneter Köhnlein :
Wir haben aber ſchon zwei Pfarrkonferenzen gehalten . )

—gut , alſo zwei Pfarrkonferenzen und zwei Bezirksſynoden .

Abgeordneter Dr . Köhnlein : Das iſt nicht geſagt , das

ſind zwei getrennte Tagungen .
Landesbiſchof D. Bender : Wenn wir zwei Synoden im

Jahr haben , dann werden wahrſcheinlich auf die Dauer

auch mindeſtens zwei Bezirksſynoden und zwei Pfarrkon⸗

ferenzen nötig ſein .
Präſident Dr . Umhauer : Ich habe keinen Zweifel , daß

dieſes maximal 2 ſowohl auf Bezirksſynoden als auf

Pfarrkonferenzen ſich bezieht .
§ 3:

Der aus der vorſtehenden Gebührenregelung ſich er⸗

gebende Aufwand für die Bezirksſynoden und Pfarr⸗

konferenzen iſt von der Landeskirche ( Evang . Landes⸗

kirchenkaſſe ) zu tragen .
Einſtimmig angenommen .

§4 wird in der Faſſung von §3 der Vorlage gleich⸗

falls einſtimmig angenommen .
In der Geſamtabſtimmung wird das Geſetz einſtimmig

angenommen .
2

Berichterſtatter Abgeordneter Schneider : Der FA ließ

ſich über den Umbau und Erweiterungsbau
des Hauſes Charlottenruhe , wie es in Zukunft
als Heim der Synode und der Akademie dienen ſoll ,

berichten . Die Synodalen ſelbſt haben ja bei der Be⸗

ſichtigung am vergangenen Sonntag ſich davon überzeugen
können , daß der Umbau zweckmäßig durchgeführt wurde ,

ſo daß wir wohl bis 1. April dieſes Jahres mit der

Fertigſtellung werden rechnen können . Die noch auf der

letzten Synode gewünſchte Erweiterung des Sitzungs⸗
ſaales für das Plenum der Synode brachte eine geſamte
Raumausweitung des Baues mit ſich. Dieſe Erweiterung
des Saales hat auch eine Ausdehnung der übrigen Stock⸗
werke zur Folge . Es wurden damit zuſätzlich folgende
Räume gewonnen :

Im Kellergeſchoß wurde auch die Nordſeite , Berg⸗ oder

Straßenſeite weiter unterkellert , als dies vorgeſehen war
und die Wirtſchaftsräume da hinein verlegt , auch in etwas
erweitertem Umfang . Dadurch konnte auf der Süd⸗ und

Weſtſeite ein weiterer großer Raum für Ausſchußſitzungen
und drei vollwertige Wohn⸗ und Schlafzimmer zuſätzlich
gewonnen werden .

Auch im Dachgeſchoß konnten über die urſprüngliche
Planung hinaus noch einfache Bedienſtetenzimmer ein⸗

gebaut werden , ſo daß im 2. Stock wieder damit für die

allgemeine Vermietung Wohnraum ergänzend frei wurde .
Der bisherige Hausteil mußte in eine organiſche Ver⸗



bindung mit dem neuen Teil gebracht werden , damit der

Geſamtkomplex einheitlicher würde , ſowohl in ſeiner
inneren Konſtruktion wie auch , was noch kommen wird ,
in ſeinem äußeren Ausſehen . Dies bedingte die Einrich⸗

tung etwa von fließendem Waſſer auch im alten Hausteil ,
das Herausbrechen einzelner Wände , um ein zweites Aus⸗

ſchußzimmer zu erhalten , die Herrichtung der Zimmer

ſelbſt durch Tapezieren , Streichen und dergleichen . Auf der

Außenſeite müßte die Schindelverſchalung abgebrochen
werden , wenn nicht ein in der Farbe gleicher Außenſtrich

entſprechend dem Verputz des neuen Hausteiles hergeſtellt
würde . Wir glauben ſagen zu dürfen , daß wohl , wenn man

das Schindelwerk wegtun müßte , vielleicht mancherlei

nachfolgende Reparaturarbeiten hier ſich noch zeigen
könnten , ſo daß die jetzige Löſung wohl die vorteilhafteſte
ſein wird .

Erreichen wird man eine normale Bettenzahl von etwa

65, die aber für beſondere Tagungen bis zu 100 Schlaf⸗
ſtätten ergänzt werden kann durch Mitverwendung von

Couchen , die in großen Zimmern eingeſtellt werden .

Für die Synode ſelbſt ſind außer dem großen Tagungs⸗
ſaal genügend notwendige Nebenräume für Ausſchuß⸗

ſitzungen , gemeinſames Eſſen , auch für Geſpräche und ge⸗
ſellſchaftliches Zuſammenſein geplant und nun auch vor⸗

handen . Es iſt für jeden von uns klar , daß dieſe ſich im

Verlauf der Bauarbeiten ergebenden Ausweitungsmög⸗
lichkeiten aber auch finanziell ſich in der Bauſumme bemerk⸗
bar machen . Genaue Ziffern können darüber naturgemäß
erſt geſagt werden , wenn die Hauptarbeiten durchgeführt
und abgerechnet ſind . Wir haben aber im FA uns auf
Grund der derzeitigen Entwicklungslage ein Bild zu machen
verſucht und können gegenüber gerüchtweiſen Schätzungen ,
die man da und dort in Geſprächen hört und die von
einer Erhöhung auf 700 000 oder gar 1 Million Mark

ſprechen zu müſſen meinten , ſagen , daß dies weit über⸗

ſchätzte Vermutungen ſind . Auf alle Fälle haben wir im

FA bei unſerer Ausſprache den Eindruck gewonnen , daß
in engſter Zuſammenarbeit von leitendem Architekt , der
Oberin und Herrn Oberkirchenrat Dr . Bürgy alle dieſe

Erweiterungen zunächſt gewiſſenhaft geprüft und erſt vor⸗
genommen wurden , als ſie notwendig und im Rahmen
des Zweckes , dem das Haus dienen ſoll , als richtig erkannt

wurden. Der Auftrag , den die Synode dieſen Herren gab

bei der grundſätzlichen Bewilligung auf der Herbſtſynode

für den Ausbau des Hauſes , wird ſachlich eingehalten und

nicht etwa durch Sonderwünſche überſchritten werden .

Auch die Frage der Wirtſchaftlichkeit des Hauſes wurde

erörtert , wenn wir uns ja auch ſagen müſſen , daß der

Grundzweck, für Synode und Evang . Akademie ein wirk⸗

liches Heim zu ſchaffen , in der Wirtſchaftlichkeitsrechnung
inſofern berückſichtigt werden muß , daß es kein Gewinn⸗

unternehmen ſein kann und auch nicht ſein ſoll . Es war
erkennbar bei der Behandlung dieſer Frage in unſerem
Geſpräch , daß unter dieſen Vorausſetzungen angenommen
werden darf , daß das Haus ſich ſelbſt tragen wird . Dabei
wurde angeregt und ſoll heute erneut ausgeſprochen wer⸗

den , daß die Hauptfremdenmonate im Sommer möglichſt
nicht mit Tagungen belegt werden ſollen , um das Haus

etwa von Juli bis September dem Fremdenverkehr zur

Verfügung zu ſtellen . Wir rechnen damit , daß das nicht

irgendwelche Paſſanten ſind , ſondern das Haus hat aus

den vergangenen Jahren einen Stamm von Menſchen , die
mit Bewußtſein und Willen gerade in ein chriſtliches
Erholungsheim gehen . Wir erwarten daraus höhere Ein⸗

nahmen zu erzielen , die dann eventuell in der Geſtaltung
beſtimmter Akademietagungen preismindernd in Erſchei⸗
nung treten könnten . — Das war zu der Wirtſchaftlich⸗
keitsfrage zu ſagen .

Es wurde im Ausſchuß noch darüber geſprochen , daß
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nun die Einrichtung , auch die Inneneinrichtung der Möbel
und dergleichen einheitlich geſchehen ſoll , ja auch geſchehen
muß , weil die Innere Miſſion Wert darauf legte , das

bisher vorhandene Mobilar ſelbſt wieder zu bekommen .

Ich glaube , es wird dem Geſamteindruck des Hauſes nur

dienen , wenn wir durch dieſen Umſtand gezwungen ſind ,
hier nun eine einheitliche Ausſtattung zu beſchaffen .

Ich glaube — und dieſes wäre auch zu ſagen — daß wir

mit einer gewiſſen Zukunftsfreudigkeit der Bewirtſchaftung
dieſes Hauſes entgegenſehen dürfen , weil die leitende

Oberin wirklich die Perſönlichkeit iſt , die uns eine Garan⸗

tie gibt , daß das Haus ſowohl in ſeinen äußeren Auf⸗

gaben wie der Geſamthaltung und dem Geiſte nach in

beſten Führungshänden liegen wird . Es iſt auch beab⸗

ſichtigt — das kam zur Sprache — ein kleines Kuratorium

dann zu beſtellen , das hier beratend und auch in manchen

Dingen entſcheidend der Oberin und dem Oberkirchenrat

zur Seite ſteht .

Ich möchte den Geſamteindruck dahin präziſieren , daß

unſer Beſchluß auf der vergangenen Herbſtſynode erneut

als richtig beſtätigt iſt und daß wir uns nicht ſcheuen oder

ängſtigen dürfen , wenn nun in der Entwicklung der Dinge
ein Ganzes geſchieht . Wir dürfen uns freuen , und es wird

ſich wohl alsbald nach Inbetriebnahme des neuen Heimes

zeigen , daß es ein wirkliches Heim wird , ſowohl für uns

als Synode , als auch für die Akademietagungen und für
die Menſchen , die dort einkehren können und Erholung

ſuchen . Wir werden hier etwas ſchaffen , das als Gewinn

und Segensſtätte all ' denen dienen wird , die dort ein⸗

und ausgehen .

Abgeordneter Dr . Schmechel : Ich will dem Bericht

unſeres Freundes Schneider nur kurze Bemerkungen an⸗

fügen . Er hat ſich ja ſchon ausführlich verbreitet über die

innere Umgruppierung des Hauſes , ſoweit ſie in den

letzten Monaten von uns durchgeführt worden iſt . Einige

Bemerkungen ſollen⸗Ihnen zeigen , daß es ſich hier bei der

Arbeit , wie wir ſie getan haben , nicht dreht um die übliche

Verteuerung in dem Sinne , na ja , das haben wir ja

gewußt , es koſtet immer doppelt ſoviel , als man vorher

geſagt hat . Um ſo etwas handelt es ſich hier nicht . Sondern

es hat ſich folgender Vorgang abgeſpielt :

Seitdem der Rohbau fertig iſt , hat man eigentlich erſt

recht erkannt , was für ein beſonders wertvolles Anweſen
wir in der Charlottenruhe haben . Darum ſollte man die

landſchaftlichen Möglichkeiten ausnützen , die dort vor⸗

handen ſind und die in dem alten Hauſe nicht ſo benutzt

worden waren ; was auch damit zuſammenhängt , daß man

vor 40 oder 50 Jahren , als das Haus gebaut wurde , auch

als Architekt noch nicht den Mut hatte , ſo etwas zu machen .

Alſo ſeit der Rohbau fertig iſt , iſt ſich alles einig darin :

Wir haben hier ein beſonders ſchönes Anweſen . Und die

Folgerung , die daraus gezogen wurde , war : Das ver⸗

pflichtet uns nun erſt recht zu dem , was einige Synodale
damals nannten : Richtig zu bauen . Ich habe dann Schritt

für Schritt die Bremſe , die ich als Architekt mir vor⸗

genommen habe anzuziehen , gelockert . Es war bei jeder

Frage zu entſcheiden : Erſtens , iſt das , was jetzt neu von

uns ins Auge gefaßt wird , wirklich ſo wichtig und wert⸗

voll , daß man dies neue Geld noch hineinſteckt , und zwei⸗

tens , hat man das Geld auch dazu ? Es wurde dann

Schritt für Schritt feſtgelegt : Was koſtet das ? Soll man

es machen oder nicht ? Wobei dann auch eine Rolle ge⸗

ſpielt hat , was wir gewußt haben , nämlich daß die Innere

Miſſion , wenn ſie das Haus behalten hätte , auch Repara⸗
turen und Verbeſſerungen in ihrem Haus hätte vornehmen

müſſen . Die Ausſtattung der Zimmer des Altbaues mit

fließendem Waſſer war auch von der Inneren Miſſion

in Ausſicht genommen . Ich geſtehe aber , daß wir an dieſer

Frage zunächſt nicht das ganze Projekt aufziehen zu ſollen
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meinten . Heute können wir ſagen : Das ganze Haus wird

ſo wertvoll , daß ſich das alles lohnt . Auch betriebswirt⸗

ſchaftlich iſt alles ſinnvoll . und wenn man ein Rechen⸗
exempel anſtellt , ſo bin ich nicht zuſtändig , ſondern dafür
haben wir unſeren Oberkirchenrat Bürgy und unſeren

Freund Schneider . Wenn ſie mir ſo vertrauen wie ich ihnen

vertraue , dann wird der Bau ein gutes Ende nehmen .

Präſident Dr . Umhauer : Ich darf vorſchlagen , daß wir

dieſen Punkt verlaſſen . Eine Beſchlußfaſſung kommt nach
meinem Dafürhalten nicht in Frage . Wir nehmen Kennt⸗

nis von dem erfreulichen Bericht , den der Herr Bericht⸗

erſtatter gegeben und der bauleitende Architekt ergänzt hat ,
und ich ſpreche nach meinem Dafürhalten dem Architekten

unſer Vertrauen aus , daß er das Werk , das er begonnen

hat , auch zu einem guten Ende führen werde .

Die Sitzung wird um 13 Uhr unterbrochen und um

15 . 30 Uhr fortgeſetzt .

B. 3.

Präſident Dr . Umhauer : Wir wollen die unterbrochene

Sitzung fortſetzen . Ich erteile Herrn Konſynodalen Schnei⸗
der das Wort zu ſeinem Bericht über die Anträge zur
Haushaltsgeſtaltung 1953 /54 .

Berichterſtatter Abgeordneter Schneider : Der letzte ge⸗
nehmigte Haushalt 1951/53 läuft mit dem 31. März dieſes
Jahres ab. Wir ſtehen alſo vor der Notwendigkeit , eine

Haushaltsregelung zu finden , welche die ununterbrochene
Fortſetzung der Verwaltungsaufgaben und die regulierte
Behandlung von Einnahmen und Ausgaben ſicherſtellt .
Das wäre einmal möglich durch die Vorlage eines neuen
Voranſchlags , die allerdings dann eigentlich ſchon bei
dieſer Tagung hätte erfolgen müſſen , oder aber durch Ver⸗
längerung des von uns für die beiden Jahre 1951/53 ge⸗
nehmigten Haushaltsvoranſchlags . Ich ſtehe grundſätzlich
mit dem FA auf dem Standpunkt , daß Haushaltsvoran⸗
ſchläge nicht länger als für zwei Jahre genehmigt werden
ſollen , weil doch immerhin ſowohl im Raum der Kirche
wie auch bei den wirtſchaftlichen Grundlagen unſeres
Steueraufkommens im Laufe von zwei Jahren ſich ver⸗
ſchiedene Anderungen ergeben können , die eine gründliche
Überprüfung eben durch die Beratung eines neuen Vor⸗
anſchlags notwendig machen . Es iſt deshalb ja auch im
Leitungsgeſetz die entſprechende Formulierung erfolgt ,
daß im Laufe der ſechsjährigen Tagungszeit einer Synode
drei Haushaltsvoranſchläge vorgelegt werden müſſen .
Wenn nun der FA trotzdem ausnahmsweiſe der Synode
den Vorſchlag unterbreitet und einen diesbezüglichen An⸗
trag ſtellen wird , dieſes Mal einer Verlängerung des
Haushalts um ein Jahr , alſo bis 31. 3. 1954 , zuzuſtimmen ,
dann hat er dafür beſondere Gründe .

Einmal iſt zu ſagen , daß die Entwicklung des Steuer⸗
aufkommens eine erfreulich gute iſt . Das rührt davon her,
daß allgemein die Wirtſchaftslage im abgelaufenen Jahr
einen höheren Ertrag der Wirtſchaft brachte , damit einen
höheren Betrag auch der Steuern des Staates , von denen
ja unſer Steueraufkommen prozentual errechnet wird .

Zum anderen , daß nun gerade im letzten Jahr durch
Steuerüberprüfung der Betriebe und ihrer Bilanzen ſeit
der Währungsumſtellung ganz beträchtliche Nachveran⸗
lagungen und auch Nachzahlungen erfolgt ſind , die aller⸗
dings — das muß geſehen werden — nicht dauernd , ſon⸗
dern — man wird wohl ſagen müſſen im Großen und
Ganzen wenigſtens geſehen , wie es jetzt der Fall war
einmalig ſein werden .

Es iſt ferner zu beachten , daß ja der Staat ſich mit
Steuerreformplänen aller Art befaßt . Die Forderungen
der Wirtſchaftskreiſe daraufhin ſind ſo ſtark geworden,
daß das Bundesfinanzminiſterium ja eine kleine Steuer⸗
reformvorlage bereits gemacht hat . Über die Auswirkung

iſt noch nichts zu ſagen . Wir werden das im Laufe des

Jahres 1953 erfahren können . Die Wirtſchaftsentwicklung

iſt ſo, daß wir zumindeſt nicht mit einem weiteren

weſentlichen Anſteigen des Steueraufkommens rechnen
können . Kurzum von der wirtſchaftlichen und Staats⸗

finanzſeite her , die eine Grundlage für unſere Steuer⸗

berechnung iſt , iſt es gut , wenn wir dieſes Jahr noch
einmal abwarten .

Es iſt auch darauf hinzuweiſen , daß die Kirchengemein⸗
den ſelbſt durch die Inkraftſetzung des §8 13 OKSt

wieder in der Lage ſein werden , größere Eigenſteuerauf⸗
kommen hieraus namentlich für ihre Bauvorhaben zu
haben , ſo daß auch dieſe Art Finanzausgleich , die wir

durch das Beitreibverfahren zwiſchen Landeskirche und

Kirchengemeinde bisher hatten , einer Überprüfung im

nächſten Jahr bedarf .
Es iſt auch zwecknäßig , daß wir die Termine unſerer

Haushalte gleichſetzen mit der Seſſionszeit unſerer Synode ,
d. h. daß mit Beginn der neuen Synode auch ein neuer

Haushalt und dann in ſechs Jahren dreimal zwei Jahre
geltend drei Haushalte laufen .

Das ſind Gründe , die nach Anſicht des FA ſchwerwiegend
genug ſind , um das Plenum zu bitten , der Verlängerung zu⸗
zuſtimmen und nicht auf einem neuen Voranſchlag bereits
im Frühjahr dieſes Jahres zu beſtehen . Allerdings ſind
für dieſe Verlängerung gewiſſe Vorausſetzungen zu ſehen
und feſtzulegen .

Einmal muß der neue Haushalt , der ja noch unter dem

Geſichtspunkt des Jahres 1951 und der damaligen Lage
entſtanden iſt , inſoweit verändert werden , daß der Ober⸗

kirchenrat dazu von uns bevollmächtigt wird , daß ſelbſt⸗
verſtändlich die normalen Erhöhungen , die in dieſen zwei
Jahren auf dem Sektor von Gehältern und Ruhegehäl⸗
tern eingetreten ſind oder durch Anderung oder Neube⸗

ſetzung von Planſtellen entſtanden , auch mit dem erhöhten
Betrag weitergeführt werden können .

Die zweite Vorausſetzung müßte ſein , daß der Voran⸗
ſchlag für 1954 ſchon auf der Herbſtſynode beſtimmt vor⸗

gelegt wird , daß wir dann wirklich keine Lücke mehr haben
zwiſchen Beginn der Haushaltsjahre und etwaiger Syno⸗
dentagung alſo derart , daß etwa vom 1. April an ohne
Haushalt weitergearbeitet werden müßte , wenn die Sy⸗
node im Jahre 1954 etwa erſt im Juni vielleicht ihre
Frühjahrsſitzung hätte . Darum wird die Vorlage des

Voranſchlags an der Synode , die vor Beginn des neuen
Haushaltsjahres iſt , verlangt . Oberkirchenrat Dr. Bürgy
hat zugeſagt , daß das möglich wäre .

Nun ſind , wie ich vorhin erwähnt habe , die Steuerauf⸗

lommen erfreulicherweiſe weſentlich höher gelegen als in

jenem alten Voranſchlag , den wir verlängern , angeſetzt
wurde ; zum Teil werden ſie aufgebraucht — das iſt klar —

durch die erhöhten Beſoldungs⸗ und Ruhegehälter . Wenn

ich mich recht entſinne , iſt geſtern — das darf hier aus⸗
geſprochen werden — die Zahl von 90 000 monatlich ge⸗

nannt worden , welche durch die Teuerungszulagen und
Erhöhungen jetzt mehr auf der Ausgabenſeite für Gehälter

und Ruhegehälter erſcheinen . ( Zuruf Dr . Bürgy : 2,2 Mil⸗
lionen ! ) — Dann iſt das ein Mißverſtändnis von mir ,
dann möchte ich mich korrigieren , 2,2 Millionen , ein ganz

beträchtlicherBetrag .
Es ſind nun im vergangenen Jahr auch die Nachzah⸗

lungen oder die ſeinerzeit gemäß Voranſchlag vorgeſehenen
aber nicht ausbezahlten Beihilfen an die Gemeinden be⸗
zahlt worden . Obwohl wir auch ſchon die Beträge für die
Charlottenruhe mit berückſichtigt haben und einige andere

Ausgaben ordnungsgemäß durchgeführt werden konnten ,
iſt damit zu rechnen , daß wir mit einem Überſchuß ins neue

Haushaltsjahr gehen und im neuen Jahr weitere Gelder
zur Verfügung haben werden . Der FA ſchlägt vor , daß



dieſe Gelder nicht auf die hohe Kante gelegt werden
ſollen , ſondern eingeſetzt werden für Sonderaufgaben , die

ohne Zweifel beſtehen , etwa Aufbauvorhaben in der Dia⸗

ſpora und dergleichen mehr , und bittet , daß der Ober⸗
kirchenrat auf der Frühjahrstagung der Synode nun eine

gewiſſe Planung dieſer Gelder und ihrer Verwendung
vorlegt , damit wir dann dieſen Plan beraten und ihm zu⸗
ſtimmen können . Es wird dann auch bei der Frühjahrs⸗
tagung der Synode darüber zu ſprechen ſein , daß ein alter
Wunſch und bekanntlich eine felbſtverſtändliche Gegeben⸗
heit jeder vorſorgenden und fürſorglichen Finanzwirtſchaft
erfüllt wird , daß wir einen Betriebsfond in beſcheidenen
Grenzen uns ſchaffen werden .

Es iſt ferner daran zu denken , daß wir , wenn wir im
Mai die Tagung haben unſerer Synode und wir dann erſt
bei der Herbſtſynode weiter beraten können über den neuen
Haushalt , in der Zwiſchenzeit u. U. neue Vorhaben auf⸗
treten , auch neue Mittel über dieſe Generalplanung hinaus
für das Jahr 1953 verfügbar werden , über deren Einſatz
dann nicht die Synode in der Zwiſchenzeit beſtimmen kann ,
andererſeits aber das Grundrecht der Synode des Haus⸗
haltbeſchluſſes eben gewahrt bleiben ſoll . Ich habe das dem

FA vorgetragen . Er war mit mir der Meinung , daß wir
die Synode bitten ſollten , daß für dieſe Zwiſchenzeit bei

drängenden Sonderfällen , die nicht bis zur Herbſttagung
verſchoben werden können und die den Betrag von
20 000 DM überſchreiten , eben durch ſchriftliche Rückfrage
oder auch durch gemeinſamen Zuſammentritt des FA
dieſem von der Synode das Recht zugebilligt wird , in

ganz dringenden Sonderfällen die Entſcheidung über das
betreffende Projekt zu treffen . Zur Beruhigung ſei geſagt ,
daß in der Zwiſchenzeit von Frühjahrs - und Herbſtſynode
die Abrechnung über das Haus Charlottenruhe nicht zur
Debatte ſteht , alſo nicht in dieſen Ausſchuß evtl . kommen
könnte .

Die Finanzpolitik , die wir betrieben haben , iſt durchaus
gradlinig . Sie hat zur Geſundung geführt , und wir freuen
uns , daß wir dieſen Stand heute erreicht haben , daß die

Kirche für ihre Arbeit , die ſie tut , nun auch wirklich

einigermaßen auf einem geſunden Finanzweſen ſteht . Wir
freuen uns auch , daß die Kirchengemeinden davon Nutzen
haben , nicht nur durch den § 13 ſondern auch durch die

Rückvergütungen , die von der Landeskirche an die Kirchen⸗
gemeinden in ganz beträchtlichem Ausmaß erfolgt ſind .
Wir ſind dankbar , daß dieſes Ziel erreicht wurde , und der
Kirche hiermit gegeben wird , was ſie bedarf . Wir wollen
uns aber nicht täuſchen , es ſind keine fetten Jahre , be⸗
ſtimmt nicht etwaſieben fette Jahre , die wir erwarten
dürfen , und wir wollen auch nicht aus dem Vollen ſo
ſchöpfen , als ob wir es „ machen könnten “ , ſondern wir
wollen gute Haushalter auch an dieſer Stelle ſein .

Das was ich Ihnen als berblick über die Finanzlage
der Kirche hier kurz aufgezeichnet habe und als Erforder⸗
niſſe , um der Haushaltverlängerung zuſtimmen zu können ,
hat der FA in folgenden Anträgen , denen Sie , bitte , ſtatt⸗
geben wollen , und um deren Genehmigung wir bitten ,
bzw. die wir ſo vorſchlagen , feſtgelegt :

1. Der Haushaltvoranſchlag 1951/53 wird mit ſeinen
darin feſtgelegten Ein⸗ und Ausgaben um ein Jahr
verlängert in der Weiſe , daß die perſönlichen Ausgaben
um die bisher eingetretenen Erhöhungen und Zulagen
erhöht werden .

2. Der Synode Herbſt 1953 iſt der Voranſchlag für
1954/56 zur Beratung und Beſchlußfaſſung vorzulegen .

3. Der Frühjahrsſynode wird eine Planung der außer⸗
ordentlichen Ausgaben vorgelegt , welche aus bis zum
31. 3. 1954 zur Verfügung ſtehenden Mitteln gedeckt
werden ſollen .

4. Falls darüber hinaus Mittel frei werden und vor
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der Herbſtſynode eingeſetzt werden ſollen , iſt die Zu⸗
ſtimmung des FA einzuholen , wenn der Betrag von
20 000 DM überſchritten wird .
Das ſind dieſe vier Anträge , die der FA ſtellt .
Die vier Anträge werden von der Synode ohne Aus⸗

ſprache einſtimmig angenommen .

13

Präſident Dr . Umhauer : Ich danke dem Herrn Bericht⸗
erſtatter und damit dem FA für ſeine Arbeit . Nun kämen
wir zum Bericht des Verfaſſungsausſchuſſes und zwar zu⸗
nächſt : Entwürfe von Kirchengeſetzen über die Errich⸗
tung von Kirchengemeinden in Elzach und
in Seelbach Anlage 3 und 4.

Berichterſtatter Abgeordneter Dr . Kuhn : Hohe Synode !
Durch das Anwachſen der Mitglieder der Landeskirche
der bürgerlichen Gemeinden Elzach , Biederbach , Katzen⸗
moos , Niederwinden , Oberwinden und Yach von urſprüng⸗
lich etwa 70 Mitgliedern auf über 500 hat es ſich als not⸗

wendig erwieſen , daß in Elzach eine Diaſporakapelle er⸗

richtet werde . Dies iſt inzwiſchen geſchehen . Es hat ſich
inzwiſchen als weiterhin notwendig erwieſen , daß eine

evangeliſche Kirchengemeinde Elzach errichtet werde . Sei⸗
tens des Kirchenvorſtandes wurde dieſe Errichtung be⸗

antragt . Dieſer Antrag iſt gerechtfertigt . Es iſt vorgeſehen ,
daß die neue Kirchengemeinde Filialgemeinde von Prechtal
werde . Durch die Erhebung zur Kirchengemeinde wird die
Gemeinde die Möglichkeit erhalten , die Erhebung der

Ortskirchenſteuer einzuführen , um damit ihren Aufgaben
und Verpflichtungen nachkommen zu können .

Die Landesregierung von Baden⸗ - Württemberg hat die

erforderliche Staatsgenehmigung zur Errichtung der evan⸗

geliſchen Kirchengemeinde Elzach erteilt .
Der WA iſt der Auffaſſung , daß der Antrag der Kirchen⸗

gemeinde Elzach gerechtfertigt iſt und empfiehlt die An⸗

nahme des Entwurfs des von dem Erweiterten Ober⸗

kirchenrat vorgeſchlagenen Geſetzes .
Das Geſetz wird einſtimmig angenommen .

Berichterſtatter Abgeordneter Dr . Kuhn : Der Erwei⸗
terte Evang . Oberkirchenrat hat uns auch den Entwurf
eines kirchlichen Geſetzes über die Errichtung einer Kir⸗

chengemeinde in Seelbach vorgelegt . Auch hier hat ſich die

Notwendigkeit gezeigt , die Mitglieder der Landeskirche
der bürgerlichen Gemeinden Seelbach , Dörlinbach , Kuh⸗
bach , Prinzbach , Reichenbach , Schönberg , Schuttertal ,
Schweighauſen und Wittelbach zuſammenzuſchließen . Wäh⸗
rend es urſprünglich nur etwa 200 Gemeindeglieder waren ,
iſt ihre Zahl inzwiſchen auf über 750 angewachſen . Der

Alteſtenkreis Seelbach und das zuſtändige Pfarramt haben
deswegen die Errichtung einer evangeliſchen Kirchen⸗
gemeinde Seelbach beantragt . Dieſer Antrag iſt nach der

Seelenzahl und dem Umfang des Dienſtes berechtigt .
Es iſt vorgeſehen , daß die neue Kirchengemeinde Filial⸗
gemeinde von Lahr werde .

Die Landesregierung von Baden - Württemberg hat die

erforderliche Staatsgenehmigung zur Errichtung der evang .
Kirchengemeinde Seelbach erteilt .

Der VA empfiehlt auch hier die Annahme des Entwurfs
des von dem Erweiterten Evang . Oberkirchenrat vorge⸗
ſchlagenen Geſetzes .

Das Geſetz wird einſtimmig angenommen .

2.

Präſident Dr . Umhauer : Wir kommen zur Beratung
der Ziff . 2: Bericht des VA über die Eingabe des

Induſtrie⸗ und Arbeiterrüſttages in Eu⸗

tingen vom 15. 6. 1952 .

Berichterſtatter Abgeordneter Rücklin : Dem VA lag
folgender Antrag zur Beratung vor :



Zweite

Die auf dem Induſtrie⸗ und Arbeiterrüſttag in Eutin⸗

gen verſammelten evangeliſchen Männer erſuchen den

Oberkirchenrat der Bad . Evang . Landeskirche , der im

Spätjahr tagenden Landesſynode ein Geſetz vorzulegen ,

nach dem die Wahlordnung ſo geändert wird , daß die

Kirchenbezirke , beſonders die Großſtädte mit großer

Seelenzahl , bis zu fünf weltliche Abgeordnete in die

Landesſynode entſenden können . Auf dieſe Weiſe kann

der Mannigfaltigkeit der Gemeinden , beſonders in den

Berufsſtänden — in Klammer : Arbeiter — mehr Rech⸗

nung getragen werden . Das Erſuchen wird durch die

Synodalen Siegel und Henrich näher erläutert .

gez. 18 Unterſchriften

Soweit der Antrag , der durch den Synodalen Henrich
als Mitunterzeichner im Ausſchuß erläutert wurde .

Es iſt eine unleugbare Tatſache , daß ein Arbeiter kaum
die Möglichkeit hat , in die Synode gewählt zu werden ,
ſolange in den Kirchenbezirken , insbeſondere in den

großen Städten mit ſtarker Arbeiterbevölkerung nur ein

Laien⸗Synodaler gewählt wird .

Selbſtverſtändlich ſind die Synodalen nicht Vertreter
von Berufsſtänden , Gruppen oder Parteien . Wenn ſich
aber für die Kirche heute wieder Türen auftun zum Arbei⸗

terſtand hin , ſo muß auch verſucht werden , evangeliſche
Arbeiter zur Mitarbeit in der Synode zu gewinnen .
Dieſem Ziel ſollte ja auch die urſprünglich in der Vorlage
1 vorgeſehene Erhöhung der Zahl der vom Landesbiſchof
zu berufenden Synodalen auf 14 dienen .

Der WA ſchlägt vor , es bei zehn ernannten Synodalen
zu belaſſen , dagegen die Zahl der in den großen Städten
zu wählenden Synodalen zu vermehren .

Wenn die Zahl der Laien⸗Synodalen erhöht wird , muß
entſprechend die Zahl der Pfarrer erhöht werden . Durch
Schaffung neuer Kirchenbezirke wird eine weitere Er⸗
höhung der Geſamtzahl der Synodalen eintreten . Dieſe
Geſamtzahl ſoll aber 60 möglichſt nicht überſchreiten .
Der Ausſchuß ſchlägt daher folgende Faſſung des §S 27
Abſ . 4 der Anlage 1 vor :

§ 30 der Wahlordnung erhält folgende Faſſung :
Die Landesſynode beſteht aus :
a) den von den Bezirksſynoden zu wählenden Alteſten ,

wobei die Bezirksſynoden Karlsruhe - Stadt und
Mannheim je drei , die Bezirksſynoden Pforzheim⸗
Stadt , Heidelberg und Freiburg je zwei Alteſte und
die übrigen Bezirksſynoden je einen Alteſten wählen .

b) Pfarrern , wobei die Bezirksſynoden Karlsruhe⸗Stadt ,
Mannheim , Pforzheim⸗Stadt , Heidelberg und Frei⸗
burg je einen , die übrigen Bezirksſynoden je zwei
zuſammen einen Pfarrer wählen .

c) zehn vom Landesbiſchof nach Anhörung des Erwei⸗
terten Evang . Oberkirchenrats zu berufenden Syno⸗
dalen , davon ein Mitglied der Evang . ⸗theologiſchen
Fakultät der Univerſität Heidelberg . Dieſe zu beru⸗
fenden Synodalen müſſen die Befähigung zum Alte⸗
ſtenamt haben , ſoweit ſie nicht Pfarrer ſind .

Der Ausſchuß hat in der Zuſammenſetzung , in der er
bei der Beratung dieſes Antrages ſich befunden hat , dieſer
Faſſung einhellig zugeſtimmt .

Präſident Dr . Umhauer : Hierzu iſt noch zu erwähnen
folgender Antrag der Synodalen Dr . Uhrig , Kley , Schnei⸗
der , Bier , Schäfer , Günther , Töpfer , Ritz :

„ Wir beantragen , die Synode wolle beſchließen :
In S 3 des Antrags des Verfaſſungsausſchuſſes “

—der nachher zur Sprache kommen wird — „ wird die
Zahl 14 wieder hergeſtellt . “ — Das iſt wieder dieſe
Zahl , um die es ſich hier handelt . —

„Anſtelle des § 25 Ziffer 4 des Antrages des Ver⸗
faſſungsausſchuſſes tritt der Text der Vorlage , § 27
Ziffer 4. “
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Ich ſtelle dieſen Antrag zuſammen mit den vorliegenden

Eingaben zur Diskuſſion .
Abgeordneter Henrich : Verehrte Konſynodale ! Der An⸗

trag , der geſtellt wurde auf dem Induſtrie⸗ und Arbeiter⸗

rüſttag in Eutingen , hat eine zweifache Bedeutung : Es

ſoll einmal dem Wunſch der großen Kirchengemeinden
Rechnung getragen werden , die in der Synode auf Grund
der Vielheit ihrer Anliegen etwas ſtärker vertreten ſein
möchten . Zum andern ſoll aber auch dem . Anliegen des
Arbeiterwerks Rechnung getragen werden , das erzielen
möchte , daß eine große Anzahl Angehöriger der induſtri⸗
ellen Arbeitswelt in mitverantwortlicher Weiſe im kirch⸗
lichen Leben tätig ſind . Ich bitte mich aber nicht ſo zu
verſtehen , als ſollte damit geſagt werden , das Arbeiter⸗
werk wünſcht ſo⸗und⸗ſo⸗viele Sitze in der Synode . Es iſt
ja anzunehmen , daß ein großer Teil unſerer Synodalen
in dem einen oder anderen Werk auch tätig iſt . Nun ſoll “
durch die Synodalen eine Befruchtung des kirchlichen Le⸗
bens ſtattfinden , und deshalb müſſen wir auch die Mög⸗
lichkeit ſchaffen , daß dort , wo nun Arbeiter willig ſind
—und das wird in den Großſtädten ja der Fall ſein —

als Alteſte in ihrer Gemeinde mitzuarbeiten , daß ſie von
dort in die Bezirksſynoden gewählt werden , und daß wir

ihnen auch den Weg frei machen zur großen Verantwor⸗

tung in der Mitarbeit in der Synode . Es iſt oder wäre
beſtimmt nicht gut , wenn ein großer Kirchenbezirk , ein
großer Stadtbezirk mit ſeinen verſchiedenen Anliegen ein⸗
ſeitig durch einen Arbeiter oder durch einen Unternehmer
oder durch einen Akademiker vertreten wäre . Es würden
ja die Anliegen der Synode immer nur in einen Kanal
hineinfließen . Sondern wir müſſen dort , wo die vielen An⸗
liegen ſind , auch die Möglichkeit ſchaffen , daß dieſe vielen
Anliegen dieſer Großſtadtgemeinden hier zuſammengetragen
werden , und daß wir hier zu einem geſchloſſenen Ganzen
kommen . Vor allen Dingen ſoll nicht der Eindruck ent⸗
ſtehen , als ſollte hier einer zahlenmäßigen Majoriſierung
das Wort geredet werden ; aber wir wollen uns doch einmal
überlegen : Können wir darauf warten , bis in unſeren
großen Kirchenbezirken ein Arbeiter nun den Weg vom

Alteſten über die Bezirksſynode gegangen iſt und dann in
die Landesſynode kommt . Wollen wir ſolange warten , bis
es ihm einmal möglich iſt , ſich ſo bemerkbar zu machen ,
daß man ganz automatiſch auf ihn verfällt . Oder aber ſollen
wir darauf warten , bis der eine oder andere Synodale nach
Ende der Wahlperiode zugunſten eines Arbeiters zurück⸗
tritt ! Ich glaube , das iſt nicht der richtige Weg . Wer bis
jetzt kirchliche Verkündigung getrieben hat , gerade in der
induſtriellen Arbeitswelt , der hat neue Wege und revo⸗
lutionäre Wege beſchreiten müſſen . Ich denke z. B. daran ,
es iſt eine revolutionäre Erſcheinung , wenn während des

Kirchentags im Fabrikbetrieb in der Betriebsverſammlung
der Arbeiter gemeinſam mit dem Pfarrer eine kirchliche
Verkündigung getrieben hat . Wir haben nicht darauf ge⸗
wartet , bis wir gerufen worden ſind , oder bis man uns ſo
die Türe geöffnet hat , daß wir bequem hineingehen konn⸗

ten. Wir haben einen neuen Weg gehen müſſen und darum
kämpfen müſſen , daß wir dieſen Weg frei bekommen haben .

Der bequemere Weg für das Anliegen , die Arbeiter zur
Mitarbeit in der Synode zu bekommen , wäre wohl der ge⸗

weſen , wenn man mit dem Vorſchlag einverſtanden geweſen
wäre , daß der Herr Landesbiſchof vierzehn Synodale er⸗
nennt und darunter die Anliegen des Arbeiterſtandes be⸗
ſonders berückſichtigt . Damit aber hätten wir die Verant⸗

wortung wiederum auf die Schultern des Herrn Landes⸗
biſchofs gelegt . Und ich glaube , unſere Arbeit und unſere

Aufgabe iſt es , den Arbeiter willig zu machen , und dort , wo
er willig geworden iſt , ihm auch den Weg nach oben hin frei

zu geben . Ich erinnere an ein Geſpräch , was zwiſchen
Führern der Evangeliſchen und Katholiſchen Kirche mit
dem verſtorbenen Pr . Böckler ſtattgefunden hat über die

＋
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Mitarbeit des Chriſten in der Gewerkſchaft . Und dort hat
Böckler die einzig richtige Anſicht vertreten : Wir ſind be⸗
reit , wenn chriſtliche Männer zu uns kommen und bei uns
mitarbeiten , daß wir ihnen den Weg nach oben frei machen .
Aber einmal müſſen ſie den Beweis für die Freudigkeit mit⸗

zuarbeiten erbracht haben , indem ſie im Betrieb als kleine
Funktionäre einmal angefangen haben und dort ihr Wollen
unter Beweis geſtellt haben .

Aus dieſen Ihnen dargelegten Gründen bitte ich Sie , der
Vorlage des VA zuzuſtimmen .

Abgeordneter Dr . Uhrig : Liebe Brüder ! Ich möchte nicht
gegen meinen Vorredner Stellung nehmen , ſondern ich
habe , was ich zu ſagen habe , im Blick auf das Leitungs⸗
geſetz auszuführen . Denn in der praktiſchen Ausführung
zielt ja auch der Antrag , der eben vertreten worden iſt , auf
das Leitungsgeſetz . Ich bedauere es , daß nicht ein beredterer
Mund hier ſich öffnet . Ich hätte gerne geſehen , daß unſer
Freund Schneider jetzt redete . Aber er hat verſprochen ,
unſeren Standpunkt ſpäter in gegebener Weiſe vielleicht
noch einmal zu vertreten .

Ich möchte Sie darauf hinweiſen , daß die Beſtimmung ,
die jetzt im § 25 Ziffer 4 und in der Vorlage entſprechend
ſteht , daß dieſe Beſtimmung des Kommiſſionsentwurfs nicht
dem Sinn und Geiſt der Grundordnung , wie wir ſie uns im
allgemeinen denken , entſpricht . Wir wollen doch nicht den

Episkopalismus , wir wollen auch nicht den Presbyterianis⸗
mus in reiner Form , ſondern wir wollen eine Verzahnung
der Dienſte in der Leitung . Der Synode fällt da alſo ihre
Aufgabe , ihr Dienſt , zu mit dem Landesbiſchof , mit dem
Obertirchenrat und mit dem Erweiterten Evang . Ober⸗
kirchenrat . Der Gedanke , der uns geleitet hat , als wir die

Wahlordnung ſchufen ( ſie iſt ja das erſte der Geſetze , die die

Kirchenverfaſſung änderten und zwar in einem ganz ent⸗
ſcheidenden Punkt , das wird auch draußen überall erkannt ,
aber das war der Anfang unſerer Arbeit , die Grundord⸗

nung umzubauen ; wir werden jetzt vielleicht einen der
krönenden Steine noch legen , der Schluß ſoll dann ſpäter
gemacht werden ) — dem Geiſt dieſer Ordnung entſpricht es ,
wenn die Gemeinden , die Bezirksgemeinden und die Synode
als Landesgemeinde arbeiten , jeder Körper an der Stelle ,
die ihm zufällt . Wen nun die Bezirksſynoden Abgeordnete
in die Landesſynode entſenden , dann iſt es unmöglich zu
ſagen : hier haben wir eine große Bezirksſynode , die muß
drei oder vier oder fünf Abgeordnete haben , wir haben
mittlere mit zwei und kleine Kirchenbezirke mit nur einem
Abgeordneten . Wir kommen dann zu einer Wertung nach
der Zahl , und dieſe Wertung nach der Zahl entſpricht nicht
dem Geiſt , der hier herrſchen ſoll . Es beſteht kein Zweifel ,
daß Möglichkeiten geöffnet werden , die verſchiedenen in den
Gemeinden wirkenden Kräfte beſſer zum Zuge zu bringen .
Aber es iſt andererſeits ſicher , die Synode darf nicht weſent⸗
lich größer werden , das würde ihre Arbeitsfähigkeit nicht
fördern , ſondern hemmen . Es iſt ſicher , die Zahl ſechzig iſt
nahezu erreicht . Wir kämen jetzt nicht mehr in die Lage ,
mehr Abgeordnete etwa zuzubilligen . Es muß aber ander⸗
ſeits erkannt werden , daß jetzt ſchon Kirchenbezirke außer
den in dem Antrag des VA genannten Bezirken vorhanden
ſind, die ſagen , mit einem Abgeordneten ſind wir nicht zu⸗
frieden — daß andere ſchon mit dem Anſpruch hervortreten
werden , wir haben auch ein Recht auf zwei . Ich darf auch
darauf hinweiſen , daß wir ja eine Diaſporakirche ſind . Auch
mein Bezirk , die Gemeinde Seelbach , hat Sie ja eben be⸗
ſchäftigt . Es iſt eine Diaſporagemeinde , das darf ich auch bei

dieſer Gelegenheit noch mit allem Nachdruck betonen , und
ich möchte ſie gleich jetzt empfehlen zur Berückſichtigung bei
den Diaſporagemeinden , die nach dem Plan , der uns vor⸗

getragen worden iſt , vor allem berückſichtigt werden ſollen .
Ich möchte Sie herzlich bitten , denken Sie dann auch an

Seelbach . Diaſporagemeinden dürfen gewiß nicht nach der
Zahl beurteilt werden . Wir haben da in Seelbach nicht

Sitzung 2⁵

760, ſondern die Zahl 800 iſt längſt überſchritten . Das ganze
Schuttertal wird jetzt wieder mit Evangeliſchen durchſetzt ,
ſeit der Reformationszeit erſtmalig wieder .

Und nun ein Blick auf die großen Kirchenbezirke öſtlich
des Schwarzwaldes ; der Kirchenbezirk Hornberg und der
Kirchenbezirk Konſtanz , nicht wahr , können ebenſo gut
ſagen , wir haben ein Recht auf zwei Abgeordnete . Wir
kommen dann , wenn wir die Zahl überhaupt zum Maßſtab
machen wollen , nicht mehr heraus aus den Verlegenheiten .

Aber die Sache hat noch eine , nach meiner Meinung , viel
bedenklichere Wirkung . Die Zahl , die Zahl — ja , nicht wahr ,
wenn wir den Grundſatz zugeben — dann ſteht am Ende das
Verhältniswahlrecht . Ich glaube nicht , daß ein Konſyno⸗
daler Anhänger des Verhältniswahlrechts für die Kirchen⸗
wahl iſt . Ich brauche darauf nichts zu ſagen . Jedenfalls
möchte ich ſagen , es geht gänzlich gegen Sinn und Geiſt
deſſen , was wir in der Grundordnung wollen . Ich möchte
alſo ſagen , nicht weil meine Freunde gegen die Heran⸗
ziehung des Arbeiterſtandes wären , ſondern weil wir dieſe
Wirkung der Zahl ſchon am Anfang (principiis obstal ) be⸗
ſeitigen wollen , wollen wir ihr wenigſtens entgegentreten ,
ſoweit es in unſerer Kraft iſt . Deswegen kommt für uns
der Weg , die Kirchenbezirke mit verſchiedener Zahl von Ab⸗
geordneten aus dem Laienſtande zu bedenken , unter gar
keinen Umſtänden in Frage . Ich glaube nicht , daß ich als
Gegner der Großſtädte gelten darf , und ich möchte doch
jedenfalls für mich durchaus ablehnen , als ſolcher ange⸗
ſehen zu werden . Aber das Anliegen der Freunde , die durch
unſeren Bruder Henrich vertreten ſind , iſt durchaus berech⸗
tigt und auch von uns anerkannt . Ich geſtehe , daß ich ur⸗
ſprünglich mit denen übereinſtimmte , die mit Rück⸗
ſich auf andere Kreiſe in unſerem Kirchenvolk ſagen , der
Landesbiſchof ſoll nicht 14 ſondern 10 Leute ernennen . Ich
habe mich aber deswegen entſchloſſen , den Antrag zu ſtellen ,
daß die Zahl vierzehn wiederhergeſtellt wird , mit meinen
Freunden , weil ich in der Tat eine größere Zahl von Ab⸗
geordneten , die der Ernennung durch den Landesbiſchof zu⸗
ſtehen , für wünſchenswert halte und für die einzige Mög⸗
lichkeit , dieſem Anliegen gerecht zu werden . Wir können
nicht an die Bezirksſynoden — ſagen wir mal — Weiſung
ergehen laſſen , bedenkt bei eurer Wahl die einzelnen
Stände . Das Ernennungsrecht durch den Biſchof hat bisher
auch bei den Rechtsvorgängern des Biſchofs den Sinn ge⸗
habt , daß Einſeitigkeiten der Wahl ausgeglichen werden ,
insbeſondere auch in der Hinſicht , daß Perſönlichkeiten , die
durch die Wahl nicht in die Synode entſendet worden ſind ,
nun durch den Biſchof berufen werden . Ich halte es nicht für
möglich , daß man den Biſchof auf irgendwelche Richtlinien
oder Weiſungen feſtlegt , das würde dem Sinn der Maß⸗
nahme widerſprechen . Ich habe auch gar keine Angſt , daß
nun geſagt wird : alſo doch wieder wird die Macht des
Biſchofs verſtärkt . Es wird in der Tat keine Gefolgſchaft
des Biſchofs in die Synode berufen . Der Biſchof hat im
Ausſchuß geſtanden , er könne noch nicht einmal mehr aus
dem Gedächtnis ſagen , welche Abgeordneten er nun berufen
hat . Es iſt nicht ſo, er hat ſie natürlich nicht berufen , um
nun Leute zu haben , die ſeine Geſichtspunkte unterſtützen
und verſtehen , ſondern er hat ſie berufen , damit eben dieſe
Männer unſerer Synode nicht fehlen . Denken Sie , bitte ,
ſelbſt an die Abgeordneten , die vom Biſchof berufen ſind ,
und Sie werden wohl finden müſſen , daß es durchaus richtig
iſt , daß dieſe Männer in unſerer Mitte ſind . Darum alſo
bitte ich Sie im Namen auch der Freunde , die hinter dem
Antrag ſtehen . Er iſt ſo einfach zu verſtehen , daß er nicht in

jede Hand gegeben werden muß ; es wäre auch techniſch gar
nicht mehr möglich geweſen . Er iſt rechtzeitig vorgelegt
worden , aber das Büro hatte einfach keine Zeit mehr zur
Vervielfältigung , ſondern hatte wichtigere Dinge zu tun .

Alſo ſtimmen Sie dafür , daß in dem 83 des Vorſchlages
des VA die Zahl vierzehn aus der Vorlage des Erweiter⸗
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ten Evang . Oberkirchenrats wiederhergeſtellt wird , und in

§ 25 des Vorſchlages des VA ebenſo der 8 27 in ſeiner

Ziffer 4, wie er in der Vorlage des Oberkirchenrats Anl . 1

Ihnen vorliegt . Ich möchte Sie herzlich darum bitten , dem

Anliegen unſeres Freundes Henrich auf dieſe Weiſe gerecht

zu werden und zugleich auch Sinn und Geiſt unſerer neuen

Grundordnung treu zu bleiben .

Abgeordneter Siegel : Verehrte Konſynodale ! Bei der

Tagung des Arbeiterwerkes in Eutingen hat uns nicht der

Gedanke der Zahl bewegt . Es kam uns auch nicht der Ge⸗

danke , daß unſere Eingabe ſo wirken könnte . Wir waren ja
Männer aus einer kleinen Arbeitergemeinde . Es war unſer
Anliegen , mehr gewählte Arbeitervertreter in der Synode

zu haben . Unſere Arbeiter ſollen merken , daß ſie hier auch
eine Heimat haben . Wir haben die Städte ausgewählt , wo
die Maſſe der organiſierten Arbeiter vorhanden iſt ; weil
wir uns ſagten , daß ſie dort leichter auszuwählen ſind . Ich
kann für meine Perſon erklären , daß wir für Pforzheim auf
den Synodalen verzichten , wenn ein anderer Bezirk glaubt ,
einen beſſeren Mann bringen zu können . Mir iſt die Ar⸗

beiterſache viel zu lieb , daß es daran nicht ſcheitern ſoll .
Unſere Arbeiter brauchen eine ſichtbare Vertretung ; wir

müſſen Brücken zur Kirche ſchaffen für unſere Leute . Ich
bitte , dem Antrag des Ausſchuſſes ſtattzugeben !

Der Gedanke , ſie vom Herrn Landesbiſchof auswählen
zu laſſen , hat ſein Gutes , wirkt aber nach außen ſchädlich .
Damit will ich nichts gegen den Herrn Landesbiſchof ſagen ,
er könnte die Synodalen zweckentſprechend auswählen . Ich
möchte zuſammenfaſſend ſagen , daß es uns in Eutingen nicht
auf die Zahl im Sinne der Stärkung der großen Kirchen⸗
bezirke ankam . Noch nie habe ich mich als Vertreter für
Pforzheim⸗Land betrachtet , ſondern angenommen , daß mich
mein Kirchenbezirk nach hier geſchickt hat , um der Geſamt⸗
kirche zu dienen wie wir alle . Aber Arbeiter müſſen wir
doch dort auswählen , wo die Maſſen vorhanden ſind . Ich
bitte darum nochmals , dem Ausſchußantrag zuzuſtimmen !

Abgeordneter Dr . Schmechel : Ich möchte keine ſachliche
Stellung nehmen zu dem Entwurf . Ich neige dazu , dem
Antrag des VàA beizutreten . Ich würde es bedauern , wenn
wir über dieſen Antrag in dieſem Stadium abſtimmen
würden . Wir ſollten das ſpäter tun . Wenn die Beratung
des Geſetzes mit einer ſolchen Abſtimmung beginnt , könnte
das einen unguten Geſchmack hinterlaſſen .

Abgeordneter Schneider : Ich möchte zunächſt allem , was
zu ſagen iſt , vorausſchicken , daß die Frage , daß mehr Ar⸗
beiter , die zugleich chriſtliche Perſönlichkeiten ſind und die
im Leben der Kirche ſtehen , in unſerer Synode vertreten
ſein ſollen , ſelbſtverſtändlich von uns allen bejaht wird . Sie
ſpielt bei dieſer Auseinanderſetzung in ihrer Grundfrage
keine Rolle . Sondern es handelt ſich nur darum , auf wel⸗
chem Weg und nach welcher Methode hier die Türen dazu
geöffnet werden .

Die Beweggründe , die mich mit zur Unterſchrift bei dem
Wiederherſtellungsantrag der Vorlage bewegt haben , ſind
folgende :

Wenn wir hier für gewiſſe Kreiſe oder für gewiſſe Be⸗
zirke Ausnahmebeſtimmungen ſchaffen durch Erhöhung der
Sitzzahl in der Synode , durchbrechen wir ein Grundprinzip
des Aufbaues der Synode , das wir bisher gehabt haben
und das jedem Kirchenbezirk einen Laienvertreter und je 2
Kirchenbezirken einen Pfarrer zubilligte . Ein ſolches Grund⸗
prinzip abzuändern , iſt keine nebenſächliche Angelegenheit .
Sondern ich bin der Auffaſſung , daß das der Anfang iſt von
Weiterungen , die wir eines Tages nicht mehr überſehen
könnten , während der Grundbegriff je Kirchenbezirk ein
Vertreter — ich möchte ſagen —eigentlich nicht angerannt
werden kann , wenn nicht eine falſche Wahl⸗ und Macht⸗
arithmetik in unſere Synode kommt . Das iſt ja der zweite
Grund , warum ich dieſem Antrag des VA nicht zuſtimmen
kann , weil ich in der Wertung : Großſtadt und andere hier
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eine Abzeichnung nicht eines alten Parteiſyſtems , aber doch
eine Wertung nach Einflußnahme ſehe , die m. E. nicht an⸗
gebracht iſt . Rein rechneriſch , wenn auch wir uns einmal auf
den Rechenſtandpunkt ſtellen , muß geſagt werden , daß es
z. B. nicht vertreten werden könnte , wenn der Bezirk Ober⸗
heidelberg , der 57 000 Seelen hat , ausgeſchloſſen bliebe ,
während Pforzheim⸗Stadt mit 48 000 Seelen zwei Syno⸗
dale hätte . Man wird mir nicht verübeln , wenn ich ſage ,
daß auch in Konſtanz mit einem weitverzweigten Diaſpora⸗
bezirk mit 47 480 Seelen eine Divergenz beſtünde . Ich will
nicht mit Zahlen und Stimmen rechnen . Mir geht es darum ,
daß wir hier in der Synode grundſätzlich das Perſönlich⸗
keitsprinzip beibehalten und auch grundſätzlich das bis⸗
herige Wahlprinzip . Wenn ſchon die Kirche eine Selbſtändig⸗
keit der Kirchenbezirke bejaht und anerkannt , ob ſie nun
größer oder kleiner ſind , dann ſollen die Kirchenbezirke
auch in ſich gleich bewertet werden . Wir können niemanden

Ans Herz ſchauen . Aber ich bitte doch , einmal in einer ſtillen
Stunde zu überlegen , inwieweit wir im Blick auf die Ver⸗

tretung in der Synode nun überhaupt mit Seelenzahlen
etwa von Mannheim im Vergleich zu Landbezirken oder
anderen Bezirken rechnen können , weil ja die Wertung des
kirchlichen Lebens und der inneren Anteilnahme nicht durch
uns und durch menſchlichen Blick hier vorgenommen werden
kann . Wenn der Bruder Henrich ſo warm ſeine Sache ver⸗
treten hat , dann will ich ſie im Prinzip auch vertreten und
bin der Meinung , daß wir ſehr wohl den Herrn Landes⸗
biſchof bitten dürften , wenn er eine erhöhte Zahl der Sitze
beſetzen darf , daß wir den Wunſch haben , daß zwei oder drei
Arbeiter hier Berückſichtigung finden . Das iſt der ſicherere
Weg für den Arbeiter als über eine Wahlliſte . Und außer⸗
dem der wertvollere Weg , weil durch die Verklammerung
des Arbeiters mit einer Großſtadtſynode abſolut nicht ge⸗
ſichert iſt , daß er dort herein kommt , während er hier be⸗
ſtimmt dazu kommt . Und weiter : Dort iſt der Arbeiterſitz
gebunden an einen begrenzten Kirchenbezirk . Durch die Er⸗

nennüung iſt er frei im geſamten Lande . Eine chriſtliche
Arbeiterperſönlichkeit kann ja auch einmal irgendwo
anders erwachſen . Wenn es nur um das Anliegen des

chriſtlichen Arbeiters geht , kann vom Herrn Landesbiſchof
derſelbe auch einmal aus dem Bezirk Ladenburg⸗Weinheim
z. B. , vielleicht auch Oberheidelberg —ich könnte mir denken ,
daß einer im Induſtriezentrum Singen ſitzen könnte —

dazu geholt werden .

Bruder Henrich , das Beiſpiel mit Böckler ſtimmt nicht .
Wenn Böckler gefordert hat , daß jeder , der ein höheres Amt

begehrt , ſich zuerſt einmal zu bewähren hat als kleiner
Funktionär , dann heißt das , daß die Perſönlichkeit heraus⸗
zuheben iſt . Aber wir wollen nicht dieſe Kontroverſe führen .
Sondern mir geht es darum zu bitten , daß

a) der ſicherere Weg der Ernennung gewählt wird , daß
b) der beſſere Weg der Auswahl der Arbeiterperſönlich⸗

keit aus dem ganzen Lande und nicht aus einem
begrenzten Bezirk und daß

c) die Möglichkeit geſchaffen wird , daß über den Arbeiter
hinaus auch die Frauen , auch u. U. unſere aktiven
jungen Mitarbeiter des Jugendwerkes durch dieſe er⸗
höhte Zahl in die Synode kommen könnten .

Der letzte tiefſte Grund iſt der : Ich möchte das rechtliche
Gerippe des Aufbaus der Synode aus Alteſten der Kirchen⸗
bezirksſynoden nicht erſchüttern , weil dann eine Bewertung
der Bezirke eintritt , die , glaube ich, dem inneren Zu⸗
ſammenhang , dem wir gedient haben , ſchaden könnte .

Abgeordneter Kühlewein : Liebe Freunde ! Zunächſt
möchte ich auf das antworten , was zuletzt geſagt worden
iſt , nämlich daß es dem Geiſt der Grundordnung entſpricht ,
daß die Größe der Bezirke überhaupt nicht gewertet wird .
Das ſtimmt ſchon jetzt nicht . Denn ſchon bei der Zuſammen⸗
ſetzung dieſer Synode ſind bei der Beſtellung der geiſtlichen
Mitglieder , z. B. im Hinterland drei Bezirke zuſammen⸗



gefaßt worden , um einen geiſtlichen Abgeordneten zu wäh⸗
len, und dann wählte wieder ein Bezirk für ſich einen
Synodalen . Es iſt durchaus nicht ſo, daß die gleichmäßige
Zahl des einen weltlichen Synodalen für einen Bezirk und
des einen geiſtlichen für zwei Bezirke durch das ganze Ge⸗
füge der Landeskirche hindurch zu dem Geiſt der Grund⸗
ordnung gehört . Damals ſchon hat man die Größe der
Bezirke ſehr wohl in die Waagſchale geworfen . ( Zuruf :
Abgeordneter Schneider : Bei 26 zwei Ausnahmen , die
Größe des Bezirks nicht ausſchlaggebend ! ) — Mag ſein ,
wie es will , ich möchte nur die Angſt ausräumen , als ob
der Geiſt der Grundordnung ſchon in Frage geſtellt ſei ,
wenn etwa ein Bezirk zwei oder drei Abgeordnete wählt .
Aber beurteilen Sie das ſelber !

Wir ſind uns alle einig darüber , daß eine Vermehrung
der Sitze nötig iſt , weil es gut wäre , wenn noch Arbeiter
und vielleicht noch andere Berufsſtände berückſichtigt wer⸗
den könnten . Es iſt nur die Frage , um wieviel Sitze ſoll
die Synode vermehrt werden und zweitens , wie kommen
die neuen Synodalen in die Synode hinein . Es iſt natürlich
eine Frage , ob die Rechnung , die gemacht worden iſt , allem
entſpricht . Aber ſo hat es der Ausſchuß beſchloſſen . Man
könnte noch einmal darüber reden , ob andere Bezirke bedacht
werden ſollen . Aber ich glaube , daß tatſächlich in den großen
Stadtbezirken die Auswahl von ſolchen Männern , die für
die Synode geeignet ſind , leichter iſt als in einem kleinen
Bezirk . Es war ſchon bisher eine gewiſſe Schwierigkeit , daß
jeder Bezirk , auch der kleinſte , gezwungen war , aus ſeinem
Kreis einen Mann zu wählen , der in die Synode kommt ,
gleichgültig , ob er in dieſem Bezirk vorhanden iſt oder
nicht . Das könnte einigermaßen ausgeglichen werden , wenn
man den Brennpunkten der Landeskirche , da wo dieſe Aus⸗
wahl leichter zu finden iſt , die Möglichkeit gibt , mehrere
Abgeordnete in die Landesſynode zu wählen .

Das wichtigſte Argument aber ſcheint mir das zu ſein ,
daß, wenn der urſprüngliche Zuſtand des Entwurfs des Er⸗
weiterten Evang . Oberkirchenrats wiederhergeſtellt wird ,
von den 53 Synodalen , die die Synode haben wird , 14, alſo
über ein Viertel , vom Landesbiſchof ernannte Mitglieder
ſind . Ich muß ſagen , das würde doch dem Sinn der Synode
als der Vertretung der Gemeinde der Landeskirche einiger⸗
maßen widerſprechen . And ich glaube nicht , daß damit der
Ausgewogenheit des ganzen Entwurf des Leitungsgeſetzes
gedient iſt , wenn hier in einem ſolchen wichtigen Punkt dem
Landesbiſchof ein größerer Einfluß auf das Zuſtandekom⸗
men der Synode eingeräumt wird . Nicht deswegen , weil
wir denken , daß der Herr Landesbiſchof ſolche Perſönlich⸗
keiten benennt , die ſeine Sache vertreten , ſondern deshalb ,
weil dadurch , daß der Herr Landesbiſchof frei iſt in der
Benennung der Mitglieder , er in viel ſtärkerem Maße , als
es durch die Bezirksſynoden möglich iſt , die profilierten
Leute benennen kann , die dann ſowieſo ſchon ein beſonders
ſtarkes Gewicht in der Synode haben , wie das auch in
unſerer Synode iſt . Das iſt gut , wenn die Zahl der ernann⸗
ten Synodalen nicht zu groß iſt ; es kann ungut werden ,
wenn die Zahl zu groß wird und dadurch die Synode nicht
mehr die Vertretung der Gemeinde iſt .

Ich möchte nur noch einmal ſagen , daß wir dadurch , daß
wir die Wahl der Mitglieder feſtſtellen , um die die

Synode vermehrt werden ſoll , damit den Gemeinden und
den Bezirksſynoden einen größeren Anreiz geben , wirklich
nach Männern umzuſchauen , die auch wirklich für die
Synode Fähigkeit beſitzen .

Abgeordneter Dr . Kuhn : Hohe Synode ! Herr Synodale
Dr. Uhrig ſprach vorhin davon , daß der Antrag des VA
nicht dem Sinne unſerer Grundordnung entſpreche . Iſt das
wirchlich ſo ? Wir haben eben aus dem Munde des Herrn
Vorredners gehört , daß unſere Grundordnung — und zwar

inſoweit die Wahlordnung —bereits vorſieht , daß gewiſſe
Bezirke, die beſonders ſtarken Bezirke , auch beſſer berück⸗
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ſichtigt werden und zwar hinſichtlich einer theologiſchen Mit⸗
arbeit . ( Zuruf : Das ſteht nicht mehr in der Wahlordnung ! )
Wir wiſſen , daß z. B. der Kirchenbezirk Mannheim ſich
nicht mit einem anderen Kirchenbezirk in den von ihm ent⸗
ſendeten Vertreter teilt , ſondern einen eigens geſtellt hat .
Das iſt ein Beiſpiel . Es iſt nicht ſo, daß wie vorhin Herr
Synodale Dr . Uhrig meinte , der Antrag des VA nicht dem
Sinne der Grundordnung bzw . Wahlordnung entſpreche .
Vielmehr es iſt ſchon ſo, daß , wenn nun der WA einen
Abänderungsentwurf zu § 27 Ziff . 4 des Leitungsgeſetzes
gemacht hat , er damit in ganz beſonderem Umfang und
Maße dem Sinne der Grundordnung entſprach , nämlich:
es ſollen die Kirchenbezirke , die beſonders ſtark ſind , auch
damit in die Lage kommen , entſprechend ihrer Seelenzahl
auch an der Kirche insbeſondere an der Landeskirche mit⸗
arbeiten zu können . Es handelt ſich nicht darum , daß hier
irgendein Machtkampf zwiſchen kleinen und großen Be⸗
zirken evtl . ſollte ausgetragen werden können , daß dazu
große Bezirke mehr Vertreter in der Landesſynode haben
wollen , ſondern es handelt ſich darum , daß die großen Be⸗
zirke auch entſprechend ihrer Seelenzahl mitarbeiten können .
Und dies iſt bei der bisherigen Wahlordnung nicht der Fall .
Es hat vorhin Herr Synodale Schneider davon geſprochen ,
es würde hier u. U. eine falſche Machtarithmetik in Frage
kommen . Es handelt ſich nicht um eine Machtarithmetit ,
ſondern darum , wie kann man an der Arbeit der Kirche ſich
beteiligen und in welchem Umfang . Und da iſt es klar , daß
große Bezirke auch entſprechend ihrer Größe mitarbeiten
wollen , aber auch mitarbeiten dürfen und ſollen . Es hat
Herr Synodale Schneider vorhin auch davon geſprochen ,
daß , wenn der Abänderungsentwurf des VA zum Durch⸗
bruch käme , das Perſönlichkeitsprinzip durchbrochen würde .
Nicht im Geringſten , meine Herren ! Es werden die Kirchen⸗
bezirke nach wie vor Perſönlichkeiten entſenden , nicht ihrer
Maſſe , ihrer Zahl nach den oder jenen , ſondern ſie werden
eine Perſönlichkeit entſenden . Und dieſer Gedanke wird nicht
von irgendeinem Kirchenbezirk allein wahrgenommen wer⸗
den , ſondern von ſämtlichen Kirchenbezirken . Wir wiſſen
aus dem Entwurf , daß es ſich um die Kirchenbezirke Karls⸗
ruhe — das iſt mitten im Land — Mannheim —ganz
nördlich — Freiburg — ganz ſüdlich — und noch um Pforz⸗
heim handelt . Es handelt ſich alſo um Bezirke in Nord⸗
baden , Mannheim , Heidelberg , Pforzheim , Karlsruhe bis
zum Süden . Alſo es würde dabei ſich um das ganze Land
handeln und nicht um einen beſonderen Teil des Landes .
Wenn der WA vorgeſchlagen hat , daß die Kirchenbezirke
Karlsruhe⸗Stadt und Mannheim je drei Alteſte in die
Landesſynode entſenden , ebenſo die Bezirke Pforzheim ,
Heidelberg und Freiburg je zwei und die übrigen Kirchen⸗
bezirke nur je einen , ſo entſpricht dies ihrer Seelenzahl .
( Zuruf Dekan Dürr /Ober⸗Heidelberg : Kirchenbezirk Ober⸗

heidelberg hat mehr als Heidelberg ! ) Dann können Sie ,
Herr Dekan Dürr , für dieſen Kirchenbezirk eine Ergänzung
des § 25 Abſatz 4 des Entwurfs des Leitungsgeſetzes be⸗

antragen .

Ich bitte , dem Antrag des VA zuzuſtimmen .

Abgeordneter Zitt : Es iſt wohl kein Zufall , daß aus⸗
gerechnet unſere Brüder aus dem Arbeiterſtand , Konſyno⸗
dale Henrich und Siegel , ſich in dieſer Weiſe , wie wir es

gehört haben , für die Erfüllung des Anliegens des In⸗

duſtrie - und Arbeiterrüſttages in Eutingen auf dem Wege
der Wahl eingeſetzt haben . Man muß als Pfarrer in einer

Arbeitergemeinde geſtanden haben und ſtehen , um den

Herzton in den Ausführungen der Konſynodalen Siegel
und Henrich gehört zu haben . And das kann man dann ,
wenn man ein Geſpür hat für die Mentalität des Arbei⸗

ters . Wir müſſen uns darüber im klaren ſein , daß der Ar⸗

beiter , wenn er wirklich als Arbeiter in die Synode kommt ,
in einem Fabrikbetrieb ſteht . Und da bedeutet es für ihn
etwas grundſätzlich und weſensmäßig völlig anderes , ob er
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auf dem Wege der geordneten Wahl oder durch Ernennung

durch den Herrn Landesbiſchof in die Synode gekommen

iſt . Ich brauche hoffentlich nicht im einzelnen zu beſchrei⸗

ben , was da alles mitſchwingt . Ich trete für den Vorſchlag
des VA ſchon aus dieſen Gründen ein , ganz abgeſehen davon ,

worum es im Leitungsgeſetz gehen könnte . Ja , ich bin ſogar

froh — das muß ich offen geſtehen — daß ich von dieſer

Sicht her ſchon den entſcheidenden Einſatzpunkt habe , für

den Vorſchlag des VA einzutreten und damit eine Voraus⸗

ſetzung gegeben iſt für meine Entſcheidung im Rahmen des

Leitungsgeſetzes .

Abgeordneter Dr . Köhnlein : Ich halte das Wort von der
Machtarithmetik nicht für gut . Wir bemühen uns nur , in

der Synode Verhältniſſe zu ſchaffen , die der Wirklichkeit

entſprechen . Darum darf man nicht irgendwelchen Prinzi⸗

pien verfallen . Es ſcheint eine einfache und gute Löſung zu

ſein , wenn die Wahlordnung beſtimmt , daß aus jedem

Kirchenbezirk 1 Alteſter und aus je 2 Kirchenbezirken zu⸗

ſammen 1 Pfarrer kommen ſoll . Wenn es ſich dann aber
herausſtellt , daß damit die Wirklichkeit des kirchlichen Le⸗

bens in der Synode nicht erfaßt wird , dann müſſen wir

unſere Prinzipien ändern , denn die Wirklichkeit beſteht
nicht aus Prinzipien , und wir haben die Aufgabe , der

Wirklichkeit gerecht zu werden . Ich darf darauf hinweiſen ,

daß auch auf den großen Tagungen der Okumene die ein⸗

zelnen Kirchen je nach ihrer Größe vertreten ſind . Auch in

der Synode der EKid richtet ſich die Zahl der Abgeord⸗
neten nach der Größe der einzelnen Gliedkirchen . Unſere
beiden badiſchen Brüder denken ſich dabei gar nichts , daß

ſie 8 bayriſche Brüder neben ſich haben . Es iſt ſchon ſo ; die

Zahl ſpielt eine Rolle , auch wenn wir uns nicht von ihr
knechten laſſen dürfen . Die Hälfte unſerer evangeliſchen
Bevölkerung in Baden iſt ſtädtiſche Bevölkerung oder wohnt
in Städten . Die halbe Million Städter ſind in der Synode
nur mit 9 Abgeordneten vertreten , während die andere

Hälfte ländlicher Bevölkerung mit 20 gewählten Synodalen
vertreten iſt . Man muß ſich das einfach einmal klar machen ,
um zu ſehen , daß der Vorſchlag des VA lediglich verſucht ,
in der Synode Verhältniſſe zu ſchaffen , die der Wirklichkeit
des kirchlichen Lebens entſprechen . Die Stadt bietet in der

Vielſchichtigkeit ihrer ſozialen Struktur eine Fülle von
Problemen , die auch durch eine größere Zahl von Syno⸗
dalen irgendwie in der Synode zur Geltung kommen muß .
Nur darum halten wir es für in Ordnung , wenn die

Kirchenbezirke mit größeren Städten auch eine größere Zahl
von Vertretern in der Synode erhalten als die Landbezirke .

Abgeordneter Schneider : Ich will die Debatte nicht un⸗
nötig verlängern . Aber nachdem nun die Herren , die im
VA geſeſſen ſind und dieſen Antrag mitformuliert haben ,
zu Wort kamen —wir beide , Herr Kley und ich konnten
wegen anderer Abhaltungen nicht dabei ſein — darf ich
vielleicht doch noch einmal kurz unſeren Standpunkt be⸗
gründen . Es hat mir leid getan , daß , glaube ich, die Fron⸗
ten etwas verſchoben worden ſind . Wenn etwa davon ge⸗

ſprochen worden iſt , daß der Konſynodale Zitt ein Geſpür
für das Anliegen des Arbeiters habe , weil er in einer Ar⸗
beitergemeinde ſtehe , dann könnte die Gefahr beſtehen , daß
man meinen könnte , wir hätten kein Geſpür für die Ar⸗
beiterſchaft und ihr Weſen . Lieber Herr Pfarrer , ich glaube

und hoffe , daß Sie das nicht ſagen wollten , wenn man ſo
wie ich im Leben ſteht und mir etwa fünfhundert Arbeiter
unſerer ſtädtiſchen Betriebe anvertraut ſind und ich durch
Jahrzehnte in einem evangeliſchen Arbeiterverein ſtand
und ſchon durch das Elternhaus mit ſolchen Leuten ver⸗
bunden war und blieb , darf man das ſonicht ſagen . Außer⸗
dem habe ich einleitend als Fundamentalgrundſatz feſt⸗

gelegt, uns iſt das Anliegen unſeres Freundes Henrich und
ſeiner Freunde genau ſo wichtig . Es handelt ſich nur um
einen anderen Weg .

Dann iſt geſagt worden , daß die Bezirke , welche zwei
oder drei Synodale erhalten ſollen , vom Norden bis zum
Süden im ganzen Land verteilt ſeien . Es gibt im Badner

Land auch ein Oſten und Weſten . Wenn man ſchon geo⸗

graphiſch vorgeht , dann , glaube ich, müßte man den Be⸗

zirken , die „ über den Bergen “ liegen , auch etwas zugeben .
Oder man könnte ſagen : Diaſporabezirke haben es in an⸗

derer Weiſe notwendig , daß ſie durchgearbeitet werden , und

daß dort weſentliche Perſönlichkeiten herausgeholt werden ,

als Karlsruhe und Mannheim , wo die Evangeliſchen zu⸗

ſammengeballt zuſammenſitzen .
Wenn geſagt worden iſt , nur durch Wahl wolle der Ar⸗

beiter in die Synode kommen , würde ich ſagen , es wäre

heilſam , wenn dem Arbeiter geſagt würde , es gehe in der

Kirche nicht ſo zu, daß man nach demokratiſchen Prinzipien

gewählt werden muß , ſondern daß man einen holt , weil

er ein chriſtlicher Mann iſt und eine Perſönlichkeit , die in

der Kirche ſteht , und daß man ihm ſagt : Wir haben dich ſo
lieb und möchten dich in der Synode haben , daß du deinen

Berufsſtand vertrittſt und damit der Kirche dienſt . Wir
wollen das außerhalb der Methoden , die ſonſt die Türen zu
Gremien uſw . darſtellen .

Es iſt uns alſo ein innerſtes Anliegen , daß wir wirklich

hier in der Sache eins ſind . Das ſoll nocheinmal feſtgeſtellt
werden . Nur über die Wege denken wir verſchieden . Und ,

liebe Brüder , wenn der eine Weg es mit ſich bringt , daß

ſich wenigſtens ein weſentlicher Teil von Kirchenbezirken ,

ich will einmal ſagen , nicht beachtet oder nicht berückſichtigt
fühlen könnte , bitte ich doch Verſtändnis dafür zu haben ,

daß man den Weg der Berufung geht .
Dann möchte ich noch auf eines aufmerkſam machen , liebe

Brüder ! Es iſt das , was wir eben verhandeln , ein Beſtand⸗
teil des Leitungsgeſetzes . Das Leitungsgeſetz muß mit zwei
Drittel Mehrheit angenommen werden . Wir müſſen ſehen ,

daß dieſe Frage nicht eine Gefahr für das Leitungsgeſetz

wird , und es würde mir leid tun , wenn , wo wir im Ganzen
eins ſind , wir nun in der Form oder wegen der Methode

nicht einig werden könnten . Ich bitte deshalb noch einmal
herzlich darum , daß wir hier doch auch —jeder ſoll ſich das

überlegen und dann gewiſſensmäßig entſcheiden — hierüber
eins werden .

Abgeordneter Zitt : Ich darf um der Gerechtigkeit willen

ſchlicht und einfach feſtſtellen , daß mich Konſynodale Schnei⸗
der arg mißverſtanden hat . Ich habe gemeint , zum Ausdruck

gebracht zu haben , daß ich ein beſonderes Geſpür habe dafür ,
warum die beiden Brüder aus dem Arbeiterſtande ſich dafür

eingeſetzt haben , daß ihre Mitbrüder aus dem Arbeiter⸗

ſtand einmal auf dem Wege der Wahl in die Synode finden .

Abgeordneter Dr . Uhrig : Nur eines möchte ich ſagen : Ich

bin nicht auf die Behauptung verfallen , wie Herr Kuhn ſie
mir in den Mund gelegt hat , als bezeichnete ich Sinn und

Geiſt des Entwurfs des VA als nicht im Einklang mit der

Grundordnung , mit den Grundgedanken des Leitungs⸗

geſetzes , ſondern es geſchieht dies ſelbſtverſtändlich nur im

Blick auf § 25, 4.

Berichterſtatter Abgeordneter Rücklin : Liebe Brüder !

Ich möchte nur ganz kurz ergänzend noch ſagen , daß wir zu⸗

ſammengeſtellt haben , wieviel Synodale beim Vorſchlag
des VA zuſammenkämen und zwar unter der Voraus⸗

ſetzung , daß drei neue Kirchenbezirke , nämlich Baden⸗Baden
und zwei im Schwarzwald geſchaffen würden , die ſind ein⸗

gerechnet . Dann gäbe es 62 Synodale . In dieſem Fall hätte

auch der Süden wahlarithmetiſch noch etwas gewonnen .

Wir glauben dem Anliegen des Antrages des Arbeiter⸗

rüſttages am beſten zu entſprechen durch den von uns vor⸗

geſchlagenen Weg . Es ſind natürlich in der Debatte bier

auch beachtliche Gründe dagegen geltend gemacht worden .
Die ſind auch bei uns im Ausſchuß aufgetaucht . Wenn nun

das Plenum ſich zur Wiederherſtellung des alten Zuſtandes
entſchließt , dann muß aber ſelbſtverſtändlich auch die Er⸗



höhung der Zahl der zu ernennenden Synodale auf vier —

zehn wiederhergeſtellt werden .

Präſident Dr . Umhauer : Ich ſtelle feſt , daß wir gebunden
ſind an §S 104 der alten KV, der beſtimmt :

„Beſchlüſſe der Synode ſind güktig , wenn
1. ſämtliche Mitglieder zur Tagung einzeln eingeladen

ſind ,
2. mehr als / davon erſchienen ſind ,
3. die Mehrheit der anweſenden Mitglieder ſich für eine

Meinung entſchieden hat . “
Und nun kommt der Abſatz , der entſcheidend iſt :

„ Anderungen und Ergänzungen oder Erläuterungen
der Kirchenverfaſſung und der ihr gleich geſtellten Ge⸗

ſetze bedürfen einer Mehrheit von zwei Drittel der

Stimmen. “
——

Alſo zwei Drittel Mehrheit müſſen anweſend ſein , und

zwei Drittel von den Anweſenden müſſen zuſtimmen . Sonſt
wird ein Antrag abgelehnt . Wir müſſen deswegen nochmals
feſtſtellen , wer heute Nachmittag anweſend iſt .

Es wird durch Namensaufruf feſtgeſtellt , daß mit 39 von
49 Synodalen die erforderliche qualifizierte Mehrheit an⸗

weſend iſt .
Nach eingehender Geſchäftsordnungsdebatte über die

Frage , wann eine Zweidrittelmehrheit bei einer Abſtim⸗
mung notwendig iſt , ſtimmt die Synode dem Antrag zu,
den Antrag Henrich und den Antrag Uhrig bis zur Spezial⸗
beratung des diesbezüglichen Paragraphen des Leitungs⸗
geſetzes zurückzuſtellen und in die Beratung des Leitungs⸗
geſetzes einzutreten .
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Präſident Dr . Umhauer : Wir treten jetzt in die Beratung
des Leitungsgeſetzes ein , und ich erteile das Wort
den Berichterſtattern des Ausſchuſſes , Herrn v. Dietze und

Herrn Kley .
Vorher iſt noch bekanntzugeben , daß heute noch folgendes

an eingegangen iſt , das ſich mit dem Leitungsgeſetz
efaßt :

„ Der heute verſammelte Kirchengemeinderat Wein⸗

heim bittet auch ſeinerſeits die Synode , das Leitungsgeſetz
zurückzuſtellen . Er bittet zugleich , vor ähnlichen wichtigen
Vorlagen auch den Kirchengemeinderäten Gelegenheit zu
einer Stellungnahme zu geben .

Kirchengemeinderat Weinheim . “

Berichterſtatter Abgeordneter D. Dr . v. Dietze : Hohe Sy⸗
node ! Liebe Konſynodale . In einer beſonders wichtigen
Angelegenheit haben der Synodale Kley und ich heute zu
berichten . Deshalb iſt dieſer Bericht nach mancher Hinſicht
vorbereitet worden . Sie haben in Händen die Vorlage des
VA an die Landesſynode , der die veränderte Faſſung des

Entwurfs nun enthält , wobei bei jedem Paragraphen kennt⸗

lich gemacht iſt , welchem Paragraphen der Anlage 1, alſo
des gedruckten Entwurfs des Erweiterten Evang . Ober⸗

kirchenrats , er entſpricht . Sie können daraus ſchon ent⸗

nehmen , daß nur ein einziger Paragraph des urſprünglichen
Entwurfes geſtrichen iſt , daß zahlreiche Paragraphen ganz
unverändert wiederkehren , bei einigen allerdings wichtige ,
bei anderen weniger bedeutende Veränderungen vorge⸗
nommen ſind .

Außerdem iſt bereits in Ihren Händen eine Vervielfälti⸗

gung des Berichts des VA an die Landesſynode , den ich
jetzt vorzutragen habe . Und damit ſteht im Zuſammenhang
die Ihnen auch bereits vorgelegte , vervielfältigt vorgelegte

Nachſchrift von den Ausführungen , die der Synodale Schlink
am Sonntagnachmittag hier gemacht hat .

Die Landesſynode hat in ihrer Plenarſitzung vom 3. Ja⸗

nuar 1953 dem Verfaſſungsausſchuß den vom Erweiterten

Evang . Oberkirchenrat vorgelegten Entwurf eines

kirchlichen Geſetzes , „ die Leitung der Lan⸗

deskirche betr . “ ( Anl . 1) überwieſen mit den dazu ein⸗

gegangenen Eingaben :
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a) Telegramm des Pfarrkonvents des Kirchenbezirks
Heidelberg vom 30. 12. 1952 ;

b) Schreiben des Evang . Dekanats Mannheim vom
29. 12. 1952 mit einer Erklärung der Pfarrer des
Kirchenbezirks Mannheim vom gleichen Tage ;

e) Schreiben des Vorſitzenden des Landesbruderrats der
Bad . Bekenntnisgemeinſchaft vom 2. Januar 1953 ;
Schreiben des Freiburger Arbeitskreiſes ( gez . von
Hegel und Katz ) vom 30. 12. 1952 .

Ferner ſind allen Synodalen einzeln zugeſandt worden :

a) Nr . 1 des 5. Jahrgangs des Kirchenblatts „ Die Ge⸗
meinde “ vom 4. Januar 1953 ;

b) ein in Offenburg abgeſtempelter , vom 29. 12. 1952
datierter anonymer Brief von „ Freunden der Ge⸗

meinſchaftsbewegung “ ;
o) ein gleichfalls anonymer , in Offenburg abgeſtempelter

Brief vom 2. 1. 1953 , den „ Ein Kreis von Pfarrern “
verfaßt zu haben angibt .

Im Einverſtändnis mit dem Plenum der Synode hat der

Verfaſſungsausſchuß am 4. Januar 1953 von 15 bis 20 Uhr
eine Generalausſprache gehalten , an der ſich alle Syno⸗
dalen beteiligen konnten . Der Inhalt dieſer Ausſprache
ſchien den Teilnehmern ſo wichtig zu ſein , daß ſie den Wunſch
äußerten , ſie möge im Bericht des Verfaſſungsausſchuſſes
möglichſt eingehend wiedergegeben werden .

Zu Beginn ſchilderte der Vorſitzende des Ausſchuſſes das

Zuſtandekommen des vorliegenden Geſetzentwurfes :
Der Entwurf iſt , wie ſchon das Schreiben des Präſi⸗

denten an die Synodalen vom 24. September 1952 mit⸗

teilte , aus einer Arbeit des „ Kleinen Verfaſſungsaus⸗
ſchuſſes “ hervorgegangen . Dieſer Ausſchuß iſt 1948 von der

Landesſynode eingeſetzt worden mit dem Auftrag , eine

neue Grundordnung für die Landeskirche zu entwerfen .
Die Synode hat 1949 , nach dem Ausſcheiden von Erik

Wolf , die Zuſammenſetzung des Ausſchuſſes neu geregelt
und ſeinen Auftrag nochmals beſtätigt . Mitglieder des

Ausſchuſſes ſind die Synodalen v . Dietze , Köhnlein , Kühle⸗

wein , Schlink , Schneider , Schweikhart , Amhauer und

Kreisdekan Hof . Oberkirchenrat Friedrich , der nicht Mit⸗

glied des Ausſchuſſes iſt , hat ihn ſtändig ſachkundig be⸗

raten . Ende 1948 hat er eine umfangreiche Denkſchrift

vorgelegt , die das Material und wichtige Geſichtspunkte

für die verſchiedenen Stücke der Grundordnung zuſammen⸗

ſtellt . Nachdem ſchon die Vorläufige Synode mit der

Wahlordnung von 1946 ein Stück der neuen Grundord⸗

nung vorweggenommen hatte , ſind aus den Arbeiten des

Kleinen Verfaſſungsausſchuſſes mit dem Pfarrerwahl⸗

geſetz und dem Geſetz über die Beſtellung der Dekane

weitere Geſetzentwürfe hervorgegangen und von der

Synode verabſchiedet worden , die als Stücke der künf⸗

tigen Grundordnung anzuſehen ſind . Das Stück über die

Kirchenleitung hat der Kleine Verfaſſungsausſchuß vom

Sommer 1951 an beraten . Ende Juli 1952 hat er einen

Geſetzentwurf dem Oberkirchenrat vorgelegt . Dieſer hat
ihn nach eingehender Beratung dem Erweiterten Evang .
Oberkirchenrat zugeleitet . Am 13. November 1952 hat der

Erweiterte Evang . Oberkirchenrat den jetzt der Landes⸗

ſynode vorliegenden Entwurf beſchloſſen . Er hat den Ent⸗

wurf des Kleinen Verfaſſungsausſchuſſes nur in wenigen

Punkten geändert ; ſachlich am bedeutungsvollſten iſt die

Veränderung des § 4 Abſ . 1b) , wo die Zahl 14 ( ſtatt 10)

für die vom Landesbiſchof zu berufenden Synodalen ein⸗

geſetzt wurde , um einem Wunſch des Arbeiterwerkes zu
entſprechen . Die Begründung des Entwurfes hat nicht

der Kleine Verfaſſungsausſchuß gegeben , auch nicht der

Erweiterte Evang . Oberkirchenrat . Es wurde vielmehr ,

als im Erweiterten Evang . Oberkirchenrat gegen einige

Teile der Begründung Bedenken vorgebracht wurden ,

feſtgeſtellt , daß ſie das perſönliche Werk von Oberkirchen⸗

rat Friedrich iſt . —
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Der Vorſitzende zählte dann die bisher bekanntgewordenen
Bedenken gegen den Entwurf auf :

I. Allgemeine Bedenken grundſätzlich⸗theologiſcher Art :

1. Die Mannheimer Eingabe bezweifelt , ob der Entwurf
mit dem Geiſt der Unionsurkunde , mit der Verfaſſung
der Landeskirche und mit der Barmer Erklärung ver⸗
einbar iſt , und fragt , ob er nicht geſetzliche und geiſtliche
Aufgaben unterſchiedslos nur vom geſetzlichen Geſichts⸗
punkt aus regeln will , und ob hier nicht geiſtliche Voll⸗

macht durch ein Ermächtigungsgeſetz erſetzt wird .

2. Das Schreiben des Freiburger Arbeitskreiſes vermißt
eine eindeutige theologiſche Präambel , aus der hervor⸗
geht , in welcher Zuordnung das geiſtliche Recht zum
Evangelium und der Unterſchied von evangeliſch⸗geiſt⸗
lichem Recht gegenüber dem katholiſchen geſehen wird .
Er verweiſt auf den Satz der Unionsurkunde , wonach die
CA nur inſofern und inſoweit normative Bedeutung hat ,
als in ihr das Prinzip der freien Forſchung der Hl . Schrift
als der alleinigen Grundlage unſeres Glaubens zum Aus⸗
druck kommt . Die Begründung des Entwurfs laſſe eine

überzeugende Beweisführung eines geiſtlichen Rechtes
aus der Hl . Schrift vermiſſen ; es werde nicht deutlich ,
inwiefern gerade dieſe Geſetzesvorlage die Leitung der

Landeskirche als „geiſtlich und rechtlich unaufgebbare
Einheit “ konkret macht .

Es iſt auch der Wunſch geäußert worden , die Leitung
der Landeskirche ganz der Synode zuzuſprechen .

II . Bedenken gegen einzelne Beſtimmungen des Entwurfes :

1. Behandlung von Beſchwerden ,
2. 14 ( ſtatt 10) vom Landesbiſchof zu berufende Synodale ,
3. der Ausdruck „ Wächteramt “ in § 12 Abſ . 26) ,
4. Entlaſſung von Mitgliedern des Oberkirchenrats ( 8 22

Abſ . 3) ,
5. Einſpruchsrecht des Oberkirchenrates gegen Beſchlüſſe der

Synode ( § 9) ,
6. „ Mitwirkung “ der Synode bei der Geſetzgebung ( § 3

Abſ . 2a ) .
Der Vorſitzende berichtete ſchließlich , daß alle Eingaben ,

auch die des Landesbruderrates und des Heidelberger
Pfarrkonvents den Wunſch erkennen laſſen , die Synode
möge auf der jetzigen Tagung das Kirchenleitungsgeſetz noch
nicht endgültig beſchließen . Er bat , in der Ausſprache alle ,
auch die vielleicht noch nicht aufgezählten Bedenken , ein⸗
gehend darzulegen .

Aus der Ausſprache , die hier nicht nach ihrem zeitlichen
Verlauf wiedergegeben wird , ſind folgende wichtige Ge⸗
ſichtspunkte und Außerungen zu vermerken .

A. Zum Zuſtandekommen und den allgemeinen Abſichten
des Geſetzentwurfs .

Der Landesbiſchof und mehrere Mitglieder des Kleinen
Verfaſſungsausſchuſſes betonten , daß die Initiative zum
vorliegenden Entwurf vom Kleinen Verfaſſungsausſchuß ,
alſo von einem Organ der Landesſynode ausgegangen iſt .
Landesbiſchof und der Oberkirchenrat haben auf die Ar⸗
beiten des Kleinen Verfaſſungsausſchuſſes keinen Einfluß
ausgeübt ; ſie ſind — mit ihrer eigenen Zuſtimmung — über
die laufenden Arbeiten nicht einmal unterrichtet worden .
Außer Oberkirchenrat Dr . Friedrich , der nur perſönlich als
Sachverſtändiger an den Arbeiten des Ausſchuſſes teil⸗
nahm , haben der Landesbiſchof und die Mitglieder des
Oberkirchenrats die Arbeit des Kleinen Verfaſſungsaus⸗
ſchuſſes erſt vorgelegt bekommen , als ſie abgeſchloſſen war .

Auf eine Anfrage des Synodalen Barner erklärten Ober⸗
kirchenrat Dr . Friedrich und Synodaler Kühlewein , daß die

neue Grundordnung durchaus in einzelnen Stücken ein⸗
geführt werden könne und daß auf dieſem Wege ja ſchon
die Wahlordnung , das Pfarrerwahlgeſetz und das Dekans⸗

geſetz vorausgegangen ſind . Jetzt folgt der Entwurf über die
Kirchenleitung . Es ſeien dann ſpäter noch einige Fragen
für das Recht der Gemeinden zu klären , namentlich die Ab⸗

grenzung der Mitgliedſchaft und die Stellung des Pfarr⸗
amts .

Mehrfach wurde dargelegt : Der Entwurf ſolle dem Übel⸗
ſtand abhelfen , daß ein eindeutiger Text des geltenden
Rechts für die Kirchenleitung zur Zeit gar nicht vorgelegt
werden kann ; er ſolle hauptſächlich klarmachen , was in den
letzten Jahren in der Landeskirche bereits geübt wird ,
bringe alſo keine grundlegenden Neuerungen . Er wolle
allerdings grundſätzlich , was in den bisherigen Geſetzen
nicht der Fall war , zum Ausdruck bringen , daß Jeſus Chri⸗
ſtus der alleinige Herr der Kirche iſt .

B. Zu den Eingaben allgemein :

Es wurde durchweg bedauert , daß der Entwurf den
Synodalen erſt im Dezember zugegangen iſt , zu einer Zeit ,
als die Pfarrer ohnehin ſtark in Anſpruch genommen waren .
Die Erregung , die anſcheinend weithin über den Entwurf
entſtanden iſt , hat ſogar zu Verdächtigungen geführt , daß
der Oberkirchenrat abſichtlich keine Zeit für eine gründ⸗
liche Beratung laſſen wolle . In mehreren Eingaben und
zahlreichen ſonſtigen Außerungen iſt zwar volles Vertrauen
zu den Abſichten des Landesbiſchofs und des Oberkirchen⸗
rats ausgeſprochen worden , aber es mußte doch leider ver⸗
merkt werden , daß vielfach Mißtrauen herrſcht . Auch die
bedauerliche Tatſache , daß ein Kreis von Pfarrern eine

anonyme Eingabe verfaßt hat , läßt Mißtrauen erkennen .
Mehrere Synodalen meinten , dieſes Mißtrauen erkläre ſich
aus einem etwas ſcharfen Ton , der manchmal in Auße⸗
rungen des Oberkirchenrats herrſche . Im Hinblick hierauf
bat der Landesbiſchof , daß in jedem Fall , wo vom Ober⸗
kirchenrat einmal ein falſcher Ton angeſchlagen werde ,
ſofort konkrete Vorſtellungen erhoben werden mögen . Der
Synodale Bier betonte dagegen , daß ihm keine andere
Landeskirche bekannt ſei , in der Biſchof und Oberkirchenrat
ſo brüderlich und kollegial mit den Pfarrern verkehren ,
und daß viele Pfarrer ſogar den Wunſch haben , der Ober⸗
kirchenrat möge energiſcher für Ordnung und die Befol⸗
gung ſeiner Anweiſungen ſorgen ; die Pfarrer ſelbſt ſeien
mitverantwortlich für die Stimmung im Lande . Soweit
ſie der Synode angehören , ſollten ſie in ihren Berichten den

brüderlichen Geiſt betonen , der innerhalb der Synode und
zwiſchen den Synodalen und dem Oberkirchenrat herrſcht .

Der Synodale Schneider erinnerte daran , daß z. B. die

Behandlung der Studienordnung und der haushaltsrecht⸗
lichen Abgrenzung zwiſchen Synode und Oberkirchenrat
ſowie einige Faſſungen des jetzigen Geſetzentwurfes nach
außen den Anſchein autoritären Leitungswillens erwecken
konnten .

Kreisdekan Hof vermerkte , daß im Erweiterten Evang .
Oberkirchenrat niemals die ſynodalen Mitglieder über⸗
ſtimmt wurden . Wenn kein einmütiger Beſchluß zuſtande
komme , ſeien bei einer Abſtimmung immer die Meinungen
ſowohl innerhalb des Oberkirchenrats wie innerhalb der
ſynodalen Vertreter geteilt geweſen ; eine Frontbildung
zwiſchen Mitgliedern des Oberkirchenrats und den ſuno⸗
dalen Vertretern gebe es nicht . Dieſe wichtige , im Lande
nicht genügend bekannte Tatſache wurde von den übrigen
Mitgliedern des Erweiterten Evang . Oberkirchenrats nach⸗
drücklichſt beſtätigt .

Der Synodale Kühlewein meinte , daß die lebhafte Re⸗
aktion auf den Geſetzentwurf , die ihn zunächſt überraſchte ,
wohl dem vielfach verbreiteten Gefühl entſpringe , daß

Vertreter mancher Anſchauungen keine Ausſicht haben , in
die Synode gewählt und dort gehört zu werden .

Präſident Dr . Umhauer und der Landesbiſchof bemerkten ,
daß die Synode um ihres eigenen Anſehens willen Ver⸗
ſuchen , auf unzuläſſige Weiſe in die Geſetzgebung der Kirche
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einzugreifen , deutlich entgegentreten müſſe . Selbſtverſtänd⸗
lich bleibt die Synode immer bereit , ſachliche Bedenken
gegen Geſetzentwürfe zu beachten . Daher ſoll auch die Frage ,
ob der vorliegende Entwurf auf dieſer Tagung ſchon end⸗
gültig verabſchiedet werden könne , offen bleiben , bis der
Verfaſſungsausſchuß ſeine Arbeiten abgeſchloſſen und dar⸗
über berichtet hat .

C. Zu den theologiſchen Grundlagen des Entwurfes .
Der vom Landesbiſchof ausgeſprochenen Bitte , die theo⸗

logiſchen Bedenken der Eingaben noch ausführlicher zu er⸗
läutern , entſprachen die Synodalen Zitt , Barner und Joeſt .
An der Erörterung beteiligten ſich der Landesbiſchof , die
Synodalen Barner , Schmechel , Schneider , Dürr , Kühle⸗
wein , Schlink , Meyer und der Vorſitzende ſowie Oberkirchen⸗
rat Friedrich .

Allgemein wurde die „geiſtliche Mitte “ des Entwurfes
begrüßt . Doch wurde bezweifelt , ob im Entwurf und na⸗
mentlich in der Begründung die „geiſtliche Mitte “ recht
geſehen ſei ; es wurde die Meinung vertreten , daß die Faſ⸗
ſung in § 1 Abſ . 3 ( „geiſtlich und rechtlich eine unaufgeb⸗
bare Einheit “ ) dem Recht die gleiche Dignität gebe wie dem
geiſtlichen Wirken ; es wurde dargelegt , daß der Eindruck
entſtanden iſt , der Entwurf bedeute einen fühlbaren Wechſel
von ſynodaler zu episkopaler Ordnung . Der Synodale Zitt
erläuterte die vorgebrachten Bedenken mit dem Hinweis
darauf , daß rechtlich und theologiſch ein klarer Unterſchied
zu machen ſei zwiſchen dem „ Senden “ in das Amt der Ver⸗
kündigung und dem „Schicken “ in ein beſtimmtes Pfarr⸗
amt , die Faſſung in § 1 Abſ . 3 falle in den Schatten des
Verdachtes einer Katholiſierung des Kirchenrechts . Der
Synodale Barner äußerte die Befürchtung : wenn das Recht
vom Neuen Teſtament her um der Liebe willen begründet
werde , ſo bedeute dies eine Hineinnahme in das Jus Divinum
und führe zur Forderung eines doppelten Gehorſams .

Auf dieſe Ausführungen wurde erwidert : Der Entwurf
beabſichtige und bedeute keine Anderung in der Richtung zu

einer episkopalen Ordnung ; der Landesbiſchof werde in
8.12 Abſ . 1 wie ein Pfarrer angeſehen , alſo keineswegs wie
ein autoritärer katholiſcher Biſchof ; der Entwurf bringe
überhaupt im Verhältnis zwiſchen den verſchiedenen Or⸗
ganen der Kirchenleitung keine weſentlichen Neuerungen ,
nach ihm werde die Landeskirche geleitet von Landesſynode ,
dem Landesbiſchof , dem Erweiterten Evang . Oberkirchenrat
und dem Evangeliſchen Oberkirchenrat ; auch gegenwärtig
ſtehe die Eeſetzgebung nicht der Synode allein zu, ſondern
an einem Kirchengeſetz wirken Oberkirchenrat , Erweiterter
Evang. Oberkirchenrat , Synode und Landesbiſchof zuſam⸗
men; der Ausdruck „geiſtlich und rechtlich in unaufgebbarer
Einheit “ ſei für die geſamte Leitung der Landeskirche ge⸗
braucht , alſo auch für die Synode , er ſolle bekunden , daß
3. B. mit dem geiſtlichen Akt der Berufung in das Amt der

Verkündigung notwendig auch Rechtsfolgen verbunden
ſind, und verleihe dem Recht keineswegs die gleiche Dignität
wie dem geiſtlichen Wirken , ſage vielmehr ausdrücklich , daß
alles Recht dem Auftrage der Kirche zu dienen hat . Dabei
wurde ohne weiteres zugegeben , daß die Formulierung des
Entwurfes hätte verbeſſert werden können und ſollen , um
das weitverbreitete Mißverſtehen zu verhüten . Auf den Hin⸗
weis, daß auch die reformierten Bekenntnisſchriften berück⸗
ſichtigt werden ſollten , erwiderte der Synodale Schlink , daß

der Heidelberger Katechismus — die einzige reformierte
Bekenntnisſchrift unſerer Landeskirche — nichts über den
Gegenſtand des Geſetzentwurfes ausſage , und daß hierbei
der Unterſchied zwiſchen lutheriſch und reformiert nicht
maßgebend ſei ; die Kirchenordnungen in reformierten
Gegenden der Schweiz ſeien nicht vom reformierten Be⸗
kenntnis her beſtimmt , ſondern pol . ⸗freiſinnig beeinflußt .
Die ſchweizeriſche Kirche könne manchen Aufgaben , die heut⸗
zutage den Kirchen obliegen , kaum gerecht werden und habe
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ſogar Schwierigkeiten bei der ökumeniſchen Zuſammen⸗
arbeit , da ſie kein klares Bekenntnis zu Jeſus Chriſtus als
dem Herrn der Kirche beſitze .
Zum Thema Episkopalismus wurde bemerkt , daß manche
Pfarrer ſogar mehr Befugniſſe für den Landesbiſchof wün⸗
ſchen , als der Entwurf ſie vorſieht , auch innerhalb des Ober⸗
kirchenrats . Der Synodale Kühlewein unterſtrich als be⸗
ſonderen poſitiven Wert des Entwurfs , daß er verſucht ,
die verſchiedenen Leitungsorgane in ein rechtes Verhältnis
zueinander zu bringen und ihre Befugniſſe richtig ineinan⸗
der zu verzahnen . Er warnte davor , bei jedem Satze des
Entwurfes die Erörterung bis ins tiefſte Grundſätzliche zu
führen ; ſonſt kommen wir niemals zu einer Ordnung . Es
wurde feſtgeſtellt , daß kein Synodaler eine Rückkehr zum
kirchlichen Parlamentarismus wünſcht , wie er nach 1918
geſchaffen wurde .

Zu der neuteſtamentlichen Begründung deſſen , was der
Entwurf erſtrebt , machte der Synodale Schlink eingehende
Ausführungen , deren Nachſchrift — eine gekürzte Wieder⸗
gabe , die dem Redner noch nicht vorgelegt werden konnte —
den Synodalen vervielfältigt zugegangen iſt . Eine Ver⸗
leſung dieſer Nachſchrift iſt wohl jetzt nicht nötig .

D. Zu einzelnen Beſtimmungen des Entwurfes .
Der Synodale Kley trug am Schluß der Ausſprache be⸗

reits formulierte Empfehlungen vor zu § 8 1, 3, 4 und 12e ) .
Außerdem wurden namentlich zum Beſchwerdeverfahren

und zur Zuſammenſetzung des Erweiterten Evang . Ober⸗
kirchenrats Abänderungen angeregt . Der Landesbiſchof er⸗
klärte , daß er durchaus damit einverſtanden ſein könne ,
wenn etwa vorgeſehen würde , daß im Erweiterten Evang .
Oberkirchenrat , wenn über Beſchwerden gegen Entſchei⸗
dungen des Evang . Oberkirchenrats zu entſcheiden iſt , auch
die Stellvertreter der ſynodalen Mitglieder ſtimmberechtigt
mitwirken .

In der Sitzung vom Sonntagnachmittag , deren Verlauf
vorſtehend wiedergegeben wurde , iſt zu dem Vorwurf , daß
der Geſetzentwurf gegen die Unionsurkunde unſerer Landes⸗
kirche verſtoße , noch nicht ausdrücklich Stellung genommen
worden . Ich halte es für wichtig , daß dies in der jetzigen
Plenarſitzung noch erfolgt .

Der VA hat am geſtrigen Montag in Sitzungen , die bis
gegen 23 Uhr dauerten , die Einzelberatung des Geſetzent⸗
wurfes durchgeführt . Dabei war eine Ausarbeitung des
Synodalen Kley ſehr hilfreich , die ſich an den Entwurf des
Erweiterten Oberkirchenrats anlehnte , aber die vorgebrach⸗
ten Abänderungswünſche und Bedenken berückſichtigte . Aus
den Beratungen , an denen ſich auch Synodale beteiligten ,
die nicht Mitglieder des VA ſind , iſt der den Synodalen
vervielfältigt zugegangene neue Entwurf hervorgegangen .
Er bringt gegenüber dem Entwurf des Erweiterten Evang .
Oberkirchenrats zahlreiche Abänderungen , aber keine radi⸗
kale Umgeſtaltung . Der urſprüngliche Entwurf wurde viel⸗
mehr als geeignete Grundlage für das Kirchenleitungs⸗
geſetz angeſehen .

Von den Anderungen , über die der Synodale Kley im
einzelnen berichten wird , iſt wohl am bemerkenswerteſten
die Regelung des Beſchwerdeverfahrens . Wenn der Er⸗
weiterte Evang . Oberkirchenrat über Beſchwerden gegen
Verfügungen des Evang . Oberkirchenrats zu entſcheiden
hat , ſollen nämlich künftig nur noch die ſynodalen Mit⸗

glieder ſtimmberechtigt ſein . Auch dieſer Anderung haben
der Landesbiſchof und die übrigen Mitglieder des Evang.
Oberkirchenrats bereitwillig zugeſtimmt . Ihre rege Teil⸗
nahme an den Beratungen des VWA hat in allen wichtigen
Fragen zu einer Klärung und Ubereinſtimmung geführt .
Innerhalb des VA ſind zwar einige Beſchlüſſe mit Stim⸗
menmehrheit gefaßt worden . Meinungsverſchiedenheit
herrſchte beſonders beim § 25, 4 des Entwurfs im Zu⸗

ſammenhang mit der Eingabe Henrich . Aber der Entwurf
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als Ganzes wird der Landesſynode vom VA einmütig ror⸗

elegt .
Der VA hat ſchließlich überlegt , ob er der Synode hin⸗

ſichtlich des Termins der Verabſchiedung des Geſetzent⸗

wurfes einen beſtimmten Vorſchlag machen kann . Er hat

beſchloſſen , von einem ſolchen Vorſchlag abzuſehen .
Bei der heutigen Beratung im Plenum möge ſich zeigen ,

ob innerhalb der Synode die Meinungen ſchon völlig ge⸗
klärt ſind . Wir hoffen und erwarten , daß die Synode ſchon

heute zu dem Entwurf — wenn auch vielleicht mit einigen

noch vorzunehmenden Anderungen — ihre Zuſtimmung aus⸗

ſprechen kann . Aber auch wenn dieſe Erwartung ſich erfüllt ,

ſoll die Synode noch entſcheiden , ob ſie dies wichtige Geſetz

ſchon heute endgültig verabſchieden will .

Ich bitte zum Schluß noch eine Ordnungsfrage zu regeln .
An den Arbeiten des Verfaſſungsausſchuſſes haben , wie

ſchon auf der Frühjahrstagung 1952 , die Synodalen Hen⸗

rich und Köhnlein teilgenommen . Im letzten Verhand⸗

lungsbericht der Synode ſind ſie noch nicht als Mitglieder
des Verfaſſungsausſchuſſes aufgeführt . Ich bitte die Landes⸗

ſynode ausdrücklich feſtzuſtellen , daß die Synodalen Henrich
und Köhnlein endgültig Mitglieder des Verfaſſungsaus⸗
ſchuſſes ſind .

Präſident Dr . Umhauer : Ich danke dem Herrn Bericht⸗
erſtatter für ſeine Ausführungen und eröffne die Aus⸗

ſprache .

Abgeordneter Dr . Schmechel : Ich möchte einige Worte in
der Generaldebatte als Mitglied des Erweiterten Evang .
Oberkirchenrats ſagen , als an der Vorbereitung des Geſetzes
beteiligt . Dieſe Beratungen ſind zwar von mir als Laien
mit großer Anteilnahme mitgemacht worden , aber — das

muß ich offen geſtehen — doch auch in dem Bewußtſein ,
nicht profunde Sachkenntnis in einer ſolchen Sache zu haben .
Und es ging ſo wie oft in ſolchen Dingen , daß man ſich
verläßt auf die , die mehr Sachkenntnis haben , und nur in
manchen Einzelheiten ſeinen ausgeſprochenen Standpunkt
einnimmt auf Grund der Praxis in der kirchlichen Arbeit .

Meine jetzigen Ausführungen ſollen folgendes zeigen :
Einige Einwendungen von außen haben mich gezwungen ,
nochmals die Grundlagen zu überprüfen und einen ſelb⸗
ſtändigen Standpunkt zu gewinnen . Ich bin dankbar für
dieſe Einwendungen , weil man dadurch veranlaßt worden
iſt , tiefer zu graben und eine klare Entſcheidung zu treffen .
Um was handelt es ſich bei dieſer ganzen Frage nach der
Kirchenleitung im Kernpunkt ? Was iſt Kirchenleitung nach
evangeliſchem Verſtändnis ? Um das geht es doch in der
Hauptſache bei den Einwendungen , die laut geworden ſind ,
Einwendungen etwa derart —ich zähle ſie ganz zwanglos
auf . Die Kirchenleitung wird immer autoritärer , alſo er⸗
ſcheint das Schreckgeſpenſt einer überſteigerten menſchlichen
Autorität . Sobald die Kirchenleitung geſetzlich wird , muß
ihr vom Evangelium her Mißtrauen entgegengebracht
werden , heißt es weiter . — Oder : Geſetzliche Maßnahmen
richten in der Kirche ſo etwas wie geiſtliche Gewalt auf ,
das geht nicht . — Oder : Wohl kann die Kirche bei der Rege⸗
lung ihres äußeren Standes das Recht und damit auch die
Geſetze nicht entbehren , geiſtliche Dinge dürfen damit jedoch
nicht verquickt werden . — Oder : Der Aufbau der Kirche
muß von der Gemeinde her geſchehen ; dem widerſpricht das
neue Leitungsgeſetz , indem es eine ſchwere Dachorganiſation
ſchafft . — Oder : Es müßte deutlich werden , worin der
Unterſchied evangeliſchen geiſtlichen Rechts gegenüber dem
katholiſchen Recht geſehen wird . Und dabei wird dann er⸗
gänzt , das iſt aber nicht der Fall bei uns , uſw .

Das alles alſo ſind kritiſche Hinweiſe auf die Grundlage ,
auf der eine evangeliſche Kirchenleitung erſt ihren Sinn
bekommt . Nun möchte ich ſagen , was ich gelernt habe in
der Arbeit dieſer Tage , die in brüderlicher Verbundenheit
hier auf der Synode vor ſich gegangen iſt . Ich will die ein⸗
zelnen Punkte aufführen , über die ich mir klar geworden

bin , in Richtung der Einwendungen , die gemacht worden

ſind :
Der Dienſt der Kirche hat ſein Zentrum in der Predigt

des Evangeliums . Dieſe Predigt des Evangeliums gilt als

Aufgabe nicht nur beſtimmter Perſonen , ſondern allen Glie⸗

dern der Kirche . Weil das geiſtliche Amt allen Gläubigen
anvertraut iſt , iſt ſeine Ausübung nicht der Willkür jedes

einzelnen Gläubigen überlaſſen . Auch die Berufung ins

öffentliche Predigtamt ſoll nicht willkürlich erfolgen . Das

öffentliche Predigtamt iſt nicht eine Schöpfung der Ge⸗

meinde , ſondern unmittelbar Stiftung Gottes durch den

Befehl und die Verheißung Jeſu Chriſti . Infolgedeſſen
kann man nicht ſagen , die Kirche überträgt einzelnen ihrer
Glieder ein von ihr geſchaffenes Amt , ſondern man muß

ſagen , ſie beruft in das von Gott geſtiftete Amt . Was heißt
nun Amt der Kirchenleitung in dieſem Zuſammenhang ?
Bei der Kirchenleitung einer Landeskirche geſchieht das⸗

ſelbe , was geſchieht in dem Verhältnis von Pfarrer und

Gemeinde oder Amt und Gemeinde . Hier gilt , weder die

Gemeinde noch der Pfarrer noch das Predigtamt ſind letzte

Inſtanz , ſondern beider Herr iſt Jeſus Chriſtus . Weiter :

Wir Evangeliſchen haben zwar grundſätzliche Ausſagen über

das Verhältnis von Kirche und Gemeinde , Gemeinde und

Predigtamt , wie ich das eben dargelegt habe , aber keine

bindenden konkreten Ausſagen über die Geſtalt der Kirche

und ihre Funktion , wie das die katholiſche Kirche hat . Aber

das heißt nun nicht , daß man alles dem freiſchwebenden

Heiligen Geiſt überlaſſen ſoll und darf . Wenn wir auch als
Evangeliſche keine heilige Form der Kirchenleitung kennen

wie der Katholizismus , ſo kennen wir doch den Begriff des

Rechtsmäßigen und der Ordnung mit ihrem darauf liegen⸗
den Gottesſegen . Wir wiſſen wohl , daß es auch auf evan⸗

geliſcher Seite ein gewiſſes Luthertum gibt , aber auch nur

ein gewiſſes , nicht das geſamte , für das das Schlagwort

Episkopalismus geprägt iſt . Mit dieſem Episkopalismus
haben wir nichts zu tun , ich jedenfalls nicht ; denn wir be⸗

tonen die Unterſchiede , oder wir ſagen , die Unterſchiede von

Kirchenleitung und Pfarramt ſind menſchliche Ordnungen .
Die Aufgabe , die der Pfarrer in ſeiner Gemeinde hat mit
ſeinen Leitungsfunktionen , die hat die Kirchenleitung in

ihrem großen Gebiet . Die Geſtalt der Leitung iſt Angelegen⸗
heit menſchlichen Rechts , iſt eine menſchliche Ordnung . Wir

haben mit dem Begriff des Kirchenrechts nichts zu tun , den
ich bezeichnen möchte als ſäkularen Rechtsbegriff . Mit

einem ſäkularem Rechtsbegriff einer ſelbſtherrlichen Ge⸗
meinſchaft als Rechsquelle . Was Recht iſt , befehle ich
ſelber , wir kennen es aus der Vergangenheit . Damit haben
wir ja nichts zu tun . Dieſer Rechtsbegriff iſt in der Kirche

unmöglich . Und wenn das gemeint ſein ſollte , dann ſtimmen
wir mit denen , die vom Eeſetz geſprochen haben als nicht

hineingehörend in die Kirche , durchaus überein . Das be⸗
deutet nun aber nicht , daß die Kirche überhaupt keine

rechtliche Ordnung haben dürfe . Sie hat zwar keine un⸗
abänderliche rechtliche Ausgeſtaltung wie die katholiſche

Kirche , aber ſie darf ſich auch nicht auf das gänzlich ungeord⸗
nete freie Wirken des Geiſtes verlaſſen . Ich habe einen

tiefen perſönlichen Eindruck gehabt vor Jahren von dem

alten Profeſſor Kahl , und es hat mich tief bewegt , als der
alte Kahl , dieſer große Juriſt , folgende Wendung geprägt
hat , die einem Wegweiſung ſein kann . Er ſagt : Der Prote⸗
ſtantismus lehrt , daß Chriſtus weder Rechtsordnung ge⸗
geben , noch Rechtsordnung entzogen habe . Das iſt eine

Theſe , die heute allgemein anerkannt wird , während Sohms
Theſe , Kirchenordnung ſei niemals kirchliches , ſondern
obrigkeitliches , weltliches Recht , falſch iſt . Es iſt die Auf⸗
gabe von uns Evangeliſchen , unſere Eigenart in einer kirch⸗
lichen Ordnung zum Ausdruck zu bringen . And dort haben
wir Synodale — und das wiederholte ich zu Beginn unſerer
Beratungen in den Ausſchüſſen — die Freiheit trotz allet
Einwendungen , die gemacht worden ſind , und nicht nur die



Freiheit , ſondern die Pflicht , in brüderlicher , gliedhafter
Verbundenheit auf dieſer Synode uns Gedanken über die
zweckmäßige Form einer Kirchenleitung zu machen , um dem
Auftrag gerecht zu werden , den die Kirche hat , und zu er⸗
wägen , ob wir dieſen unſeren Gedanken nicht Geltungs⸗
kraft in unſerer Landeskirche verleihen ſollten .

Das zur Grundlage des ganzen Berichts . Ich behalte mir
vor , in der weiteren Debatte noch auf Einzelheiten einzu⸗
gehen .

Abgeordneter Hammann : Zur Geſchäftsordnung ! Ich
habe die Frage an die Synode : Kann nicht ſo vorgegangen
werden , daß wir zunächſt in die Einzelberatung des Ent⸗
wurfs eintreten , und dann , ſoweit es nötig iſt , in eine
Generaldebatte eintreten . Sonſt verfallen wir der Gefahr ,
daß, wie der Herr Vorſitzende des VA ausgeführt hat ,
immer mit neuen Worten wiederholt wird oder verſucht
wird zu ergänzen , anſtelle daß darüber Beſchluß gefaßt

wird .
Präſident Dr . Umhauer : Das iſt etwas Ungewöhnliches .

Aber die Synode iſt ſouverän . Sie kann beſtimmen , daß zu⸗
nächſt in die Einzelberatung eingetreten wird .

Ich halte es übrigens nicht für ein Unglück , wenn durch
Stillſchweigen die allgemeinen Ausführungen des BE , der
das , was im Ausſchuß behandelt wurde , zuſammengefaßt
hat , beſtätigt wird , das ſei alles Weſentliche , was dazu zu
ſagen ſei.

Berichterſtatter Abgeordneter D. Dr . v. Dietze : Der Be⸗
richt des Ausſchuſſes iſt noch nicht vollendet . Herr Kley muß
noch berichten . Und ich halte es geſchäftsordnungsmäßig an⸗
gebracht , daß jetzt erſt der zweite Teil gehört wird .

Präſident Dr. Umhauer : Es iſt der Vorſchlag gemacht
worden , daß zunächſt der Detailbericht des Herrn Kley
erſtattet wird . —

Berichterſtatter Abgeordneter Kley : Hohe Synode ! Liebe
Konſynodale ! Wie ſchon in dem Bericht des Vorſitzenden
des VA erwähnt wurde , waren nur geringfügige Ande⸗
tungen , teils nur eine andere Anordnung der einzelnen
Abſätze der Paragraphen , aber kaum grundſätzliche ſachliche
Anderungen des vorgelegten Entwurfs notwendig , um alle
gegen den Entwurf geäußerten Bedenken auszuräumen . Ich
kann mich daher darauf beſchränken , kurze Erläuterungen
zu den getroffenen Anderungen in dem Ihnen vorliegenden ,
aus den Beratungen des VA hervorgegangenen Entwurf
gegenüber dem der Synode urſprünglich vorgelegten Ent⸗
wurf zu geben .

In der Überſchrift wurde ergänzend eingefügt : „ Vereinig⸗
ten Evang. ⸗proteſtantiſchen Landeskirche Badens “ , um ſchon

hier zum Ausdruck zu bringen , daß das Geſetz die Leitung

310 auf der Anionsurkunde beruhenden Landeskirche
nt .

Es wurde in der Einleitung eingefügt „ mit verfaſſungs⸗
ändernder Mehrheit “ . Dies mußte erfolgen , da das Geſetz

3 verfaſſungsändernder Mehrheit beſchloſſen werden

81des Entwurfs bleibt inhaltlich unverändert ; es wurden
lediglich die einzelnen Abſätze anders geſtellt . Wegen der
Wichtigkeit gerade des § 1 will ich dieſen Paragraphen
vorleſen . Er lautet :

45Die Leitung der Landeskirche iſt Dienſt an der Kirche ,
ihren Gemeinden und Gliedern . Wie aller Dienſt in
der Kirche gründet ſich die Leitung der Landeskirche
auf den Auftrag Jeſu Chriſti und geſchieht in dem
Glouben , der ſich gehorſam unter Jeſus Chriſtus ſtellt ,
den alleinigen Herrn der Kirche .

Die Leitung der Landeskirche geſchieht in geiſtlich und
rechtlich unaufgebbarer Einheit . In dieſem Dienſte
wirken zuſammen die Landesſynode , der Landesbiſchof ,

der Erweiterte Evang . Oberkirchenrat und der Evang .
Oberkirchenrat, wobei alles Recht allein dem Auftrageder Kirche zu dienen hat .
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Der

§ 2des uns vorgelegten Entwurfs des Erweiterten Ev .
Oberkirchenrats fällt weg , da eine geſetzliche Regelung der

Folgen , die Leitungshandlungen haben , die im Wider⸗
ſpruch zu den in § 1 ausgeſprochenen Grundſätzen ſtehen ,
außerordentlich ſchwierig erſcheint .

§ 3 des urſprünglichen Entwurfs wird jetzt §S 2. Weſent⸗
liche ſachliche Anderungen erſchienen nicht erforderlich . Es
wurde lediglich unter Abſ . 2a ) ſtatt „ Mitwirkung “ das
Wort „beſchließen “ gewählt , um zum Ausdruck zu bringen ,
daß die Aufgabe der Synode nicht nur in der „ Mitwirkung
bei der Geſetzgebung “ , ſondern in dem Beſchließen der Ge⸗
ſetze beſteht .

Ferner wurde , um auch hier geäußerte Mißverſtändniſſe
auszuräumen , der Satz 2 des urſprünglichen Abſ . 1 als
Abſatz 4 eingefügt , der lautet :

„ Die Synodalen haben aus ihren Erfahrungen im
kirchlichen Leben und aus ihrer beſonderen Sachkenntnis
heraus die Landeskirche zu beraten und ihr im Dienſt der
Leitung zu helfen . “
Gerade dieſer Satz hatte zu dem Mißverſtändnis Anlaß

gegeben , als habe die Synode nur beratende und helfende,
aber nicht beſchließende Funktion . Es iſt in dieſer Be⸗
ſtimmung aber nur von den Synodalen die Rede , nicht von
der Landesſynode . Deshalb wurden in dem jetzt überarbei⸗
teten Entwurf zunächſt die Aufgaben der Landesſynode
und erſt im letzten Abſatz die beratende und helfende Auf⸗
gabe der Landesſynodalen erwähnt .

§3 des vorliegenden Entwurfs — früher § 4 — enthält
inſoweit eine ſachliche Anderung des früheren Entwurfs ,
als die Zahl der vom Herrn Landesbiſchof zu berufenden
Mitglieder der Synode von vierzehn wieder auf zehn
herabgeſetzt wurde .

§ 4 des Ihnen vorliegenden Entwurfs übernimmt den
§ ö des früheren Entwurfs unverändert .

§ 5 des Entwurfs übernimmt den früheren § 6 unver⸗
ändert .

§ 6 des Entwurfs übernimmt den § 7 des früheren Ent⸗
wurfs unverändert .

8 7 des Entwurfs enthält inſofern eine ſachliche Ande⸗
rung , als darin als Abſatz 1 aufgenommen wurde , daß Be⸗
ſchlüſſe der Synode gültig ſind , wenn

„a) ſämtliche Synodale zur Tagung einzeln eingeladen
ſind ,

b) mehr als / davon erſchienen ſind ,
c) die Mehrheit der anweſenden Mitglieder ſich für eine

Meinung entſchieden hat . “
Dieſer Abſatz 1 entſpricht wörtlich der früheren Beſtim⸗

mung des § 104 der Kirchenverfaſſung . Zur Vervollſtändi⸗
gung des Leitungsgeſetzes erſchien deſſen Aufnahme er⸗
forderlich .

§ 8 des Entwurfs enthält keine ſachlichen Anderungen .
Es wurde nur ſtatt des Wortes : „ beharrt “ ( die Landes⸗
ſynode ) das Wort „ verbleibt “ ( die Landesſynode ) gewählt .
Im übrigen entſpricht die Regelung des Vetorechtes des
Oberkirchenrats gegen die Beſchlüſſe der Landesſynode der
im urſprünglichen Entwurf vorgeſchlagenen Regelung .

§ Rübernimmt den 8§ 10 des urſprünglichen Entwurfs un⸗
verändert .

§ 10 enthält inſofern eine ſachliche Anderung , als über

Rechnungen über die unter Verwaltung des Evang. Ober⸗

kirchenrats ſtehenden Stiftungen und Nachweiſungen des

Vermögensſtandes ſowie über den Voranſchlag der Aus⸗
gaben und Einnahmen ſowie die Nachweiſung über die

Verwendung der allgemeinen Einnahmen ſtatt zweimal
mindeſtens dreimal während einer Tagungsperiode der

Synode Bericht zu erſtatten iſt .
8

§ 11 entſpricht dem früheren § 12 des Entwurfs und ent⸗

hält keine weſentlichen ſachlichen Anderungen . Es wurden
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nur in Abſ . 2 Ziff . e) ſtatt : Der Landesbiſchof erfüllt ſeinen

Dienſt . . durch „die Wahrnehmung des Wächteramtes “
die Worte geſetzt : Der Landesbiſchof erfüllt ſeinen Dienſt

dadurch , daß er „ darüber wacht , daß in Gottesdienſt , Seel⸗

ſorge und Unterricht das Evangelium richtig verkündigt

wird und daß die Sakramente der Stiftung gemäß verwaltet

werden “ . Eine ſachliche Anderung iſt noch inſofern einge⸗

treten , als unter Ziff . m) dem Herrn Landesbiſchof die Zu⸗

ſtändigkeit übertragen wurde , die von dem Dienſtgericht

Beſtraften zu begnadigen . Der VA war der Auffaſſung , daß

das Begnadigungsrecht in die Hände des Herrn Landes⸗

bkſchofs zu legen iſt .

§ 12 übernimmt den § 13 des früheren Entwurfs unver⸗

ändert .

§ 13 enthält inſofern eine ſachliche Anderung des früheren

§ 14, als in Abſatz 1 folgender Satz 3 eingefügt wurde :
„ Ein Einſpruchsrecht des Evang . Oberkirchenrats nach

§8 dieſes Geſetzes beſteht nicht . “
Der VA war der Auffaſſung , daß es nicht angängig er⸗

ſcheint , dem Evang . Oberkirchenrat gegen die Wahl des

Landesbiſchofs ein Einſpruchsrecht zuzugeſtehen , daß viel⸗

mehr eine etwaige Differenz zwiſchen dem Landesbiſchof
und dem Oberkirchenrat auf andere Weiſe zu regeln iſt ,

nämlich durch Zurruheſetzung .

§ 14 des Entwurfs enthält inſofern nur eine gering⸗

fügige ſachliche Anderung des früheren § 15, als der letzte

Satz des § 15 Abſ . 2 a) wegfiel , der lautete : „ Auf Grund

des Geſetzes erworbene Rechte bleiben unberührt . “ Der VA

war der Auffaſſung , daß dieſe Regelung nicht in dem vor⸗

liegenden Geſetz getroffen werden ſollte . Ferner iſt eine

Anderung inſofern eingetreten , als § 15 Abſ . 2 lit . e) weg⸗

fiel , da das Gnadenrecht dem Herrn Landesbiſchof zuſteht .

§ 15 des Entwurfs übernimmt § 16 des alten Entwurfs
unverändert .

§ 16 des Entwurfs enthält die wichtigſte ſachliche Ande⸗

rung des früheren Entwurfs . Und zwar eine Anderung , die

den Wünſchen auf Abänderung des Leitungsgeſetzes voll

Rechnung trägt , indem ſie feſtlegt , daß über Beſchwerden
gegen Verfügungen des Evang . Oberkirchenrats nur die

ſynodalen Mitglieder des Erweiterten Evang . Oberkirchen⸗
rats unter Vorſitz des Präſidenten der Landesſynode zu ent⸗

ſcheiden haben . Es wurde noch der Satz hinzugefügt :
„ Der Abſtimmung kann eine geſonderte Beratung der

Stimmberechtigten vorausgehen . “
Durch dieſe Anderung iſt ſichergeſtellt , daß bei Beſchwerde⸗

entſcheidungen nicht die Mitglieder des Oberkirchenrats ,
die die angefochtene Entſcheidung erlaſſen haben , mit⸗
wirken .

§ 17 enthält den § 18 des alten Entwurfs unverändert .

§ 18 übernimmt den § 19 des alten Entwurfs mit der

geringen Anderung , daß lit . o) , wo es hieß : „ Die Erken⸗

nung von Dienſtſtrafen einſchließlich der Dienſtentlaſſung
gegen unſtändige Geiſtliche “ aufgegliedert wurde in zwei
Abſchnitte . Unter o) ſteht dann nur :

„ Die Erkennung von Dienſtſtrafen “ — ergänzend wurde

hinzugefügt : „ gemäß der Diſziplinarordnung der
Evang . Kirche in Deutſchland “ .

Unter p) heißt es dann :

„die Dienſtentlaſſung unſtändiger Geiſtlicher gem . § 15
der Pfarrkandidatenordnung “ .

Eine geringfügige Einfügung wurde ferner unter ») ge
macht , wo es jetzt heißt : „ Die Vorbereitung der Ta
gungen der Landesſynode . . . “

§ 19 enthält die §88 20 und 22 des früheren Entwurfs un⸗
verändert bis auf den letzten Abſatz , in den noch der Satz
eingefügt wurde :

„ Mitglieder des Evang . Oberkirchenrats ſind auf ihren

— 5 vom Landesbiſchof in den Ruheſtand zu ver⸗
ſetzen.

Der VA war der Auffaſſung , daß die Mitglieder des Ober⸗

lirchenrats auf ihr Anſuchen in den Ruheſtand zu verſetzen

ſind .
§ 20 enthält § 21 des früheren Entwurfs unverändert .
§ 21 enthält § 23 des früheren Entwurfs unverändert .

In 8 22, der dem 8 24 des früheren Entwurfs entſpricht ,

wurde ſtatt „geregelt “ das Wort „ eingeführt “ gewählt , um

zum Ausdruck zu bringen , daß die Ordnungen , die hier auf⸗

gezählt ſind , durch Geſetz eingeführt werden .

§ 23 enthält § 25 unverändert . Man wird hier noch eine

Anderung vornehmen müſſen . Hier iſt eine qualifizierte

Mehrheit von zwei Drittel bei Anweſenheit von mindeſtens

drei Viertel aller Synodalen vorgeſehen . Man wird auch

dieſe Beſtimmung hinſichtlich der Anweſenheitsmehrheit

angleichen müſſen .

§S 24 enthält § 26 mit der Abänderung , daß es im Ab⸗

ſatz 2 ſtatt § 9 § 8 heißen muß .

§ 25 enthält 8 270 mit der Abweichung , daß es in Abſatz 2

ſtatt § 5 § 4 lauten muß , ferner iſt Abſatz 4 geändert auf

Grund der Beſchlüſſe des VA wegen einer Anderung der

Wahlordnung .
Mit dieſen Abänderungen empfiehlt der VA die Annahme

des Geſetzesentwurfs .

Liebe Konſynodale ! Unter den Synodalen ſind im Ge⸗

ſpräch Erwägungen laut geworden , ob es angängig ſei,
angeſichts der Stimmen aus dem Lande den Geſetzentwurf

ſchon auf dieſer Tagung der Synode zu verabſchieden . Ich

möchte mich , da dieſe Erwägungen bei unſerer Beratung
nachher auch eine Rolle ſpielen werden , hierzu noch perſön⸗

lich äußern . e
Ich ſelbſt fuhr zur Synode mit der beſorgten Frage , ob

wir dieſen Entwurf wohl gutheißen und verabſchieden

könnten . Meine Bedenken wurden vermehrt , als ich in der

erſten Plenarſitzung von den verſchiedenen Einwänden
Kenntnis bekam , die um eine Vertagung der Beſchlußfaſſung
baten .

Heute , nachdem ich mich eingehend mit dem geſamten

Entwurf befaßt habe , bin ich zu einem warmen Befür⸗
worter des Entwurfs in ſeiner abgeänderten Faſſung ge⸗

worden , da ich erkannt habe , daß dieſer Entwurf eine dem

Weſen der Kirche und der Ordnung der Amter in der Kirche
miteinander und zueinander in rechter Weiſe Rechnung

tragende Regelung trifft . Ich war beim Studium des Ent⸗
wurfs und deſſen Behandlung im VA auch zu der Auffaſſung

gelangt , daß die endgültige Beſchlußfaſſung nicht vertagt,
ſondern heute durchgeführt werden ſollte . Ich habe meine

Einſtellung auf Grund eines Geſprächs mit Konſynodalen
geſtern abend nochmals überprüft in der Erwägung , ob
wir den beſorgten Brüdern im Lande den brüderlichen

Dienſt erweiſen müſſen , die Beſchlußfaſſung zu vertagen . Ich
muß auch nach dieſer überlegung ſagen , daß ich meine

frühere Einſtellung aufrecht halte .

Welcher Art ſind die Bedenken , die gegen den Entwurf
geäußert wurden ? Es wurde geſagt , der Entwurf ſchmälere
die Rechte der Synode . Dieſe Beſorgnis erwies ſichals nicht
berechtigt ; denn die Synode war durch dieſen Entwurf nicht

gefährdet . Wenn der Entwurf dieſen Anſchein erweckte , ſo
war es oft nur an der Faſſung und Formulierung einzelner

Paragraphen gelegen . Weſentlicher ſachlicher Anderungen

bedurften dieſe Beſtimmungen nicht .
Es wurde weiter geäußert , das Geſetz ſei übereilt der

Synode vorgelegt worden . Wir Synodale wiſſen — was
ja die Brüder im Lande nicht ſo genau wiſſen konnten,
wenn ſie die Verhandlungen der Synode ſeit ihrem Be⸗
ſtehen nicht aufmerkſam verfolgt haben — daß der Kleine

Verfaſſungsausſchuß von uns ſchon in einer unſerer erſten

Sitzungen mit der Ausarbeitung einer neuen Grundord⸗
nung der Landeskirche beauftragt wurde . Der Entwurf iſt

daher nicht übereilt , ſondern eine Arbeit von Jahren .
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Es wurde ferner geäußert , der Geſetzentwurf ſei eine
Überrumpelung . Wir wiſſen , daß der Geſetzentwurf von dem
Kleinen VA, alſo einem von der Synode beauftragten und
aus Synodalen zuſammengeſetzten Ausſchuß und nicht von
dem Evang . Oberkirchenrat ausgearbeitet wurde . Nur Herr
Oberkirchenrat Dr . Friedrich hat in ſeiner Eigenſchaft als

rechtskundiges Mitglied des Oberkirchenrats an den Sitzun⸗
gen des Kleinen VͤA beratend teilgenommen . Der Herr
Landesbiſchof hat ſogar von dem vom Kleinen VA er⸗
arbeiteten Entwurf erſtmals im Herbſt l. J . genaue Kennt⸗
nis erhalten .

Oft iſt eine ſachliche und nüchterne Klarlegung die beſte
Beruhigung . Eine ſolche Klarlegung möge der ſchlichte Hin⸗
weis auf den vielleicht weniger beachteten § 27 Abſ . 3 des
früheren Entwurfs — jetzt § 25 Abſ . 3 — geben . Dort
nämlich iſt geſagt , daß Abſchnitt IV der Kirchenverfaſſung
und die beiden kirchlichen Geſetze vom 1, 6. /1 . 7. 1933 mit
dem neuen Leitungsgeſetz außer Kraft treten . Was heißt
das ? Das heißt , daß mit dem neuen Geſetz die nicht nach
kirchlichen , ſondern unter dem Eindruck der politiſch⸗demo⸗
kratiſchen Grundſätze der Jahre 1919 ff. und die nicht nach
kirchlichen , ſondernn unter dem Eindruck der politiſch⸗
autoritären Grundſätze der Jahre 1933 ff. erfolgte Regelung
abgelöſt werden ſollte durch eine dem eigentlichen Weſen
der Kirche und der Gemeinden —die ja nicht zweierlei ſon⸗
dern eines ſind — entſprechende Regelung . Der Entwurf
gibt ja im übrigen auch nur das wieder , was ſeit 1945 durch
die Entwicklung rechtens geworden iſt , da in der Kirche

unter dem Eindruck des Kirchenkampfes eine Beſinnung auf
ihr eigentliches Weſen und den nur ihr eigenen Auftrag in

dieſer Welt Platz gegriffen hat . Dieſen Auftrag der Kirche
in der Welt ſicherzuſtellen , dazu ausſchließlich dient auch
dieſer Geſetzentwurf .

Es war nun die Frage , ob wir unſeren Brüdern im Lande
den brüderlichen Dienſt erweiſen müſſen , die Geſetzesvorlage

erſt ſpäter endgültig zu beſchließen . Ich glaube , daß wir
ihnen einen brüderlichen Dienſt erweiſen , wenn wir das
Eeſetz ſchon heute verabſchieden . Denn die Annahme des
Geſetzentwurfs führt ſchneller zu einer Beruhigung im

Lande und zur Klärung , als eine Verſchiebung der Ver⸗
abſchiedung , die den Eindruck erwecken könnte , als ob die

Synode das Geſetz im Ganzen doch nicht gutheißen und ſich

nicht rückhaltlos hinter das Geſetz ſtellen könne . Aus unſeren
Erwägungen , wie ſie aus dem Bericht , der in das Protokoll

kommt. hervorgehen können die Brüder im Lande ſehen , daß
wir alles gewiſſenhaft erwogen , auch ihre Stimmen gehört
und geprüft haben und daß wir die Rechte der Synode im

Rahmen der ihr nach der Verfaſſung zukommenden Zu⸗

ſtändigkeiten in jeder Weiſe gewahrt haben . Dabei gilt es
immer wieder zu betonen , was wir den Brüdern im Lande

ſagen müſſen , daß es ſich in der Kirche , auch in der Kirchen⸗
leitung , nicht um Üĩber⸗ und Anterordnung handeln kann ,
ſondern nur um Gemeinſchaft im Dienſt der Kirche .

Auch verfaſfungsmäßig iſt eine Vertagung nicht zu recht⸗
fertigen . Nach der Verfaſſung iſt die Landesſynode das

zur Erlaſſung von Geſetzen zuſtändige Organ . Eine vor⸗

herige Anhörung von Bezirksſynoden oder Pfarrkonferenzen

iſt nur in beſtimmten Einzelfällen ſo bei Einführung des

Kirchenbuches , des Geſangbuches und der Lehrbücher vor⸗
geſehen . Wir dürfen hier auch keinen Präzedenzfall ſchaffen .

Gerade das , was uns die Brüder im Lande zugerufen haben

mit den Worten : Rettet die Synode ! erfüllen wir , wenn
wir unſere verfaſſungsmäßigen Rechte wahren .

Liebe Konſynodale ! Nach § 100 der KV lautet das Ge⸗
löbnis , das dem Synodalen abgenommen wird : „ Ich ge⸗
lobe vor Gott , bei meinem Wirken in der Synode die be⸗
ſtehende Ordnung der Landeskirche zu wahren und , ſoviel
Gott Gnade gibt , dahin mitzuarbeiten , daß die Kirche in
allen Stücken wachſe an dem , der das Haupt iſt , Chriſtus . “
Wenn wir der Überzeugung ſind , daß auch unſer Stück , das
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wir hier beſchließen , dazu beiträgt , daß die Kirche wachſe
an dem , der das Haupt iſt , Chriſtus , dürfen wir getroſt
und freudig heute ſchon zu dieſem Entwurf ja ſagen .

Ich bitte daher die Konſynodalen , daß ſie die Freudig⸗
keit finden mögen , heute und hier das Geſetz zu verab⸗
ſchieden .

Präſident Dr . Umhauer : Meine Herren ! Ich ſchlage nun
vor , daß wir von einer weiteren Generaldebatte abſehen
und in die Spezialberatung eintreten , und jeden einzelnen
Paragraphen aufrufen . Es iſt jedem Synodalen dann un⸗
benommen , im Zuſammenhang mit den einzelnen Para⸗
graphen Bedenken oder Vorſchläge oder weitere Aus⸗

führungen geltend zu machen .

Abgeordneter Dr . Barner : Könnte nicht doch noch ge⸗
ſprochen werden zu der Frage , inwieweit weicht die Grund⸗

ordnung von der Unionsurkunde ab .

Oberkirchenrat D. Dr . Friedrich : Meine Herren ! Wenn
man behauptet , ein Geſetzentwurf verſtoße gegen den Geiſt
der Union , dann iſt man verpflichtet , im einzelnen genau
die Beſtimmungen namhaft zu machen , die gegen den Geiſt
der Union verſtoßen . Weiter iſt der Ausdruck „Geiſt der
Union “ etwas ſo ſchwer Faßbares , daß auch nach der Seite

hin der Vorwurf ein unbegründeter iſt . Wir wollen aber

nun ſehen , ob nicht poſitiv nachgewieſen werden kann , daß
die Vorlage durchaus mit der Unionsurkunde in Über⸗

einſtimmung ſteht .

Die Vorlage geht ja in ihrem Eingang davon aus , daß
Herr der Kirche Jeſus Chriſtus iſt , und daß menſchliche
Herrſchaft es in der Kirche nicht gibt , daß das , was in der

Kirche geſchieht , Dienſt im Auftrage des Herrn der Kirche

iſt . Dieſe Ausſage trifft ein zentrales Anliegen gerade der

reformierten Kirche , ſo daß ſchon in dieſem Eingangsſatz
dem reformierten Bekenntnis für denjenigen , der weiß ,
was reformiertes Bekenntnis iſt , Genüge getan iſt . Aus

dem Heidelberger Katechismus irgendwelche Sätze für die

Vorlage zu entnehmen , war nicht möglich . Denn wie Herr

Profeſſor Dr . Schlink dargelegt hat , enthält der Heidel⸗

berger Katechismus keinerlei Ausſagen über die Geſtaltung
des Kirchenregiments . Nach den geſchichtlichen Zeitverhält⸗

niſſen konnte er ſolche Ausſagen auch gar nicht bringen .
Denn um jene Zeit , als der Heidelberger Katechismus von

Urſinus in Heidelberg geſchaffen wurde , war das Kirchen⸗

regiment in der Kurpfalz landesherrliches Regiment , das

der Kurfürſt durch ſeine Räte feſt in der Hand hatte . Ob⸗

wohl grundſätzlich die reformierte Kirche jede weltliche

Herrſchaft und jede Art des Staatskirchentums ablehnt ,

war die reformierte Kirche der Kurpfalz Staatskirche . Von

Synoden in einem Sinne wie etwa die Neformierte Kirche

unterm Kreuz vom Niederrhein ſie gebildet hat , war in der

Kurpfalz , dem Geburtsort des Heidelberger Katechismus ,

keine Rede . Es gab wohl Synoden , die aber Einrichtungen

zur Viſitierung der Pfarrer waren .

Alſo es ſind Elemente reformierten Kirchenrechts in

dieſer Vorlage drin . Nun hat man in einer Eingabe darauf

hingewieſen , daß die CA, das Augsburgiſche Bekenntnis in

einer Weiſe verwendet wird , wie es eben der Union nicht

entſpricht . Ich glaube , das iſt die Eingabe Hegel . And damit

iſt eine Sache wieder heraufgeführt worden , die in der

badiſchen Landeskirche ſo alt iſt wie die Union ſelbſt . Ich

mache es kurz :

In den dreißiger und vierziger Jahren des vorigen Jahr⸗

hunderts iſt genau das gleiche geſagt worden , was in dieſer

Eingabe ſteht . Das Augsburgiſche Bekenntnis habe nur die

Bedeutung , daß es den Grundſatz der freien Schriftforſchung

ausſpricht , der dann getätigt worden iſt im Heidelberger
und im Lutheriſchen Katechismus . Und das ſoll das Be⸗

kenntnis der Badiſchen Kirche ſein . Das heißt , ſie kennt

keine bekenntnismäßige Bindung ihrer Diener . Es kann

jeder , ſo wie er in ſeiner Forſchung das Gotteswort , das
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Evangelium und das Geſetz glaubt erkennen zu können , auch

verkünden ; irgendwelche Bindungen beſtehen nicht . Das

war die eine Nichtung , die nach 1821 zuerſt lange Jahre

herrſchend war , gegen die aber ſchon damals ſelbſt der

Landesfürſt Stellung nehmen mußte . Daneben hat ſich dann

eine andere Richtung herausgebildet , die das Augsburgiſche

Bekenntnis als für unſere Kirche verbindlich anſah . Ich

darf nur an Henhöfer und ſeine Leute erinnern , und ſo war

dieſer Gegenſatz da, der dann 1855 auf der Synode be⸗

handelt wurde und zu einer Erläuterung der Bekenntnis⸗

urkunde geführt hat , in der — ich will das nun nicht im

einzelnen zitieren , um nicht aufzuhalten — klar ausge⸗

ſprochen wurde , daß das Augsburgiſche Bekenntnis als das

Bekenntnis , das ſchon vorhanden war , bevor die Evange⸗

liſche Kirche ſich in zwei Konfeſſionen , reformiert und luthe⸗

riſch , trennte , in Geltung ſteht . Auf dieſem Standpunkt
ſtehen wir , ſteht auch die badiſche Kirchenleitung .

Wenn wir ſagen , daß die Augsburgiſche Konfeſſion in

unſerer Landeskirche als das Grundbekenntnis der Evang .
Kirche in Deutſchland in Geltung ſteht , ſo ſoll hier nicht
vergeſſen werden , daß über die Lehre vom Abendmahl die
Unionsurkunde eine beſondere unſerer unierten Kirche
eigene Ausſage macht . Wir verweiſen auf § 5 der Unions⸗
urkunde . Auf das einzelne will ich hier nicht eingehen . Ich
glaube immerhin , ſo viel angedeutet zu haben , daß mit Recht
in der Begründung unſerer Vorlage auf das Augsburgiſche
Bekenntnis Bezug genommen iſt , und daß hier nicht aus
fremden Quellen geſchöpft wurde , wenn die CA und die
Apologie , die ja nichts anderes als deren Erweiterung iſt ,
herangezogen wurde , um auch die geiſtlichen Grundlagen

üuden⸗
in der Vorlage gegebenen Rechtsvorſchriften zu

inden .

Landesbiſchof D. Bender : Es iſt von der Vorlage geſagt
worden, daß ſie gegen den Geiſt der Anion verſtoße , — ein
Einwand , den die Kritiker in keiner Weiſe zu begründen
verſucht haben , und der offenbar eine gewiſſſe Stimmung
hervorrufen ſoll . Wenn aber ſchon der Geiſt der Union

herbeizitiertworden iſt , dann ſoll er doch ein wenig deut⸗
licher beſchrieben werden . Auf der Synode von 1861 , die
über eine neue Kirchenverfaſſung zu beſchließen hatte , hatte
der damalige Prälat der badiſchen Landeskirche den gei⸗
ſtigen und kirchlichen Hintergrund mit der Theſe gekenn⸗
zeichnet, daß der Schwerpunkt des öffentlichen Lebens nicht
mehr bei der Kirche, ſondern auf dem ſozialen , wiſſen⸗

Gebiet liege; er hat daraus die
Folge gezogen, daß man die Männer , „ welche haupt⸗

ſächlich das Volksleben tragen “ zur Mitarbeit in der
Synode heranziehen müſſe .
Der Geiſt der Union ſpricht noch deutlicher aus den Au
führungen , die der damalige Vertreter der Heidelberge
theologiſchen Fakultät R. 9 VVgiſchen Fakultät R. Rothe , auf derſelben Synode
zu dem § 30 der vorgelegten neuen Verfaſſung
hat . Es ging darum , ob nur bewährte Glieder der
zum Alteſtenamt gerufen werden ſollten oder ob ander
Qualitäten ausſchlaggebend für die Wahl zum 3 55
maßgebend ſein müßten . Rothe ſagt zu 5 Punkt :

„Nach meiner Überzeugung iſt es in de
3

hiſtoriſchen Zeitpunkte für die Leiti
heiten der Kirche gerade

E

Kirche

m gegenwärtigen

ite von der größten Wichtigkeit , daf
5 3 ad großte Vichtigkeit , daß

11 1 105 35 15 mitbeteiligt ſind , welche nichtn in die Kirche , als die Kirche , das ze Sch
ewicht lenen Fiche, als die Kirche , das ganze Schwer⸗

Ae e Stellung des Ehriſtentums iſtnmal tatſächlich nicht die, daß bei ihr d3 0 5 i ihr der Schwer⸗punkt in der Kirche li i Jahr 485
p. egt , wie es Jahrhunderte laFall geweſen iſt. Wir kö Ucht undern , 8

ſall g : Wir können das nicht ändern :
Wiefen Gel⸗ Wi s nicht ändern ; aber ausnde iſt eine der all ößten Gefahren fü
515 45 allergrößten Gefahren für die

Asſcliehlih und n , 590 Überzeugung die , wenn ſie
ausſch nd in den Händen von Kirchenmä iſt
80 nt Händen Kirchenmännern iſt .en Nichtkirchenmänne i i
e kirch ännern nicht die

bendige und auf i iſten ſind, fge und aufrichtige Chriſten ſind , ſondern

7

itung der Angelegen⸗

die , welche ein Chriſtentum noch über die Kirche hinaus
haben , welche ſich zu beſcheiden wiſſen , daß es nicht eben

nur da anzutreffen iſt , wo es als Kirche auftritt , und aus⸗
drücklich die Etikette „ Chriſtentum “ angeheftet hat, ſon⸗
dern auch auf dem Felde der ſittlichen Intereſſen , auth in
den Kreiſen der ſittlichen Gemeinſchaft . .

Das iſt Gottlob eine Tatſache , daß heutzutage die Män⸗
ner , die wirklich einigermaßen auf der Höhe der Zeit ſtehen,
ſelbſt dann , wenn es mit ihrem perſönlichen Chriſtentum
nicht ſo beſtellt iſt , wie es zu wünſchen wäre , doch vor dem
Chriſtentum Reſpekt haben und ſeine geſchichtliche Be⸗
deutung nicht unterſchätzen . Sie wiſſen , daß es eine Macht
iſt in der Welt , eine Macht , die nicht verachten , mit
der es nicht verderben darf , wer auf die Welt einen Ein⸗

fluß ausüben will . Die am höchſten begabten Geiſter unter
den Zeitgenoſſen werden die letzten ſein , zu rühren an dem

Chriſtentum , auch wenn ſie noch ſo unkirchlich wären . Vor

fünfzig Jahren war es anders , aber heute iſt es ſo, und
das iſt auch ein Erfolg der Herrſchaft Chriſti in det Welt

durch die Geſchichte . “ ( Verhandlungen der General⸗Synode
vom Jahr 1861 , S. 353 u. 354. )

Wir werden es in den nächſten Jahren erleben , daß
ein neuer Sturm heraufzieht , der ſich in erſter Linie gegen
die jetzt gültige Wahlordnung richten wird . Man wird der

Kirche vorreden und einreden , daß ſie, um den Anſchluß an

die Zeit zu gewinnen , die Türen zu den kirchlichen Dienſt⸗

ämtern weiter machen und die „dogmatiſchen “ Riegel,

etwa des Alteſtengelübdes , beſeitigen müſſe . Werden die

Lehren und Erfahrungen , die Gott unſerer evangeliſchen

Kirche in den vergangenen 20 Jahren geſchenkt hat, dann

wieder vergeſſen ſein ?
Noch ein grundſätzliches Wort über die Bedeutung det

tirchlichen Ordnung . Man ſoll die kirchliche Ordnung nicht

unterſchätzen . Gerade die Zeit des Kirchenkampfes hat
auch unſerer Landeskirche gezeigt , wie eine ſchlechteOrd⸗

nung , — man denke an die Finanzabteilung beim Evang .
Oberkirchenrat — das Leben der Kirche beengen und be⸗

ſchweren kann . Daß eine ſchlechte Ordnung eine glaubende
Kirche nicht töten kann und daß die Kirche wie die Palne
unter ihren Belaſtungen wächſt , iſt kein Grund , die lirh⸗

lichen Ordnungen zu vernachläſſigen .
Wir wollen eine rechte kirchliche Ordnung nicht verachten ,

wir dürfen ſie aber auch nicht überſchätzen . Es hat manh⸗

mal in unſerer Evangeliſchen Kirche in Deutſchland den

Anſchein , als ob alles an „der “ richtigen kirchlichen Orde
nung hänge , als ob es je in der Kirchengeſchichte dis
richtige Ordnung gegeben hätte . Es iſt eine trügeriſche
Vorſtellung , als könne eine Kirchenordnungauf dem 90
logiſcher Deduktionen aus Sätzen der Heiligen Schrift
oder der Bekenntnisſchriften ohne Berückiichtigung 400
ſchichtlichen Umſtände und Erforderniſſe gefunden werdent

Die Kirche wird nicht aus ihren Ordnungen geboren,
ſondern aus dem recht gepredigten , gehörten und 0
ten Worte Gottes . Wo dieſes Gotteswort in einer 1160
wirkſam iſt , da wird man den Ordnungen als merſh
Ordnungen das rechte Gewicht geben (1. Petr . 2, 15). 0
vor falſchen Erwartungen von dieſen Ordnungen bew

bleiben .
Präſident Dr . Umhauer : Ich möchte Ihnen nin den

ſchlagen , daß wir auf eine weitere Generadebottt , 0
zichten und in die Einzelberatung eintreten. Nur 11
auf eine Frage des Konſynodalen Schneider nöcee
worten . Er hat gefragt , wo ſteht das , daß in be 5
Fällen eine Anfrage , eine vorherige Anhörung 5
zirksſynode erforderlich ſei . Das ſteht in 8 106 de

und zwar lautet dieſer Paragraph :
„ Der Genehmigung der Landesſynode

kirchlichen Vorſchriften in Bezug auf Lehre , Kir il
ordnung , Kirchenzucht und Verfaſſung. Das
von neuen Lehr⸗ , Geſang⸗ und Kirchenbüchern.



ſollen vor ihrer Vorlage an die Landesſynode den Be⸗
zirksſynoden , Kirchengemeinderäten und Kirchenvorſtän⸗
den zur Kenntnisnahme mitgeteilt werden . Etwaige
Außerungen dazu ſind der Synode als Gutachten zu
übergeben . “
Das iſt das eine , und das zweite , Bruder Schneider ,

wollte ich auch noch ſagen , das müſſen wir beachten bei der
Frage , ob wir heute ſchon endgültig abſtimmen oder die
Abſtimmung ausſetzen . In § 22 unſerer Geſchäftsordnung ,
die auch heute noch gilt , ſteht im Abſ . 3 folgendes :

„Alle Geſetzentwürfe bedürfen zu ihrer Annahme oder
Nichtannahme einer wiederholten durch mindeſtens eine
Nacht getrennten Abſtimmung , wenn mindeſtens 10 Ab⸗
geordnete oder der Kirchenpräſident es verlangt , bevor
die Verkündigung des Geſetzes ſtattgefunden hat oder die
Tagung geſchloſſen iſt . Die Wiederholung kann hinſicht⸗
lich einer Teilabſtimmung oder der Schlußabſtimmung
verlangt werden . Hat die Teilabſtimmung ein anderes
Ergebnis , ſo muß auch die Schlußabſtimmung wiederholt
werden . Die wiederholte Abſtimmung iſt endgültig . “
Alſo , das ſind die Beſtimmungen , an die wir heute noch

gebunden ſind .
Und nun eröffne ich die Einzelausſprache . Ich rufe auf ,

alles vorbehaltlich der Entſcheidung , ob heute endgültig
Beſchluß gefaßt werden ſoll oder nicht .

Überſchrift und Einleitung : „ Die Leitung der Vereinig⸗
ten Evang . ⸗proteſtantiſchen Landeskirche Badens “ betr .

Die Landesſynode hat mit verfaſſungsändernder Mehr⸗
heit — was alſo noch dahin geſtellt bleibt — als kirchliches
Geſetz beſchloſſen , was folgt :

Hat jemand etwas gegen dieſe Faſſung ? —Das iſt nicht
der Fall . 3

I. Allgemeine Beſtimmungen 81 .
Abgeordneter Schweikhart lieſt :
Abſ . 1. Die Leitung der Landeskirche iſt Dienſt an der

Kirche , ihren Gemeinden und Gliedern . Wie aller Dienſt
in der Kirche gründet ſich die Leitung der Landeskirche
auf den Auftrag Jeſu Chriſti und geſchieht in dem Glau⸗
ben , der ſich gehorſam unter Jeſus Chriſtus ſtellt , den
alleinigen Herrn der Kirche .

Abſ . 2. Die Leitung der Landeskirche geſchieht in geiſt⸗
lich und rechtlich unaufgebbarer Einheit . In dieſem
Dienſte wirken zuſammen die Landesſynode , der Landes⸗
biſchof , der Erweiterte Evang . Oberkirchenrat und der
Evang . Oberkirchenrat , wobei alles Recht allein dem
Auftrage der Kirche zu dienen hat .
Hier ſcheint ein redaktionelles Verſehen vorgekommen zu

ſein . Dieſer letzte Nebenſatz muß in den Abſ . 1 als Neben⸗
ſatz. Alſo der Schlußſatz : „ wobei alles Recht allein dem
Auftrage der Kirche zu dienen hat “ dürfte als Nebenſatz
hinter den zweiten Satz des erſten Abſatzes zu ſtellen ſein .

Abgeordneter Kley : Der Nebenſatz muß hinter Satz 2

Abſatz 1.

Berichterſtatter Abgeordneter D. Dr . v. Dietze : Es iſt
eine Meinungsverſchiedenheit und Unklarheit , die auch
heute Vormittag ſchon in einer kurzen Beſprechung zwi⸗
ſchen Herrn Kley und mir entſtand . Die jetzige Faſſung des
§ 1 iſt zuſtandegekommen aus der Umſtellung der alten
Faſſung , und dabei lag es dem Anreger dieſer Verände⸗
rung — das war der Synodale Kley — beſonders am
Herzen , und wir können ihm dafür beſonders dankbar ſein ,
den Eindruck zu vermeiden , der im alten §81 hervorgerufen
wurde , als handle es ſich beim Beginn des Abſatzes 3:
„ Die Leitung der Landeskirche iſt geiſtlich und rechtlich
eine unaufgebbare Einheit “ — als handle es ſich dabei nur

um den Landesbiſchof und Oberkirchenrat ; und deswegen
iſt hier bei Beginn des Abſatzes 2 neuer Faſſung ſofort
angefügt worden : „ In dieſem Dienſt wirken zuſammen die

Landesſynode , der Landesbiſchof , der Erweiterte Evang .
Oberkirchenrat und der Evang . Oberkirchenrat . “ Es wäre
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keine ſachliche Anderung , wenn wir den Nebenſatz hier ein⸗
fügten , aber es würde wieder den Zuſammenhang zer⸗
reißen und einer Mißdeutung das Tor öffnen . Und ich
würde dankbar ſein , wenn auch Kreisdekan Hof , der uns
bei dieſer Umſtellung im Ausſchuß beraten hat , ſich äußern
wollte , wo der Relativſatz , der am Schluß ſteht , am beſten
ſtehen ſollte : „ wobei alles Recht . . . uſw . “ . Sachlich ändert
ſich überhaupt nichts durch die Umſtellung .

Präſident Dr . Umhauer : Alſo leſen Sie den zweiten Ab⸗
ſatz , wie er lautet .

Berichterſtatter Abgeordneter Kley : Abſatz 2 muß lauten :
„ Die Leitung der Landeskirche geſchieht geiſtlich und

rechtlich in unaufgebbarer Einheit , wobei alles Recht
allein dem Auftrag der Kirche zu dienen hat . In dieſem
Dienſt wirken zuſammen die Landesſynode , der Landes⸗
biſchof , der Erweiterte Evang . Oberkirchenrat und der
Evang . Oberkirchenrat . “

Berichterſtatter Abgeordneter D. Dr . v. Dietze : Dann
nur noch eine Anderung . Das „ dieſem “ ſteht jetzt zu weit
weg von der Leitung . Mein Vorſchlag : „ Im Dienſte der
Leiſtung wirken zuſammen “

Präſident Dr . Umhauer : Jetzt wollen wir nochmals vor⸗
leſen .

Berichterſtatter Abgeordneter D. Dr . v. Dietze :
„ Die Leitung der Landeskirche geſchieht in geiſtlich

und rechtlich unaufgebbarer Einheit , wobei alles Necht
allein dem Auftrag der Kirche zu dienen hat . Im Dienſte
der Leitung wirken zuſammen die Landesſynode , der
Landesbiſchof , der Erweiterte Evang . Oberkirchenrat und
der Evang . Oberkirchenrat . “
Präſident Dr . Umhauer : Ich ſtelle nun dieſen Para⸗

graphen zur Diskuſſion .

Abgeordneter Schmidt : Mehr eine redaktionelle Bemer⸗
kung dahin , daß wir uns im Ausſchuß doch eigentlich darauf
geeinigt hatten , daß die Formulierung lauten ſoll :

„ Die Leitung der Landeskirche geſchieht geiſtlich und
rechtlich in unaufgebbarer Einheit . “

Ich glaube , daß in dieſer Weiſe das Geiſtlich und Recht⸗
lich in der Landeskirche wohl zu unterſcheiden iſt , ohne ſie
zu ſcheiden .

Abgeordneter Zitt : „ Die Leitung der Landeskirche ge⸗
ſchieht geiſtlich und rechtlich in unaufgebbarer Einheit . “

Präſident Dr . Umhauer : Nur das Wort „ in “ wird ver⸗
ſchoben .

Abgeordneter Dr . Uhrig : Es iſt hier der Ort , daß ich
auf die Ausführungen des Herrn Oberkirchenrats Dr .
Friedrich über die Geltung der Union bzw . ihre Bedeutung
für die Vorlage zurückkomme . Ich tue das nicht , um irgend
etwas zu ſeinen Ausführungen zu bemerken , dazu bin ich
weder juriſtiſch noch theologiſch genug geſchult . Aber es
iſt für mich eine Nötigung , zu dem Satz in der Begrün⸗
dung auf Seite 6, zweite Spalte „die CA, die abgeſehen
von Art . 10 in unſerer Landeskirche Geltung hat “ , Stellung
zu nehmen . Das „ abgeſehen Art . 10 “ iſt eben von ihm aus⸗

geführt worden in einer Weiſe , gegen die ich nichts er⸗
innern will . Aber ich möchte das ſagen : Explizite ſteht in
der Unionsurkunde nichts über eine Beſchränkung der Gel⸗

tung der EA in dieſem Sinne . Es iſt nicht von Art . 10
die Rede , auch von keinem anderen Artikel . Und zweitens ,
das wurde für mich eine innere Nötigung , das zu ſagen :
Ich bin der Meinung bzw . der Überzeugung , daß auch die⸗

jenigen Glieder unſerer badiſchen Landeskirche , die ſich an
den Art . 10 der Auguſtana gebunden wiſſen , in unſerer
Landeskirche ſich mit Recht auf das Bekenntnis der Kirche

berufen .
Präſident Dr . Umhauer : Ich wäre dankbar , wenn wir

uns jetzt beſchränken würden auf Ausführungen , die ſich
auf die aufgerufenen Paragraphen beziehen .

Wünſcht noch jemand das Wort zu §S 12 — Das iſt nicht
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der Fall . Ich darf daraus ſchließen , daß niemand Ein⸗

wendungen erhebt .

2
5 Schweikhart lieſt : 5

1. Die Landesſynode iſt eine Verſammlung von Pfar⸗

rern , Alteſten und anderen Gliedern der Landeskirche .
2. Aufgabe der Landesſynode iſt es insbeſondere :

a) die Geſetze der Landeskirche zu beſchließen ,

b) mitzuſorgen , daß die Landeskirche in Lehre ,

Gottesdienſt , Anterricht und Ordnung ihrem

Auftrage gerecht wird ,
c) den Landesbiſchof ſowie die ſynodalen Mitglie⸗

der des Erweiterten Evang . Oberkirchenrats und

ihre Stellvertreter zu wählen ,
d) den Haushaltsplan zu verabſchieden und dem

Evang . Oberkirchenrat über das Rechnungs⸗
ergebnis Entlaſtung zu erteilen ,

e) die Vorlagen des Erweiterten Evang . Ober⸗
kirchenrats , insbeſondere den Hauptbericht , zu
beraten und darüber zu beſchließen ,

f ) die Einführung des Kirchenbuches ( Agende ) , des
Geſangbuches und der Lehrbücher zu genehmigen .

Bevor eine Vorlage über dieſe Bücher an die
Landesſynode geleitet wird , iſt ſie den Bezirks⸗
ſynoden zur Stellungnahme vorzulegen . Der
Landesſynode iſt über die Stellungnahme der
Bezirksſynoden zu berichten .

3. Die Landesſynode kann alle Angelegenheiten der
Landeskirche in den Kreis ihrer Beratungen ziehen und
dementſprechend Wünſche und Anregungen an die
übrigen Organe der Kirchenleitung richten .

4. Die Synodalen haben aus ihren Erfahrungen im
kirchlichen Leben und aus ihrer beſonderen Sachkenntnis
heraus die Landeskirche zu beraten und ihr im Dienſt
der Leitung zu helfen .
Präſident Dr . Umhauer : Wir haben daraus geſehen , daß

der § 106 der alten Kirchenverfaſſung , den ich vorhin ge⸗
leſen habe , hier eine zeitgemäße Wiedergabe findet .

Abgeordneter Zitt : Darf ich wieder auf die Gefahr , als
Körnlepicker

nhite zu werden , eine redaktionelle Ande⸗
rung anregen ? Im Abſatz 2 das „ es “ zu ſtreichen : „Auf⸗
gabe der Synode iſt insbeſondere “.

Präſident Dr. Umhauer : Können wir ſtreichen . Werden

0 geäußert gegen den Vorſchlag ? — Streichen wir
8 „es “ .
Dann darf ich verſtehen , daß auch die

Ihnen gebilligt wird .
83

Abgeordneter Schweikhart lieſt :

5W0 A de ſetzt ſich zuſammen aus
a) den nach der Wahlordnung von den Bezirks 3

9
wählenden Synodalen .
vom Landesbiſchof nach Anhörung des Erweig des iter⸗

5 Evang. Oberkirchenrats zu berufenden Synodalen ,
arunter einem Mitgliede der Evang . Theol . Fakul⸗tät der Univerſität Heidelberg .

Ich würde Ihnen den Vorſchlag machen , daß wir dieFrage der zehn unter b) zurückſt i i 8 25
beſprechen . Hat jemand im

5 1

ben
übrigen Einwendungen zu er⸗

10 8N 8 0

0 le 5
nlage 1 weggelaſſen iſt ,

1 85 her
Es kommt in § 25, deswegen

—. —
Dr . Umhauer : Alſo hängt wieder mit § 25

Abgeordneter Schneider :
ſagt : „ Die Landesſynode

ett
ſih eEs wird ſier ge⸗

ſetzt ſich zuſammen“, iſt alſo

exiſtent . Es iſt wohl der Sinn dieſes Satzes : aus den zu
wählenden , aus den zu berufenden .

Präſident Dr . Umhauer : Es heißt : gewählt , berufen.
Abgeordneter Schneider : Ich bin der Meinung , wenn

die Exiſtenz der Landesſynode hier ausgedrückt werden
ſoll , muß es heißen : aus „ gewählten “ und „berufenen “

Präſident Dr . Umhauer : Das iſt ſprachlich und logiſch
richtig . Ich möchte vorſchlagen , daß wir das ſo machen:
alſo aus den

a) nach der Wahlordnung der Bezirksſynoden gewähl⸗
ten Synodalen ,

b) . . . vom Landesbiſchof nach Anhörung uſw, be⸗
rufenen Synodalen .

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor . Ich darf an⸗
nehmen , daß man mit dieſer Anderung § 3 annehmen
will .

8 4.

Abgeordneter Schweikhart lieſt :
Die Amtsdauer der Landesſynode beträgt 6 Jahte

und beginnt mit der erſten Tagung der Landesſynode .
Die Landesſynode bleibt ſolange im Amt, bis die neu⸗

gewählte Synode zuſammentritt .
Wortmeldung hierzu ? — Das iſt nicht der Fall . Der

Paragraph iſt gutgeheißen .
85 .
Abgeordneter Schweikhart lieſt :

Der Landesbiſchof beruft nach Abſchluß det Wahl die

Landesſynode zu ihrer erſten Tagung ein und nimmt

jedem Synodalen folgende feierliche Verſicherung ab:
„ Ich gelobe vor Gott , bei meinem Wirken in det

Synode , ſoviel Gott Gnade gibt , dahin mitzuarbeiten ,

daß die Kirche in allen Stücken wachſe an dem, der das

Haupt iſt , Chriſtus , und mich an die Ordnung der

Landeskirche zu halten . “
Der Landesbiſchof ſpricht die feierliche Verſicherung

vor , worauf jeder Synodale antwortet : „Ich gelobe es⸗

Später eintretende Synodale werden vom Präſidenten
der Landesſynode verpflichtet .
Sind hierzu Wortmeldungen ? —Das iſt nicht derFall.

Der Paragraph iſt gutgeheißen .
§ 6.

Abgeordneter Schweikhart lieſt : 185
1. Die Synode prüft die Vollmacht ihrer Mitglieder

und entſcheidet darüber endgültig . it di
2. Sie wählt zu Beginn ihrer erſten Tagung für die

Dauer ihrer Amtszeit aus ihrer Mitte einen Präfiden⸗
ten und einen erſten und zweiten Stellvertreter, 19
denen nur einer ein Pfarrer ſein ſoll , ſowie mehre

Schriftführer . 5
3. Bis die Wahl volljogen iſt , führt der älteſette

dale als Alterspräſident den Vorſitz die beiden jüngf

Mitglieder der Synode ſind Schriftführer .
Sind hierzu Wortmeldungen ? — Das iſt nicht der

Auch dieſer Paragraph iſt angenommen .
8
Abgeordneter Schweikhart lieſt :

1. Beſchlüſſe der Synode ſind gültig , wenn :
a) ſämtliche Synodale zur Tagung ein

laden ſind ,
b) mehr 1 zwei Drittel davon erſchienen 05fir
c) die Mehrheit der Wueen

eine Meinung entſchieden hat.
2. Die Verhönblüßge der Landesſynode ſind 3115

gliedet der Landeskirche öffentlich , Sie wendede ,
nahmsweiſe geheim durch Beſchluß der ſodem
wenn die Intereſſen der Landeskirche es frorbning

3. Die Landesſynode gibt ſich eine Geſchäf Geſhift⸗
Dazu möchte ich ergänzend bemerken : In der

da ig
ordnung wird nachher im einzelnen ſtehen wetei Stin⸗
mit Antragſtellungen und Entſcheidungen etwa

Fall.

zeln einge⸗



mengleichheit bei einem Antrag aus dem Sinn dieſer Be⸗
ſtimmungen heraus . Das wird nicht anders ſein als bisher .
Alſo geſtellte Anträge , die keine Mehrheit finden , gelten
als abgelehnt . Dann hat eben die Synode keine Meinung .

Berichterſtatter Abgeordneter Kley : Ich rege an , in
Abſ . 1 Ziff . o das Wort „ eine “ geſperrt zu drucken , um
hervorzuheben : „ für eine Meinung entſchieden hat “ .
Präſident Dr . Umhauer : Das kann man machen .

Abgeordneter Schneider : Ich habe zwei Fragen zu dieſer
Faſſung :

1. Müßte nicht unter 1 doch auch mit eingefügt werden :
„ ſoweit nicht eine Zwei⸗Drittel⸗Mehrheit erforderlich
iſt “ ( Zuruf : Kommt ! l ) . Das weiß ich ſchon , aber hier
wird im Grundſatz des § 7 geſagt , daß die Beſchlüſſe
gültig ſind , wenn die Mehrheit , einfache Mehrheit ,
generell geſagt , wenn die Mehrheit ſich entſcheidet und

die Verhandlungen der Landesſynode ſind für Mit⸗
glieder der Landeskirche öffentlich . Das iſt eine Be⸗
engung der Offentlichkeit , die wir beſchließen können .
Ich möchte aber fragen , es ſind vorhin Vertreter der
Preſſe dageweſen z. B. , es können Katholiken und
ſonſtige ſein . Wenn wir alſo hier hart ſind oder eng ,
müßten wir das begründen , daß wir wirklich nur
Mitglieder unſerer Kirche hier haben möchten . Es
könnte auch ſein , Sekten evangeliſcher Prägung könn⸗
ten etwa nach dieſer Beſtimmung hier nicht Hörer ſein .
Ich will nur die Frage hier andeuten .

Präſident Dr . Umhauer : Ich möchte , wenn ich mir das
erlauben darf , meine perſönliche Meinung äußern . Mir
ſcheint es zweckmäßig , daß wir hier als Prinzip auffrellen :
Die Verhandlung iſt öffentlich für Mitglieder der Landes⸗
kirche . Wie wir dieſes Prinzip anwenden , ob wir ſtreng
oder nachſichtig verfahren , iſt eine Frage der Geſchäftsord⸗
ordnung . Ich meine , wir könnten ruhig in der Geſchäfts⸗
ordnung vorſehen , daß nur auf beſondere Rüge , ſo wie bei
der Frage der Beſchlußfähigkeit , die Zugehörigkeit eines
Zuhörers zur Landeskirche geprüft wird . Darum halte ich
es für richtig , daß wir der Anregung des Synodalen
Schneider folgen .

8

Abgeordneter Dr . Hahn : Wenn davon die Rede iſt , daß
es um Prinzipien geht , ſo möchte mir ſcheinen , daß es hier
nur darum gehen kann , daß die Offentlichkeit hergeſtellt
wird . Wir haben Intereſſe daran , daß die Beſchlüſſe in
die Sffentlichkeit dringen , daß in die Offentlichkeit dringt ,
was in der Kirche vor ſich geht . Das iſt nicht der Fall ,
wenn wir die Offentlichkeit auf die Glieder unſerer Kirche
beſchränken .

Präſident Dr . Umhauer : Sie ſchlagen vor , daß wir die
Worte „ für Mitglieder der Landeskirche “ ſtreichen .

Abgeordneter Dr . Kuhn : Ich bitte um eine kleine Auf⸗
klärung . Soll in Ziff . 3 nur die Landesſynode , die je⸗
weilige Landesſynode , ſich eine Geſchäftsordnung geben ,
oder gilt das für alle Landesſynoden , die künftig kommen
werden ?

Präſident Dr . Umhauer : Der Sinn iſt der , daß die erſte
Landesſynode ſich eine Geſchäftsordnung gibt , und daß
dieſe automatiſch in Kraft bleibt , auch künftig . Natürlich
hat jede Synode die Vollmacht , die Geſchäftsordnung zu
ändern .

Abgeordneter Dürr : Ich möchte fragen , warum heißt es
der Landeskirche und nicht Glieder der Landes⸗

irche ?

Präſident Dr . Umhauer : Ich würde vorſchlagen , dem

Antrag des Herrn Profeſſor Hahn entſprechend die Worte

überhaupt zu ſtreichen , ſo daß es heißt : „ ſind öffentlich “.
Abgeordneter Zitt : Ich möchte doch bitten , daß dieſe

Begrenzung zunächſt einmal in dem Geſetz gelaſſen wird ,
daß die Verhandlungen der Landesſynode nur für Glieder
der Landeskirche öffentlich ſind . Ich könnte mir denken ,
daß die Synode einmal in eine Lage kommt , wo ſie ſich

1
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dagegen ſchützen muß , von irgendwelchen kirchenfremden
Elementen terroriſiert oder mindeſtens bei ihren Verhand⸗
lungen geſtört zu werden . ( Zuruf : Das ſteht im zweiten
Satzl ) — Wohl , aber ſie hat dann von vornherein die
Möglichkeit , ohne daß in die Debatte eingetreten wird , in
richtiger Weiſe die Intereſſen der Landeskirche zu wahren .

Präſident Dr . Umhauer : Ich weiß nicht , Herr Pfarrer
Zitt , ob Sie die Zeiten vor 1933 erlebt haben . Ich war
damals ſchon Präſident der alten Landesſynode . Und da
hat es manchmal recht turbulente Vorgänge gegeben . Ich
habe mich gehütet , etwa Saalſchutz anzufordern , ſondern in
ſolchen Fällen habe ich zunächſt die Klingel in Tätigteit
geſetzt , und wenn das nicht genützt hat , habe ich den Hut
aufgeſetzt und bin weggegangen von meinem Platz . Damit
war die Sitzung aufgehoben . Ich glaube nicht , daß wir
uns mit Gewalt ſchützen können gegen fremde Elemente , die
lediglich , um ſtören zu können , eindringen . Es ſei denn ,
daß wir eine geheime Sitzung anberaumen , und das iſt
im folgenden Satz vorgeſehen .

Abgeordneter Frank : Ich möchte fragen , könnte man in
dem zweiten Satz das Wort „ ausnahmsweiſe “ ſtreichen ;
einfach ſagen , „ſie werden geheim , wenn “ . . , alſo „ aus⸗
nahmsweiſe “ ſtreichen .

Berichterſtatter Abgeordneter D. Dr . v. Dietze : Ich will
mich für den Antrag Hahn ausſprechen , das „ Mitglieder
der Landeskirche “ zu ſtreichen . Wenn das „ ausnahmsweiſe “
geſtrichen wird , habe ich nichts dagegen . Ausnahme ſoll es
doch bleiben . Aber gerade aus den Erfahrungen bei den
Synoden der Evang . Kirche in Deutſchland muß ich ſagen ,
daß wir ja doch ein großes Intereſſe daran haben , wenn
die Sffentlichkeit an unſerer Synode teilnimmt , und daß
die Preſſe , wenn einmal eine geheime Sitzung angeordnet
werden ſoll , leicht verärgert wird . Daher glaube ich, daß
wir etwas Gutes tun , wenn wir uns für das Teilnehmen
der generellen Sffentlichkeit ausſprechen .

Abgeordneter Dr . Uhrig : Ich möchte anderſeits zu be⸗
denken geben , auch dem Herrn Präſidenten , ſich früherer
Zeiten zu erinnern . Wir haben damals die Hffentlichkeit
in der Weiſe auf die Mitglieder der Landeskirche beſchränkt ,
weil wir nicht etwa die Preſſe fürchteten oder ſonſt je⸗
mand , ſondern weil wir radikal politiſche Außerungen ,
Sekten etwa , die der Landeskirche feindlich geſinnt ſind , und
u. U. auch andere Bekenntniſſe ausſchließen wollten . Wenn
es einem Abgeordneten bekannt iſt , hier befindet ſich je⸗
mand , der offenbar nicht in guter Abſicht gekommen iſt ,
dann iſt hier die Handhabe , ihn freundlich hinauszu⸗
geleiten .

Oberkirchenrat D. Dr . Friedrich : Ich bitte , daß man das
Wort „ für Mitglieder der Landeskirche “ ſtreicht , weil es

gar nicht zu realiſieren iſt . Stellen Sie ſich vor , Sie haben
eine Tribüne voll Leuten , die revoltieren , und Sie gehen
hin und fragen , wer Mitglied der Landeskirche iſt und

wer nicht . Wie wollen Sie das durchführen . Alſo deswegen

ſollten wir die Worte „ für Mitglieder der Landeskirche “
ſtreichen .

Präſident Dr . Umhauer : Es iſt alſo der Antrag geſtellt ,

zunächſt die Worte zu ſtreichen : „ für Mitglieder der Lan⸗

deskirche “ .
Wer für die Streichung iſt , bitte die Hand zu erheben . —

Gegenprobe . — 2 dagegen . — Wer enthält ſich ?
Mit allen gegen zwei Stimmen ohne Enthaltung an⸗

genommen .
Und nun nächſter Satz : Es iſt der Antrag geſtellt : „ aus⸗

nahmsweiſe “ zu ſtreichen .
Wer für die Streichung iſt , bitte , die Hand erheben . —

Gegenprobe . — Niemand . Wer enthält ſich ? — 1 Ent⸗

haltung .
Der Antrag iſt angenommen .

Abſ . 2 heißt jetzt :
„ Die Verhandlungen der Landesſynode ſind öffentlich .
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Sie werden geheim durch Beſchluß der Synode , wenn
die Intereſſen der Landeskirche es erfordern . “
Damit iſt dieſer § S7 angenommen .
Berichterſtatter Abgeordneter D. Dr . v. Dietze: Es iſt

noch nicht beſchloſſen in Abſ . 1: „ ſoweit nicht in dieſem
Geſetz etwas anderes beſtimmt iſt “.

Präſident Dr . Umhauer : Ja , dieſer Antrag , der auch
von mir unterſtützt wird , iſt noch nicht beſchloſſen . Er wird
von Herrn v. Dietze formuliert .

Berichterſtatter Abgeordneter D. Dr . v. Dietze : 3
„Beſchlüſſe der Synode ſind , ſoweit nicht in dieſem
Geſetz etwas anderes beſtimmt iſt , gültig , wenn :
a) b) c) “.

Der Antrag wird einſtimmig angenommen .
8 8.

Abgeordneter Schweikhart lieſt :
Gegen Beſchlüſſe der Landesſynode , auch ſolche über

Eeſetze , kann der Evang . Oberkirchenrat Einſpruch er⸗
heben , wenn er ſie als nachteilig für die Landeskirche
anſieht . Er hat dies noch während der Tagung , in
welcher der beanſtandete Beſchluß ergangen iſt , der
Landesſynode unter Darlegung der Gründe mitzuteilen .
Verbleibt die Landesſynode bei ihrem Beſchluß und der
Evang . Oberkirchenrat bei ſeinem Einſpruch , ſo iſt eine
nochmalige Behandlung und Abſtimmung auf der näch⸗
ſten Tagung der Landesſynode erforderlich . In dieſem
Falle iſt der Vollzug des beanſtandeten Beſchluſſes bis
zur erneuten Beſchlußfaſſung aufgeſchoben . Gegen einen
erneuten , ſachlich unveränderten Beſchluß der Landes⸗
ſynode kann der Evang . Oberkirchenrat nicht abermals
Einſpruch erheben .
Ein Gegenantrag iſt nicht geſtellt . Ich ſehe auch keine

Wortmeldungen . Ich darf annehmen , daß dieſer Paragraphangenommen wird .
9

Abgeordneter Schweikhart lieſt :
Die Landesſynode tritt jedes Jahr auf Einladungihres Präſidenten zu mindeſtens einer Tagung zuſam⸗

men . Jede Tagung wird mit einem öffentlichen Gottes⸗
dienſt eröffnet . Die letzte Tagung der Amtsdauer wird
mit einem öffentlichen Gottesdienſt geſchloſſen . Die

Sitzungen werden mit Gebet begonnen und beendet . Vorjeder Tagung werden die Gemeinden der Landeskircheaufgefordert , im Gebet der Landesſynode zu gedenken .
Abgeordneter Schneider : Nur das eine , ich glaubeſprachlich klingt es beſſer , wenn wir in der zweiten Linie

ſagen : „ . . mindeſtens zu einer Tagung “ .
Präſident Dr . Umhauer : Ich habe nichts dagegen .

Abgeordneter Schneider : Was bedeutet der Begriff :vöffentlicher Gottesdienſt ?“ Heißt das Gemeindegottes⸗dienſt, der öffentlich gemeint iſt , oder heißt das daß wirin der Charlottenruhe “ Gottesdienſt halten und durchaus5 Nichtſynodale Zugang haben . Es iſt wichtig , eine
n zu hören , damit das im Protokoll feſt⸗

Oberkirchenrat D. Dr. Friedrich : Wenn es ein Gemeinde⸗
Cotzesdienſt wäre , hätten wir reingeſchrieben : öffentlicherGottesdienſt, der für jedermann zugänglich iſt .

DelobeordneterSchneider: Ich erinnere mich aber einerDe atte über dieſe Frage auf einer der letzten Synodenwo wir ausdrücklich den Wunſch hatten , daß die Synode
1 Eröffnungsgottesdienſt in die Gemeinde ginge.auch ſo praktiziert in Langenſteinbach, und

85if auch ſinnvoll m. E. , daß man es ſo tun würde . Wennn⸗ dagegen ſtehen, wäre es vielleicht gut , wenn wir5 hören würden. Ich erinnere mich daran , daß ſeinerzeiter Wille der Synode zum Gemei nde gottesdienſt hir ⸗zielte . 3
Präſident Dr . Umhauer:8 Ich wäre dafü ß wir dieSache laſſen , das läßt alles

afür , daß wir die
offen .

§ 9 iſt damit angenommen .

§ 10.

Abgeordneter Schweikhart lieſt :
1. Der Landesſynode ſind während einer Amtszeit vom

Evang . Oberkirchenrat nach vorheriger Beratung im
Erweiterten Evang . Oberkirchenrat vorzulegen :
a) mindeſtens zweimal ein Hauptbericht , der über

alles wichtige , was auf kirchlichem Gebiet ſeit der
Erſtattung des letzten Hauptberichts vorgekommen
iſt , Rechenſchaft gibt ,
mindeſtens dreimal
aa ) die Rechnungen über die unter Verwaltung

des Evang . Oberkirchenrats ſtehenden Stiftun⸗
gen und Nachweiſungen ihres Vermögens⸗
ſtandes ,

bb ) der Voranſchlag der allgemeinen Ausgaben
und Einnahmen ſowie die Nachweiſung über
die Verwendung der allgemeinen Einnahmen .

2. Den Zeitpunkt dieſer Vorlagen beſtimmt der Er⸗
weiterte Evang . Oberkirchenrat .

Wortmeldungen liegen hierzu nicht vor. Ich ſchließe
daraus , daß der Paragraph angenommen wird .

Um 19. 30 Uhr wird die Sitzung unterbrochen .

Nach der Pauſe wird die Verhandlung mit der Beratung
es § 11 fortgeſetzt .

Abgeordneter Dr . Kuhn lieſt § 11:
1. Wie ein Pfarrer ſeine Gemeinde , ſo hat der Landes⸗

biſchof die Landeskirche unter Gottes Wort und durth
Gottes Wort zu leiten . Er kann in allen Gemeinden
der Landeskirche Gottesdienſte und geiſtliche Ver⸗

ſammlungen abhalten .
2. Der Landesbiſchof erfüllt ſeinen Dienſt der Leitung

dadurch , daß er
a) alle Diener im kirchlichen Amt und die Gemeinden

brüderlich berät , belehrt , tröſtet und mahnt Ju
dieſem Dienſt wird er von den theologiſchen Mit⸗

gliedern des Evang . Oberkirchenrats und den

Kreisdekanen unterſtützt ;
ordiniert ; Ordinationen kann er auch anderen

Pfarrern übertragen ;
die Pfarrer und Delane in ihr Amt nach den gel⸗
tenden geſetzlichen Beſtimmungen beruft, ; .
die Vor⸗ und Weiterbildung der Pfarrer geiſtlich
ausrichtet ; 5 8 0darüber wacht , daß in Gottesdienſt , Seelſorge un
Unterricht das Evangelium richtig verkündig

wird ;
beauſſchtigtt ) die Kirchenviſitationen beauffichtigtt .

e) die diſziplinäre Aufficht über die Mitglieder des

Evang . Oberkirchenrats ausübt ;
h) Hirtenbriefe erläßt ;
i ) beſondere Gottesdienſte anordnet ;
14) Kirchen einweiht ;
) kirchliche Geſetze verkündet ;

m) die von dem Dienſtgericht Beſtraften
kann .

3. Weitere Aufgaben ſind in anderen kirchlichen Geſehen

geregelt .

Abgeordneter Dr . Hahn : Darf ich fragen , ob in ziſze
bewußt auf die Sakramentsverwaltung pepziche weiiſt . Vielleicht wegen der Anionsſituakion ? Sonf

eifen:die Sakramentsverwaltung hinein . Es müßte dann 10 ie
„ daß . . . das Evangelium richtig verkündigt Ad

Sakramente ihrer Stiftung gemäß verwaltet 0 fin
Berichterſtatter Abgeordneter Kley : Ich halte

richtig , daß dieſer Zuſatz hier angebracht wird
30 habe

Berichterſtatter Abgeordneter D. Dr . 1 möthte
gar nichts gegen die Einfügung des Sakraments ,

b —

τ

8 —

d
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begnadigen—



aber zu bedenken geben , wie es wirkt , wenn es nachher
heißt :

„ daß in Gottesdienſt , Seelſorge und Unterricht das
Evangelium richtig verkündigt und die Sakramente ihrer
Stiftung gemäß verwaltet werden . “
Im Unterricht iſt vom Sakrament keine Rede . Es ſcheint

mir nicht der rechte Platz zu ſein .
Präſident Dr . Umhauer : Es müßte an die Spitze geſtellt

werden .

Berichterſtatter Abgeordneter D. Dr . v. Dietze : „ daß
in Gottesdienſt , Seelſorge . . richtig verkündigt wird und
daß die Sakramente richtig ihrer Stiftung gemäß verwaltet
werden . “

Oberkirchenrat Dürr : Ich glaube , die Verwaltung der
⸗Sakramente iſt ja ganz eindeutig durch die Agende , die
von der Synode beſchloſſen iſt , feſtgelegt , ſo daß das nicht
extra betont zu werden braucht . Es war auch in den
früheren Verfaſſungen nicht mehr erwähnt , weil man
wußte , etwa nach der Auguſtana , daß zur rechten Ver⸗
kündigung die ſtiftungsgemäße Verwaltung der Sakra⸗
mente gehört .

Abgeordneter Dr . Hahn : Man nahm die Sakramente
nicht ſo ernſt , daran lag es .

Präſident Dr . Umhauer : Ihr Antrag , Herr Profeſſor
Hahn , geht alſo dahin , daß in e) beigefügt wird :

» verkündigt wird , und daß die Sakramente ihrer
Stiftung gemäß verwaltet werden . “

§ 11 wird mit dieſer Anderung einſtimmig angenommen .
Abgeordneter Zitt lieſt § 12 :

Der Landesbiſchof vertritt die Landeskirche im ge⸗
ſamten kirchlichen und im öffentlichen Leben . Die Be⸗
ſtimmung des § 18 Abſ . 2i ) bleibt unberührt .
§ 18 Abſ . 2! ) heißt :

„ Die Vertretung der Landeskirche in allen Rechts⸗ und
Vermögensangelegenheiten ſteht dem Oberkirchenrat
zu. “
§ 12 wird einſtimmig angenommen .
Abgeordneter Zitt lieſt § 13 :
1. Die Ernennung des Landesbiſchofs vollzieht der Er⸗

weiterte Evang . Oberkirchenrat auf Grund einer
Mehrheitswahl der Landesſynode . Vei der Wahl
müſſen mindeſtens drei Viertel aller Synodalen an⸗
weſend ſein . Ein Einſpruchsrecht des Evang . Ober⸗
kirchenrats nach §8 dieſes Geſetzes beſteht nicht .

„ Der Landesbiſchof wird in einem öffentlichen Gottes⸗
dienſt in ſein Amt eingeführt . Das Nähere wird durch
eine Verordnung des Erweiterten Evang . Oberkirchen⸗
rats beſtimmt .

3. Der Landesbiſchof wird auf Lebenszeit berufen . Auf
ſein Dienſtverhältnis finden die Beſtimmungen für
das Dienſtrecht der Pfarrer ſinngemäß Anwendung .

4. Der Landesbiſchof kann ſein Amt niederlegen . Er tritt
damit in den Ruheſtand .

Präſident Dr . Umhauer : Es iſt alſo hier eine qualifizierte
Mehrheit für die Anweſenheit gefordert , nicht aber für die
Abſtimmung . Es müſſen drei Viertel der Mitglieder der
Synode anweſend ſein , es entſcheidet aber dann die einfache
Mehrheit . Darüber müſſen wir klar ſein.

Der Paragraph wird einſtimmig angenommen .
Es folgt Abſchnitt IV : Der Erweiterte Evang . Ober⸗

kirchenrat, § 14.

Abgeordneter Zitt lieſt § 14 :
1. Der Erweiterte Evang . Oberkirchenrat iſt dasjenige

Organ der Landeskirche , welches Mitglieder der Lan⸗
desſynode , die Mitglieder des Evang . Oberkirchenrats
und die Kreisdekane in ſtändiger Arbeit am Dienſte der
Leitung zuſammenfaßt .

2. Der Erweiterte Evang . Oberkirchenrat hat insbeſondere
folgende Aufgaben :
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a) er beſchließt vorläufige kirchliche Geſetze , wenn dieſe
dringend nötig und unaufſchiebbar ſind , die Ein⸗
berufung der Landesſynode aber nicht möglich iſt
oder ſich durch die Unerheblichkeit der Sache nicht
rechtfertigen läßt . Bei ihrer nächſten Tagung iſt der
Landesſynode das Geſetz zur Entſcheidung vorzu⸗
legen . Lehnt ſie es ab , ſo tritt das Geſetz vom Zeit⸗
punkt des Synodalbeſchluſſes an außer Kraft ;
er ernennt den Landesbiſchof auf Grund der Wahl
der Landesſynode ;

e) er ernennt die Mitglieder des Evang . Oberkirchen⸗
rats , den Stellvertreter des Landesbiſchofs ſowie
das geſchäftsführende rechtskundige Mitglied des

b —

Oberkirchenrats nach Vorſchlag des Landesbiſchofs ;
d) er entſcheidet über Beſchwerden gegen Verfügungen

des Evang . Oberkirchenrats gemäß § 16 Abſ . s2
e) er erfüllt die in kirchlichen Geſetzen ihm zugewie⸗

ſenen weiteren Aufgaben .

Abgeordneter Dr . Köhnlein : Es iſt uns geſagt worden ,
daß das Beſchließen von vorläufigen Geſetzen eine ſeltene
Sache iſt . Deshalb halte ich es für richtig , daß wir nicht
gleich mit dieſem Artikel beginnen , ſondern mit dem Satz :
„er ernennt den Landesbiſchof “ . . . und nehmen Ziff . a)
ans Ende ; nach : „ er erfüllt die in kirchlichen Geſetzen ihm
zugewieſenen weiteren Aufgaben “ ; da ſind wir bei den
Geſetzen und können Ziff . a) anſchließen . Sonſt ſieht es ſo
aus , als ob es die wichtigſte Aufgabe des Oberkirchenrats
wäre , vorläufige Geſetze zu erlaſſen .

Präſident Dr . Umhauer : Das iſt auch der Fall .
Abgeordneter Schneider : Man kann da verſchiedener

Meinung ſein . — Darüber kann man reden . Keinesfalls
aber darf das jetzige a) hinter das jetzige e) kommen ; denn
es muß doch eine im Paragraphen präziſierte Aufgaben⸗
zuteilung kommen vor den in e) zugeteilten „ weiteren
Aufgaben “ .

Landesbiſchof D. Bender : Eine ſprachliche Sache unter
2 c ) : „ nach Vorſchlag des Landesbiſchofs “ , das heißt
beſſer : „ auf Vorſchlag “ . .

Abgeordneter Schneider : Ich würde ein Mittel vor⸗
ſchlagen , daß wir anfangen mit dem , was jetzt b) iſt und
o) als die beiden erſten , als drittes dann a) und dann d)
und e) ſtehen laſſen . Das wäre m. E. der Wertung nach
einigermaßen ſinnvoll .

Abgeordneter D. Dr . v. Dietze : Ich unterſtütze den An⸗
trag , den wir eben gehört haben .

Berichterſtatter Abgeordneter Kley : Ich bitte , die ur⸗
ſprüngliche Anordnung beizubehalten . Wenn es auch nur
vorläufige kirchliche Geſetze ſind , ſo iſt es doch die geſetz⸗
gebende Befugnis , die an der Spitze ſtehen muß . Es ent⸗
ſpricht die Reihenfolge der bei der Landesſynode : a) die
Geſetze zu beſchließen und o) den Landesbiſchof zu wählen .

Präſident Dr . Umhauer : Weitere Wortmeldungen liegen
nicht vor . Ich frage , ob die Mehrheit dafür iſt , daß die Rei⸗
henfolge hier geändert wird . Wer alſo für die Anderung von
Synodale Schneider iſt , den bitte ich, die Hand zu er⸗
heben . — Wer iſt dagegen ? — Das iſt die offentſichtliche
Mehrheit . Wir laſſen alſo die Reihenfolge .

Weitere Vorſchläge ſind nicht gemacht , lediglich daß an⸗
ſtelle des Wortes „ nach Vorſchlag “ „ auf “ Vorſchlag ein⸗
geſetzt wird . Dagegen werden ſich keine Bedenken erheben ,
das iſt ſprachlich auch ſchöner . Ich ſtelle feſt , daß das ſo iſt .
—Wird Widerſpruch gegen § 14 erhoben ? —Das iſt nicht
der Fall .

8 15.

Abgeordneter Schweikhart lieſt :
1. Der Erweiterte Evang . Oberkirchenrat beſteht aus dem

Landesbiſchof , dem Präſidenten der Landesſynode , 5
von der Landesſynode zu wählenden Synodalen , den
Mitgliedern des Oberkirchenrats und den Kreis⸗
dekanen .
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2. Der Landesbiſchof kann außerdem ein Mitglied der
Evang . ⸗theol . Fakultät der Univerſität Heidelberg in
den Erweiterten Evang . Oberkirchenrat berufen . Es hat
die gleichen Pflichten und Rechte wie die ſynodalen

Mitglieder .
Erheben ſich Bedenken gegen dieſe Beſtimmung ? — Das

iſt nicht der Fall . Der Paragraph iſt angenommen .

Abgeordneter Schweikhart lieſt den § 16.
1. Den Vorſitz führt der Landesbiſchof ; ſein Stellver⸗

treter iſt der Präſident der Landesſynode .
2. Bei Entſcheidungen über Beſchwerden gegen Ver⸗

fügungen des Evang . Oberkirchenrats , ſowie bei Ent⸗
ſcheidungen über die Zurruheſetzung von Geiſtlichen
auf Grund des § 2 Ziff . 3, 4 und 5 des Geſetzes , die

Zurruheſetzung und die Ruheſtandsbezüge der Geiſt⸗
lichen betr . , in der Faſſung des Geſetzes vom 24. Okt .
1951 ( WBl . S. 57 ) führt den Vorſitz der Präſident der
Landesſynode , der auch die Entſcheidung unterfertigt .
Bei Entſcheidungen über Beſchwerden gegen Ver⸗
fügungen des Evang . Oberkirchenrats haben nur die
ſunodalen Mitglieder des Erweiterten Evang . Ober⸗
kirchenrats Stimmrecht . Der Abſtimmung kann eine
geſonderte Beratung der Stimmberechtigten voraus⸗
gehen .

Der Landesbiſchof iſt berechtigt , auch in anderen
Fällen den Vorſitz an den Präſidenten der Landes⸗
ſynode zu übertragen .

4. Der Erweiterte Evang . Oberkirchenrat iſt beſchluß⸗
fähig , wenn mehr als die Hälfte aller Mitglieder und

3 mindeſtens 4 ſynodale Mitglieder anweſend
ind.

„ Der Vorſitzende des Erweiterten Evang . Oberkirchen⸗
rats kann über einen ſchriftlich begründeten Antrag ,
wenn Eile not tut und die alsbaldige Einberufung
einer Sitzung des Erweiterten Evang . Oberkirchenrats
untunlich iſt , ſchriftlich abſtimmen laſſen . Der Antrag
iſt angenommen , wenn mehr als die Hälfte und dar⸗
unter mindeſtens 4 ſynodale Mitglieder zugeſtimmt
und nicht wenigſtens 2 Mitglieder binnen einer Woche
mündliche Beſchlußfaſſung verlangt haben .

Präſident Dr . Umhauer : Zu dieſer Beſtimmung möchte
ich nur eines ſagen : Es iſt hier in Abſ . 2 ein Geſetz ge⸗
nannt , das die Zurruheſetzung und die Ruheſtandsbezüge

der Geiſtlichen erwähnt , das nicht verfaſſungsrechtlichen
Charakter hat . Ich möchte Wert darauf legen , daß wir im

Prototkoll feſtlegen , daß durch das Zitat dieſes Geſetzes hierin einer verfaſſungsrechtlichen Beſtimmung der Charakterdes Geſetzes als gewöhnliches Geſetz nicht geändert wird ,
ſo daß es alſo mit einfacher Mehrheit geändert werden
kann . Dasſelbe wird ſpäter nochmals praktiſch werden in
8 18

Iif 5 8 es heißt :
⸗Die Dienſtentlaſſung unſtändiger Geiſtlicher ger äß
8 15 der e en

Das iſt nur eine Ordnung , nicht Geſetz , ſoll alſo nicht
einen höheren Charakter bekommen dadurch , daß ſie hierim Verfaſſungsgeſetz erwähnt wird .
Abgeordneter Kley : Ich ſchlage folgende redaktionelle
Anderung vor :

5 55
2 ſollte nur die Vor

und in atz 3 die Frage der Beſchwerdei 5s wür⸗den dann Abſatz 2 Sat 1
von biszunterfertigt ' , und Abſ . J beginnend : „ Der Landesbiſchof “bis „ übertragen “ zu Abſ . 2 zuſammengefaßt und 5 2

2555
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ſitzfrage behandelt werden ,

nt der Landesſynode , der

auch die Entſcheidung unterfertigt . Der Landesbiſchof iſt
berechtigt , auch in anderen Fällen den Vorſitz an den
Präſidenten der Landesſynode zu übertragen .
Jetzt kommt Abſatz 3:

Bei Entſcheidungen über Beſchwerden gegen Ver⸗
fügungen des Evang . Oberkirchenrats haben nur die
ſynodalen Mitglieder des Erweiterten Evang . Ober⸗
kirchenrats Stimmrecht . Der Abſtimmung kann eine ge⸗
ſonderte Beratung der Stimmberechtigten vorausgehen .
Präſident Dr . Umhauer : Ich halte dieſe Anderung tat⸗

ſächlich für beſſer .

Berichterſtatter Abgeordneter D. Dr. v. Dietze : Da es
ſich hier bei dem nunmehrigen Abſatz 3 um eine ganz be⸗
ſonders wichtige und neue Regelung handelt , bitte ich um
Klärung darüber , wie es mit dem Stimmrecht des Mit⸗

glieds des Erweiterten Evang . Oberkirchenrats iſt , das als

Mitglied der Evang . ⸗theol , Fakultät der Univerſität Heidel⸗
berg in den Erweiterten Oberkirchenrat berufen worden

iſt . Es heißt da ausdrücklich , es hat die gleichen Pflichten
und Rechte wie die ſynodalen Mitglieder . Ich faſſe es 0
auf , und ich möchte es auch ſo geklärt haben , daß es guch
bei den Entſcheidungen über Beſchwerden gegen Ver⸗

fügungen des Oberkirchenrats mit ſtimmberechtigt iſt.

Praſident Dr . Umhauer : Ich halte das für ſelbſtver⸗
ſtändlich , aber es wird auch notwendig ſein , daß hier vor⸗
geſorgt wird für den Fall der Stimmengleichheit. Wit

können da nicht ſagen , es iſt dazu kein Beſchluß vothanden
Es muß für den Fall von Stimmengleichheit eine Stimm⸗

entſcheidung gegeben werden . Ich empfehle , daß dann der

Vorſitzende den Ausſchlag gibt .

Abgeordneter Schneider : Ich möchte doch noch einmal

auf die Anregung des Herrn von Dietze zurückkommen. Der
Begriff ſynodale Mitglieder iſt doch feſtſtehend, nänlic
daß ſie entweder durch Wahl oder Berufung Aietle
der Synode geworden ſind . Ich ſtelle die Frage , ob es nich

heißen ſollte : „ haben nur die ſynodalen Mitgliedetodet
die gleichberechtigten “ . Es könnte doch hier zu einet Mei⸗
nungsverſchiedenheit kommen . Die ſynodalen Mitglieder
ſind in Unterſchied gegenüber den beamteten Mitgliedern
des Evang . Oberkirchenrats geſetzt . — Ich würde vor⸗

ſchlagen , daß geſagt wird :
„ Bei über Beſchwerden . . haben nur
die ſynodalen Mitglieder des . . ſowie das berufene

Mitglied der Synode Stimmrecht . “

Abgeordneter D. Dr . v. Dietze : Ich nehme an, daß 8
alle dahin einig ſind , daß das Mitglied von der 15
Fatultät der Univerſität Heidelberg mit ftimmbeten
wird , und daß es zweitens als erwünſcht angeſehen
das noch ausdrücklich klarzuſtellen . Ich ſchlage vor,
wir das im § 15 tun , wo es heißt am Schluß: 1

die gleichen Pflichten und Rechte wie die ſynodalen 10
glieder ( und nun weiter ) : auch in den Fällen des §
Abſ . 3. “ — Damit iſt , glaube ich, alles klar .

Abgeordneter Dr . Uhrig : Ich glaube , es kann 91
1f.

andere Art doch einfach gemacht werden . Nach 83 be
15der Landesbiſchof ein Mitglied der Theol . Fakultät *

Synode und normalerweiſe doch wohl dann , wenn ag
dieſer Beſtimmung desſelben Paragraphen Gebrauch macht,

in den Erweiterten Oberkirchenrat .
˖

Landesbiſchof D. Bender : Damit iſt nicht ſie
das in den Erweiterten Oberkirchenrat berufene Mitg

identiſch iſt mit dem in die Synode berufenen .
1001

Abgeordneter Dr . Kuhn : Ich bin wiederholt
worden , ob gegen Verfügungen des Oberkinchenruene in
ein Rechtsmittel gebe und zwar das der Beſchwer ana
ob dann der Nechtsweg ausgeſchloſſen ſei Dies 2 Ent⸗
mich , darauf hinzuweiſen , daß nach § 137a) 5 m kitch⸗
ſcheidungen kirchlicher Behörden eine Klage vor 3

5 ſih
lichen Verwaltungsgericht möglich iſt . Es beſchrä



alſo ein Rechtsmittel nicht auf eine Beſchwerde allein , ſon⸗
dern es kann auch eine Klage vor dem kirchlichen Ver⸗
waltungsgericht erhoben werden .

Präſident Dr . Umhauer : Ich frage , ob nun der § 16 mit
dieſen Anderungen gebilligt wird ? — Das ſcheint der Fall
zu ſein ; ich ſtelle es feſt .

Es folgt § 17.

Abgeordneter Schweikhart lieſt :
Die Mitglieder des Erweiterten Evang . Oberkirchen⸗

rats ſind über wichtige Ereigniſſe in der kirchlichen Lei⸗
tung auf dem laufenden zu halten . Auf Verlangen iſt
ihnen über alle Angelegenheiten Auskunft zu geben . Sie
ſind befugt , Einſicht in die Akten zu nehmen . Sie haben
das Recht , den theologiſchen Prüfungen beizuwohnen .
Wortmeldungen liegen nicht vor . Ich ſchließe daraus ,

daß alle Synodale einverſtanden ſind .

Nächſter Paragraph .
Abgeordneter Schweikhart lieſt :

Der Evang . Oberkirchenrat . § 18.
1. Der Evang . Oberkirchenrat dient der Leitung durch

die laufende Verwaltung der Landeskirche . Er iſt zu⸗
ſtändig für alle Dienſtgeſchäfte , ſoweit dieſe nicht
einem anderen Organ der Kirchenleitung zugewieſen
ſind .

Dem Evang . Oberkirchenrat obliegt insbeſondere
a) die Unterſtützung des Landesbiſchofs bei der geiſt⸗

lichen Leitung der Landeskirche ,
b) die Pflege und Förderung einer organiſchen Ver⸗

bindung mit der Evang . Kirche in Deutſchland und

ihren Gliedkirchen ,
c) die oberſte Leitung des Religionsunterrichts in

Kirche und Schule ,
d) die Aufſicht über die Tätigkeit der Bezirksſynoden

und die Erteilung des Bezirksſynodalbeſcheides ,
e) die Anordnung und Verbeſcheidung von Kirchen⸗

viſitationen , außerordentlichen Kirchenviſitationen
und von Dekanatsviſitationen ,

f) die Aufnahme der Theologieſtudenten , die Leitung
der theologiſchen Prüfungen und die Aufnahme der
Kandidaten unter die Pfarrkandidaten der Landes⸗
kirche auf Grund beſtandener Prüfungen ,

e) die Aufnahme von Theologen unter die Pfarrer
der Landeskirche ,

h) die Ausübung der Befugniſſe , die der Kirche in Be⸗

zug auf das Praktiſch⸗theol . Seminar zuſtehen ,
i) die Vertretung der Landeskirche in allen Rechts⸗ und

Vermögensangelegenheiten ,
k) die Wahrung und Weiterbildung der geſamten

kirchlichen Ordnungen im Rahmen der Verfaſſung
und der Kirchengeſetze ,

J) die Erlaſſung von Verwaltungsverordnungen ,
m) die Einſtellung , Ernennung , Beförderung , Zurruhe⸗

ſetzung und Entlaſſung der kirchlichen Beamten
und Angeſtellten ,

n) die diſziplinäre Aufſicht über die Amtsführung
und den Wandel der Geiſtlichen und Kirchenbeam⸗
ten mit Ausnahme der Oberkirchenräte , die dem

Landesbiſchof unterſtehen ( ogl . § 11, Abſ . 2 g) ,
o) die Erkennung von Dienſtſtrafen gemäß der Diſzi⸗

plinarordnung der Evang . Kirche in Deutſchland ,
p) die Dienſtentlaſſung unſtändiger Geiſtlicher gem .

§ 15 der Pfarrkandidatenordnung ,
q) die Aufſicht über die Verwaltung des örtlichen

Kirchenvermögens und das Recht der Vertretung
der Kirchengemeinden , die ihre Rechte ungenügend
wahrnehmen ,

r ) die Verwaltung des Vermögens der Landeskirche
und der unmittelbaren Fonds wie auch der

Pfründen ,
s) die Anordnung von Landesskollekten ,
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t ) die Aufſicht über das kirchliche Bauweſen ,
u) die Entſcheidung über Beſchwerden gegen Verfü⸗

gungen der unteren kirchlichen Dienſtſtellen ,
») die Vorbereitung der Tagungen der Landesſynode

und die Ausarbeitung der Geſetzentwürfe .
Die Synode iſt mit dieſem Paragraphen einverſtanden .

Wir kommen zu 8§ 19.
Abgeordneter Schweikhart lieſt :
1. Der Evang . Oberkirchenrat beſteht aus dem Landes⸗

biſchof und aus theologiſchen und rechtskundigen Mit⸗
gliedern . Ein theologiſches Mitglied iſt der ſtändige
Stellvertreter des Landesbiſchofs , ein rechtskundiges
Mitglied verantwortlich für den geordneten Ablauf
der Verwaltungsgeſchäfte .
Die Oberkirchenräte werden auf Vorſchlag des Landes⸗
biſchofs durch den Erweiterten Evang . Oberkirchenrat
auf Lebenszeit ernannt . Sie werden in einem öffent⸗
lichen Gottesdienſt in ihr Amt eingeführt . Das Nähere
wird durch eine Verordnung des Erweiterten Evang .
Oberkirchenrats beſtimmt . Beim Eintritt in ihr Amt
nimmt der Landesbiſchof ihnen folgende Verpflichtung
ab :

„ Ich gelobe vor Gott , daß ich die Grundordnung und
die Geſetze der Vereinigten Evang . ⸗prot . Landes⸗
kirche Badens unverbrüchlich halten , für ihre Wah⸗
rung und ihren Schutz jederzeit mit aller Kraft
eintreten und meines Amtes mit aller Gewiſſen⸗
haftigkeit , Anparteilichkeit und Gerechtigkeit walten
werde . “

3. Auf das Dienſtverhältnis der theologiſchen Mitglieder
des Evang . Oberkirchenrats finden die Beſtimmungen
des Dienſtrechtes für Pfarrer ſinngemäß Anwendung .
Das Dienſtverhältnis der rechtskundigen Mitglieder
des Evang . Oberkirchenrats richtet ſich nach dem kirch⸗
lichen Beamtenrecht .

Der Landesbiſchof kann Mitglieder des Evang . Ober⸗
kirchenrats aus dringenden Gründen des Dienſtes nach
Anhörung des Erweiterten Evang . Oberkirchenrats in
den Ruheſtand verſetzen . Mitglieder des Evang . Ober⸗
kirchenrats ſind auf ihren Antrag vom Landesbiſchof
in den Ruheſtand zu verſetzen . Eine weitere Ver⸗
wendung regelt ein beſonderes kirchliches Geſetz .

Abgeordneter Dr . Hahn : Es ſcheint mir notwendig , daß ,
wenn es in Ziffer 4 geheißen hat , daß Mitglieder des
Evang . Oberkirchenrats auf ihren Antrag vom Landes⸗
biſchof in den Ruheſtand zu verſetzen ſind , es hier analog
heißen muß , daß der Erweiterte Evang . Oberkirchenrat
beteiligt wird , wenn der Landesbiſchof einen Oberkirchen⸗
rat in den Ruheſtand verſetzt . Es könnte der Fall eintreten ,
daß ein Mitglied des Oberkirchenrats unbegründet die
Verſetzung in den Ruheſtand verlangt .

Präſident Dr . Umhauer : Ich bin der Auffaſſung , daß
hier das Prinzip berührt wird . Wir ſtehen auf dem Stand⸗
punkt , die Mitglieder des Evang . Oberkirchenrats ſind be⸗
ſonders vertraute Mitarbeiter des Landesbiſchofs und
müſſen das ſein . Ohne daß der Landesbiſchof Vertrauen
in ſie hat , können ſie ihr Amt nicht ausüben . Umgelehrt
kann man auch den Mitgliedern des Oberkirchenrats nicht
zumuten , mit einem Landesbiſchof zuſammenzuarbeiten ,
mit dem ſie aus irgendwelchen grundſätzlichen Erwägungen
heraus nicht arbeiten können oder zu können glauben . Ich
kann mir nicht denken , welche Bedeutung nun das Votum
des Erweiterten Evang . Oberkirchenrats haben ſoll , wenn
ein Mitglied des Oberkirchenrats ſagt , ich kann nicht mehr
in dieſer Stellung tätig ſein , ich will in den Ruheſtand
treten . Was ſoll dann der Erweiterte Evang . Oberkirchenrat
machen ? Soll er ſagen : bitte , gib die Gründe genau an ,
aus denen du in den Ruheſtand treten willſt . Ich glaube ,
das geht über die Kompetenz des Erweiterten Oberkirchen⸗
rats hinaus . Ich habe auch nicht die Sorge , daß ein Mit⸗
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glied des Oberkirchenrats deswegen, weil er dann nichts
mehr zu tun braucht , wenn er im Ruheſtand iſt, in den

Ruheſtand treten wird , ſondern ich habe das Vertrauen
in die Herren , daß ſie wirklich nur triftigen Gründen
folgen werden . Im übrigen wird ja dann durch ein Geſetz
geregelt , das vorbehalten iſt , ob und in welcher Weiſe ſie
anderweitig verwendet werden .

Mam klännte natürlich auch ſagen ſtatt „ in den Ruhe⸗
ſtamd verſetzt “ in den „ Warteſtand “ , und dann wären ſie
ſchom kraftt dieſer Beſtimmung verpflichtet , ein Amt, das
mam ihmen amſinnt und kraft ihrer Vorbildung anſinnen
darf , zu übernehmen . Aber das kann ja in dem Geſetz ge⸗
regelt merden , das vorgeſehen iſt . Ich würde deshalb vor⸗
ſchlagen , Herr Profeſſor , daß wir von einer Anderung
Umgang nehmen .

Abgeondneter Schmeider : Ich möchte eine Frage an Sie
richten : Wir haben keine Beſtimmung , nach welcher einer
der Herren , der im Oberkirchenrat iſt und — ſagen wir
mal — dann eine Zuſammenarbeit mit dem Landesbiſchof
und mit der Mehrheit des Oberkirchenrats erſchweren oder
ummäglich machem würde , zu veranlaſſen wäre auszu⸗
ſcheiden . ( Zuruf Abg . D. Dr . u. Dietze : Der Landesbiſchof
kamm ihm entlaſſen ; ſteht ausdrücklich da . ) — Iſt das nur
im der Verantwortung des Landesbiſchofs gelegen ?

Aligeondneter D. Dr . u. Dietze : Nach Anhörung des Er⸗
meiterten Enang , Oberlirchenrats .

Lamdesbiſchoff D. Vender : Das iſt ja eine der Beſtim⸗
mumgen , am denen ſich unſere Brüder draußen ſtoßen und
im der ſie eine unzuläſſige Stärkung des Biſchofsamtes
ſehen . Ich wäre dankhar , wenn die Synodalen erfahren
münden , mas im Kleinen Verfaſſungsausſchuß zu dieſer
Veſtimmung gefühnt hat .

Oberlirchenrut B. Dr . Friedrich : Schon in den Geſetzenvom 1933 iſt der Satz aufgenommen , daß der Landesbiſchofeinen Oberkinchennat aus michtügen Gründen des Dienſtesin dem Ruheſtamd verſetzen kann . And hier kehrt das wie⸗der . Eine ſolche Beſtimmung iſt unerläßlich , denn das
Verhältnis zwiſchen Landes ſchof und Mitgliedern des
Oberkinchennats mußß ein Verhältnis ſein , das auf gegen⸗ſeitügem Ventrauem und auff übereinſtimmender Grund⸗
halltung beruht . Es iſt ſchllechterdings nicht mäglich , daßder Oberlinchennat ſeine Arheit verrichtet und daß der

Lamdesbiſchof im ſeinem geiſtlüchen Amt würkt , wenn in
dieſem Oberlinchenrat ein Mitglied iſt , das nach der theo⸗
logiſchen oder nechtlichen Seite hin eine grundſätzlich andere
Einſtellung hat , ſſo daßß bei jeder einzelnen Sache , die be⸗
handelt mind , ſoffont Gegenſätze auftreten , die jedesmalund mieder Schwierigleiten bringen . Das iſt un⸗ertn ch fün dieſes Guemium und infolgedeſſen mußß die
Müglichkeit geſchaffem ſein , hier wieder eine gewiſſe Homo⸗
genität herzuſtellen . Das iſt micht eime Steigerung derMacht des Landesbiſchofs , ſondern das iſt die Garuntiedufür , daß die Leitung , daß der Oberkirchenrat ebenfuuchtbau und erfolgveich aubeiten kamm.

Lamdesbiſchuf U. Bender : Vielleicht hilft es beſorgtenCemütenn, menm ſüe ſich) dem in dieſer Veſtimmung vor⸗
geſehenen Vongang gamz konkret vorſtellen . Die Abherufungeines Oberlirchennats Hatt ſio tiefgreifende Folgen , daß einM gmiffff des Landesbiſchofs ſein Verhältnis zum Kolle⸗gium des Oberkinchennats , zum Erweitenten Oberlirchen⸗
nat, zum Symode und meit darüher Hinaus zun ganzenKirche zu einem unhaltharen merden laſſon mufß. Die Ab⸗berufung eines Oberkirchenrats dunch den Landesbiſchofbleilbt eim Grenzfalll , als ſolcher aber mufßß en im einerKinchenondnung nongeſehhem werden .

8

Präſibentt Dr . Umhamer : Wontmeldungen liegen nicht
32 won. Ich ſtelle feſt , daßß die Veſtimmu 0 0iſt . g augememm
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Wir kommen nun zu § 20.
Abgeordneter Schweilhart lieſt :
1. Den Vorſitz im Evang . Oberkirchenrat führt der Lan⸗

desbiſchof und im Falle ſeiner Verhinderung ſein
ſtändiger Stellvertreter und im Falle von deſſen Ver⸗
hinderung das rechtskundige geſchäftsleitende Mitglied.

2. Der Evang . Oberkirchenrat faßt ſeine Entſchließungen
durch Mehrheitsbeſchluß . Bei Stimmengleichheit ent⸗
ſcheidet die Stimme des Vorſitzenden .

§ 20 wird ohne Ausſprache gebilligt .
Nun darf ich wielleicht nochmals auf die Frage der Be⸗

ſchwerdeentſcheidungen im § 16 zurücktommen. Da iſt,
glaube ich, auf meine Frage , wie das bei Stimmengleich⸗
heit ſein ſoll , noch micht verfügt worden . Auch dort müßte
bereits geſchrieben werden : „ Vei Stimmengleichheit ent⸗
ſcheidet die Stimme des Vorſitzenden . “

Abgeordneter Kley : Ich glaube , daß eine ſolche Be⸗
ſtimmung in die Geſchäftsordnung gehört , ſonſt müßten
mir wohl bei der Landesſymode auch eine ſolche Beſtim⸗
mung aufnehmen . Dort mird es wohl auch in der Ge⸗

ſchäftsordnung feſtgelegt ſein .unt Dr . Umhauer : Ich glaube nicht. Vei der

Landesſynode iſt es ganz klar . Es entſcheidet die Landes⸗
ſynode nach Mehrheit . Wenn keine Mehrheit da iſt, iſt
kein Beſchlußß da . Es heißt :38 Veſchluß kommt nur zuſtande dadurch , daßdie

Mehrheit der Stimmen einer Verordnung zuſtimmen .
Aber bei Veſchwerdeentſcheidungen kann man kein

Valuum laſſen , es imußß eine Entſcheidung ergehen. Jh

meine , wir müßten in § 16 Abſ . 3 hineinſchreiben hinter
das Wort „ Stimmrecht “ :

„ Bei Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des

Vorſitzenden . “
Und dann geht es weiter : „ Der Abſtimmung kann . .

vorausgehen . “
udDie Symode iſt damit einwerſtamden .

Num Mmen 8 zu Aböſchmitt VI : Die Eeſetzgebung der

Kirche .

A59
mhart lieſt § 21Abgeordneter weillhaut lieſt § 21:

1. Die ———— hatt das Recht der Kirche zur Geltung

zu bringem . 25Das Necht der Kirche mufß ſich in ſeinen
am der Heiligen Schriftt mach dem Verſtändnis
der Unionsurkumde auffceführten Velenntnisſchrifte

ausrichten .
3. Der Belenntnisſtand kaum micht auf dem

Geſetzgebung feſigelegt werden . Er iſt wielmehr
und Grenze der Geſetzgebumg , f5.

lbogeordneter Dr . 3 Eine Frage : Wenn 1
fer 3ſteht „ Der Velenntmisſtamd Lamm micht auf 1 inder Geſetzgebung feſtgellegt werden “ , mie iſt die Ani

Baden zuſtandegekommem ?
Obertürchennul D. Dr . Fricbrich : Die UAnioniſt

gelommen dunch eine Vereinbarumg zwiſchen den

Kinchen .
1—

Dr . Hahm : War das micht im Wege der 85
ſetzgebung ?

Oberlirchennat D. Dr . Frichrich : Es mar
Symode , nicht eim Geſetz . Heur Puoffeſſſor Hahn , iſt 1nicht der Satz Pelammt , er ſttehht im jeder Kankenneun 1daßß das Velenntnis michtt Gechenſttamd der Geſetzge

Landesbiſchof D. Vender : Es komunt Prof . 111 dnur dawauff am, zmmenfalhrem , alb § 21. Zifff . 3 bedeutet .
110 fl

Velenntnisgrumdlage den Kinſhe faltiſſch umweränderlich iit,
„ F J. bitteweill „ſie Guumd umd Guemze der Geſetzgebung 5b esum Meinungsäuſßenunng dess Kinchemjuriſtem darüber ,

s nur
richtig iſt , daßß eine Mnderumg des Belenm
von einen beſomderen , zul dicſenn Zuwenk Ciniberufemen Sy

durch einſtimmigem Veſchluſß crffelgem kammꝰ



Oberkirchenrat D. Dr . Friedrich : Es wird allgemein in
der Kirchenrechtslehre angenommen .

Abgeordneter Hauß : Wie iſt dann das möglich geweſen ,
die Alteſten auf die Barmer Bekenntniserklärung zu ver⸗
pflichten ?

Landesbiſchof D. Bender : Das iſt deshalb möglich , weil
die Barmer Theologiſche Erklärung nicht die Bedeutung
eines kirchlichen Bekenntniſſes hat und darum der Bekennt⸗
nisſtand unſerer Landeskirche durch die Aufnahme dieſer
Barmer Erklärung keine Erweiterung erfährt .
Eine Klärung erfordert aber die Frage , ob die Alteſten
auf die Barmer Erklärung verpflichtet werden ſollen , wäh⸗
rend die künftigen Pfarrer bei ihrer Ordination nicht auf
ſie verpflichtet werden . Dieſe Frage bewegt Pfarrer und
Laien gleicherweiſe .

Präſident Dr . Umhauer : Widerſpruch erhebt ſich nicht .
§ 21 iſt angenommen .

22

Abgeordneter Schweikhart lieſt :
Durch Geſetze werden insbeſondere eingeführt

a) die Grundordnung ( Verfaſſung ) der Landeskirche ,
b) die Ordnung des kirchlichen Amtes ,
c) die Ordnung des kirchlichen Lebens einſchließlich der

Gottesdienſtordnung ,
d) die Ordnung der kirchlichen Zucht ,
e) die Ordnung der Viſitation ( des Beſuchsamtes ) .
Abgeordneter Kühlewein : Ich möchte fragen , iſt damit

ſchon beſtimmt , daß dieſe Ordnungen kommen und einge⸗
führt werden müſſen .

Abgeordneter D. Dr . v. Dietze : Wenn ſie kommen , muß
ein Geſetz gemacht werden .

Präſident Dr . Umhauer : Ich perſönlich bin der Auf⸗
faſſung , daß das ein Gebot des Leitungsgeſetzes iſt , daß
wir gezwungen ſind , das zu machen . Allerdings haben wir
Zeit , es iſt keine Friſt geſetzt .

Landesbiſchof D. Bender : Es iſt die Frage , ob das der
Sinn der Geſetzgebung geweſen iſt , Ich meine , ſie werden
Gegenſtand eines Geſetzes , d. h. wenn ſolche Ordnungen
kommen , dann können ſie nur auf dem Wege der Geſetz⸗
gebung eingeführt werden .

Präſident Dr . Umhauer : Dann würde ich ſagen : „ können
nur eingeführt werden durch Geſetze “, nicht auf anderem

85 nicht durch Verordnung , ſondern nur auf geſetzlichem
ege.
Landesbiſchof D. Bender : „Nur durch Geſetze können ins⸗

beſondere eingeführt werden . . . “

Präſident Dr . Umhauer : Erhebt ſich Widerſpruch gegen
die Faſſung :

„ Nur durch Geſetze können insbeſondere eingeführt
werden : a) bis e)

wie hier geſchrieben ſteht ? Das iſt nicht der Fall . § 22 iſt
angenommen .

§ 23.

Abgeordneter Schweikhart lieſt :
Kirchengeſetze werden von der Landesſynode beſchloſſen

auf Grund von Geſetzesentwürfen , die entweder von dem
Erweiterten Evang . Oberkirchenrat oder aus der Mitte
der Landesſynode eingebracht werden . Andern die Geſetze
die Grundordnung , ſo bedürfen ſie einer Mehrheit von
zwei Drittel der Synodalen bei Anweſenheit von minde⸗
ſtens drei Viertel aller Synodalen .

Abgeordneter Dr . Uhrig . Ich werde auch hier gegen die

Beſtimmung , drei Viertel aller Synodalen müßten an⸗
weſend ſein , ſtimmen , um meinem Widerſpruch gegen dieſe

an die zu ſehr einengt , auch hier Ausdruck zu
geben .

Präſident Dr . Umhauer : Herr Dr . Uhrig , Ihre Auffaſſung
geht alſo dahin , daß keine Anweſenheitsmindeſtzahl vor⸗
geſchrieben werden ſoll .
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Abgeordneter Dr . Uhrig : Die übliche von zwei Drittel
der Synodalen , keine beſondere .

Präſident Dr . Umhauer : Alſo Sie ſtellen den Antrag :
Es ſollen die Worte „bei Anweſenheit von mindeſtens drei
Viertel aller Synodalen “ geſtrichen werden . Dies iſt ein
Abänderungsantrag . Wird er weiter unterſtützt ? — Das
iſt nicht der Fall .

§ 23 wird mit allen gegen eine Stimme angenommen .
Nächſter Paragraph :
Abgeordneter Schweikhart lieſt § 24 :

1. Die Geſetze werden von dem Landesbiſchof durch
Unterſchrift vollzogen und von ihm im Geſetzes⸗ und
Verordnungsblatt der Landeskirche verkündet . Sie treten ,
wenn in dem einzelnen Geſetz nichts anderes beſtimmt
iſt , mit dem 8. Tage nach dem Ausgabetage des Geſetzes⸗
und Verordnungsblattes in Kraft .

2. Die Beſtimmung des 8§8dieſes Geſetzes bleibt un⸗
berührt .
Präſident Dr . Umhauer : Das iſt das Einſpruchsrecht des

Oberkirchenrats .
Erhebt ſich Widerſpruch gegen dieſe Beſtimmung ? — Das

iſt nicht der Fall . Sie iſt angenommen .
Nun kommen wir zu VII „ Übergangsbeſtimmungen “ .

825
Abgeordneter Schweikhart lieſt :
1. Dieſes Geſetz tritt am . . . . 1953 in Kraft .
2. § 4gilt auch für die zur Zeit im Amt beſindliche Landes⸗

ſynode .
3. Der Abſchnitt IV der Kirchenverfaſſung , das Kirchliche

Geſetz vom 1. 6. /1 . 7. 1933 über den vorläufigen Ambau
der Kirchenverfaſſung ( VBl . S. 69/82 ) und das Kirchl .
Geſetz vom 1. 6. /1 . 7. 1933 über die Zuſtändigkeit des
Landesbiſchofs , des Oberkirchenrats und des Erwei⸗
terten Evang . Oberkirchenrats ( VBl . S. 71/82 ) ſowie
alle anderen zur Abänderung von Beſtimmungen des

Abſchnitts IV ergangenen Geſetze treten , ſoweit dies
noch nicht der Fall iſt , außer Kraft .

4. §S 30 der Wahlordnung erhält folgende Faſſung :
Die Landesſynode beſteht aus :

a) den von den Bezirksſynoden zu wählenden Alteſten ,
wobei die Bezirksſynoden Karlsruhe⸗Stadt und
Mannheim je 3, die Bezirksſynoden Pforzheim⸗
Stadt , Heidelberg und Freiburg je 2 Alteſte , und
die übrigen Bezirksſynoden je 1 Alteſten wählen ,

b) Pfarrern , wobei die Bezirksſynoden Karlsruhe⸗
Stadt , Mannheim , Pforzheim⸗Stadt , Heidelberg
und Freiburg je 1, die übrigen Bezirksſynoden je
2 zuſammen einen Pfarrer wählen ,

c) 10 vom Landesbiſchof nach Anhörung des Erwei⸗
terten Evang . Oberkirchenrats zu berufenden Syno⸗
dalen , davon 1 Mitglied der Evang⸗theol . Fakultät
der Univerſität Heidelberg . Dieſe zu berufenden
Synodalen müſſen die Befähigung zum Alteſten⸗
amt haben , ſoweit ſie nicht Pfarrer ſind .

5. In §8 31 Abſ . 1 der Wahlordnung iſt hinzuzufügen :
Bei der Berechnung des Drittels ( § 30 Buchſt . a) iſt die

Zahl erforderlichenfalls aufzurunden .
6. Der Evang . Oberkirchenrat wird mit der Durchführung

dieſes Geſetzes beauftragt .
Darf ich zunächſt eine kleine Formalität zur Sprache

bringen . In § 24 iſt die Rede vom Geſetzes⸗ und Verord⸗

nungsblatt der Landeskirche , und hier wird in Abſ . 3 immer
nur vom Verordnungsblatt geſprochen . Ich würde vor⸗

ſchlagen , ſtatt „ VBl . “ „ GVBl . “ zu ſagen , was ſonſt üb⸗

lich iſt .
450 Dr . Uhrig : Da iſt wohl auch noch ein Druck⸗

fehler auf der Vorlage mit abgeſchrieben . Das erſte Geſetz
1933 ſteht auf Seite 69/82 und das zweite auf Seite 71/82 .
Das ſcheint ein Fehler zu ſein . Falls es ſich ſo verhält ,
würde ich es für ſelbſtverſtändlich halten , daß das bei der
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Redaktion verbeſſert wird . Dieſe Ermächtigung wollen wir
dem Oberkirchenrat geben . 33

Abgeordneter Dürr : Um der Gerechtigkeit willen muß ich
beantragen , daß unter Ziff . 4a ) und b) auch der Kirchen⸗
bezirk Oberheidelberg eingefügt wird . Denn er hat mehr
Glieder als Freiburg und als Pforzheim .

Abgeordneter Dr . Hahn : Wer heute nachmittag die De⸗
batte über die Frage angehört hat , ob die größeren Städte
eine größere Vertretung in der Synode finden ſollen oder
nicht , der hat gemerkt , daß wir uns hier an einem ſchwie⸗
rigen Punkt befinden . Insbeſondere derjenige , der un⸗
befangen iſt und weder der einen noch der anderen Gruppe
angehört , hat die Empfindung , daß hier von beiden Seiten
gewiſſe Intereſſen vertreten werden , die ſchwer miteinander
in Einklang zu bringen ſind . Man hat die Empfindung , daß
die kleineren Bezirke es nicht einſehen , daß beſtimmte große
Bezirke herausgenommen werden ſollen nach einem ver⸗
hältnismäßig willkürlichen Auswahlverfahren .

Ich frage , ob ein Vermittlungsvorſchlag möglich iſt , wenn
man eine Beſtimmung übernähme , wie ſie andere Kirchen⸗
ordnungen vorſehen , die eine zahlenmäßig ganz beſtimmte
Grenze feſtlegen . Wenn die Mitgliedſchaft eines Kirchen⸗
bezirks — ſagen wir — die Hunderttauſendgrenze über⸗
ſchreitet , bekommt er eine größere Vertretung . Ich würde
vorſchlagen , nachdem ich die Liſte der Mitglieder der badi⸗
ſchen Bezirksſynoden eingeſehen habe , daß man die Sechzig⸗
tauſendgrenze nähme und nicht die einzelnen Kirchen⸗
bezirke erwähnt , ſondern jeder Kirchenbezirk , deſſen Seelen⸗
zahl 60 000 überſteigt , bekommt zwei Alteſten und einen
Pfarrer . Dann würde von vornherein auch klar ſein , welche
Bezirke in Frage kämen und welche nicht .

Abgeordneter Dr . Uhrig : Ich bedaure es ganz außer⸗
ordentlich , daß ich eben hören mußte , mein Standpunkt ſei
durch irgendwelche Intereſſen beſtimmt geweſen . Das iſtabſolut nicht der Fall . Mein Kirchenbezirk kommt nicht fürmehr Abgeordnete in Betracht . Für mich iſt es eine rein

grundſätzliche Frage . Und ich kann nur ſagen , durch die
verſchiedenen Verſuche, nun hier eine Grenze zu beſtimmen ,

e Richtigkeit meiner und meiner Freunde

Abgeordneter Schneider : Ich wollte folgendes zur Über⸗legung geben : Es wird hier geſagt unter a) Abſatz 4:„Die Landesſynode beſteht aus den von den Bezirksſynodenzu wählenden Alteſten “ , die ausdrücklich hier gefordertwerden, im Gegenſatz der hier zu wählenden Pfarrer . Daskönnte Mißverſtändniſſe geben , als ob wir hier in derSynode Alteſte ſeien . Wir ſind es gleichzeitig , aber in deSynode ſind wir Synodale . Ich würde formulieren : 5755 95
— — den Bezirksſynoden als Synodale gewählten Alte⸗

Alſo dieſen Unterſchied des Herko ens der S emüſſen wir , 5 Auler lles 1l. oler
Eületen deſunde förend, als ob die Landesſynode aus

Präſident Dr. Umhauer : Alſoheißt: „ Die Landesſynode beſtehzirksſynoden gewählten Alteſten . “
Abgeordneter Schneider :
ſchlag von Herrn Profeſſor
haupt nicht in die Debatteweil er eine Form des

Ihr Vorſchlag , daß es
t aus den von den Be⸗

Dann ein zweites : Den Vor⸗
Hahn möchte ich bitten , über⸗

5 5 nehmen und zwar deshalb ,ö ine 8 es Parlamentarismus in ReinkultEerdereinbräcte, nämlich das Mandat , den Sii bes
e icß

dieite ſeines Bezirks abhängig zu„Das würdeich wirklich nicht in die Synode P . ,
dh in 11 n die Synode bringen .nag 9 ſicht der Vermittlun eiAber ich glaube , das iſt nicht tirchlich . e

055deneet Kley: Es ſind doch heute Beiſpiele er⸗r
2 daß auch Landeskirchen je nach Größe eineene Anzahl von Vertretern entſenden, nicht nur zurSynode der Ey irche i

amen
ang . Kirche in Deutſchland , ſondern auch in

Sitzung

Abgeordneter Kühlewein : Ich möchte nur noch einmal
daran erinnern , daß es mir gar nicht darauf ankommt,
welche Bezirke die Alteſten entſenden , ſondern ich ſage nut,
wir waren uns darin einig , daß die Zahl der Synodalen
erhöht werden ſoll , damit z. B. die Arbeiter beſſer vertreten
werden können . Dadurch wäre die Möglichkeit gegeben, daß
die Bezirke , die eine größere Auswahl an Männern haben,
die als Synodale geeignet ſind , eher zum Zuge kommen.
Ich ſage nocheinmal , wieviel dazu kommen , darüber läßt ſich
noch reden , aber die dazu kommen , ſollen durch Wahl
dazu kommen , nicht durch Ernennung . Das ſind die zwei
für mich wichtigſten Grundſätze .

Abgeordneter Schweikhart : Ich möchte den lieben Kon⸗
ſynodalen Kühlewein herzlich bei dieſem Anliegen unter⸗
ſtützen . Ich habe ja heute lange geſchwiegen . Zum Shluß
möchte ich aber wenigſtens noch einige Tropfen reformier⸗
ten Sles in dieſes Getriebe einträufeln . — Das iſt ein
Ausdruck von Herrn Profeſſor Erich Wolf ; mit ihm habe
ich über das Leitungsgeſetz korreſpondiert . — Und darum
bitte ich die Synode dringend darum , dieſe Beſtimmung
hier anzunehmen , weil es auch mir auf die Wahl ankommt.

Landesbiſchof D. Bender : Ich kann jeder Regelungzu⸗
ſtimmen , die die Synode in der Frage trifft . Nur möchte
ich wegen „ des Tröpflein reformierten Bles “, an dem un⸗
ſerem Synodalen Schweikhart gelegen iſt , kurz darauf hin⸗
weiſen , daß die Wahl nicht das Kennzeichen der refor⸗
mierten Kirche iſt . Die reformierte Kirche des16. Jahr⸗
hunderts war keine demokratiſche , ſondern eine ariſtokrotiſch
beſtimmte Kirche , deren Presbyter nicht von denGemeir⸗
den gewählt , ſondern durch Kooptation des Presbyteriums
beſtimmt worden ſind .

Abgeordneter Schweikhart : Ja , das weiß ich auch. Aber

momentan haben wir gar keine andere Möglichkeit . Alſo
das Anliegen iſt das : Die Gemeinde ſoll Berückſichtigung
finden . Das iſt am eheſten erreicht durch Wahl .

Abgeordneter D. Dr . v. Dietze : Mir ſcheint es nach den

Erörterungen des heutigen Nachmittags und auch nach dem,

was wir jetzt gehört haben , daß dieſer Schlußparagraph11
Geſetzes mit einer Meinungsverſchiedenheit belaſtet iſt die

ſehr tief geht und die mit dem eigentlichen Anliegen15Geſetzes nichts notwendig zu tun hat . Es wird jd au

praktiſch ſich gar nichts ändern , ob hier eine Enſe
im Januar 1953 oder im Sommer 1953 getroffen 1
Denn ehe die nächſte Synode gewählt wird , wird doch1
geſchehen . Deshalb möchte ich zur Erwägung de 0
nicht dieſen ganzen Abſchnitt aus dem Geſetz heraus 5Das würde bedeuten , daß einſtweilen dieWahlotdnunge
geändert wird , ſondern bleibt , wie ſie bisher

kuße 1wir uns aber vornehmen , dem Antrag und dem, was
0

gewünſcht wird , auf der nächſten Tagung der 91
1feiner Weiſe , die wir vertreten können , Rechnung zu ttagen,

Die Verwirklichung iſt doch nicht früher möglih .
0

Oberkirchenrat D. Dr . Friedrich : Ich gebe zur ie
ob man von dem Abſchnitt VII ubergangbefimmhz⸗§ 25 Abſ . 1 läßt , Abſ . 2 läßt , Abſ . 3 läßt und nur

und 5 ſtreicht . ir den
Abgeordneter Schneider : Ich bin ſehr vantoneſfeh

Vorſchlag , den Bruder v. Dietze gemacht hat un wennohne weiteres dem zuſtimmen . Ich bedauere nut 130 Henunſer Vorſchlag durchgegangen wäre , 51
itt, die

Landesbiſchof , nachdem dieſes Geſetz in Kraft 8 111
Ernennung ſeiner Vertreter durchführen können . Nand⸗
alſo raſcher gegangen . Aber bitte , das iſt nut 11 100 110
bemerkung . Ich will gern dazu beitragen , daß wir

uli ung39882 ieſe Formulietmit einem einſtimmigen Votum nun dieſe §
iſt nur noth

des Geſetzes in der zweiten Leſung feſtlegen . Es if

dusentſcheiden , oö wir die dritte Leſung abbekenng
Abgeordneter D. Dr . v. Dietze : Nur zur

Wenn , wie ich jetzt wohl annehmen darf , der
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ſtattgegeben wird und die Abſätze 4 und 5 des § 25 geſtrichen
werden , müſſen wir dann in 8 3 die Zahl zehn ſtehen laſſen
Guruf : Jawohl ! ) —die Zahl des jetzigen Rechtszuſtandes .
Zehn , dann iſt es klar . Aus 6 wird 4.

Berichterſtatter Abgeordneter Kley : Ich glaube , meinem
Bericht noch einen wichtigen Zuſatz hinzufügen zu müſſen
und zwar , warum in unſerem Entwurf der Satz : „ Die
Landesſynode iſt keine Beſchwerdeinſtanz “ geſtrichen worden
iſt . Er iſt deshalb geſtrichen worden , weil der VA das Be⸗
ſchwerdeverfahren durch die neu getroffene Regelung des
§ 16 Abſ . 3 für genügend geklärt angeſehen hat und alle
Bedenken gegen dein urſprünglichen Entwurf dadurch aus⸗
geräumt glaubt , die Bedenken nämlich , daß über Beſchwer⸗
den dieſelben mit zu entſcheiden haben , die die Verfügung
erlaſſen haben . Nachdem jetzt die Regelung ſo iſt , daß nur
die ſynodalen Mitglieder des Erweiterten Evang . Ober⸗
kirchenrats über Beſchwerden entſcheiden , hielt der VA die

Beſtimmung , die Landesſynode iſt keine Beſchwerdeinſtanz ,
für überflüſſig .

Präſident Dr . Umhauer : Es iſt alſo der Antrag geſtellt
worden , und zwar von Herrn von Dietze , die Abſätze 4 und 5

zu ſtreichen in § 25. Ich laſſe darüber abſtimmen . Wer für
dieſe Streichung iſt , bitte , die Hand erheben . — Darf ich
um die Gegenprobe bitten . — Niemand dagegen . — Wer
enthält ſich ? — Neun .

Bei 9 Enthaltungen iſt die Streichung von Abſ . 4 und 5

angenommen , was nicht ausſchließt , daß in einem ſpäteren
Zeitpunkt eine entſprechende geſetzliche Regelung erfolgt .

Ich darf noch auf eine Sache aufmerkſam machen . Unſer
Konſynodale Henrich hat in ſeiner Radioanſprache ſeinen
Antrag erwähnt .

Abgeordneter Schweikhart : Vorhin war Herr Kurt

Haberer vom Süddeutſchen Rundfunk da . Er hat die Synode
interviewt , zum Schluß unſere Konſynodalen Henrich und
Kirchenrat Joeſt . Dabei hat Herr Henrich dargelegt , was er
von der Synode erwartet , und zugleich eindeutig zum Aus⸗
druck gebracht , daß es ſein perſönlicher Wunſch ſei , daß die

Synodalen , die aus der Arbeiterwelt hinzukommen ſollen ,
gewählt werden . Er hat mit keinem Wort die Entſcheidung
der Synode vorweggenommen . Und Herr Kirchenrat Joeſt
hat in dieſe Kerbe eingeſchlagen und vom Wählen oder

Berufen geſprochen auch in dem Sinne , daß die Frage noch
nicht entſchieden ſei . Alſo , die Synode iſt in keiner Weiſe
tangiert von dem , was bei der Radioſendung geſprochen
worden iſt .

Landesbiſchof D. Bender : Ich bitte deshalb , damit nach⸗
her keine Mißdeutungen in der Hffentlichkeit aufkommen
und aus dem Nichtwiſſen dieſer Vorgänge der falſche Schluß
gezogen wird , die Synode verſchließe ſich irgendwie gegen
das Anliegen von Bruder Henrich , es möge in der Bericht⸗
erſtattung ausdrücklich geſagt werden , daß 1. die Synode
das Anliegen von Bruder Henrich ſich zu eigen gemacht hat
und 2. daß es in der Kürze der Zeit unmöglich war , dieſe
Frage endgültig zu entſcheiden , daß dieſe Frage aber ihre
Erledigung auf der nächſten Synode findet .

Abgeordneter Schneider : Ich meine , das inſofern noch zu
ergänzen , daß in dieſem Bericht vielleicht aufgeführt wer⸗
den könnte , daß auch die Synodalen , welche einen anderen

Weg vorſchlagen zu müſſen glaubten , im Grundſatz zuge⸗
ſtimmt haben .

Abgeordneter Dr . Uhrig : Ich möchte das noch ausdrück⸗
lich als Antragſteller feſtlegen , daß ich hier heute keine

Stimme gehört habe , die ſich dagegen erklärt hätte , daß
die Freunde aus dem Arbeiterſtand auch hier in der Synode
als Synodale erſcheinen .

Abgeordneter Henrich : Ich muß doch noch eine feierliche
Erklärung abgeben : Ich habe keinen Augenblick daran ge⸗
zweifelt , daß überhaupt nur ein Synodale dagegen wäre ,
daß mehr Arbeiter in die Synode kommen . Es beſtehen nur

Meinungsverſchiedenheiten darüber , ob die neu Hinzu⸗
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kommenden gewählt oder ernannt werden ſollen . Aus

meiner Kenntnis der Pſychologie der Arbeiterſchaft halte

655
im Intereſſe dieſer Leute für beſſer , wenn ſie gewählt

ſind .
Präſident Dr . Umhauer : Weitere Wortmeldungen liegen

nicht mehr vor . Ich darf dieſen Punkt abſchließen .
§S 25 wird ohne die Abſätze 4 und 5 angenommen . Abſ . 6

bleibt und wird Abſatz 4.
Damit ſtelle ich feſt , daß auch dieſer Paragraph ange⸗

nommen iſt .
Abgeordneter D. Dr . v. Dietze . Wenn wir uns nachher

über die Verabſchiedung des Geſetzes — endgültig oder noch
nicht ? — klar geworden ſind , muß evtl . im Abſatz 1 dieſes
§ 25 das Datum nachgetragen werden , wann das Geſetz in
Kraft treten ſoll .

Der Ordnung halber wollte ich noch die Bitte vorbringen ,
die ich ſchon im Bericht ausgeſprochen habe , die Synode
möge feſtſtellen , daß die Synodalen Henrich und Köhnlein
endgültig dem VA angehören .

Präſident Dr . Umhauer : Erhebt ſich Widerſpruch da⸗
gegen ? — Das iſt nicht der Fall . Damit ſtelle ich feſt , daß
die beiden Herren Mitglieder des großen Verfaſſungsaus⸗
ſchuſſes ſind . Großer VA , das heißt der PA , der hier in der

Synode tätig iſt , im Gegenſatz zum Kleinen PA , der außer⸗
halb der Landesſynode tagt .

Und nun kämen wir zu der Frage , ob wir , nachdem nun
die zweite Leſung erledigt iſt , in eine dritte Leſung ein⸗
treten und damit das Geſetz alsbald zur Verabſchiedung
bringen , oder ob das nicht geſchehen ſoll . Die Synode hat
zwei Möglichkeiten : Entweder kann ſie ſich auf die Ge⸗

ſchäftsordnung ſtützen und kann ſagen : In der Geſchäfts⸗
ordnung iſt die Möglichteit vorgeſehen , daß zehn Abgeord⸗
nete Widerſpruch erheben , daß die dritte Leſung eines Ge⸗

ſetzes am ſelben Tag ſtattfindet , an dem die zweite Leſung
erfolgt iſt . Es muß dann wenigſtens eine Nacht zwiſchen der
2. und 3. Leſung liegen . Das iſt § 22 Abſ . 3.

Oder aber , die Synode iſt ja ſouverän , ſie kann ſagen ,
mich geht die Geſchäftsführung nichts an , ich beſtimme für
dieſen Fall etwas anderes , ich beſtimme : wir haben jetzt
in zweiter Leſung dieſes Geſetz beraten und ſind im Grunde

einig geworden . Aber die dritte Leſung verſchieben wir auf
die Frühjahrstagung .

Abgeordneter Dr . Uhrig : Zunächſt muß ich feſtſtellen , daß
wir über das Geſetz im Ganzen noch nicht abgeſtimmt haben
in zweiter Leſung .

Präſident Dr . Umhauer : Nein , das wäre die dritte

Leſung . In der zweiten Leſung wird nur abgeſtimmt über

die einzelnen Beſtimmungen . In der dritten wird über das

ganze Geſetz abgeſtimmt .
Abgeordneter Dr . Uhrig : Ich ſtelle den Antrag , über das

Ganze abzuſtimmen .
Abgeordneter Kühlewein : Ich ſtelle Gegenantrag , die end⸗

gültige Beſchlußfaſſung auf die Frühjahrsſynode zurückzu⸗

ſtellen , und möchte das kurz begründen :
Wir würden , wenn wir jetzt dieſes Geſetz annehmen , ſchon

im Frühjahr zum erſten Mal daran ändern müſſen ; denn

ſchon im Frühjahr müßten wir beſtimmen , ob es bei der

bisherigen Zahl bleiben ſoll , oder ob wir eine andere Rege⸗

lung wollen , um die neuen Synodalen in die Landesſynode

hereinzubringen . Aber das iſt nur ein kleiner Grund . Der

Hauptgrund iſt der , daß ich meine , daß im Verlauf dieſer

Ausſprache in den drei Tagen ſo viel an Bedenken und

Fragen an uns herangekommen ſind , daß ich es für ſehr gut

hielte , wenn wir nocheinmal die Gelegenheit hätten , dar⸗

über nachzudenken . Wer es weiß , wie wir uns im Kleinen

Verfaſſungsausſchuß lange über alles gefragt haben und

uns dann immer noch etwas eingefallen iſt , was wir etwas

ſchärfer ausdrücken können und müſſen , der weiß , daß es

ſchwer iſt , wenn man in ſo kurzer Zeit ein ſolchesGeſetz,
das zur Grundordnung unſerer Landeskirche gehört , feſt⸗
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legeam undd nanubſchiiedem wülll. Ich wünnde es ffün Klüger Haltten ,
monm win uns mitt den geleiſtetem Aubeitt zufriedem gaben
undd inn Frühjahhn endgültig über das Gaſetzt beſchlliaßen
wündem.

„ 33Alugeordneter Schmaider : Schainbur haben Sie , DonnPräſident eine andere Geſthüftsordnung als ſonſt im Parla⸗
mentam Dau kanm beü jeden Leſung eime abſchllüeßzende Go⸗
ſamtabſtimmung gemacht werden, , unm zun molumentienem ,
daßß zmam im dem uverſchiedenen Fragen die Abſtimmung
nenſchiedem wam, aben nach) dieſen Entſcheidungem Dammmdass
llatnefffende boſchliaßende Guemiunn im Geſamtem ſeh ent⸗
ſchaidem mürhte , ulb es burs geſumte Geſetz verwürft , ader ab'
es annimmtt . And wann wir nenſchieben — und) ich ſellben
mußß ſagem , ichh bim auch) jetztt moch) dafünn — wenm min bis
zunm Frühjahr nerſchieben , dann müchte ich) alben , mas ichſchom einmall ausgeſpwochen Habe , doch zu einem gemiſſen
Abſchluß kommen Wie Beratung , mie wir ſie jetzt halben ,
duingt jw nicht nach außem im den Fonm, , Daßz es ſichtlhum
münde . Es iſt alles eumogem und eingenubeitet wonden , allen
mam iſt dorh) zu einem Abſchluß gelommen ſoo weit ſind win
heute . Die Synode wind mitt Ausnahme des einen Puntbtesden Zuwahl von Synndalem , glaulbe ich, bei der Aleſtinnmung
einmütig ſugem : was win enunbeitet halben , iſt mach) dem
jetzigem Stund den Dinge nom uns gebilligt , diaſe Foaum ſolldus Leitungsgeſetz haben . Im der dnittem Leſung münd mumdanm im eine Debatte eingetreten , wenn meſentlliche meue
Dinge auftveten . So müchte ich) die Aboſtimmmng halben ,wenm es mügliich iſt , undd ich bitte deshalbh , daßß win doch eine
Schlußnbſtimmung den ämeitem Leſung haben , im den zumAusdruck bommem ſalll : Das willl Die Synodell — DieſerSchlußnbſtimmung künmte ich zuſtümmen , menn gleichtzertigboſtimmtt wind' : es fündet im Frühjahn eime endgültige duitte
Leſung ſtatt , bei den aber num nerhamdelt und debatttient
mindz wenm neue Geſichtspunkte kommen , ſo daß damm mitder duitten Leſung und Abſtümmung das Geſetz in Knaffttretem kann und ) ſeinen veumaltungsmäßigen Veulaufnimmtt .

Präſident Dr . Umhamen : Dauf ich gleich amtwonten : Ichhalte es fün dunchnuus mäglich , daßß die Synode beſchließt,min wallem am dem Schluß dieſer unſeren zmeiten Leſungeine proviſoriſche Schlußabſtimmung ſetzen , norbehaltlichder meitenen Beſchlußfaffung damüber , obb win ſie wieder⸗holen wollem Das mäne müägllich . Und meine Frage am Siegeht num dahin : Sind Sie der Aufffaſſuuntg, daß win heuteoder mongen , alſo jetzt im dieſer Tagung, endgültig fentigmachen mollem, oder ob mir die endgültige Veſchlußfaſſuunngauff das Frühjahn verlegen wollen . Das iſt eine klaweFrage :

Abgeordneten Dr⸗ Schmechel : Wenn man dunch den Vor⸗ſchlag von Freund Schneider eureichen lünnte , daß win damiitdu einer Einſtimmigkeit lommen , dann wünde ich micch) fümdieſe Entſcheidung entſchliießen , auch mitt dem beſonderenVonbehalt, daß min zu ertennen geben : win beabſichtigennicht , nochmals im eine Eröutenung eimzutneten , es ſei denn,daß ganz beſondene neue Geſichtspunkte auftreten .
Abgeondneten Dr . Vien : Selbſt auuff die Gefahr him , daßmich nismandd unterrſtützt oder meine Meinumg teiltt , bin ichdafür, daß noch heut e da Eeſetz endgültig heſchloſſen wind .Ich mam bei den geſtrigen Veuhandlumgen Zuhüner , und eshut mich ſchwer bedrürkt , daßß dabei immer Wieder das Wortgefallen iſt : „ Was werd en die da draußenſagen ? “ Ich ſehe dauin einen Mangell an Verantutungsfpeudigleit . An dem Geſetz wurde viele Monate legeanbeitet , alle Derechtigten W.alle Synodalen ſind mi

trotzdem foll enſt die nö
gültig beſchließen ! E
Die Synode allein 1
ich Hofffe, daß unter uns ge
ſind , dieſe Verantwortung auch

ber dieſſes Geſetz end⸗
ung verſtehe ich nicht .

au entſcheiden , und
1 ſimdd, Die bereit

dennehmen . Wennaäunl. ü!

wicht, , ſoo wanzichteett dür Simodre zu ilhmemn Schuden auf das
ihn zuſtalhendee Machhtt. Aues Digſem Grümdem beantrage ich,
Daßß moch) Hauter daus Geſſattz wennlhſſchürdeett uwind

Albignordnaten Joaoſtt : Ichy demlie jjetzt midchttam Die da drau⸗
ßen , ſondeum ich) damlle aun Diig Wuülder , die mirklich ihte
Songem und Vodanlem dem Symudde ammwentummthaben , ehrlichund nom Horzeum . Das mamam Durh) münhtt Lamter böſe Buben,
die die Aulleitt den Symode ſalhottüenem molllen, ſondern
Männar , Thaollogem , düre ſichom muuſßttem, mos ſſie ſagten . Wenn
aulch duuuch duus Moſuulltadt unrſſenen Wenlhamdllumgem für meinen
Bagwifff ſchom Waſſeemtllückhas) wom deenn guutsherümmt iſt , wasjene ſoo ſchmarzllichh Wamagtt tt iilch Müttte gewünſcht , daß
Ddiaſe unſene Vuüden diee GamerumlddrrlhanttteHättenmiterlebenkünmem , miee minm ſiir Hitenr Eullalött Haulbem. Da iſtt ein füt mich
nauer Vagmwifff aufgalummmem , der Wegmifff der Verzahnung .
Maim Eindruck iſtt as gemaſſem , Daſß „düeſſeVerzuhnungnicht
billaß thheawatiſch ) gaſetztt ummd gyellalhut, ſomdermwirklich untetuns gellebt mondam iſſt . Alber as iſſt Pier wie bei der
Untenſeegllocle , deuem Tommalllem mun der⸗ vernimmt, der
ſichh mütt ihn inn gllaichem Ellemtemtt laſimdet . Die Synode und
das im ihn wongahende geiſttigee Wümchem kamm murdet recht
nerſtahem , den ſich) mitt ilhm inm glleülhhem Element befindet.
Wenm mam die Dinge mom auiſßum betnulhttet , uwind man vieles
mißßwerſtahem . Es hatt mamchenn wom ums weh getan , daß
ſolche Mlißwanſtäündmiſſſe mügllich mauem . Es mußß abet noch
tiefen ſchmonzun , menm dünſee Mliffwauſttämdmiſſſe moch mißver⸗
ſtehhendd ausgelagtt mandem . Ichy müchhtte DaumrummimGedanken
am dasz , mas Synodulle Schmeitdren gyeſſagtt Hat, muchmals e 1
Venſchiabung der albſchllüefendem Leſumg auf die WTagung dan Synmde Lenmmtungem . Danmitt ſill miccht
merden , daſß im diaſem Taghem gutte und fäuberet

Arbei
gelleiſtet wondem iſtt . Was gutt iſſt , Elcilbt gut. Aber 1115naue Dinge ganz ſchwenmiedhemder Aut ſialh eneignen ſollten,
d0 de Der Synaode wun Der

Schlußßubſtimmung
die

Mäglichkeitt zu mauen Stolllumgnalhme ghegelbem merden .

Lamdesbhiſchoff Iu . Bandun : Waeill Die Symade wiſſen 5wie den Obantinchenmatt im dieſſer Funche denkt, wollen 15uns einen Maimumgsäuffauunng miäkhtt emttziechen. ies min umten daemm Eindnuck der mmmchhenlei
Fuagem und Eimmandungem ſid gagamgem wie mohl 1meiſten Synadalem dußz ich gemeünmt Inbe, hüer ſei 8 10Vehutſamteitt amm Plaatzz , mürlhtt antes Eümen tuktiſchen * 3ſondenm damitt mirmammd inmanllilhy ülbenfordert 1je Längen win unns miitt Deu Wonlluge Weſſchäftigt 2

benitim den guten Waiſe ' baſchüfſtigtt hulben , mie es geſche
ſcheint min doch) Deutllich ) gemundem izul ſeüm, daß den10äußerten Anliiagen Nachmmucz getnangem morden

— —allerdings Genarallbedenlem geegſem ür Varllage ange ſehesmonden ſind , Ain die Geſamntnilhtunng beesim Frage ſtellan , wind auuchh dummih eime Vertagung der

ſchlufffaſſuong nüthts guhnlffem ſeim . itWenn 55 110 dan Scheim cimen Albeneilumg
wünde ich) den Alusſſetzunng Des Weſchhluſſſes nieſedie Einmütigſritt den Synnde inmmSahllinhem zerſtreu
Songe .

.Abe 1 die amdane Fragee Werpagtt mnichh, ulb Bei
den Kläuumg im dan Sachee eimne Wentingmungmom

585Be⸗verantwontett wandem kamm. Symedalle Klem hat
in diedenken gegem das Lritumgsgaſetz zuſnmmengefaßt ren Be⸗Mahnung , Natteett Die Snadeell Es gülbtt Heimem desweis gegem die Vaſongmiit , Daſß die Symade ELamdesbiſchoffs umd Dars Obeuliimchheemnnmtts emp⸗ſoll als duß die Spmodn ſelbſt feflloͤlte dirke Gefestfimdem win nichtt ales gegem unnesgenicchttett, E derLei⸗unſene Meinung undd umſferem Willlem im der Frng

u Gtundtung den Kinchee auts , Es güllltt nuunr cimmem leaneſehes:füm eine Vautagung dau Wäſthlluſffiuſſſunng 8 ine ſolcheGenm nämlich die Spymade ſfiülh ninht ellber 25 r det FallGeſetzesvonlage llam gemondam unäüme. Iſtt das a 4
eine tak⸗dann wäre eine Altssſtetzumg den Weſſhilurfaſſumg



tiſche Rückſicht auf das Urteil draus , und das iſt in der

Kirche , glaube ich, nicht angebracht . Es geht mir darum ,
daß die Synode ſich und ihre Verantwortung richtig ver⸗

ſteht . Nach der gültigen Verfaſſung unſerer Kirche hat die

Synode vor der Beſchlußfaſſung nur in ganz beſtimmten
Fällen ( Lehrbüchern ) die Bezirksſynode zu hören . Wenn

jetzt draus geſagt wird : ein ſo wichtiges Geſetz darf doch
nicht ohne Votum der Pfarrerſchaft beſchloſſen werden ,
dann müßte die Synode die beſtehende Verfaſſung dahin
abändern , daß jedes Geſetz — denn welches Geſetz iſt nicht
wichtig ? ! — vor der Beſchlußfaſſung durch die Synode den

Bezirksſynoden zur Außerung vorgelegt werden ſoll . Das
kann man tun , nur muß man ſich darüber klar werden , daß
dann die geſetzgeberiſche Arbeit der Snode ſo gut wie lahm⸗
gelegt wird , weil die Bezirksſynoden den Stoff gar nicht
bewältigen können .

Dieſer Weg iſt aber bis jetzt nicht verfaſſungsgemäß , und

ich habe Bedenken , daß die Synode die ihr gegebene Ord⸗

nung außer Acht läßt . Die Folgen ſind nicht leicht zu über⸗

ſehen . Dieſen Hinweis glaubte ich der Synode ſchuldig zu
ſein .

Abgeordneter Dr . Barner : Ich habe den Eindruck ge⸗
wonnen , daß während der ganzen Tätigkeit unſerer Landes⸗
ſynode — wenigſtens ſoweit ich dabei beteiligt war — das

Leitungsgeſetz die größte und umfaſſendſte Arbeit iſt , die
wir auf geſetzgeberiſchem Gebiet geleiſtet haben . Freilich
kann auch ein anderes Geſetz , das wir beſchloſſen haben ,
für den Einzelnen oder für Mehrere , die davon betroffen
werden , von großer Bedeutung ſein . Aber das Leitungs⸗
geſetz iſt für alle Glieder der Kirche ſehr bedeutungsvoll .
Denn es ſtellt einen wichtigen Teil der Organiſation des

rechtlichen Gebäudes dar , in dem ſich das kirchliche Leben

abſpielt . Nachdem nun ſelbſt der Herr Abgeordnete Kühle⸗
wein , der als Mitglied des ſtändigen VA ſchon mehr als
ein Jahr an dem Entwurf dieſes Geſetzes mitgearbeitet hat ,
der Meinung iſt , daß man einem ſolchen Geſetzeswerk noch
einmal in einem gewiſſen Abſtand gegenüberſtehen müſſe ,
ehe man es endgültig verabſchiedet , ſo muß ich das von mir
aus um ſo mehr ſagen . Denn ich habe mich , wenn auch nicht
mit der Geſetzesvorlage , ſo doch mit den Einwänden gegen
dieſe , erſt hier in dieſen zwei Tagen intenſiv beſchäftigen
können . Ich habe mich meinen Amtsbrüdern in Heidelberg
gegenüber bei einer Beſprechung auf den §8 94 unſerer Ver⸗

faſſung berufen , der beſagt , daß ich verpflichtet bin , „ nach
eigener Überzeugung meine Stimme abzugeben “ . So möchte
ich es auch in dieſem Augenblick halten . Daher bitte ich,
daß man mich verſtehe , wenn ich für die Löſung , die Herr
Abgeordneter Schneider vorgeſchlagen hat , ſtimme . Ferner
bitte ich, wenn wir die mit Recht geprieſene Verzahnung
unſerer gemeinſamen Arbeit auch auf dieſer Tagung bis

zuletzt erleben wollen , daß keiner dem anderen irgendwelche
Vorwürfe , keinen leiſen oder lauten , keinen feinen oder

groben , darüber macht , wie er nach ſeiner gewiſſensmäßigen
Überzeugung entſcheidet und entſcheiden muß .

Abgeordneter Hammann : Es iſt eigentlich ein Geſchenk
Gottes , liebe Brüder , daß wir aufeinander höeen
können in vorgerückter Stunde !

Zunächſt eine Erinnerung an die Anregung des Kon⸗
ſynodalen Schneider . Wenn uns nicht noch klar geſagt wer⸗
den kann , wie es gemeint iſt , daß man die dritte Leſung
verſchieben ſollte , aber doch ſchon feſtlegen ſollte , unter

welchen Vorausſetzungen eine dritte Leſung erfolgen ſollte ,
dann habe ich die Sorge , daß wir einer kommenden Sitzung
etwas vorwegnehmen und etwas beſchließen , was wir beſſer
nicht beſchließen ſollten . Man kann nur feſtlegen , was ift ,
aber man kann nicht feſtlegen , was erſt ſein wird ! Nach

Ablauf von fünf bis ſechs Monaten , kann ich mir denken ,
ſind wir durch die Geſpräche zu Hauſe und in den Pfarr⸗

bruderkreiſen in einer neuen Lage , ſo daß wir eben uns

eingeengt fühlen , wenn wir dann nur noch nach der heutigen
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Beſchlußfaſſung zu einer dritten Leſung und Abſtimmung
kommen ſollten . Ich halte es für bedenklich , daß man heute
ſchon feſtlegt , was man nach fünf Monaten beſchließen will !
Wir wiſſen nicht , ob wir in fünf Monaten zuſammen ſein
werden , wiſſen nichts über die Situation , wiſſen nichts über
die Geſpräche mit den Pfarrbrüdern . Inſofern muß ich dem
Herrn Landesbiſchof zuſtimmen .

Aber nun frage ich mich ſelbſt , und das iſt eine Frage an
uns alle : Gewiß wird es vielen von uns in dieſen Tagen
immer wieder vor Augen geſtanden haben : wie reagiert
man auf dieſes Geſetz , wenn es heute beſchloſſen wird ?

Iſt es darum eine Frage , welche im Grunde die Brüder im
Lande betrifft , oder iſt es eine Frage der Zweckmäßigkeit ,
wie man das jetzt Erarbeitete noch unter Dach und Fach
bringen kann ?

Wenn wir nun nicht weiter kommen in der Entſcheidung ,
liebe Brüder , ſo wollen wir doch lieber einen Augenblick
den Herrn Landesbiſchof bitten , daß er fünf Minuten Pauſe
einlegt , daß er mit uns bete und wir nicht , wie ſchon ein⸗
mal geſagt wurde , beſchließen aus innerer Unruhe oder
Unkenntnis ! Dann wollen wir es wagen , die Gewiſſens⸗
entſcheidung zu treffen . Die Stunde iſt zu vorgerückt , als

daß neue Erkenntniſſe kommen . Sollte aber die Entſcheidung
jetzt auf der Synode getroffen werden , bitte ich, daß wir

anregen , daß zuſammen mit der Veröffentlichung — mög⸗
lichſt ſchon in den nächſten vierzehn Tagen — ſämtliche
Brüder ſich bereit erklären , draußen in den Kirchenbezirken
bei den Amtsbrüdern oder bei Zuſammenkünften ſo aus⸗

führlich wie möglich darüber zu ſprechen . Vielleicht könnte

man das Zwei - Mann⸗Syſtem einführen , das iſt beſſer als

nur ein Mann . Weiter könnte ich mir denken , daß man zu
dem Geſetz eine Erläuterung herausgäbe ,die das Erarbeitete

des Verfaſſungsausſchuſſes und einiges Weſentliche von dem ,
was in den zwei Tagen zur Diskuſſion geſagt worden iſt ,

auch zum Inhalt hätte . Ich könnte mir denken , daß eine

Reihe von wohlwollenden Brüdern nach gründlicher Prü⸗

fung des Flugblattes oder der Erläuterungen doch ruhiger
als bisher dieſes Leitungsgeſetz aufnähmen . Wenn wir uns

alſo nun die Frage zu ſtellen haben : wie ſollen wir ent⸗

ſcheiden , kann ich von mir nur bekennen : Warum ſollten
wir nicht das , was hier jetzt erarbeitet worden iſt , zu

irgendeinem Ende bringen , nachdem der Kleine VA über

ein Jahr oder zwei Jahre daran gearbeitet hat und wir es

uns haben ein ernſtes Anliegen ſein laſſen , alle Bedenken

auszuräumen ? Warum ſollten wir nicht wenigſtens in

zweiter Leſung das Erarbeitete annehmen können ?

Berichterſtatter Abgeordneter D. Dr . v. Dietze : Es ſind

ſicher ernſte Gründe , die zum Teil für eine Verabſchiedung
am heutigen Abend , zum Teil dagegen ſprechen . Undes iſt
dabei beſonders zu beachten , daß bisher jedenfalls kein Mit⸗

glied des Kleinen Verfaſſungsausſchuſſes ſich für eine als⸗

baldige Entſcheidung am heutigen Abend ausgeſprochen

hat . Wir Mitglieder des Kleinen VA haben uns darüber

nicht beredet . Aber mir ſelber geht es auch ſo, gerade nach
den Erfahrungen , die wir gemacht haben . Wir haben ja
über ein Jahr an unſerem Entwurf gearbeitet und haben
dann geſehen : manches an unſeren Formulierungen , die wir

doch nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen getroffen hatten , war

nicht glücklich , war veränderungsbedürftig . Und ich muß

ſagen nach der doch ſehr unter Zeitdruck ſtehenden Arbeit ,
die wir alle geleiſtet haben , und die mir perſönlich auch zu⸗

gefallen iſt , würde es mir eine Beruhigung ſein , wenn wir

heute nicht die endgültige Verabſchiedung vorzunehmen

hätten . Ich habe nicht die Befürchtung , daß wir damit

unſere Verfaſſung irgendwie diskreditieren oder in Frage

ſtellen . Es iſt wirklich ein außergewöhnliches Geſetz . Und es

ſind außergewöhnliche Amſtände , die zu der heutigen Dis⸗

kuſſion geführt haben . Wir wiſſen alle , daß leider die Ver⸗

ſendung des Geſetzes in eine Zeit gefallen iſt , die den Syno⸗
dalen wenig Gelegenheit zur Vorbereitung und zur Be⸗
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ſprechung in ihren Gemeinden gegeben hat . Wir wiſſen uber

auch , daß gar kein Notſtand vorliegt , der uns etwa zwingen
würde , nun dieſes Geſetz alsbald in Kraft treten zu laſſen .
Es wird nach menſchlichem Ermeſſen in den nächſten drei
oder fünf Monaten innerhalb unſerer Landeskirche genau
ſo vertrauensvoll gearbeitet werden wie bisher , und es
wird keine Entſcheidung irgendwie anders ausfallen , ob
das Geſetz jetzt oder im Sommer in Kraft tritt . Ich bin
deshalb auch geneigt , in derſelben Weiſe mich auszuſprechen ,
wie es unſer Konſynodale Bruder Schneider getan hat .
Dann iſt freilich noch zu bedenken , in welcher Weiſe man
zum Ausdruck bringen kann , daß die Synode nach ihrer

eute ja auch ni eichtfertig zu treffenden Meinungs⸗heute ja auchnicht leichtfertig den M 9
bildung in der Faſſung nun , wie wir ſie durchberaten haben ,
das Geſetz für richtig hält . Vielleicht könnten auch noch die

Protokolle der Verhandlung oder der Bericht des VA, oder
was ſonſt für geeignet gehalten wird , mit veröffentlicht
und verſchickt werden , ſo ſchnell und weitgehend wie mög⸗

lich. 55 Wir ſollten es jedoch für ratſam halten , bei dieſer
wichtigen Entſcheidung noch einmal die Dinge zu über⸗
legen , ob wir dann nicht doch in einigen Monaten hier
oder da eine beſſere Faſſung finden . Wenn unſere nächſte
Tagung dadurch wirklich wieder zum Teil in Anſpruch ge⸗
genommen wird , ſo iſt das kein Unglück ; es iſt nur eine

Laſt.Aber das ſollte uns auch nicht ſchrecken . Ich würde auch
nicht meinen , daß wir uns für die nächſte Tagung allzu
ſtark feſtlegen könnten und ſollten , freilich zum Ausdruck
bringen, daß nach reiflicher und eingehender Überlegungdie heute beſchloſſene Faſſung uns als die richtige Löſungder Aufgabe erſcheint , daß wir uns aber als Synode doch
vorbehaltenmöchten, in der nächſten Tagung erſt die end⸗
gültige Verabſchiedung vorzunehmen, weil uns ſelbſt doch
noch Verbeſſerungsgedanken oder auch Überlegungen , die
durch andere Vorſtellungen ausgelöſt werden , zu neuen

Formulierungen Anlaß geben . Eine Gefährdung unſerer
glaube ich wirklich darin nicht erblicken zuyollen.

AbgeordneterDr. Schmechel : Ich bitte zunächſt um Ent⸗
ſchuldigung, daß ich mit einem Zwiſchenruf mich dagegen

jetzt eine allgemeine Gebetspauſe zu machen .as iſt ſchwierig , und ich meine , hier ſollte jeder vor Gottſtehen auch ohne Pauſe . Auch habe ich Furcht gehabt , eineGebetspauſe zu machen in der Meir it hätten wi7 ichen tung , damit hätten wirein Mittel , eine Einmütigkeit zu erzielen . Ich glaube nichtdaß das im gegenwärtigen Stadium möglich iſt .
Wenn ich jetzt ſpreche , dann nicht , um damit andebeeinfluſſen. Jeder ſoll wirklich vor Gott in einer ſowichtigen Sache ſeine Entſcheidung treffen . Wenn ich mich

9392 0 ich allmählich dazu gekommen bin , doch ein⸗rſtanden
zu ſein mit der Vertagung , dann aus folgen⸗

1 Grund: Ich habe mich erinnert an die erſte Leſung
3 Geſetzes in der Sitzung des Erweiterten Obertirchen⸗8 Die Situation war damals ſo, daß innerhalb deserkirchenrats — und wenn ich mich recht erinnere , wadabei der Herr Landesbiſchof — durchaus Zupeffel antar

hh chaus Zweifel beſtan⸗„o0o eLs zweckmäßig ſei , mit dem Leitungsgeſetmen . M. E. hat in der Verhandlune Pes l 5 22
luſtengsausſchuſſes Oberkirchenrat D5 PelebrichGdegeltend gemacht . Er hat ſich eingeſ 56

5 hat ſich geſetzt dafür , daß das Geſetzzur Beratung kam. Man atte dam⸗ Ber95 8 8 1 Im. 1 a S das Be Rtfoi 8iſt keine ſo wichtige G 10 85 35 55 5 15
machte. Auch der Termin war nicht 10 W1 1 65
Geſetz im Januar gemacht werden ſöllte dann
02 6 55 Frühjahrsſynode keine geit ſein würde. Aberbeſonders dringlich 5 nichl Neine Klärung lhefnden 1 0 1 0 W.finde angeſichts der Unklarhe 1 , 5 Us ein Wunder emp⸗

chts der Unklarheit im Lande und ‚
erſten Sitzungen des ErweitertenObertirche 19 83eine Klärung ſtattgefunden eigentlich d einſachliche Übereinſtimmung . Was b

ſtimmung . Was fraglich iſt unter

re zu

bare

uns , iſt lediglich der Termin . Nun ſchaue ich gar nicht nach
außen . Ich frage mich ſelbſt . Ich habe gelernt , die ganze
Sache iſt eine Frage der Zweckmäßigkeit . Die Kirche geht
nicht unter , auch wenn Schlimmes paſſiert . Wenn ich ſ0
handle , wie ich ſonſt im bürgerlichen Leben zu handeln
pflege und das ſpielt eine Rolle bei der Kirchenord⸗
nung —ſo muß ich ſagen , nach meinem normalen geſunden
Menſchenverſtand würde ich hier nichts erzwingen . Ith
würde langſam tun und mit Fingerſpitzengefühl vorgehen.
Wenn ich erreichen kann , daß alle ja ſagen , würde ich un⸗
bedingt dieſen Weg wählen . Auch wenn wir fünf Minuten
Gebetspauſe machen , werden wir nicht alle dazu bringen
zuzuſtimmen . Darum ſollten wir die Schlußabſtimmung
verſchieben , damit wir auch im Lande ſagen , daß dieſe
Einmütigkeit erhalten blieb .

Abgeordneter Dr . Schmidt : Als wir hierher gingen,
wurde uns geſagt , daß die Synode in ihrer Bedeutung und
in ihrer Entſcheidungskraft durch dieſes Geſetz, das uns
vorgelegt wurde , eingeſchränkt werden ſolle . Inzwiſchen
haben die Verhandlungen im VͤäAund auch im Plenum
gezeigt , daß das durchaus nicht der Fall iſt . Nun meine

ich, ſollte ſich doch die Synode darauf beſinnen , daß ſie nicht
eingeſchränkt iſt und ſie das Recht hat , von dem, was ſie
nun im Plenum als Recht erkannt hat , auch inſoweit Ge⸗
brauch zu machen , daß ſie die Konſequenzen zieht und über
das Geſetz abſtimmt und es genehmigt . Ich mache deshalb
den Vorſchlag , daß wir über das Geſetz abſtimmen und

beantrage , daß das gleich geſchieht .

Abgeordneter Dr . Hahn : Der Konſynodale Schmidt hat
bereits ausgeſprochen , was ich ſagen wollte . Das Anliegen
derer draußen , die Bedenken gegen dieſes Eeſetz haben,
und derer unter uns , die dieſem Geſetz kritiſch gegenüber⸗
ſtanden , war , daß die Synode in ihren Rechten beſchnitten
werden könnte . Nun haben wir uns gemüht , die Sou⸗
veränität der Synode ſicherzuſtellen , und ſehen keinen

weiteren Grund zu Bedenken . Da ich aus einerſynodalen
Tradition komme , habe ich volles Verſtändnis für dieſes
Anliegen . Aber das hat nun andererſeits auch die Konſe⸗
quenz , daß die Synode als oberſtes Organ , da wo ſie

meint , zu einer guten Entſcheidung gekommen zu ſein,ihn
Entſcheidung aus eigener Verantwortung ohne jede Nück
ſicht auf die draußen fällen muß . Wenn wir alſoaufdieſer
Synode zu der Überzeugung gekommen ſind, daß wir eine

ſachlich richtige Entſcheidung mit dieſem Geſetz getroffen
haben und keine ſachlichen Gründe dagegen mehr
bringen haben , dann müſſen wir als Synode das 8
der Entſcheidung für uns in Anſpruch nehmen und gera

dadurch die Souveränität der Synode praktizieren .
Wie Bruder Schmidt vorſchlug , ſollten wir abſtimmen ,

und zwar ſo, daß wir zunächſt die zuſammenfaſſende l.
ſtimmung über die 2. Leſung abhalten . Anſchließend ſoll

ten wir eine zweite Abſtimmung darüber vornehmen , 0

wir die 3. Leſung heute noch wünſchen .
Wir Dan ein Auseinandergehen der Meinungen 110

zu fürchten . Dadurch wird es keinen Riß unter uns K 11
Wenn die Mehrheit wünſcht , wir ſollten jetzt die 5
Entſcheidung über dieſes Geſetz noch nicht fällen weihen
wir anderen bereit ſein , damit bis zum Frühjahr ö

warten .

8 0 37 1⸗
Nach weiterer eingehender Ausſprache über das 30

gehen bei der Abſtimmung , an der ſich die Abhamire
Frank , Kley , Schneider , Präſident Dr . Umhauer , Dr

ihun.
Odenwald und D. Dr . v. Dietze beteiligten , wurde 931
trag auf Vornahme einer dritten Leſung angenom

Die dann vorgenommene Schlußabſtimmung der öwe

Leſung ergab die einſtimmige Annahme des Geſetzes 15
Präſident Dr . Umhauer : Es iſt alſo jetzt eine

Leſung notwendig . Nun müſſen wir die Frage
wann die dritte Leſung und Schlußabſtimmung ſta f



Abgeordneter Schneider : Ich beantrage , daß die dritte
Leſung und Abſtimmung bei der nächſten Synode , alſo in
der Frühjahrstagung , ſtattfinden ſoll .

Der Antrag wird mit 20 gegen 16 Stimmen ange⸗
nommen .

Präſident Dr . Umhauer : Dann darf ich feſtſtellen , daß
wir am Schluß unſerer Tagesordnung angelangt ſind .
Zwar kann ich nicht feſtſtellen , daß wir unſere Aufgabe
reſtlos erfüllt haben , aber das iſt Ihr eigener Wille ge⸗
weſen , auch meiner . Immerhin habe ich den Herrn Vor⸗
ſitzenden der Ausſchüſſe und den Herrn Berichterſtattern
und allen , die das Wort ergriffen haben , herzlichſt zu
danken für ihre außerordentlich dankenswerte Mühe⸗
waltung . Und ich kann nur hoffen , daß wir im Frühjahr ,
wenn wir uns wieder zuſammenfinden , dann zu einer ein⸗
mütigen endgültigen Verabſchiedung dieſes wichtigen
Leitungsgeſetzes kommen .

Im übrigen wünſche ich Ihnen gute Heimfahrt und
geſundes Wiederſehen im April oder Mai .

Abgeordneter Hauß : Sehr verehrter Herr Präſident !
Ich möchte im Namen der Synode Ihnen unſeren herz⸗
lichen Dank ausſprechen für die weiſe , bedächtige und kluge
Leitung unſerer Synode , die doch ſehr Weſentliches bei⸗
getragen hat zum Gelingen unſerer Beratungen .

Präſident Dr . Umhauer : Ich danke Ihnen ſehr . Und

—5
darf ich den Herrn Landesbiſchof um ſein Schlußwort

itten .

Landesbiſchof D. Bender : Wenn noch vierzig Minuten
herumgegangen ſind , dann iſt unſer lieber Freund Dekan
Joeſt 70 Jahre alt . Es iſt eine ſchöne Gelegenheit , daß er
uns die Möglichkeit gibt , ihm zu dieſem beſonderen Tag
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ſchon jetzt unſere herzlichen Segenswünſche zu geben und
ihm zu wünſchen , daß Gott über den Weg , den er noch vor
ſich hat , das Licht des neuen Tages fallen laſſe .

Ich möchte nicht mehr viel ſagen , nur dies , daß es uns
wieder geht , wie es uns bisher immer auf den Synoden
gegangen iſt , daß wir am Ende zu danken haben dafür ,
daß Gott wieder einmal ein Wunder unter uns getan hat ,
und daß er uns dieſe Einmütigkeit , nicht die Einſtimmig⸗
keit , aber die Einmütigkeit geſchenkt hat . Und daß wir in
dieſer Ruhe und in dieſer gegenſeitigen Konzedierung der
Freiheit eines Chriſtenmenſchen bis zum Schluß verharren
konnten , und ohne jede Bitterkeit und Enttäuſchung weg⸗
gehen , auch wenn ſich der eine oder andere es anders vor⸗
geſtellt hat . Daß wir nicht vergeſſen , die Hauptſache iſt ,
daß Gott uns eine wunderbare Einheit in der Materie
geſchenkt hat , und das angeſichts der großen Bewegung
und der großen Fragen , die auf uns eingedrungen ſind .
Und trotzdem habe ich auch keine Sorge , daß dies ange⸗
fangene Werk nicht irgendwie auf der Strecke bleibt , und
daß wir dieſe Zeitſpanne mit aller inneren Ruhe nun hin⸗
nehmen und darum bitten , daß alle die Hoffnungen , die
mit der Einlegung dieſer Zeitſpanne verbunden ſind , wirk⸗
lich in Erfüllung gehen , daß die Brüder draußen es in die
rechte Kehle kommen laſſen , daß ſie darin nicht ein heim⸗
liches Zeichen einer Schwäche und Unſicherheit , ſondern
wirklich die brüderliche Geduld und Rückſichtnahme heraus⸗
hören . Das liegt nicht in unſerer Hand , das kann ER
machen , und wir beten darum , daß Ers macht . Und das
wollen wir tun .

Landesbiſchof D. Bender ſpricht das Schlußgebet .





Anlage 1

Vorlage des Erweiterten Evangelischen Oberkirchenrats

an die

Landessynode der Vereinigten Evangelisch - Pprotestentischen Landeskirche Bedens

im Januàr 1953 .

Entwurf eines kirchlichen Gesetzes .

Die Leitung der Landeskirche hetr .

Die Landessynode haf als kirchliches Gesefz

beschlossen , was folgt :

1

Allgemeine Besfimmungen

8 1

1. Die Leitung der Landeskirche ist ein Dienst
an der Kirche , ihren Gemeinden und Gliedern .
Dieser Dienst wird geleistet von der Landes -
synode , dem Landesbischof , dem Erweiterten

Evang . Oberkirchenrat und dem Evang . Ober -
kirchenrat .

2. Wie aller Dienst in der Kirche gründet sich
die Leitung der Landeskirche auf den Auftrag
Jesu Christi und geschiehf in dem Glauben , der
sich gehorsam unter Jesus Christus stellt , den

alleinigen Herrn der Kirche .

3. Die Leitung der Landeskirche ist geisflich
und rechflich eine unaufgebbare Einheif , Wwobei
alles Recht allein dem Auftrag der Kirche zu
dienen haf .

92
Durch Kirchengesetz wird geregelt , welche

Folgen Leitungshandlungen haben , die im Wi⸗

derspruch zu den in & 1 ausgesprochenen Grund -
sätzen stehen , und in welchem Verfahren sie an -
gefochten werden können .

II

Die Landessynode

8 3

1. Die Landessynode ist eine Versammlung
von Pfarrern , Reltesten und anderen Gliedern
der Landeskirche . Die Synodalen haben aus
ihren Erfahrungen im kirchlichen Leben und aus
ihrer besonderen Sachkenntnis heraus die Lan -
deskirche zu beraten und ihr im Dienst der Lei -
tung zu helfen .

2. Aufgabe der Landessynode ist insbeson -
dere

8) die Mitwirkung bei der Gesetzgebung ,

b) die Mitsorge dafür , daß die Landeskirche in
Lehre , Gottesdienst , Unferricht und Ordnung
ihrem Auftrag gerecht wird ,

c) die Wahl des Landesbischofs , der synodalen
Mitglieder des Erweiterten Evang . Oberkir -
chenrats und der Stellvertreter derselben ,

d) die Verabschiedung des Haushaltsplans und
des Ergebnisses der Abhör der Landeskirchen -
rechnung ,

e) die Beratung und Beschlußfassung über die
Vorlagen des Erweiterten EVang . Oberkirchen -
rats , insbesondere über den Hauptbericht ,

f) die Genehmigung ⁊zur Einführung des Kirchen -
buches ( Agende ) , des Gesangbuches und der
Lehrbücher .

Bevor eine Vorlage über diese Bücher an
die Landessynode geleitet wird , ist sie den
Bezirkssynoden zur Stellungnahme vorzu -
legen . Der Landessynode isf über die Stel -
lungnahme der Bezirkssynoden Zzu berichten .

3. Die Landessynode kann alle Angelegen -
heiten der Landeskirche in den Kreis ihrer Be -
rafungen ziehen und dementsprechend Wünsche
und Anregungen an die übrigen Organe der
Kirchenleitung richten . Die Landessynode ist
keine Beschwerdeinsfanz .

8 4

1. Die Landessynode setzt sich zusammen

a) aus den nach der Wahlordnung von den Be -
zirkssynoden zu wählenden Synodalen ,

b) aus 14 vom Landesbischof nach Anhörung
des Erweiferten Evang . Oberkirchenrats 2u
berufenden Synodalen , darunter einem Mit -
glied der Evangelisch - theologischen Fakultät
der Universität Heidelberg .
2. Die 14 zu berufenden Synodalen müssen die

Befähigung zum Reltestenamt haben . Untfer
ihnen sollen mindestens sieben Nichttheologen
sein .

8 5

Die Amtsdauer der Landessynode beträgt
6 Jahre und beginnt mit der ersten Tagung der
Landessynode . Die Landessynode bleibi solange



2

im Amt , bis die neu gewählte Synode zusam -

mentritt .
8 6

Der Landesbischof beruft nach Abschluß der

Wahl die Landessynode au ihrer ersten Tagung

ein und nimmt jedem Synodalen folgende feier -

liche Versicherung ab :

„ Ich gelobe vor Gott , bei meinem Wir -

ken in der Synode , soviel Gott Gnade gibt ,

dahin mitzuarbeiten , daß die Kirche in

allen Stücken wachse an dem , der das

Haupt isf , Christus , und mich an die Ord -
nung der Landeskirche zu halten . “

Der Landèsbischof spricht die feierliche Ver -

sicherung vor , worauf jeder Spnodale antwortet :

„ Ich gelobe es . “ Spätfer eintretende Synodale
werden vom Präsidenten der Landessynode ver -

Pflichtet .
8 7

1. Die Synode prüft die Vollmacht ihrer Mit -

glieder und entscheidet darüber endgültig .

2. Sie Wählt zu Beginn ihrer ersten Tagung für

die Dauer ihrer Amtszeit aus ihrer Mitte einen

Präsidenten und einen ersten und zweiten Stell -

Vertrefer , von denen nur einer ein Pfarrer sein

soll , sowie mehrere Schriffführer .

3. Bis die Wahl vollzogen ist , führf der älfeste

Synodale als Alterspräsident den Vorsitz . Die

beiden jüngsten Mifglieder der Synode sind

Schriftführer .

8 8

1. Die Verhandlungen der Landessynode sind

für Mitglieder der Landeskirche öffenflich . Sie

werden ausnahmsweise geheim durch Beschluß

der Synode , wenn die Interessen der Landes -
kirche es erfordern .

2. Die Landessynode gibt sich eine Geschäfts -

ordnung .
8 9

Gegen Beschlüsse der Landessyvnode , auch
solche über Gesetze , kann der Evang . Ober -
kirchenrat Einspruch erheben , wenn er sie als

nächfeilig für die Landeskirche ansieht . Er hat
dies noch während der Tagung , in welcher der
beanstandete Beschlußb ergangen ist , der Landes -

synode unter Darlegung der Gründe mitzufeilen .
Beharrft die Landessynode auf ihrem Beschluß ,
s0 kann der Evang . Oberkirchenraf , falls er sei -
nen Einspruch nicht fallen läßbf , die nochmalige
Behandlung und Abstimmung auf der nächsfen

Tagung der Landessynode verlangen . In diesem
Falle ist der Vollzug des beansfandefen Be -
schlusses bis zur erneuten Beschlußfassung auf -

geschoben . Gegen den erneuten Beschluß der

Landessynode kann der Evang . Oberkirchenraf
nicht abermals Einspruch erheben .

8 10

Die Landessynode frift jedes Jahr auf Ein -
ladung ihres Präsidenten zu mindesfens einer
Tagung zusammen . Jede Tagung wird mit einem
ö § ffentlichen Gottesdienst eröffnet . Die lefzte
Tagung der Amtsdauer wird mit einem öffent - ⸗

Gottesdienst geschlossen . Die Sitzun -lichen
9

Landesbischof die Landeskirche unter
[ Wort und durch Gottes Wort zu leiten . Er kann

gen werden mit Gebet begonnen und beendet .

Vor jeder Tagung werden die Gemeinden der

Landeskirche aufgefordertf , im Gebet der Landes -

synode zu gedenken .

§ 11

1. Der Landessynode sind mindestens zwei -

mal während ihrer Amtszeit vom Evang . Ober⸗

kirchenrat nach vorheriger Beratung im Erwei⸗

terten Evang . Oberkirchenrat vorzulegen :

a ) ein Hauptbericht , der über alles Wichtige ,

Vas àuf kirchlichem Gebiet seif der Ersfattung

des letzten Hauptberichfes vorgekommen ist ,

Rechenschaft gibt ,

b) die Rechnungen über die unter Verwaltung

des Evang . Oberkirchenrats stehenden Stif⸗

tungen und Nachweisungen ihres Vermögens⸗

standes /

ce) der Voranschlag der allgemeinen Ausgaben

und Einnahmen sowie die Nachweisung über

die Verwendung der allgemeinen Einnahmen .

2. Den Zeitpunkt dieser Vorlagen bestimmt

der Ełweiterte EvVang . Oberkirchenrat .

III

Der Landesbischof

9 12
1. Wie ein Pfarrer seine Gemeinde , so haf der

Gottes

in allen Gemeinden der Landeskirche Gottes -

dienste und geistliche Versammlungen abhalten .

2. Der Landesbischof erfüllf seinen Dienst der

Leitung durch

a) brüderliche Beratung , Belehrung . Trösfung

und Mahnung aller Diener im kirchlichen

Amt und der Gemeinden . In diesem Dienst

wird er von den theologischen Mitgliedern
des Evang . Oberkirchenrats und den Kreis -

dekanen unterstützt ,

b) die Ordination der Pfarrer und Vikarinnen ,

solche Ordinationen kann er auch an andere

Pfarrer übertragen ,
c) die Berufung der Pfarrer und Dekane in ihr

Amt nach den geltenden gesetzlichen Bestim -

mungen ,

d) die geistliche Ausrichfung der Vor - und Wei⸗

terbildung der Pfarrer ,

e ) die Wahrnehmung des Wächteramtes dar -

über , daß in den Gemeinden in Gottesdienst ,

Seelsorge und Unterricht das Evangelium
richtig verkündigt wird ,

f) die Aufsicht über Kirchenvisifafionen ,

9) die disziplinäre Aufsichf über die Mitglieder
des Evang . Oberkirchenrats ,

h ) Hirtenbriefe ,
i ) die Anordnung besonderer Gottesdienste ,

k) die Einweihung von Kirchen ,

J) die Verkündung kirchlicher Gesetze .

5 . Weitere Aufgaben sind in anderen kirch -
lichen Gesetzen geregelt .



9 13

Der Landesbischof verfrift die Landeskirche
im gesamten kirchlichen und im öffenflichen Le -
ben . Die Bestimmung des &8 19 Abs . 2 i bleibi
unberührt .

8 14

1. Die Ernennung des Landesbischofs voll -
ziehf der Erweiferfe Evang . Oberkirchenraf auf
Grund eines durch Mehrheitswahl zu bewirken - ⸗
den Vorschlages der Landessynode . Bei der
Wahl müssen mindestens drei Vierfel aller Syno -
dalen anwesend sein .

2. Der Landesbischof wird in einem öffent -
lichen Gottesdienst in sein Amt eingeführt . Das
Nähere wird durch eine Verordnung des Erwei -
terten Evang . Oberkirchenrafs besfimmt .

3. Der Landesbischof wird auf Lebenszeit er -
nannt . Auf sein Dienstverhälfnis finden die Bs -

stimmungen für das Dienstrechf der Pfarrer sinn -

gemäß Anwendung .

4. Der Landesbischof kann sein Amt nieder -

legen . Er tritt damit in den Ruhestand .

IV

Der Erweiterte Evang . Oberkirchenraſf

8 15

1. Der Erweiferte Evang . Oberkirchenraf ist

dasjenige Organ der Landeskirche , welches Mif -

glieder der Landessynode , die Mitglieder des

Evang . Oberkirchenrats und die Kreisdekane in

ständiger Arbeit am Dienste der Leitung zusam -
menfaßt .

2. Der Erweiferte Evang . Oberkirchenratf haf
insbesondere folgende Aufgaben :

à) er beschließf vorläufige kirchliche Gesetze ,
wenn diese dringend nöfig und unaufschieb -
bar sind , die Einberufung der Landessynode
aber nicht möglich ist oder sich durch die Er -
heblichkeit der Sache nicht rechfferfigen läßt .
Bei ihrer nächsten Tagung ist der Landes -

sVnode das Gesefz zur Entscheidung vorzu -
legen . Lehnt sie es ab , so frift das Gesefz vom
Zeitpunkt des Synodalbeschlusses àan außer
Kraft . Auf Grund des Gesetzes erworbene
Rechtfe bleiben unberührf ,

b) er ernennt den Landesbischof auf Grund der
Wahl der Landessynode ,

c) er ernennt die Mitglieder des Evang . Ober -

kirchenrats , den Stellvertréeter des Landes -
bischofs sowie das geschäftsleitende rechts -

kundige Mitglied des Oberkirchenrats nach

Vorschlag des Landesbischofs ;
d) er entscheidef über Beschwerden gegen Ver -

fügungen des Evang . Oberkirchenrafs ,

e) er kann die von dem kirchlichen Dienstge -
richt Bestraften begnadigen ,

f) er erfüllt die in kirchlichen Geèsefzen ihm azu-

gewiesenen weiferen Aufgaben .

8 16

Der Erweiterte Evang . Oberkirchenrat bestehf
aus dem Landesbischof , dem Präsidenten der

3

Landessynode , 5 von der Landessynode zu wäh -
lenden Synodalen , den Mitgliedern des Ober -
kirchenrats und den Kreisdekanen . Der Landes -
bischof kann außerdem ein Mitglied der Evan -

gelisch - theologischen Fakulfät der Universifäf

Heidelberg in den Erweiterten Evang . Ober⸗
kirchenraf berufen . Es haf die gleichen Pflichten
und Rechfe wie die synodalen Mitglieder .

8 17

1. Den Vorsitz führt der Landesbischof , sein
Stellvertreter ist der Präsident der Landessynode .
Bei Entscheidungen über Beschwerden gegen
Verfügungen des Evang . Oberkirchenrats und
bei Entscheidungen über die Zurruhesetzung
von Geistlichen auf Grund des 8 2 Ziff . 3, 4 u. 5
des Gesetzes , die Zurruhesetazung und die Ruhe -
standsbezüge der Geistlichen betr . , in der Fas -

sung des Gesetzes vom 24 . Oktober 1551 ( VBl .
S. 57 ) führt den Vorsitz der Präsidenf der Landes -
synode , der auch die Entscheidung unterfertigt .
Der Landesbischof ist berechtigt, . auch in ande -
ren Fällen den Vorsifz an den Präsidenten der
Landessynode zu übertragen .

2. Der Erweiterte Evang . Oberkirchenratf ist

beschlußfähig , wenn mehr als die Hälfte aller

Mitglieder und darunfer mindestens 4 synodale
Mitglieder anwesend sind .

3. Der Vorsitzende des Erweiterten Evang .
Oberkirchenrats kann über einen schrifflich be -

gründeten Antrag , wenn Eile not fut und die
alsbaldige Einberufung einer Sitzung des Erwei -
terten Evang . Oberkirchenrats untunlich ist ,
schriftlich abstimmen lassen . Der Antrag ist an -
genommen , wenn mehr als die Hälfte und dar -
unter mindestens 4 synodale Mifglieder zuge -
stimmt und nicht wenigstens 2 Mitglieder binnen
einer Woche mündlicheé Beschlußfassung ver -
langt haben .

9 18

Die Mitglieder des Erłweiterten Evang . Ober⸗
kirchenrats sind über wichfige Ereignisse in der
kirchlichen Leitung auf dem laufenden zu hal -
ten . Auf Verlangen ist ihnen über alle Ange⸗
legenheifen Auskunft zu geben . Sie sind befugt ,
Einsicht in die Akten zu nehmen . Sie haben das

Recht , den theologischen Prüfungen beizu -
wohnen .

V

Der Evang . Oberkirchenraf

8 10

1. Der Evang . Oberkirchenraf dienf der Lei -
tung durch die laufende Verwaltung der Lan -
deskirche . Er ist zusfändig für alle Dienstge -
schäfte , soweif diese nichf einem anderen Organ
der Kirchenleitung zugewiesen sind .

2. Dem Evang . Oberkirchenrat obliegt insbe -
sondere

8) die Unterstützung des Landesbischofs bei
der geistlichen Leitung der Landeskirche ,

b) die Pflege und Förderung einer organischen
Verbindung mit der Evangelischen Kirche in
Deutschland und ihren Gliedkirchen ,
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c) die oberste Leitung des Religionsunferrichts
in Kirche und Schule ,

d) die Rufsicht über die Täfigkeit der Bezirks -

synoden und die Erteilung des Bezirkssyno -

dalbescheides ,

e) die Anordnung und Verbescheidung von

Kirchenvisifafionen , aubperordenflichen Kir -

chenvisitafionen und von Dekanatsvisitfa -

tionen ,

) die Aufnahme der Theologiestudenfen , die

Leitung der theologischen Prüfungen und

die Aufnahme der Kandidaften unter die

Pfarrkandidaten der Landeskirche auf Grund

bestandener Prüfungen ,

9) die Aufnahme von Theologen
Pfarrer der Landeskirche ,

h) die Ausübung der Befugnisse , die der Kirche

in Bezug auf das Praktisch - theologischeé Se -

minar zustehen ,

i) die Vertretung der Landeskirche in allen

Rechfs - und Vermögensangelegenheifen ,

K) die Wahrung und Weiterbildung der ge -
samten kirchlichen Ordnungen im Rahmen

der Verfassung und der Kirchengesetze ,

I) die Erlassung von Verwalfungsverordnun -
gen ,
die Einstellung , Ernennung , Beförderung ,

Zurruhesefzung und Enflassung der kirch -

lichen Beamten und Angestellten ,

n) die disziplinäre Aufsichft über die Amtsfüh -

rung und den Wandel der Geisflichen und

Kirchenbeamten mit Ausnahme der Ober -

kirchenräte , die dem Landesbischof unter -
stehen ( Vergl . § 12 Abs . 2 g) ,
die Exkennung von Dienststrafen einschließ -
lich der Dienstenflassung gegen unständige
Geistliche ,

P) die Aufsicht über die Verwaltung des örf -
lichen Kirchenvermögens und das Reshf der

Vertretung der Kirchengemeinden , die ihre
Rechte ungenügend wahrnehmen ,

q) die Verwaltung des Vermögens der Landes -
kirche und der unmittelbaren Fonds wie auch
der Pfründen ,

r) die Anordnung von Landeskollekten ,
s) die Aufsicht über das kirchliche Bauwesen ,

t) die Entscheidung über Beschwerden qegen
Verfügungen der untferen kirchlichen Dienst -

stellen ,

die Vorbereitung der Landessynode und die

Ausarbeitung der Gesetzentwürfe .

8 20

Der Evang . Oberkirchenraf besteht àus dem
Landesbischof und aus theologischen und rechts -

unter die

2 .

—0

u

kundigen Mitgliedern . Ein theologisches Mit -
glied ist der ständige Stellvertreter des Landes -

bischofs , ein rechtskundiges Mitglied verant -
Wortlich für den geordneten Ablauf der Verwal - ⸗

tungsgeschäfte .
8 21

1. Den Vorsitz im Evang . Oberkirchenratf führt
der Landesbischof und im Falle seiner Verhinde -

ist Vielmehr Grund

*

rung sein ständiger Stellvertreter und im Falle

von dessen Verhinderung das rechtskundige ge -
schäftsleitende Mifglied .

2. Der Evang . Oberkirchenraf faßf seine Ent -

schliehbungen durch Mehrheitsbeshluß . Bei

Stimmengleichheit entscheidef die Stimme des

Vorsitzenden .

9 22²

1. Die Oberkirchenräfe werden auf Vorschlag
des Landesbischofs durch den Erweiferften Evang .
Oberkirchenrat auf Lebenszeit ernannt . Sie wer⸗
den in einem öffentlichen Gottesdienst in ihr

Amt eingeführft . Das Nähere wird durch eine

Verordnung des Erweiterfen Evang . Oberkirchen -

rats bestimmt . Beim Eintrift in ihr Amt nimmt der

Landesbischof ihnen folgende Verpflichfung ab :

„ Ich gelobe vor Gott , daß ich die Grund -

ordnung und die Gesetze der Vereinigten
Evangelisch - protesftanfischen Landeskirche
Badens unverbrüchlich halfen . für ihre

Waährung und ihren Schutz jederzeif mit

aller Kraft eintreten und meines Amtes mit
aller Gewissenhaffigkeif , Unparfeilichkeit
und Gerechtfigkeit walten werde . “

2. Auf das Dienstverhältnis der theologischen

Mitglieder des Evang . Oberkirchenrats finden

die Bestimmungen des Dienstrechtes für Pfatrer

sinngemäß Anwendung . Das Dienstverhältnis

der rechtskundigen Mitglieder des EVvang . Obar -

kirchenrats richtef sich nach dem kirchlichen Be -

amtenrecht .

3. Der Landesbischof kann jedes Mitglied des

Evang . Oberkirchenrats aus dringenden Grün -

den des Dienstes nach Anhörung des Erweiter -

ten Evang . Oberkirchenrats in den Ruhestand

Versetzen . Eine weiftere Verwendung regelt ein

besonderes kirchliches Gesetz .

VI

Die Gesefzgebung der Kirche

8 2³

1. Die Gesefzgebung haf das Recht der Kirche

zur Geltung zu bringen .
2. Das Rechf der Kirche muß sich in seinen

Grundsätzen an der Heiligen Schrift nach dem

Verständnis der in der Unionsurkunde aufge -
führten Bekenntnisschriften àusrichfen .

3. Der Bekenntnisstand kann nichf auf dem

Wege der Gesetzgebung festgelegt werden , Et

und Grenze der Gesefa -

gebung .
8 2⁴

Durch Gesefze werden insbesondere geregelt
s ) die Grundordnung Verfassung ) der Landes -

kirche ,
b) die Ordnung des kirchlichen Amtes ,

c) die Ordnung des kirchlichen Lebens ein -

schliehlich der Gottesdiensfordnung ,

ci ) die Ordnung der kirchlichen Zucht ,

e ) die Ordnung der Visitafionen ( des Besuchs -

amtes ) .
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Kirchengesetze werden von der Landes -

sVnode beschlossen auf Grund von Gesetzesent -

Würfen , die entweder von dem Erweiferten

Evang . Oberkirchenraf oder aus der Mifte der

Landessynode eingebrachf werden . Rendern die

Gesetze die Grundordnung , so bedürfen sie einer

Mehrheit von zwei Driftel der Synodalen bei An -

wesenheit von mindestens drei Viertel aller

Synodalen .
9 26

1. Die Gesetze werden von dem Landes -

bischof durch Unterschrift vollzogen und von

ihm im Gesefzes - und Verordnungsblatt der Lan -

deskirche verkündef . Sie freten , wenn in dem

einzelnen Gesefz nichts anderes bestimmt ist ,

mit dem 8. Tage nach dem Ausgabefage des Ge -

Setzes - und Verordnungsblattes in Kraäft .

2. Die Bestimmung des 8 9 dieses Gesetzes

bleibf unberührt ,

VII

Uebergangsbesfimmungen

8 27

1. Dieses Gesetz frift am
Kraft .

2. 8 5 des Gesetzes gilt auch für die zur Zeit

im Amt befindliche Landessynode .

3. Der Abschnift IV der Kirchenverfassung ,
das kirchliche Gesefz vom 1. 6. /1. 7. 1035 über

den vorläufigen Umbau der Kirchenverfassung

1953 in
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( VBl . S. 69/82 ) und das kirchliche Gesetz vom
1. 6. /1I. 7. 19535 über die Zuständigkeit des Landes -

bischofs , des Oberkirchenrats und des Erweifer -
ten Oberkirchenrats VBl . S. 71/82 ) sowie alle an -
deren zur Abänderung von Bestimmungen des
Abschnitts IV ergangenen Gesetze trefen , soweit
dies noch nicht der Fall ist , außer Kräft .

4. 8 30 der Wahlordnung erhälf folgende Fas -

sung :

Die Landessynode besteht aus

à) den von den Bezirkssynoden aus ihrer Mifte

zu wählenden Landessynodalen , von denen
ein Driftel Pfarrer sind ,

14 vom Landesbischof nach Anhörung des Er -

Weiterten Evang . Oberkirchenratfs zu berufen -
den Synodalen , davon 1 Mifglied der Evang . “

theologischen Fakulfät der Universität Hei -

delberg . Die 14 zu berufenden Synodalen
müssen die Befähigung zum Reltestenamt
haben . Unter ihnen sollen mindestens7 Nicht -

theologen sein .

5. In 8 31 Abs . 1 der Wahlordnung istf hinzu -

zufügen :

Bei der Berechnung des Driftels (8 30
Buchst . a ) isf die Zahl erforderlichenfalls auf -
zurunden .

6. Der Oberkirchenraf wird mitf der Durchfüh -

rung dieses Gesetzes beauftragt .

bj

Dieses Gesefz wird hiermif verkündef .

Karlsruhe , den 1953 .

Der Landesbischof :

Begründungꝗ

1

1. Einè rechflich - gesefzliche Gesfaltung der Lei -

tung der Landeskirche kann nichf nur eine

Zusammenstellung sein von Bestimmungen ,
die nach Herkommen und jetzt für zweck -

mäßig Befundenem zu formulieren sind , son -
dern mußb — und dies in erster Linie - vom
Grundsätzlichen her ausgerichtet werden .

Im Neuen Testament wird die Kirche als

der Leib Chrisfi bezeichnef . Wir sind die

Glieder an diesem Leib , an dem Christus das

Haupt ist . Oder wir sind die Reben am Wein⸗

stock , der Christus ist , wir sind die Schafe

der Herde , deren Hirte Christus ist . In diesen

und noch anderen Bildern des Neuen Testfa -

ments ist für die Kirche eindeutfig gesagt , daß

sie Christus - Herrschaff ist . Isf Christus
àaber der Herr der Kirche , dann kann es kein an -
derer sein . Die Kirchengewalf gehf allein von
Christus aus , und wer sie irgendwie handhabt ,
kann dies nur in Unterstellung unter Christus
als Diensf tun . Hier liegt ein entscheidender

Unterschied der Kirche gegen alle anderen

Sozialgebilde in dieser Welt , wie Staaf , Ge -

meinde und aàndere Körperschaften . Ein

Rechf der Kirche , das richfig sein will , muß

von diesem Tafbestand ausgehen .

Man wird nun aber fragen : Ist denn diese

Christus - Herrschaft auch rechtlich irgendwie

darstellbar , liegf sie nicht außerhalb aller

irdischen menschlichen Kafegorien , zu denen

das Recht zählt ? Demgegenüber isf aber fol -

gendes zu bemerken : Christus wirkt durch

den Heiligen Geist in seinem Wort in den

Herzen der Menschen den Glauben . Hier sei

das schöne Wort aus der Apologie IV , das die

Kirche umschreibt , angeführt : „ Aber die

Christliche Kirche ist nicht nur eine Gemein -

schaft äußerer Dinge und Bräuche , sondern

ist vor allem eine Gemeinschaft des Glaubens

und des Heiligen Geisfes in den Herzen . “

Dieser Glaube nun äußerf sich in der Haltung
der Einzelnen und in der Lehre der Kirche .

Hier wird die Christus - Herrschaff auch äußer -

lich existent , und die rechfliche Ordnung der

Kirche muß sich danach richfen .

2. Diese Erkenntnisse finden im Entwurf ihren

Ausdruck in 8 1 Abs . 1 u. 2. In Abs . 3 dieses

Paragraphen wird der Meinung begegnet ,
die auf eine Trennung zwischen einer „ un -
sichtbaren “ Kirche einer rein im Geisfigen ,
Spirituellen , vorhandenen Gemeinschaft und

einer rechtsverfapfen Kirche , einem Kirchen -

tum hinzielf , eine Auffassung , die , ins Letzte



ausgezogen , dahin führen kann , daß die

rechfliche Ordnung und Verwaltung schließ -

lich auch von kirchenfremden Stellen nach

außerkirchlichen Grundsätzen aufgestellt und

durchgeführt werden könnfe . Gewiß istf die

konkrete Kirchengemeinde und Landeskirche

als solche nichf der Leib Chrisfi . Aber in

ihnen gewinnf etwas von der gliedhaften
Verbundenheitf des lebendigen Christus mit

den Gläubigen Gesfalt und nimmt eine Ord -

nung an , die in dieser Zeif bis zur Wieder -

kunft Christi auch in den Kategorien des

Rechfs sich auswirken muß . Es ist nicht daran ,
dah das Rechtlich - Insfifufionelle , für die

Kirche , verstanden als Leib Chrisfi , etwas

Gleichgülfiges , Nebensächliches oder gar
Wesensfremdes Anderes wäre , daß zwischen
dem Heiligen Geist und dem Rechtf ein Ent -
Weder - Oder besteht . Die Kirche als göfflich -
menschliche Realitäf lebf von Christus und
seinem Wort , lebt vom Heiligen Geist und

gestaltef sich in RAeußerungen dieses Lebens ,
in Ordnungen , die sich im Rechflichen aus -
wirken . Das ist der Sinn dessen , wWas in 8 1
Abs . 3 ausgedrückt ist ( zu 8 1 des Entwurfs
Vergleiche auch Barmer Theologische Erklä -

rung Ziff . 4) .

In 52 ist vorgesehen , daß ein Rechtsbehelf
geschaffen Werden soll für den Fall , daß Lei -
tungshandlungen vollzogen werden , die dem
Herrschaftsanspruch Chrisfi zuwiderlaufen .
Nehmen wir an , die Kirche erläßt eine Anord -
nung , wonach Kirchenälfester nur werden
kann , wer einer gewissen polifischen oder
Weltanschaulichen Richtung angehört , die
ausdrücklich oder versteckt Christus ablehnt
oder vergleichgülfigt . Oder etwas Entspre -
chendes wird für die Zulassung zum geist -
lichen Amt béestimmt . Dann wäre die Nich -
tigkeit einer solchen Anordnung in einem
noch zu bestimmenden Verfahren festzustel -
len . Es muß zugegeben Werden , daß es nicht
leicht ist , einen solchen Tafbestand und die
sich daran knüpfenden Folgen zu umschrei -
ben und das Durchführungsverfahren zu
regeln . Es wäre zu erwägen , ob die Bestim -
mung in 8 2 nicht in eine Kann - Vorschriff 2u
ändern wäre . Sie häfte dann immer noch die
nicht zu unterschäfzende Bedeutung , daß
zum Ausdruck kommt : Die Landeskirche ist
bereit , gegen jede Entwicklung ihrer Ord -
nung , welche sich gegen die Chrisfusherr -
schaft wendet , Fronf zu machen .

II

CKirchenleifung im Sinne des Gesetzes
ist nicht die Bezeichnung für ein besfimmtès
in seiner Zuständigkeif Besonders herausge -
hobenes Einzelorgan der Landeskirche , wie
Stwa die Landessynode oder der Erweiferfe
Evang . Oberkirchenrat , wie dies andere
neuere Kirchenverfassungen haben , sondern ,
wie aus 8 1 Abs . 1 des Entwurfs deuflich wird ,
das Zusammenwirken der dort aufgeführten

Organe , diese gedacht als eine Einheit , die
aufgegliederf ist in einzelne Zuständigkeiten .

Welches ist nun aber der letzte Rechtsgrund
für diese Kirchenleifung , oder , in der Sprache
der Reformatoren , für das „ Kirchenregiment “ ?
Woher entnimmt es seine Auforifät , Woher
das Rechf , die Dinge zu ordnen und Gehor -
sam Zzu verlangen ? Ist der Ungehorsam gegen
eine Anordnung des Kirchenregiments nur
eine Regelwidrigkeit wie die Uebertretung
einer Strabenpolizeiordnung oder eine Sün -
de ? Solche Fragen haben nicht nur die Re.

formatoren , sondern auch die Theologen und
Juristen des 19. Jahrhunderts von Schleier -
macher angefangen über Höfling , Kliefoth ,
Vilmar und Th . Harnack , von Fr . J. Stahl über
Richter zu Sohm und Kahl hin tief bewegt .
Bei der Berafung und Entschließung über die -
sen Gesefzentwurf dürfen diese Fragen , die für
die Tagesarbeif der Leitung und Verwaltung
der Landeskirche von grundsätalicher Bedeu -

tung sind , nicht außer Betracht bleiben .

Die Confessio Augustana ( CR) , die , abge -
sehen von Art . 10 in unserer Landeskirche

Geltung haf , überschreibt ihren Art . XIV
Vom Kirchenregiment “ und säagt : „ Vom
Kirchenregimentf wird gelehrf , daß niemand
in der Kirchen öffentlich lehren oder predi -
gen oder Sakrament reichen soll , ohne or -
denflichen Beruf . “ Schon hier wird klar , daß
die CA unter „ Kirchenregiment “ allein das

geistliche Amf versfehf . Eindeutig geht
das auch aus Arf . XXVIII hervor . „ Von der
Bischöfe Gewalt “ , oder im lateinischen Text :

„ De potestate Ecolesiastica “ , Wo es u. à. heibt :

„ Deshalben ist das bischöfliche Amt nach
göttlichen Rechten : Das Evangelium predi-
gen , Sünd vergeben , Lehr urfeilen und die

Lehr , so dem Evangelium entgegen , Verwer -
ten und die Gottflosen , dero gottlos Wesen
offenbar ist , aus christlichen Gemeine aus .
schlieben ohnmenschliche Gewalf ,
sondern allein durch Gottes
Wort . “ Diese Stelle ist zugleich ein Beleg

dafür , daß nach evangelischer Lehre das
geisfliche Amt von Goft eingesetzt , 9611 .
lichen Rechfes ist , wie dies auch
in Art . VCA ausgesprochen ist , Wo es heiht :

Solchen Glauben zu erlangen , hat Gott das

redigtamt eingesetzt , Evangelium und Sakra-
ment gegeben . . “ Soweit also Kirchenlei -

tung geisfliches Amt ist ( Abschn . III d. Entw )
ist ihr Rechfsgrund eindeutig im Neuen Testa
ment und in den Bekenntnissen der Kirche

gesichert .

Aber Kirchenrégiment umfaßt doch noch
anderes . Und wenn man in den Tagesbetrie
einer kirchlichen Leitungsstelle hineinschaut ,
möchte man sagen , daß der gröhere Teil der

täglich anfallenden Aufgaben nicht auf dem

Gebiet liegt , für dessen Bewältigung das
geistliche Amt berufen ist . Die Sorge um die
Wirtschaftliche und rechfliche Ordnung die

vielfältigen Personalfragen und anderes



mehr sind es doch , die hauptsächlich ein

Kirchenregiment beschäftigen . Und sie sind
nichts Belangloses . Gewiß lebt eine Kirche
nicht vom Recht und vom Geld , aber sis
lebt auch nicht ohne dies . Daß die C &

gewissermaben nur nebenher diesen Teil
des Kirchenregiments erwähnt , hat wohl mit

seine Ursache darin , dafb diese Dinge szhon

um 1530 zur Zeit der Abfassung der CA in
die Hand des Landesherrn , der weltflichen

Obrigkeit , übergingen . Im Vorwort zum Un —

terricht der Visitatoren wendet sich Luther
1528 àn den Landesherrn und bittet ihn , die

Anordnung der Visitafionen zu übernehmen ,
aber nicht als einen Teil seiner obrigkeit —
lichen Gewalt , sondern um „ der Liebe Amt “

Willen , das er als Christ seinen Mitchristen

gegenüber auszuüben haf . Jedenfalls haben
dann sehr bald die staaflichen Konsistorien
die Sorge für diesen „ Wwelflichen “ Teil des

Kirchenregiments übernommen . So sehr die

Frage die Theologen und Juristen der fol -

genden Jahrhunderte beschäftigt haf , mif
welchem Rechf der Landesherr und seine
Konsistorien diese Befugnisse ausüben , so0 ist
sie heufe , nachdem das landesherrliche Regi -
ment Wweggefallen isft , doch ohne Bedeufung .
Umso bedeuisamer aber ist , darüber nachazu -

denken , worauf sich der Teil des Kirchen -

regiments , der nicht Inhalt des geisflichen
Amtes ist , stützt .

Es liegt heute zu nahe , hier sfaafs -
rechtliche Gedanken zu Hilfe au
nehmen , wie dies unsere Kirchenverfas -

sung von 1919 auch getan haf , in der
2. B. stand : „ Die Landessynode als kirch -
liche Volksvertretung ist die Inhaberin der
der Landeskirche innewohnenden Kirchen -
gewalt . “ Dieser 8 93 ist durch das kirch -
liche Umbaugesefz vom 1. 6. /1 . 7. 135 ( VBl.
S. 69/82 ) aufgehoben worden . Aber auch wenn
man nicht unmittelbar staafliches Verfas -
sungsrecht kopierf , so kann man doch etwa
folgendermaßen konstfruieren : Die Kirche ist
eine Gemeinschaft von Chrisfen , die sich zu -
sammenfindet zur Pflege ihres religiösen
Glaubens . Wie eine andere Gemeinschaft
setzt sie im Wege bestimmter Wahlverfahren
aus ihrer Mitte Organe heraus . Das geisfliche
Amt wird wohl als auf göttlichem Rechf
fußend angesehen , aber die Berufung in
dieses Amt erfolgt auf genossenschaftflichem
Weg . Das Kirchenregiment leitef seine Jagi -
timation einzig und allein daher ab , daß es
von dieser chrisflichen Gemeinschaft einge -
Setzt wird , die es auch wieder enffernen kann ,
ganz wie die zeitlich und örflich verschiede -
nen Meinungen dies verlangen . Wir glauben
aber nicht , daß diese Sichf der Dinge dem
gerecht wird , was das Neue Tesfamenf von
der Kirche säͤgt , weil in dieser Betrachfungs -
weise allzu sehr von dem Einzelnen ausge -
gangen wird . Für diese Auffassung ist zuerstf
der Einzelne da , der dann mit Gleichgesinn -
ten die Kirche schafft . Der organschaffliche
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Gedanke , wonach der einzelne Chrisf nur
existenf ist als Glied am Ganzen , als Glied
am Leibe Chrisfi , dessen Haupf Christus ist ,
bleibt außer Wirksamkeit .

Auch hier gibt die CA einen wichtigenͤ
rzeig . Bei der Betrachtung darüber , ob

die Bischöfe Macht haben , Zeremonien in der
Kirche aufzurichten , wird , nachdem klarge -
stellt ist , daß sie diese kraft des von Gott ge -
stifteten geisflichen Amtfes nicht haben und

infolgedessen auch die Gewissen nicht bin -
den können , doch die Zulässigkeit einge -
räumt , kraft menschlichen Rechtes solche

Ordnungen zu setzen . Es heißt in der CA

XXIII , 55 : „ Solche Ordnung gebührt der
christlichen Versammlung um der Liebe
und des Friedens willen zu halten
und den Bischöfen und Pfarrherren in diesen
Fällen gehorsam zu sein und dieselben sofern
zu halten , daßb einer den anderen nichtf

ärgere , damit in der Kirchen keine Unord -

nung oder böses Wesen sei . “ Hier kommt der
neufesfamentliche Befund ganz anders zur

Auswirkung , als in der vorher àangestfellfen
Betrachtung im Anschlußb an den früheren

§ 95 Abs . 1 NV . Die Lie be , die Carifas ,
das verbindende Band im Leibe Chrisfi i sf
18tztlieh der Grund tür das

chenregiment und für den Gehorsam

gegenüber demselben . Um der Liebe und um
der Ordnung willen hat die Kirche sich Lei -

tungsorgane geschaffen und dürfen diese

Organe Gehorsam fordern .

Ob es noch nötig ist , zur geistlichen und
damit auch zur rechflichen Begründung des

Kirchenregiments , soweif es nicht geistliches
Armmt ist , auch auf das 4. Gebof hinzuweisen ,
wie dies 2. B. Theodosius Harnack : Die

Kirche , ihr Amt . ihr Reéegiment . Abschn . 131 ,
tut , mag hier dahingestfellf bleiben .

Jedenfalls ergibt sich soviel , daß eine bib -

lisch - bekenntnismäßige Begründung für das

Kirchenregiment , auch soweit es über das

geistliche Amtf hinausgeht , möglich isft . Und

von dieser Begründung gehf dieser Entwurf

Aus .

Danach kann die Landessynode nichf an -

gesehen werden als eine Repräsentation des

Kirchenvolkes , sondern als eine Versamm -

lung ( ommunio ) von Pfarrern , Aeltesten und

anderen Gliedern der Kirche , die aus einer

bestimmten Sachkenntnis heraus und mit

einer besfimmfen Zuständigkeit organsçhaft -
lich ihren Dienst an der Kirche fut in Unter -

stellung unter Christus . Die Synodalen wer —

den gewiß in einem bestimmten Wahlver⸗ —

fahren ausgelesen . Daß dabei Vorsorge ge -
troffen ist , daßh Kirchenglieder aus möglichs :
dem ganzen Gebiet der Landeskirche zur

Synode kommen , ist nur sachgemäß . Die

Synodalen mögen sich auch als „ Vertreter “
von Kirchenbezirken fühlen . Sie sind dies
aber auch im rechtlichen Sinn nichf und

wären es auch schon nach der Verfassung



von 1919 nicht , in der in 8 94 ähnlich wie in

den Staatsverfassungen bestimmt ist : „ Die

Mitglieder der Landessynode sind Vertreter

der ganzen Landeskirche und an Aufträge
und Weisungen nicht gebunden , vielmehr

Verpflichtet , nach eigener Ueberzeugung
ihre Stimme abzugeben ! “ Heute braucht eine

solche Besfimmung in den Entwurf nicht

mehr aufgenommen zu werden , weil aus der

Stellung der Landessynode als einer Mitge -
hilfin im Dienste unfer Christus aàan seiner

Kirche Gedanken aus einer Bindung aàan Auf -

träge von Menschen gar nichf aufkommen
können .

J2u 5 3 Abs . 3, letzter Saſz

Es ist durchaus sachgemäß , daß die Lan -

dessynode als eine Versammlung von erfah -

renen Christen auch Anliegen der Landes -

kirche , die nicht vom Oberkirchenrat vor -

gebracht werden , in den Kreis ihrer Bera -

tungen ziehf . Es

sprechend , daß die Landessynode auch noch
Beschwerdeinstanz ist , d . h . daß sie vom
Oberkirchenrat und vom Erweiferten Evang .
Oberkirchenrat ergangene Entscheidungen
rechflich wirksam aufhebt und abändert .

ist aber nicht sachent -

Schon technisch ist es schwierig , in einem
Gremium von 40 oder mehr Mitgliedern
jedem einzelnen die oft verwickelfe Sach -
und Rechtslage so vorzulegen , daß er wirk
lich in der Lage ist , eine richfige Entschei -
dung zu treffen . Aber ganz abgesehen davon
Wirkt ja die Landessynode durch ihre 6 syno -
dalen Mitglieder bei den Beschwerden gegen
Entscheidungen des Oberkirchenrafs nach
§8 15 des Entwurfs mit , sodaß die Schaffung
einer dritten Instanz wirklich ein Zuviel isf .

a ) Zu 5 4 Abs . 1 a

Hier ist in Abweichung von der Wahlord -
nung 8 30 Buchstabe à die Zahl 30 nicht mehr
aufgenommen . Wird die Zahl der Kirchen -
bezirke vermehrt , wie es etwa geschiehf ,
Wenn der Kirchenbezirk Baden - Baden wieder
errichtet oder die Teilung der Kirchenbezirke
Hornberg oder Konstanz vorgenommen wird ,
dann muß sich auch die Zahl der von den
Bezirkssynoden zu entsendenden Synodalen
steigern . Um hier nicht immer wieder dieses
Gesetz ändern zu müssen , ist es geboten , von
der Benennung einer bestimmfen Zahl Ab .
stand zu nehmen . Das Wahlgesetz muß dem -
entsprechend auch geänderf werden , Was in
§ 27 des Entwurfs vorgesehen ist .

b) Zu 8 4 Abs . 1 h

Gegenüber dem bisherigen Rechtf soll die

Zahl der vom Landesbischof zu berufenden
Mitglieder der Landessynode von 10 auf 14
erhöht werden . Damif soll einem Ve
des Evang . Arbeiferwerkes Rechnung ge -
tragen werden , das darum bittet , dem Arbei -
terstand angehörende Kirchenglieder aus den
gröberen Städten noch mehr beiziehen zu
können , als dies bisher möglich War .

rlangen

Da die Synodalen nicht mehr wie bei der
unmittelbaren Wahl alle an einem bestimm -
ten Tag gewählt werden , ihre Wahl durch
die einzelnen Bezirkssynoden vielmehr inner -
halb mehrerer Wochen oder Monate erfolgt ,
ist es notwendig , den Beginn ihrer Amtszeit
auf einen bestimmtfen Tag festzusetzen .

Zu 8 9

Nach 8 1086 KV kann die Kirchenregierung
die Landess vnode auflösen , Das

Umbaugesetz und das Zuständigkeitsgesetz
von 1933 sagen darüber nichts . Tatsächlich ist

die Landessynode 1934 , als sie sich der Ein-

gliederung in die Deutsche Evang . Kirche

widersetzte , mif den Stimmen der „ Deuischen
Christen “ aufgelöst worden . Auch die ein-

schlägigen Gesetze , die seit 1045 ergangen
sind , enthalten keine Bestimmungen , aus
denen man eindeufig entnehmen könnte , ob

auch heufe noch eine Auflösung der Landes -

synode möglich ist oder nicht . Im Kleinen

Verfassungsausschuß wurde die Frage ein -

gehend besprochen mit dem Ergebnis , eine

Auflösung der Landessynode in dem

neuen Leitungsgesefz ni chfVOTEZuSsehen .
Entstehf zwischen dem Evang . Oberkirchen -
rat und der Landessynode eine Meinungsver -

schiedenheit , die von so grundsätzlicher Art,
ist , daß der Evang . Oberkirchenrat glaubt , die

Entscheidung der Landessynode nicht hin -

nehmen zu können , weil er in ihr eine Gefähr -

dung der Landeskirche sieht , dann soll ihm

nicht die Möglichkeit often stehen , die lan-
dessynode aufzulösen , sondern , wie 8 0 dies
im einzelnen regelt , Bedenken gegen die

Entscheidung zu erheben mit der Mabgabe ,
daß sie in der nächsten Tagung der Landes -

syVnode noch einmal überprüft werden muß.
Beharrt die Landessynode bei der zweiten

Beratung auf ihrem ursprünglichen Beschlub,
dann erlangt die Entscheidung endgültige
Rechtskraft . Zur Klarlegung sei dem noch fol⸗

gendes beigefügt : Wenn die Synode zwär
ihren Beschluß etwa der Form nach abändert ,
der Sache nach aber auf ihrem Standpunkt
bestehen bleibt , dann gilt das gleiche , Ren -

dert sie an dem sachlichen Inhalt , erachtet
der Evang . Oberkirchenrat aber immer noc
die Entscheidung als für die Landeskirche
nachteilig , so kann er erneut Beanstandungen
erheben . Dann ist die Entschließung Wie-

derum auf eine weifere Tagung zu Vel .

schieben .

Zu 6 12 III
) as Amt des Landesbischofs ist s6e1“

ner theologischen und daher auch rechtflichen
Natur nach nichts anderes als das Pfarramt,
dessen Sprengel aber hier die Landeskirche
ist . Wie das Gemeindepfarramt einen zwie “

fachen Kreis der Aufgaben hat , einmal das

von Sott eingesefzte Predigtamt und dann

die allein auf menschlichem Recht beruhende

Verwaltungsmähige Leitung der Kirchengs -



meinde zusammen mit dem Kirchengemein -
deraf , so verhält es sich auch mit dem landes -
bischöflichen Amt . Es ist einmal geisf -
liche Leifung der Landeskirche
durch Gottes Wort , und es ist die Teil -
nahme an der verwalfungsmäßi⸗
gen , jurisdictionellen Leifung
der Landeskirche zusammen mit den dazu be -
rufenen Organen .
AJu 58 14 Abs . 3

Der Landesbischof wird àauf Lebens -

2 eiternannf . Dem Geistfe der Verfassung

von 1919 entsprach es , in 8 126 Abs . 4 u. 5

Fassung von 1024 ) vorzusehen , daß der Kir —

chenpräsident und die Mitglieder des Evang .
Oberkirchenrats durch die Landessynode
mit zwei Driftel Mehrheil aus dringenden
Gründen des Dienstes in den Ruhesfand ver -

setzt werden konnten . Diese Bestimmung ist

schon durch das Gesetz von 1933 beseitigt
Worden . Auch jefat ist in 8 14 Abs . 3 des Ent -

Wurfs vorgesehen , daß der Landesbischof auf

Lebenszeit ernannt wird , d. h. daß er mit

seiner Berufung durch den Erweiterten Evang .
Oberkirchenrat in ein versorgungsberech -
tigtes Dienstverhältnis einfritt und von keiner

Seite her abberufen werden kann . Im Kleinen

Verfassungsausschuß ist eingehend die

Frage geprüft worden , was geschiehf aber ,
wenn ein Landesbischof aus irgendwelchen
Gründen für die Landeskirche nicht mehr

tragbar ist . Es brauchen hier wohl die ein -
zelnen Möglichkeiten nicht besonders be -
schrieben zu werden . Einige Fälle , wie kör -

Perliches oder geisfiges Unvermögen , den

Anforderungen des Amfes nachzukommen ,
finden ihre rechtliche Erledigung dadurch ,
dafß künftig auf das Dienstverhälfnis des Lan -
desbischofs das Dienstrecht der Pfarrer An -

wendung finden wird . Bis jetzt galten für den
Landesbischof und alle Mifglieder des Evang .
Oberkirchenrats die Normen des kirchlichen
Beamtenrechts . Diese Unsfimmigkeif soll jetzt
beseitigt werden . Der Landesbischof ist
dienstrechflich künftig wie ein Pfarrer zu be -
handeln . Wie dieser kann er in entsprechen -
der Anwendung des & 2 des Gesetzes , die

Zurruhesetzung und die Ruhestandsbezüge
der Geistlichen betr . , unter gewissen Voraus -
setzungen auch ohne sein Ansuchen in den
Ruhestand versetzt werden , wie er auch ge -
gebenenfalls disziplinarisch zur Verantwor —
tung gezogen werden kann .

IV
Au 58 16

Die mögliche Berufung eines Mitglie -
des der Theol . Fakulfäf Heidelberg in den
Erweiterten Evang . Oberkirchen -
raf ist bereits vorgesehen durch das kirch -
liche Gesefz vom 3. 11 . 140 ( VBl. S. 50) . Diese

Berufung macht das Mifglied nicht zum Syno -
dalen ; an den Tagungen der Synode nimmt
es aber wie die Mitglieder des Evang . Ober -
kirchenrats und die Kreisdekane teil .

2. Zu 5 17 Abs . 1
Der Landesbischof ist Vorsifzender

des Evang . Oberkirchenrafs und
des Erweiferfen Evang . Oberkir⸗
chenrafs . An diesem geltenden Recht hält
auch der Entwurf festf . In dem Kleinen Verfas -

sungsausschuß ist darauf hingewiesen wor -
den , daß , wenn der Erweiferte Evang . Ober -
kirchenraf über die Beschwerde gegen eine

Entscheidung des Evang . Oberkirchenrafs

entscheidet , es die Beteiligten merkwürdig
berühren würde , daß der gleiche Vorsifzende
in beiden Instanzen die Verhandlung führt
und möglicherweise auch die Entscheidung
ausfertigt . Aehnliche Erwägungen können
auch angestellt werden , wenn in dem Ver -
fahren nach § 2 Ziff . 3 = 5 des Gesetzes , die
Zurruhesetzung und die Ruhestandsbezüge
der Geistlichen betr . , vom Erweiterten Evang .
Oberkirchenrat ein Pfarrer wider seinen
Willen in den Ruhesfand versefzt wird auf
Antrag des Evang . Oberkirchenratfs . Diesen
Bedenken soll nach dem Entwurf , wie ihn der
Kleine Verfassungsausschuß verabschiedet
hat , dadurch Rechnung getragen werden , daß
in den genannfen Fällen der Vorsifz an den
Präsidenten der Landessynode , der ja Mit -
glied des Erweiferten Evang . Oberkirchenrats
ist , übergeht . Auch der Erweiterte Evang .
Oberkirchenrat haf sich im Einvernehmen mit
dem Landesbischof dieser Fassung ange⸗
schlossen .

3. Zu 58 18 Satz 2 u . 3

Die synodalen Mifglieder des Erweiferfen

Evang . Oberkirchenrats und die Kreisdekane
sind befugt , Einsichf in die Akfen au
nehmen und den theologischen Prüfungen
anzuwohnen . Damitf erhalfen sie nicht das

Rechf , irgendwie Einzelanordnungen in der

Verwaltung zu geben oder an den Berafun -

gen der Prüfungskommission feilzunehmen ,
wenn sie nicht aus anderen Gründen der

Prüfungskommission selbst angehören . Die

Durchführung der Verwaltung durch Erlaß
einzelner konkreter Anordnungen gegenüber
den Pfarrern und den kirchlichen Beamtfen
kann nur durch den Evang . Oberkirchenrat

geschehen , soll nicht in der Verwalftung die
Gefahr einer Verwirrung heraufbeschworen
werden . Wird 2. B. Akteneinsicht verlangt , s0
ist die Anordnung der Vorlage dieser Akfen
durch ein Mitglied des Evang . Oberkirchen -
rats zu veranlassen .

V

Zu 8 22

Auch die Oberkirchenräfe werden

a uf Lebenszeifernannt . Welche Bedeu -

tung dies haf , ist ausgeführtf unter III 2 bei der

Ernennung des Landesbischofs auf Lebenszeit .

Auch die Oberkirchenräfe , ob Theologen oder

Juristen , sollen künftig in einem Gottesdienst in

ihr Amf eingeführt werden . Der Erweiterfe

Evang . Oberkirchenraf hat über das Verfahren

eine Durchführungsverordnung zu erlassen .



10

Die theologischen Mitglieder werden wie der

Landesbischof künftig dem Diensfrecht der Pfar -

rer unterstellt , während die rechtskundigen Mit -

glieder wie die übrigen kirchlichen Beamten

unter kirchlichem Beamtenrecht stehen . Die Be -

soldung unterliegt der gleichen Regelung wie

bisher . Die Stellen des Landesbischofs und sämt -

licher Mitglieder des EVvang . Oberkirchenrats mit

der dazu gehörigen Besoldung sind im Haus -

haltsplan aufzuführen , bis eine kirchliche Besol -

dungsordnung für Pfarrer und Beamte ergeht . Bei

Beratung des 8 22 Abs . 3 im Erweiterten Evang .
Oberkirchenrat ist die Frage aufgeworfen WOr -

den , ob für die Zurruhesefzung der Oberkirchen -

räte durch den Landesbischof nichf die Zustim -

mung des Erweiferten Evang . Oberkirchenrats

Vverlangt werden sollte . Der Erweiferte Evang .
Oberkirchenratf haf sich aber schlieplich für die

ursprüngliche Fassung des Entwurfs entschieden .

Um zu ermöglichen , daß ein auf diese Weise

in den jüngeren Lebensjahren ausscheidendes

Mitglied des Evang . Oberkirchenrafs Wie der

in einem Pfarramt oder im kirchlichen Verwal -
tungsdienst verwendef werden kann , ge⸗
gebenenfalls auch gegen seinen Willen , soll ein

noch zu erlassendes Gesetz die Voraussetzungen
und Folgen einer solchen Wiederverwendung

regeln .

VI

1. In diesem Abschnifft sind die Bestimmungen

über die Ges eſz gebung der Kirche

zusammengestellf , und , soweit sie bisher fehl -

ten , ergänzt . Es ist bekannt , wie umstritten die ausdrücklich 18818 12010
Beziehungen von Kirche und Recht sind . In

welchem Ausmaß kann die Ordnung der

Evangelischen Kirche in Rechtssätze gefaßßt
werden ? In der Katholischen Kirche isf bei -

spielsweise die gesamte Ordnung der Sakra -

mente im 3. Buch — Sachenrecht — des Cic .

in nichf weniger als 422 canones gesetalich

geregelf . Inwieweit kann hier in unserer
Kirche die Gesefzgebung eingreifen , wie sie
es für die Konfirmafion in dem Gesetz vom
25 . 7. 1914 ( VBl . S. 94 ) in der Abänderung des
Gesetzes vom 11. 7. 1030 ( VBl . S. 45 ) in einem
bestimmten Umfang getan hat ? Eine Richt -
linie . inwieweift und mit welcher Wirkung in
der Evangelischen Kirche von Menschen ge -

4 8 8 11* —setztes Recht erlassen werden kann , dürfte dann sind damit die Bestimmungen des V . Ab -
sich aus Art . XV CA ergeben . Der Kleine Ver -
fassungsausschuß haf sich àauch mit dieser
Frage befaßt , aber geglaubf , von der Auf —
nahme eines richtungweisenden Safzes in das
Gesetz Abstand nehmen zu sollen .

2. Dem 5 23 Abs . 1 liegt die Erkennfnis zu
Grunde , daß die Kirche eine aus ihrem We⸗
sen sich ergebende bestimmte Ordnung hat ,

Normen ⁊zu fassen , es seiner Arf entsprechend
zu entwickeln und in Gelfung zu setzen .

Diese Ordnung ist in ihren Grundlinien zu
erkennen aus der Heiligen Schrift nach dem

3

Verständnis der Bekenntnisse der Kirche

( Abs . 2) .

In Abs . 3 des 8 23 ist der Satz des gemei -
nen evangelischen Kirchenrechts wiederholt ,
daß das Bekennfnis nicht Gegenstand der Ge -

setzgebung sein kann .

In 5 24 sind nun beispielsweise einige Ge -

biefe aufgeführf , die der rechtlichen Regelung
zugängig sind . Unsere Landeskirche befaßt

sich seif längerer Zeit mit der Frage einer

kirchlichen Lebensordnung , die sie dringend
benötigt . Hierbei ist schon gefragt worden ,
ob diese Lebensordnung ein Gesetz ist , also

Rechfssätze enthälf , oder ob sie eine andere

Nafur hat . Wir meinen , daß das erstere der Fall

ist , und eine ganze Anzahl evangelischer Lan -

deskirchen haben durch Gesefz die Dinge , die

in einer solchen Lebensordnung zu regeln
sind , im einzelnen geordnet . Jedenfalls haben

die Landeskirchen im 16. und 17. Jahrhundert

keine Bedenken getragen , durch Kirchenord -

nungen Bestimmungen über die kirchliche

Zucht und das kirchliche Leben , ja über die
Lehre und den Kulfus fesfzusefzen und diese
kirchlichen Ordnungen in Gesetzesform zu

publizieren .

Die Aufzählung in 8 24 ist nur beispiels -
Weise , wie sich aus dem Wort „insbesondere “
deutlich ergibt .

VII
Zu 8 27 Abs . 1

Die Bedeutung des Gesetzes läßt es als zweck-
mäßig erscheinen , den Tag der Inkrafttretung

Zu 8 27 Abs . 2

Um jedem Mißverständnis zu begegnen , ist

hier ausdrücklich gesagt , daß § 5 des Gesetzes
auch auf die zur Zeit im Amf befindliche Lan -

dessynode Anwendung findet . Da die erste La-

gung dieser Synode àm 2. März 1048 begann ,
läuft ihre Amtsdauer nach 8 5 des Entwurfs mit

dem 1. 3. 1954 ab . Sollten bis dahin noch nicht
alle Bezirkssynoden die Landessynodalwahl ge -

tätigt haben , so bleiben die bisherigen Synoda -
len auch über diesen Tag im Amt , bis die letate

Wahl rechtsgültig erfolgt ist .
Zu 6 27 Abs . 3

Wird der Entwurf als Gesetz in Ktaft freten ,

schnittes der Kirchenverfassung , die seit 191¹²
vielerlei Abänderungen und Ergänzungen erfab .

ren haben , außer Kraft gesetzt . Schon um der
Uebersichflichkeit halber ist es daher nötig , in

einem neu gefaßen Gesetz , wie dieser Entwurt

es Vorsieht , die Materie zur Darstellung zu

bringen .

5 Zu 58 27
daß ihr ein bestimmtes Rechtf eigen ist . Auf -
gabe des Gesetzgebers ist es , dieses Recht in det , muß die Wahlordnung in 8 30 abgeändert

Wie oben unter II 5 à im einzelnen begrün ,

werden und 5 31 Abs . 1 einen Zuseta erhalten,
um die Zahl der zu wählenden Piarrer bei einef

dAurch zwei nichf feilbaren Zahl der Laiensyno -
dalen eindeufig klarzustellen .



Anlage 2

Vorlage des Erweiterten Evangelischen Oberkirchenrats

an die

Landessynode der Vereinigten Evangelisch - protestantischen Landeskirche Badens

im Januäàr 1953 .

Entwurf eines kirchlichen Gesetzes .

Entschädigung für Teilnahme an Bezirkssunoden und Pfarrkonferenzen betr .

Die Landessynode hat als kirchliches Gesetz

beschlossen , was folgt :

8 1

1. Die Teilnehmer an den Versammlungen
der Bezirkssynoden und Pfarrkonferenzen erhal -

ten neben dem Ersatz der Reiseauslagen eine

feste Tagesgebühr von 5 . — DM . Die am Ort der

Tagung wohnenden Teilnehmer an den genann -
ten Versammlungen erhalten die Hälfte dieser

Gebühr .

2. In denjenigen Fällen , in denen infolge

allzu großer Entfernung des Dienstsifzes vom

Tagungsort oder aus anderen besonderen durch

die Teilnahme an der Versammlung verursach -

ten Gründen die Rückkehr an den Ort des

Dienstsifzes am gleichen Tag nicht mehr mög -

lich ist , wird zu obiger Tagesgebühr von 5 . — DM

ein Uebernachfungsgeld in gleicher Höhe ver -

gütet .
5

3. Den Teilnehmern an den Bézirkssynoden
wird für einen etwaigen Verdiensfausfall , der

ihnen durch die Teilnahme an den Tagungen

entsteht , eine angemessene besondere Entschä -

digung gewährt .

B e grũ

Gemäß dem kirchlichen Gesetz vom 25 . 5.

1928 ( VBl. S. 40 ) erhielten die Teilnehmer an den

Versammlungen der Bezirkssynoden und Pfarr -

konferenzen neben dem Ersatz der Reiseauslagen
ein festes Tagegeld von 5. RM . In denjenigen

Fällen , in denen aus besonderen , durch die Teil -

nahme an der Versammlung verursachten Grün -

den oder infolge allzu großer Entfernung die

Rückkehr an den Wohnorft am gleichen Tage
nicht mehr möglich war , wurde neben dem

Tagegeld ein Uebernachfungsgeld von 5 . — REM

gewährt . Im Zusammenhang mift den nach 1950

einsetzenden Notverordnungen und Gehaltskür —

zungen wurde die Zahlung des obigen Tage -

geldes auf Grund des kirchlichen Gesetzes vom

23 . 4. 1932 ( VBl . S. 52) mit Wirkung vom 1. 4. 1932

eingestellt . Das Uebernachtungsgeld wurde

durch das kirchliche Gesetz vom 209. 9. 1031 VBl .
S. 100) auf 4 . — RMermäßbigt .

92
Der aus der vorstehenden Gebührenregelung

sich ergebende Aufwand für die Bezirkssynoden
ist von der Landeskirche ( EVvang. Landeskirchen -

kasse ) , derjenige für die Pfarrkonferenzen von
den Kirchenbezirken ( Bezirkskirchenkassen ) zau

tragen .
9 3

1. Dieses Gesefz frift mit seiner Verkündung
in Kràft . Mit dem gleichen Zeitpunkt wird das

kirchliche Gesefz , die Gebühren für Teilnahme

an den Bezirks - , Pfarr - und Schulsynoden sowie

an den Pfarrkonferenzen betr . , vom 25 . 5. 1928

( VBl . S. 40) in der Fassung der kirchlichen Ge -

setze vom 20 . 9. 1031 VBl . S. 100) und vom 23 . 4.

1932 ( VBl. S. 52) aufgehoben .
2. Der Evang . Oberkirchenrat wird mif dem

Vollzug dieses Gesetzes beauftragt .

Dieses Gesefz wird hiermit verkündet .

Karlsruhe , den 1953 .

Der Landesbischof :

ndung :

Nachdem sich die wirtschafflichen Verhält⸗

nisse inzwischen völlig verändert haben , besfehf

keine Veranlassung mehr , den Teilnehmern an

den obigen Versammlungen das früher ge -
Währte Tagegeld weiterhin vorzuenthalten . Mit

dem vorstehenden Gesetz soll deshalb der alte

Zustand wieder hergestfellt werden . Hiernach

würden die Teilnehmer an den Versammlungen
wieder ein festes Tagegeld von 5 . — DMeerhalten

und in besonderen Fällen daneben noch ein

Uebernachtungsgeld in gleicher Höhe .

Das Gesetz vom 25 . 5. 128 ( VBI . S. 40) sah

auch eine Entschädigung vor für die Teilneh -

mer àn den Pfarrsynoden und Schulsynoden .
Nachdem solche in absehbarer Zeif nichf mehr

staftfinden werden , kann sich das neue Gesefz

auf die Gewährung der Entschädigung für die

Teilnehmer àn den Bezirkssynoden und Pfarr -

konferenzen beschränken .

5





Anlage 3

Vorlage des Erweiterten Evangelischen Oberkirchenrats

an die

Landessynode der Vereinigten Evangelisch - protestantischen Landeskirche Badens

im Januaàr 1953 .

Entwurf eines kirchlichen Gesetzes .

( Az. 10 /0 )

Die Errichtung einer EVangelischen Hirchengemeinde Elzach betr .

Die Landessynode hat mit staaflicher Geneh -

migung als kirchliches Gesefz beschlossen , was

folgt :
Artikel 1

Die Mitglieder der Landeskirche , welche auf
den Gemarkungen der bürgerlichen Gemeinden

Elzach , Biederbach , Katzenmoos , Niederwinden ,
Oberwinden und Vach wohnen , werden mit

Wirkung vom 1. April 1953 zu einer Kirchenge -
meinde Elzach zusammengeschlossen , deren

Kirchspiel die genannfen Gemarkungen umfaßt .

Artikel 2
Die Evang . Kirchengemeinde Elzach soll

durch eine besondere Safzung gemäß 8 38 KV

mif der Evang . Kirchengemeinde Prechfal zu
einer Gesamfkirchengemeinde Prechfal - Elzach

vereinigt werden , in welcher die Kirchenge -
meinde Elzach Filialkirchengemeinde der Kir -

chengemeinde Prechfal wird .

Arfikel 3

Die Evang . Kirchengemeinde Elzach vird

denn Kirchenbezirk Emmendingen zugetfeiltf .

Karlsruhe , den 1953 .

Der Landesbischof :

Begründung :

Die Mitglieder der Landeskirche in den Ge -

meinden Elzach , Biederbach , Katzenmoos , Nie -

derwinden , Oberwinden und Vach wurden
durch eine kirchliche Satzung vom 29 . 8. 1921

gemäß 898 48 und 49 der Kirchenverfassung zu
einer Diasporagemeinde Elzach zusammenge -
schlossen . Bis zum Jahre 1947 wohnten in diesem

Gebiet , das dem Pfarramt Prechfal zur Dienstver -

sehung zugeteilt ist , insgesamt nur etwa 70 Evan -

gelische . Durch die Ansiedlung von Flüchtlin -

gen wuchs die Diasporagemeinde dann in den

letzten fünf Jahren auf über 500 Seelen an , so -
daß der bisherige Gottesdienstraum , ein gemie -

teter Gasthaussaal , nicht mehr ausreichte . Um

dieser Not abzuhelfen und der Wweitverzweigten

Diaspora einen geistlichen Mittelpunkt zu

geben , entschloß sich die Gemeinde zaum Bau

einer Diaspora - Kapelle . Das Gelände dafür stellte
die Stadt Elzach zur Verfügung . Mit Hilfe einer

Landeskollekte und beträchflichen Beihilfen

des Lutherischen Weltbundes und der Landes -

kirche konnte die Kapelle ersfellt und an Pfing -
sten 1952 eingeweiht werden .

Angesichts dieser Entwicklung der Gemeinde

haf der Kirchenvorstand die Errichtung einer

Evang . Kirchengemeinde Elzach beantragt , die

das Gebief der bisherigen Diasporagemeinde
umfassen soll . Die neue Kirchengemeinde soll

Filialgemeinde von Prechtal werden ( Artikel 2

des Gesefzentwurfs ) , sodaß an der Dienstver -

sehung durch das Pfarramt Prechtal nichts ge -
änderf wird . Durch die Erhebung zur Kirchen -

gemeinde soll die Gemeinde zugleich die Mög -
lichkeif erhalten , Ortskirchensteuer einzuführen ,

auf deren Erhebung sie infolge ihrer vermehrten

Aufgaben und Ausgaben und zur Abzahlung

ihrer Bauschulden dringend angewiesen ist .

Die Vorläufige Landesregierung von Baden -

Wäürttemberg hat in ihrer Sitzung vom 14. 10.

1952 die nach Art . 1 und 11 Abs . 1 des Orts -

kirchensteuergesefzes erforderliche Staatsgeneh -

migung zur Errichtung der Evang . Kirchenge -

meinde Elzach erteilt .





Vorlage des Erweiterten EVangelischen Oberkirchenrats

an die

Landessynode der Vereinigten Evangelisch - Protestantischen Landeskirche Badens

im Januaàr 1953 .

Entwurf eines kirchlichen Gesetzes .

( Az. 10/0)

Die Errichtung einer EVangelischen Kirchengemeinde Seelbach betr .

Die Landessynode haf mit staaflicher Geneh -

migung als kirchliches Gesefz beschlossen , Was

folgt :
Artikel 1

Die Mitglieder der Landeskirche , welche auf
den Gemarkungen der bürgerlichen Gemeinden

Seelbach , Dörlinbach , Kuhbach , Prinzbach , Rei -

chenbach , Schönberg , Schuttertal , Schweighau -
sen und Wittelbach wohnen , werden mit Wir —

kung vom 1. April 10553 zu einer Kirchenge -
meinde Seelbach zusammengeschlossen , deren

Kirchspiel die genannten Gemarkungen umfaßt .

Artikel 2

Die Evang . Kirchengemeinde Seelbach soll
durch eine besondere Satzung gemäß 8§8 38 KV

mif der Evang . Kirchengemeinde Lahr zu einer

Gesamfkirchengemeinde Lahr - Seelbach ver -

einigt werden , in welcher die Kirchengemeinde
Seelbach Filialkirchengemeinde der Kirchenge -
meinde Lahr wird .

Artikel 3

Die Evang . Kirchengemeinde Seelbach wird

dem Kirchenbezirk Lahr zugefeiltf .

Dieses Gesefz wird hiermit verkündet .

Karlsruhe , den 1953 .

Der Landesbischof :

Begründung :

In den 9 Gemeinden des Schutterfales , die in
Artikel 1 aufgeführt sind , Wohnfen bis 1047 nur
StWas über 200 Evangelische , die dem Geistlichen
der 2. Stiftspfarrei in Lahr zur kirchlichen Be -
treuung zugewiesen waren . Durch den Zuzug
von Flüchtlingen wuchs die Zahl der Glaubens -
genossen inzwischen auf etwa 760 an . Die Auf⸗
gaben des kirchlichen Diensfes wurden infolge -
dessen so umfangreich , daß die Dienstversehung
von Lahr aus nichf mehr genügte und im Jahre

1949 zusätzlich ein Pfarrdiakon eingesefzt wer⸗
den mußte . Dieser haf seinen Sifz in Seelbach
und versieht im Auftrag und unter der Aufsicht
des Pfarrers der 2. Stiftspfarrei in Lahr den 9ge-
samtfen Pfarrdienst in diesem Gebiet . Kirchen -
eigene Räume sind bisher nichf vorhanden . In
Seelbach soll aber demnächsf ein Goftesdienst -
raum erstellt werden . Der Bauplatz hierfür ist
bereits erworben .

Die 9 Diasporaorte sind bis jefzt noch nicht

zu einer Gemeinde Diasporagemeinde oder Kir -

chengemeinde ) zusammengefaßt . Der Aelfesfen -

kreis Seelbach und das zuständige Pfarramt

haben daher um Errichtung einer Evang . Kir -

chengemeinde Seelbach gebefen . Nach der

Seelenzahl und dem Umfang des Dienstes ist

diese Bitte durchaus berechtigt .
Die neue Kirchengemeinde soll Filialge -

meinde von Lahr werden ( Arfikel 2 des Gesefz -

entwurfs ) . Eine geisfliche Stelle wird in Seel -

bach nichf errichtet . Den Pfarrdienst versiehtf

der Pfarrdiakon wie bisher .

Die Landesregierung von Baden - Würftem -

berg haf in ihrer Sitzung vom 11. 11. 1952 die

nach Arfikel 1 und 11 Abs . 1 des Ortskirchen -

steuergesefzes erforderliche Staafsgenehmigung
zur Errichtung der Evang . Kirchengemeinde

Seelbach erteilt .

Anlage 1





Anlage 5

Vorlage des Erweiterten Evangelischen Oberkirchenrats

an die

Landessynode der Vereinigten Evangelisch - Protestantischen Landeskirche Badens

im Januar 1933 . “ )

Entwurf eines kirchlichen Gesetzes .

Die Abordnung von Pfarrern auf andere Pfarrstellen betr .

Die Landessynode haf als kirchliches Gesetz

beschlossen , was folgt :

9 1

Ein auf einer Pfarrei ständig angestellter Pfar -

rer kann vorübergehend zur Versehung des Pfarr -
dienstes einer oder mehrerer Gemeinden auf
eine andere Pfarrsfelle abgeordnet werden , wenn
diese Pfarrstelle auf eine andere Weise nicht
Versehen werden kann .

82
I. Die Abordnung erfolgt durch den Evang .

Oberkirchenraf nach Anhörung des abzuordnen -
den Pfarrers .

2. Die Rechte , die dem Pfarrer aus seiner plan -
mäbigen Ansfellung auf seiner Pfarrei erwachsen

sind , Werden durch die Abordnung auf eine an -
dere Pfarrei nichſ berührf .

98
Für die Zeit der Abordnung erhälf der Pfarrer

eine angemessene Trennungsentschädigung als

Ersatz für seine erhöhfen Aufwendungen . Der In -
haber der Pfarrwohnung der zu versehenden Ge -
meinde ist verpflichtef , die für die Unferbringung
des àbzuordnenden Pfarrers erforderlichen
Räume nebst Einrichtung zur Verfügung ⁊zu stel -
len . Eine gleiche Verpflichfung frifft auch den
abzuordnenden Pfarrer , falls zur Durchführung
einer geordneten Versehung seiner Gemeinde
Wohn - oder Arbeitsräume in seinem Pfarrhaus

benötigt werden . Falls eine Einigung in diesen

Fragen zwischen den Beteiligten nicht erzielt

Wird , entscheidet verbindlich der Evang . Ober -
kirchenraät .

8 4

Dieses Gesefz fritt am 1. Februar 1053 in Kraft .

Dieses Gesetz wird hiermif verkündef .

Karlsruhe , den 1953 .

Der Landesbischof :

Begründung :

Das kirchliche Gesefz vom 17. Mai 1043 ( VBl.
S. 20 ) siehf in 8 1 vor , daß ein auf einer Pfarrei

ständig angestellter Geisflicher zur Versehung
einer anderen Pfarrstelle abgeordnet werden

kann , wenn deren Inhaber oder Verwalter zum
Wehrdienst oder zu einer sonstigen Kriegsver -
wendung eingezogen und eine andere Ver -

sehung der Gemeinde nicht möglich isf . Dieses
Gesefz , das der Kirchenleitung die Möglichkeit
gab , die durch den Krieg bedingten Notstände
bei der Ausrichtung des Pfarrdienstes zu be -

heben , ist 6 Monate nach Kriegsende außer Kraft

getreten . Aber gleich Ende 1045 zeigte sich , daß

) Die Vorlage wird dem Erweiferten Evang . Ober -
kirchenrat zu Beginn der Tagung der Landèessynode
noch vorgelegt werden .

der Notstand noch keineswegs behoben war , so -
daß unferm 5. September 1946 ( VBl . S. 20) ein Ge -
setz erlassen werden mußte , in welchem erneut
die Möglichkeit der Abordnung zur Behebung
dringlichster Mißstände vorgesehen war . Dieses
Gesetz war aber nur befristet bis zum 31 . August
1947 erlassen .

Leider ist es àuch heufe immer noch nicht

möglich , den Anforderungen der Gemeinden
nach geistflicher Versorgung und dem in den
letzten Jahren sfark angewachsenen Bedarf an

Religionslehrern resflos nachzukommen , weil der

Zugang an Theologen nicht ausreichti . Es muß



ebenso mit ernster Sorge festgesfellt werden , daß

dieser Zustand in absehbarer Zeit sich nichtſ bes -

sern wird . So entsteht immer wieder einmal die

Situsfion , daß eine Pfarrstelle oder eine Reli -

gionslehrerstelle unversehen da ist , und die Kir -

chenleitung sich keinen anderen Rat mehr weiß ,
als den Pfarrer einer Gemeinde , die vorüber -

gehend auch von der Nachbarschaft aus ver -

sorgt werden könnte , zu bitten , in die Lücke ein -

zuspringen . In manchen Fällen findef diese Bitte

auch Gehör , in manchen Fällen stöht sie aber

auch auf Ablehnung . Die Kirchenleitung er -
achfef es daher für erforderlich , daß die nötigen
Rechtsunterlagen geschaffen werden , um äußer -

stenfalls auch einen Pfarrer gegen seinen Willen

zu einem solchen unerläßlich nöfigen Aushilfs -
dienst heranziehen zu können . Die Bestimmung
des 8 52 KV , die lautet

„ Der Pfarrer ist verpflichtef , auf Anordnung
des Oberkirchenrats neben seinen ordenf -
lichen Amisgeschäften auch andere geisfliche
Verrichtungen und Aufgaben im Dienste der

Landeskirche zu übernehmen , soweit seine
EKraft und die Interessen seiner Gemeinde dies

gestaften “ ,
genügt nicht . Es wird daher notwendig sein , ein

Gesetz , wie es der Entwurf vorsieht , zu erlassen
Die 88 1 u. 2 bedürfen wohl keiner besonde -

ren Erläuterung .
Zu §8 3 Säatz 2 u. 3 ist zu bemerken , daß es

nicht außer dem Bereich des Möglichen liegt ,
daß der Inhaber der Pfarrwohnung der zu ver
sehenden Pfarrstelle sich ohne überzeugenden
Grund sperrf , dem abzuordnenden Pfarrer einen
Wohn - und Arbeitsraum zur Verfügung zu stel

len , obwohl dies dem Wohnungsinhaber zuge⸗
mutet werden kann . Es wird zweckmäßig seln ,
auch eine gleiche Verfügung dem abgeordneten
Pfarrer hinsichflich seiner Pfarrwohnung aufau

erlegen . Es darf füglich erwarfet werden , dab
von diesen Bestimmungen kaum Gebrauch ge⸗
macht werden muß . Es ist aber gut , wenn sie vor -
handen sind , um einem unberechtigten Wider -
streben den Boden zu entziehen .


	Vorblätter
	[Seite]
	[Seite]

	Titelblatt
	[Seite]
	[Seite]

	Inhaltsverzeichnis
	Seite III

	I. Verzeichnis der Mitglieder des Oberkirchenrates
	Seite IV

	II. Verzeichnis der Mitglieder der Landessynode
	Seite IV
	Seite V

	III. Ausschüsse der Landessynode
	Seite V

	IV. Verzeichnis der Redner
	Seite VI

	V. Verzeichnis der behandelten Gegenstände
	Seite VII
	[Seite]

	VI. Verhandlungen
	Erste öffentliche Sitzung. Herrenalb, Samstag, den 3. Januar 1953
	Seite 1
	Seite 2
	Seite 3
	Seite 4
	Seite 5
	Seite 6

	Zweite öffentliche Sitzung. Herrenalb, Dienstag, 6. Januar 1953
	Seite 6
	Seite 7
	Seite 8
	Seite 9
	Seite 10
	Seite 11
	Seite 12
	Seite 13
	Seite 14
	Seite 15
	Seite 16
	Seite 17
	Seite 18
	Seite 19
	Seite 20
	Seite 21
	Seite 22
	Seite 23
	Seite 24
	Seite 25
	Seite 26
	Seite 27
	Seite 28
	Seite 29
	Seite 30
	Seite 31
	Seite 32
	Seite 33
	Seite 34
	Seite 35
	Seite 36
	Seite 37
	Seite 38
	Seite 39
	Seite 40
	Seite 41
	Seite 42
	Seite 43
	Seite 44
	Seite 45
	Seite 46
	Seite 47
	Seite 48
	Seite 49
	Seite 50
	Seite 51
	[Seite]


	[VII. Anlagen]
	Anlage 1. Vorlage des Erweiterten Evangelischen Oberkirchenrats
	[Seite]
	Seite 2
	Seite 3
	Seite 4
	Seite 5
	Seite 6
	Seite 7
	Seite 8
	Seite 9
	Seite 10

	Anlage 2. Vorlage des Erweiterten Evangelischen Oberkirchenrats
	[Seite]
	[Seite]

	Anlage 3. Vorlage des Erweiterten Evangelischen Oberkirchenrats
	[Seite]
	[Seite]

	Anlage 4. Vorlage des Erweiterten Evangelischen Oberkirchenrats
	[Seite]
	[Seite]

	Anlage 5. Vorlage des Erweiterten Evangelischen Oberkirchenrats
	[Seite]
	[Seite]



